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Editorial: Gesellschaftstheorie im Anschluss an Marx 


Marx in den Zusammenhang der Gesell- 
schaftstheorie zu stellen, ist heute nicht 
selbstverständlich. Nicht selten wird Marx 
im wesentlichen als das wahrgenommen, 
was er eigentlich gar nicht sein wollte, ein 
Theoretiker, der als Kritiker der bürgerli- 
chen Ökonomie den Kapitalismus kriti- 
sierte - Kapitalismus ganz eng verstanden 
als Wirtschaftssystem. Entsprechend eng 
fällt dann der Bezug auf das Marx’sche 
Werk aus. Es werden einige Grundbegriffe 
seiner Kritik der politischen Ökonomie ge- 
nutzt: der Wert, der sich selbst verwertet 
und sich systemisch gegen alle Verhältnisse 
durchsetzt, was dahingehend zugespitzt 
wird, dass mit dem Kapitalismus eine Dy- 
namik vorhertscht, in welcher der abstrakte 
Reichtum um seiner selbst willen produ- 
ziert wird. In dieser Perspektive scheint es 
dann so, als seidie Marx’sche Theorie kaum 
über die Vorbehalte des von Marx so sehr 
geschätzten Aristoteles hinausgekommen, 
dass eine Produktion, der es nur um die 
Vermehrung des Geldes gehe, allmählich 
zu Grunde gehen müsse, weil sich Geld 
nun mal nicht essen lasse und überdies 
die Moral der Menschen verderbe. Auch 
erscheint die Marx’sche Theorie nur alseine 
weitere Spielart jener Klage, derzufolge alle 
gesellschaftlichen Verhältnisse dem Markt 
unterworfen und ökonomisiert würden - 
so als ob sich die Ökonomie völlig aus der 
Gesellschaft entbettet und sich von jeder 
Politik befreit hätte. Es wird die Kritik 
der Entfremdung reformuliert: dass das, 


was die Menschen erzeugen, sich zu einer 
Gewalt über sie erhebt. Gefordert werden 
dann die Zivilisierung der Märkte und 
die Wiederherstellung des Vorrangs der 
Politik, also letztlich eine bessere staatli- 
che Sorge für seine Bürger und Bürgerin- 
nen. Aber gerade Marx war derjenige, der 
gezeigt hat, dass in kapitalistischen Ge- 
sellschaften die Politik den von der Öko- 
nomie ausgehenden Zwängen unterliegt. 
Aber mehr noch: die Politik ist selbst ein 
Bestandteil der kapitalistischen Produkti- 
onsweise; dass sie die Kapitalverwertung 
sichert und ausgestaltet, ist keine bedau- 
erliche Abweichung sondern Normalität. 

Marx als kritischer Ökonom missver- 
standen, der die Verteilungsverhältnisse 
und die Dominanz der Logik des Profits 
kritisiert, gibt er sogleich Anlass zu einer 
beliebten, eigentlich schon klassisch zu 
nennenden Reaktion, klassisch, weil sie 
schon in der Arbeiterbewegung des 19. 
Jahrhunderts zu beobachten war. Mit 
dieser Reaktion kann Marx trotz der Ra- 
dikalität seiner Kritik akzeptabel gemacht 
werden, denn es wird sogleich die Frage an 
ihn herangetragen, ob und wie ereigentlich 
seine Kritik begründe. Und munter kön- 
nen Philosophen ihrem Lieblingsgeschäft 
nachgehen und auch bei Marx nach den 
normativen Grundlagen der Kritik suchen 
- also gerade das tun, was Marx und Engels 
in dem von ihnen verfassten Text über die 
„Deutsche Ideologie“ so wunderbar ironi- 
siert hatten. 
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Marx wollte die ökonomischen Ge- 
setzmäßigkeiten als gesellschaftliche Ver- 
hältnisse dechiffrieren. Ware, Geld und 
Kapital sind gesellschaftliche Verhältnisse, 
die sich als Dinge präsentieren, die einer 
unausweichlichen Sachgesetzlichkeit fol- 
gen. Mit der Analyse dieser ökonomischen 
Verhältnisse stellt Marx die „Anatomie der 
bürgerlichen Gesellschaft“ dar, denn bei 
den bürgerlichen Gesellschaften handelt es 
sich um „Gesellschaften, in welchen kapita- 
listische Produktionsweise herrscht“ - wie 
es zu Beginn des „Kapital“ heißt. Dies ist 
vielfach so verstanden worden, als wäre die 
bürgerliche Gesellschaftsformation bereits 
verstanden, wenn man die Anatomie die- 
ser Gesellschaftsformation verstanden hat. 
Die Analyse der Formation wird also redu- 
ziert auf die Anatomie. Diese Anatomie 
lässt sich von der bürgerlichen Gesellschaft 
gar nicht lösen, insofern ist sie auch von der 
Gesellschaftstheorie gar nicht zu trennen. 
Doch umfasst die Anatomie nicht alles, 
sondern nur das Grundgerüst, das aber 
selbst wiederum zusammengehalten wer- 
den muss durch weitere Funktionen, die, 
um im Bild zu bleiben, den Muskeln und 
Sehnen, den Organen oder den physiolo- 
gischen Prozessen entsprechen. Gramsci 
hat dieses Bild der Anatomie sehr schön 
kommentiert: niemand verliebt sich in das 
Skelett einer Person. Die Vielzahl von As- 
pekten, die die bürgerliche Gesellschafts- 
formation ausmachen, ist also mit der Ana- 
tomie gerade erst in Ansätzen begrifflich 
zugänglich gemacht. 

Es stellt sich dann aber die Frage, wie 
die kapitalistische Produktionsweise ihre 
Herrschaft ausübt, wie sie die bürgerliche 
Gesellschaft formiert, also allen Verhält- 
nissen, unter denen die Menschen leben, 
eine spezifische Form gibt. Wenn die 
Marxsche Theorie erweitert wurde -ins- 
besondere durch die Soziologie -, dann 
war damit vor allem der Aspekt der Sozi- 
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alstruktur gemeint, also die Auswirkung, 
die das Verhältnis von Kapital und Arbeit 
aufdie Bildung von Klassen, Einkommen, 
Bildungschancen oder Berufe hat, wie in 
das Handeln der Menschen Faktoren wie 
Religion, das Leben in der Stadt oder einem 
besonderen Milieu interferieren. 

In jüngerer Zeit hat sich diese Art der 
Fragestellung verschoben. Marx wollte 
alle Verhältnisse umstürzen, unter den 
die Menschen geknechtet und entwürdigt 
sind. Heute und aufgrund langer Diskus- 
sionen in der feministischen und queeren 
ebenso wie in der antirassistischen Theo- 
riebildung wird die Debatte auf das Ver- 
hältnis von Klasse, Rasse und Geschlecht 
zugespitzt. Die Marxsche Theorie wird - 
wenn überhaupt - unter dem Blickwinkel 
eines Beitrags zur Klassentheorie wahrge- 
nommen. Wobei allerdings gerade dieser 
Aspekt der Klasse in vielen Diskussionen 
gar nicht näher in Betracht gezogen wird. 
Doch wird angenommen, dass die Marx- 
sche Theorie wenig zu den Fragen des Ge- 
schlechterverhältnisses oder des Rassismus 
zu sagen hat. 

Die Reichweite der Marx’schen Theo- 
rie wird mit einer solchen Perspektive 
stark eingeschränkt, einmal mehr wird 
die Theorie selbst als eine eher kritische 
ökonomische Theorie verstanden und 
missverstanden. Demgegenüber wurde 
im westlichen Marxismus, ausgehend von 
„Geschichte und Klassenbewußtsein“ von 
GeorgLukäcs dafür plädiert, die Marx’sche 
Theorie als eine kritische Fortsetzungund 
materialistische Wendungder Hegelschen 
Philosophie zu begreifen. Eine Folge dieser 
Überlegung ist, dass die Marx’sche Theorie 
als systematische Theorie der Gesellschaft 
verstanden wird. Im Prinzip sei es Marx 
darum gegangen, zu allen einzelnen Aspek- 
ten der bürgerlichen Gesellschaftsforma- 
tion und ihrem inneren Zusammenhang 
eine systematische Theorie zu entwickeln. 
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Dieses Projekt wurde dann von vielen 
Marxisten verfolgt. Die Marx’sche Theorie 
wurde als Grundlage begriffen, mit ihren 
Begriffen sollten dann auch die spezifi- 
schen Felder und ihre jeweilige Autonomie 
analysiert werden. Dies gilt für die Wis- 
senschaft, die Moral, die Literatur ebenso 
wie für die Musik oder den Film, den 
Konsumstil, das Familienleben oder das 
Sexualleben von Jugendlichen. Besonders 
innovativ war dabei in den 1930er Jahren 
die Kritische Theorie. Sie begann, die auto- 
nomen Kulturpraktiken auch empirisch zu 
untersuchen, integrierte im Anschluss an 
die Sexpol-Bewegungauch die Psychoana- 
Iyse in ein umfassendes Konzept des Mar- 
xismus und begann, konfrontiert mit den 
Erfahrungen der nationalsozialistischen 
Herrschaft und des US-amerikanischen 
Exils, die neuen Formen der Massenkul- 
tur und der politischen Herrschaft als 
Momente eines sich transformierenden 
Kapitalismus verständlich zu machen. 

Im Anschluss an die 1968er-Bewegung 
wurde das Projekt einer marxistischen Ge- 
sellschaftstheorie auf der Basis einer „Re- 
konstruktion“ der Kritik der politischen 
Ökonomie weiterverfolgt. In Anlehnung 
an den Marxschen 6-Bücher-Plan der späten 
1850er Jahre ging es vor allem darum, die 
Formen des Staates und des Weltmarktes 
aus dem Kapital „abzuleiten“. Allerdings 
hatte Louis Althusser bereits in den 1960er 
Jahren auf das Problem hingewiesen, dass 
eine Analyse der Totalität der bürgerlichen 
Gesellschaft reduktionistisch ausfallen 
könnte, wenn sie ableitungslogisch oder 
subsumtionslogisch vorgeht. Althusser 
unterschied strengzwischen der kapitalisti- 
schen Produktionsweise (im Singular) und 
den durch sie beherrschten Gesellschafts- 
formationen (im Plural). Er verwendete 
Begriffe wie den der Überdeterminierung, 
um die Vielfalt der nicht aufeinander 
reduzierbaren Widersprüche innerhalb 
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des komplex strukturierten Ganzen einer 
Gesellschaftsformation zu begreifen. Dies 
führte z.B. dazu, dass Nicos Poulantzas in 
Anlehnung an Gramscis und Althussers 
Kritiken des Ökonomismus versuchte, eine 
„regionale“ Theorie des Politischen und des 
Staates zu entwickeln, die nicht ableitungs- 
oder subsumtionslogisch argumentiert. 
Das Konzept der „regionalen“ Theorien 
des Ökonomischen, Politischen, Ideologi- 
schen etc. machte aber eine andere Gefahr 
deutlich: Das komplex strukturierte Ganze 
einer Gesellschaftsformation kann nicht 
einfach als Addition einer Reihe von sozi- 
alen Verhältnissen begriffen werden. Das 
Politische und das Ökonomische sind eben 
- entgegen der Auffassung der System- 
theorie - keine Systeme, die unabhängig 
voneinander gedacht werden können. Das 
gleiche gilt für die Beziehungen zwischen 
Klasse, Geschlecht und Rassismus: Sie 
existieren immer schon in einer konkre- 
ten Verbindung, die in verschiedenen Ge- 
sellschaftsformationen unterschiedliche 
Gestalten annimmt. Das Konzept der In- 
tersektionalität, mit dem zurzeit versucht 
wird, diesen Zusammenhangzu begreifen, 
sollte jedenfalls nicht so verstanden wer- 
den, dass es hier um Verhältnisse geht, die 
im Prinzip unabhängig voneinander exis- 
tieren und sich nur zufällig überkreuzen. 
Ernesto Laclau und Chantal Mouffe ha- 
ben - ebenfalls in Anlehnungan Gramsci 
und Althusser - argumentiert, dass eine 
konsequente Kritik des Ökonomismus 
und Klassenreduktionismus über den 
Marxismus als solchen hinausführt. Ihre 
postmarxistische Wendung zum Diskur- 
siven als der konstitutiven Sphäre jeglicher 
sozialer Praxis läuft jedoch Gefahr dem von 
ihnen kritisierten Essentialismus zu verfal- 
len: Das Diskursive nimmt nun den Platz 
ein, derin den ökonomistischen Versionen 
des Marxismus der Ökonomie zufällt, so 
dass es fraglich erscheint, ob sich kritische 
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Gesellschaftstheorie auf dieser Abstrakti- 
onsebene weiterentwickeln lässt. 

Die Beiträge des vorliegenden Heftes 
diskutieren diese Probleme weiter und 
vertreten dabei durchaus unterschiedli- 
che Positionen. Alex Demirovic fragt nach 
dem Zusammenhang der verschiedenen 
Formen von Herrschaft, die in den unter- 
schiedlichen gesellschaftstheoretischen 
Diskursen artikuliert wurden - und was 
auf dem Spiel steht, wenn dieser Zusam- 
menhang nicht gedacht wird. Demirovic 
vermutet: nicht weniger als das Scheitern 
des Emanzipationsprojekts selbst. Er 
macht deswegen den Vorschlag, Marx’ 
Überlegungen zu Basis und Überbau als 
Theorie der Gesellschaft zu aktualisieren. 
Hanna Meifßner versucht in ihrem Text 
die Marx’sche Analyse kapitalistischer 
Strukturen mit den Machtanalysen von 
Foucault und Butler zu verbinden; sie will 
vor diesem Hintergrund deutlich machen, 
dass sich Gesellschaft als paradoxe Einheit 
von Totalität und Fragmentierungerweist. 

Der Ideologiekritik wird häufig vorge- 
worfen, dass sie von einer problematischen 
Trennung von Kritikern und Akteuren 
ausgeht, indem sie den Ideologiekritikern 
eine prinzipiell tiefere Einsicht zubilligen 
müsse als den Akteuren. Dass die Marx’sche 
Kritik der politischen Ökonomie dieser 
Falle jedoch entgeht, versucht Sebastian 
Bandelin in seinem Beitragnachzuweisen. 
Mit einem weiteren viel diskutierten Punkt 
Marx’scher Gesellschaftstheorie setzt sich 
Bob Jessop auseinander der ökonomischen 
Determination „in letzter Instanz“. Jessop 
willzeigen, dass die üblichen marxistischen 
Umgangsweisen damit unzureichend sind. 
Er schlägt eine neue, an systemtheoreti- 
schen Überlegungen orientierte Konzep- 
tion „ökologischer Dominanz“ vor (ökolo- 
gisch hier nicht im Sinne der natürlichen 
Umwelt, sondern der Systemumwelt, die 
aus anderen Systemen besteht). 
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Die Frage des Rechts im gesellschaftli- 
chen „Überbau“ diskutiert Andreas Fisahn 
anhand der gegensätzlichen Positionen von 
Paschukanis und Bloch: während Paschu- 
kanis der Auffassung war, dass die Rechts- 
form an die Warenform gebunden ist und 
daher im Kommunismus mit der Waren- 
form verschwinden müsse, versuchte Bloch 
deutlich zu machen, dass auch eine postka- 
pitalistische Gesellschaft aufRechtsformen 
nicht verzichten könne. 

Angesichts der zunehmenden Bedeu- 
tung von Umweltproblemen gibt es seit 
Jahren Versuche, Marx’ Kritik der politi- 
schen Ökonomie an naturwissenschaftliche 
Theorien anzukoppeln, insbesondere an die 
Thermodynamik und ihren Entropiebegriff. 
Thomas Gehrig setzt sich in seinem Beitrag 
kritisch mit solchen Ansätzen auseinander. 

Mit dem auf Rosa Luxemburg zurück- 
gehenden Konzept kapitalistischer „Land- 
nahme“ versuchten in den letzten Jahren 
Klaus Dörre und in einem etwas anderen 
Kontext auch David Harvey nicht nur 
aktuelle Prozesse der Privatisierung und 
Deregulierung zu erklären, sondern auch 
deutlich zu machen, wie sich die kapitalis- 
tische Reproduktion gerade vermittels Kri- 
sen vollzieht. Bernd Röttger kritisiert diese 
Ansätze sowohl unter theoretischen als 
auch unter empirischen Gesichtspunkten. 

Die hier angestoßene Debatte über 
Gesellschaftstheorie wird im kommenden 
Jahr mit einem weiteren Heft „Perspekti- 
ven der Gesellschaftskritik heute“ (PRO- 
KLA 167, Juni 2012) fortgeführt werden. 


Außerhalb des Heftschwerpunkts setzt 
sich Tom Strohschneider mit der aktuellen 
Entwicklungder Linkspartei auseinander. 


Alex Demirovic 


Kritische Gesellschaftstheorie und die Vielfalt 
der Emanzipationsperspektiven 


1. Totalität und Differenz 


Kann man heute über die bürgerliche Gesellschaft als eine Einheit und in einer 
einheitlichen Perspektive sprechen? Historisch wurde sie von Hobbes über Locke, 
Kant und Hegel bis zu Max Weber als Ergebnis von Verträgen zum Schutz des 
Eigentums verstanden. Hat man damit wenn nicht alle, doch die entscheidenden 
Aspekte der modernen, bürgerlichen Gesellschaft begriffen: die Verfügung über 
die Produktionsmittel und die Erhaltung dieser Verfügungsgewalt? Ist über die 
bürgerliche Gesellschaft alles gesagt, wenn man sie als kapitalistisch und als eine 
Organisation zum Schutz der privaten Aneignung des gesellschaftlichen Reich- 
tums bezeichnet? Ist das theoretisch plausibel, ist sie allein als kapitalistisch zu 
charakterisieren? Wie aber sind dann solche Analysen der Industrie, Erlebnis-, 
Risiko-, Informations- oder Wissensgesellschaft einzuschätzen? Es gibt vielfache 
Zweifel an der Vorstellung von einer einheitlichen Gesellschaft, die durch ein 
Prinzip oder einen Widerspruch strukturiert ist und sich entsprechend von einer 
einzigen Theorie der Gesellschaft fassen lassen soll. 

Der Zweifel an der Einheit der Gesellschaft selbst ist nicht neu. „Theorien der 
Gesellschaft wirken oft als eine eigentliche und äußerst wohltuende Gehirnwä- 
sche, aber ‘beweisen’ können sie gar nichts.“ (König 1973: 13) König wirft der 
Theorie der Gesellschaft - und damit meint er wohl vor allem die Kritische 
Theorie und vor allem Theodor W. Adorno - vor, dass sie eine auf das Ganze der 
Gesellschaft ausgerichtete Doktrin ist. Das entspricht nicht dem Anspruch an 
eine soziologische Theorie, die mittels Hypothesen induktiv vorgeht und zunächst 
Theorien mittlerer Reichweite entwickelt, um dann zu allgemeinen Theorien der 
Organisation oder der Bürokratisierung zu gelangen. Theorien der Gesellschaft 
würden zwar den Anschein erwecken, soziologisch zu sein, doch seien ihre glo- 
balen Aussagen nicht methodisch gewonnen, sondern nur Illustrationen für 
nicht bewiesene Behauptungen. Die mehr revolutionären Formen der Theorien 
der Gesellschaft zielten darauf, starke Anreize für das Handeln zu geben, die 
mehr desillusionierten Formen ehemals revolutionärer Theorien darauf, kritische 
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Energien auszulösen. „In beiden Fällen geschicht dies jedoch durch das Mittel 
der unplanmäßigangewendeten Empirie, die zur Ideologieentlarvungoder zum 
totalen Ideologieverdacht verführt. Je nach unmittelbarer Nähe oder Ferne zur 
revolutionären Idee entwickelten sich diese Denksysteme entweder als aggressive 
Revolutionsinstrumente, die sich durch Propaganda und Gewaltandrohung zu 
verwirklichen suchen, oder als subtile Kulturkritik und Sozialkritik; letztere 
heute in Deutschland insbesondere aus zwei Quellen sich nährend, die beide im 
Laufe der Geschichte verschlissen worden sind und die man dementsprechend 
nicht mehr offen zu bekennen wagt, nämlich aus der bolschewistischen und der 
nationalsozialistischen revolutionären Ideologie.“ (König 1973: 12f) 

Der Zweifel an der Gesellschaftstheorie hat nicht nur eine innerwissenschaft- 
liche Bedeutung für die Soziologie, sondern selbst einen systematischen, gesell- 
schaftlichen Gehalt. Soweit die liberale Tradition überhaupt akzeptiert, dass es 
‘Gesellschaft’ gibt, wird diese als pluralistisch begriffen. Alle Individuen haben das 
Recht, ihr Glück zu verfolgen. Es darf keine Eingriffe in die Vorstellungen vom 
Glück geben noch in die Bestrebungen selbst. Die Rahmenbedingungen müssen 
derart beschaffen sein, dass alle auf möglichst optimale Weise diesem Glücks- 
streben nachgehen können, ohne dass sie andere bei der Verfolgungihres Glücks 
behindern. Da letzte politische, religiöse, ästhetische, sexuelle, gesellschaftliche 
Ziele, die Menschen anstreben, um ihr Glück zu erlangen, durchaus in Wider- 
spruch geraten können, geht es dem Liberalismus darum, die Gesellschaftsmit- 
glieder daran zu erinnern, dass sie unausgesprochen bestimmte geteilte Normen 
oder Werte in Anspruch nehmen, die eine Gemeinsamkeit sichern; oder davon 
zu überzeugen, dass sie die gemeinsame Grundlage eines moralischen Konsenses 
benötigen, der dazu beiträgt, Institutionen einzurichten und zu bewahren, an 
denen sie ihr gemeinsames Leben orientieren und Erwartungssicherheit erlangen. 
Dabei handelt es sich um die Vernunftnormen der Freiheit und Gleichheit und 
eine entsprechende Idee einer wohlgeordneten Gesellschaft (Rawls 2003: 25). 
In diesem Fall geht es nicht um letzte Werte oder Normen, an denen sich ein 
Individuum oder eine Gruppe orientiert, um dem eigenen Leben Sinn oder Ziel 
zu geben, sondern um Normen, die sich auf das wohlverstandene Eigeninteresse 
im Verhältnis zu anderen berufen: niemand kann für sich in Anspruch nehmen, 
frei die eigenen letzten Ziele zu verfolgen, ohne anderen zuzugestehen, dass für 
sie das Gleiche gilt. Entsprechend geht es darum, das Gemeinwesen derart zu 
ordnen, dass alle frei und gleich sein, also ihre jeweiligen letzten Ziele verfolgen 
können, ohne die Freiheit und Gleichheit als Bedingungen des Zusammenlebens 
selbst zu bedrohen. Dies wird ermöglicht durch eine verschiedene Überzeugungen 
verbindende Moral, einen moralischen Konsensus, der von allen geteilt werden 
kann, nämlich die Einsicht, dass niemand anderen dauerhaft Nachteile zumuten 
kann, die man selbst nicht in Kauf nehmen würde. „Hier ist zu beachten, dass 
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es angesichts des Faktums des vernünftigen Pluralismus unmöglich eine wohl- 
geordnete Gesellschaft geben kann, deren sämtliche Mitglieder ein und dieselbe 
Globaltheorie akzeptieren. Aber demokratische Bürger mit unterschiedlichen 
Globalüberzeugungen können sich dennoch über politische Gerechtigkeitskon- 
zeptionen einigen. Nach Ansicht des politischen Liberalismus ist damit sowohl 
eine ausreichende als auch die vernünftigste Basis der sozialen Einheit gegeben, die 
unsals Bürgern einer demokratischen Gesellschaft zu Gebote steht.“ (Rawls 2003: 
31) Es ist in der liberalen Tradition umstritten, ob es einen solchen Konsensus 
geben muss oder sollte, der von allen geteilt wird. Denn auch der Konflikt kann 
zur Vergesellschaftung führen. Aus diesem Blickwinkel erscheint die Suche nach 
einer gemeinsamen Moral geradezu als falsch, weil dies differente Interessen und 
Lebensformen daran hindert, sich offen zu äußern. Der Pluralismus soll nicht 
nur als Faktum zähneknirschend hingenommen werden, vielmehr soll er für die 
moderne demokratische Gesellschaft als konstitutiv gelten (vgl. Mouffe 2008: 
46). Es soll Differenz, Dissens, Gegnerschaft und demokratischen Kampf geben. 
Allerdings sind solche liberalen konflikttheoretischen Überlegungen weniger 
grundsätzlich als sie sich geben. Denn auch sie gelangen alsbald an den Punkt, an 
dem esihnen darum geht, den Rahmen zu sichern, innerhalb dessen die Konflikte 
ausgetragen werden. Eskann keinen Pluralismus geben, „soweit die Prinzipien der 
politischen Assoziation betroffen sind“ (Mouffe 2008: 40). Die Konflikte müssen 
also daran gehindert werden, eine Dynamik anzunehmen, von der behauptet 
wird, dass sie die Gesellschaft zerstört. Üblicherweise wird dies in kapitalistischen 
Gesellschaften durch Verfassungsprinzipien und von ihnen gesteuerte öffentliche, 
staatliche Gewalt gewährleistet. Allerdings steckt darin selbst die problematische 
normative Annahme, dass, weil es Konflikte und diese besonderen Konflikte 
gibt, sie auch zukünftig und in dieser Form geben sollte. Chantal Mouffe wie 
andere Vertreter der liberalen Tradition wenden sich gegen einen von ihnen für 
gefährlich gehaltenen, weil unpolitischen Harmonismus, der in der Erwartung 
stecken soll, Konflikte ließen sich überwinden. Doch diese Überlegung ist geprägt 
von einer falschen Universalisierung besonderer gesellschaftlicher Phänomene 
auf die Gesamtheit der geschichtlichen Entwicklung. Denn im Anschluss an 
Kants Überlegungen zum Ewigen Frieden lässt sich durchaus annehmen, dass 
Konflikte derart zur Veränderungvon gesellschaftlichen Verhältnissen beitragen, 
dass die Ursachen für diese spezifischen Konflikte selbst einmal überwunden 
werden. Gerade dies war die Überlegung von Marx, wenn er davon spricht, dass 
der geschichtliche Beruf des Proletariats die „Umwälzung der kapitalistischen 
Produktionsweise und die schließliche Abschaffungder Klassen“ (MEW 23:22) 
dadurch ist, dass das gesellschaftliche Eigentum, das heute von wenigen kontrol- 
liert und angeeignet wird, in ein allen Mitgliedern der Gesellschaft angehöriges 
Eigentum verwandelt wird (MEW 4: 476). 
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Marx wirft damit die gesellschaftstheoretische Frage auf, welche Bedeutung 
es hat, wenn es in einer Gesellschaft immerzu Konflikte gibt und wenn diese 
Konflikte niemals gelöst, sondern von den Gesellschaftsmitgliedern affirmiert 
und auf Dauer gestellt werden. Das muss Folgen für die Gesellschaft selbst ha- 
ben. Denn sie muss dann so organisiert werden, dass die Konflikte unterdrückt 
werden, damit sie die Gesellschaft nicht doch auflösen; oder sie müssen in einer 
Weise reguliert, stimuliert und ausgetragen werden, dass die Akteure den Kon- 
Hikt führen, sich aber dennoch so verhalten, dass es zu keiner Lösung kommt 
- die sich am Ende nur aus der Beseitigung der Ursachen des Konflikts und 
mithin aus einer konstitutiven Veränderung der gesellschaftlichen Verhältnisse 
ergeben könnte. Marx hat dabei vor Augen, dass Klassengesellschaften dadurch 
bestimmt sind, dass eine kleine Gruppe von Herrschenden mit ihren Aktivitäten 
das gesellschaftliche Eigentum und die gesellschaftliche Arbeit privat aneignen. 
Dies ist nur im Konflikt möglich, denn die anderen gesellschaftlichen Grup- 
pen wehren sich. Die moderne ArbeiterInnenklasse zeichnet Marx zufolge aus, 
dass sie weltgeschichtlich erstmals darauf zielt, das gesellschaftliche Eigentum 
als solches zu konstituieren. Dieser Konflikt durchzieht die gesellschaftlichen 
Verhältnisse und gibt Anlass zu einer Vielzahl von Aktivitäten und Verhält- 
nissen, deren Sinn es ist, den offenen Ausbruch des Konflikts und damit die 
beherrschte Konfliktparteizu unterdrücken, den Konflikt zu moderieren und zu 
regulieren, um ihn in Bahnen zu lenken, in denen er auf Dauer gestellt werden 
kann. Der Konflikt trägt im weiteren also dazu bei, dass sich überhaupt immer 
weitere gesellschaftliche Verhältnisse ausbilden, die ihrerseits dazu beitragen, 
den Eigentumskonflikt einzuhegen und die Probleme, die bei diesen Eindäm- 
mungs-, Hegungs-, Kontroll- und Normalisierungsversuchen entstehen, selbst 
wiederum zu bewältigen. Alle diese Bemühungen bilden ihrerseits umfassende 
gesellschaftliche Verhältnisse mit ihnen spezifischen Lebensformen und Wider- 
sprüchen aus. Dadurch kommt es zur Autonomie dieser Widersprüche, weil die 
Akteure in den spezifischen Bereichen selbst wiederum spezifische Konflikte 
konstituieren. Selbst wenn Technik und Wissenschaft Produktivkräfte sind, 
die der erweiterten Reproduktion des Kapitals dienen, so kann umstritten sein, 
was als wissenschaftlich wahr gilt, weil es um die Verteilung von Ressourcen 
innerhalb eines Faches oder zwischen Fächern geht, um den notwendigen Bedarf 
an wissenschaftlich qualifizierten Arbeitskräften in dem einen oder dem anderen 
Gebiet, um Wahrheitsentscheidungen, die zu Erwartungshorizonten hinsichtlich 
der Industrieentwicklung, der natürlichen Ressourcen und der technologischen 
Aneignungsmöglichkeiten von Natur und Umweltfolgen entscheiden, an die 
sich aufgrund von Investitionen und staatlichen Entscheidungen Kapital und 
gesellschaftliche Normen und Standards binden. Gesellschaftstheoretisch ist 
beides zu leisten: die Autonomie der jeweiligen Widersprüche und Konflikte zu 
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begreifen, aber ebenso sie im Zusammenhangvon Kreislaufmodellen fassen, weil 
alle Elemente rekursiv auf den Ausgangspunkt zurücklaufen. 

Die Systemtheorie verspricht, dies zu leisten. Bemerkenswert ist, dass trotz 
des Verdikts über Gesellschaftstheorie dieses Projekt keineswegs der kritischen 
Gesellschaftstheorie vorbehalten blieb. Vielmehr hat Niklas Luhmann über viele 
Jahre ein solches Projekt im Rahmen einer allgemeinen Systemtheorie verfolgt 
und kreislauftheoretische und pluralismustheoretische Argumente zusammen- 
geführt. Er bestimmt die moderne Gesellschaft als funktional differenzierte 
Gesellschaft mit einer gewissen Anzahl von Funktionssystemen: Wirtschaft, 
Politik, Recht, Wissenschaft, Kunst, Religion .... Diese Funktionssysteme sind 
autokonstitutiv, sie bilden sich nicht, um als Teil eines Ganzen eine von diesem 
vorweg bestimmte Funktion zu erfüllen. Um Gesellschaft handelt es sich des- 
wegen, weil die Kommunikationen systemisch stabilisiert und von evolutionärer 
Relevanz werden, also nicht von Interaktionen zwischen Individuen abhängen. 
Für die funktional differenzierte Gesellschaft ist kennzeichnend, dass ein Funk- 
tionssystem universell eine spezifische Funktion wahrnimmt: also mittels Macht 
oder Geld die Anschlussfähigkeit von Kommunikationen sicher stellt. Jedes 
dieser Funktionssysteme prozessiert gesellschaftliche Kommunikation, doch 
geschicht dies autopoetisch, es erzeugt also mediengesteuert die Sinneinheiten 
jeweils selbst. Die Funktionssysteme sind operativ geschlossen, der von ihnen 
prozessierte Sinn ist jeweils der Sinn, der ihre Binnensicht konstituiert: Wahrheit 
wird nicht wahrer durch die Schönheit derjenigen, die sie niederschreiben; sie 
lässt sich auch nicht kaufen oder mittels Macht vor wissenschaftlicher Kritik 
immunisieren. Eine politische Entscheidung wird nicht nach ästhetischen oder 
wissenschaftlichen Gesichtspunkten getroffen, sondern nach dem der Macht. 
Gesellschaft kann sich nicht als Ganze selbst beschreiben, sondern nur aus dem 
Blickwinkel jedes der Funktionssysteme beobachtet und beschrieben werden. 
Entsprechend wird das Ganze der Gesellschaft jeweils völliganders beschrieben, 
eine gemeinsame und umfassende Perspektive gibt es nicht, die Gesellschaft ist, 
Luhmann zufolge, polykontextural. „Die Gesellschaft ist der Extremfall eines 
Systems, das zur Selbstbeobachtung gezwungen ist, ohne dabei wie ein Objekt 
zu wirken, über das nur eine einzige richtige Meinung bestehen kann, so dass alle 
Abweichung als Irrtum zu behandeln ist.“ (Luhmann 1997: 88) Die jeweiligen 
Selbstbeschreibungen der Gesellschaft tragen, weil die Funktionssysteme sich 
wechselseitig beobachten, ihrer Kontingenz Rechnung: es könnten auch andere 
gesellschaftliche Selbstbeschreibungen sein. Treten hingegen solche Selbstbe- 
schreibungen totalisierend auf, werden sie zwangsläufig intolerant und machen es 
sich politisch schwer (ebd.: 892). Luhmanns Theorie der Gesellschaft hat dort eine 
gewisse Ähnlichkeit mit der von Marx, wo die Gesellschaft als kreislauftheoretisch 
bestimmbarer Prozess einer unendlich großen Zahl von gleichzeitigen Vorgängen 
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begriffen werden kann. Doch diese Kreisläufe sind bei Luhmann formal bestimmt 
als Anschlussfähigkeit von Kommunikationen. Diese Kommunikationen sind 
nicht von innen her verbunden; man könnte sagen, dass es im Prinzip gleich- 
gültig ist, worüber kommuniziert wird. Dies wird durch den autokatalytischen 
und autopoetischen Charakter der Funktionssysteme nur bestärkt. Diese stehen 
aufgrund ihrer Autonomie in einem äußerlichen Verhältnis zueinander; dieses 
Verhältnis wird durch Beobachtung und strukturelle Kopplung überbrückt. 

Das ist ein entscheidender Unterschied zu Marx, der annimmt, dass die 
Gesellschaft einen inneren Zusammenhang bildet, der sich aus dem koopera- 
tiven Arbeitszusammenhang und der Verfügung über die Produktionsmittel 
zur Aneignung und Bearbeitung der Natur ergibt. Die Momente des ökono- 
mischen Prozesses, also Produktion, Distribution, Austausch und Konsumtion 
bildeten Glieder einer Totalität, Unterschiede innerhalb einer Einheit. Doch 
die Produktion greife über alle diese Momente; von ihr her beginne der Prozess 
immer wieder neu. Dieser Kreislauf führt zu weiteren Kreisläufen und gibt der 
Gesellschaft einen Schwerpunkt. Kritisch formuliert er gegen die bürgerliche 
Ökonomie - und das Argument ließe sich auf die Soziologie erweitern -, dass 
diese verkenne, dass „jede Form der Produktion ihre eignen Rechtsverhältnisse, 
Regierungsform etc. erzeugt. Die Rohheit und Begriffslosigkeit liegt eben darin, 
das organisch Zusammengehörende zufällig aufeinander zu bezichen, in einen 
bloßen Reflexionszusammenhang zu bringen.“ (MEW 42:22) Nicht nur kommt 
der Aneignung der Natur und der Reproduktion der Gattung unter besonderen 
historischen Verhältnissen bei Marx eine besondere Bedeutungzu, auch politische 
Macht und Staat haben eine besondere Rolle. 

Aus dem Blickwinkel der Luhmannschen Theorie trägt kein Funktionssystem 
in besonderer Weise zur Kohäsion des gesamten Kreislaufs bei. Diesgilt auch für 
den Staat. Die Gesellschaft hat kein privilegiertes Zentrum der Beobachtung, 
der Allgemeinheit oder der Steuerung. Demgegenüber kann für Marx und die 
an ihn anschließende Tradition gesagt werden, dass der Staat als gesellschaft- 
liches Verhältnis in der gesellschaftlichen Arbeitsteilung mit Ressourcen und 
Kompetenzen ausgestattet wird, gesellschaftliche Konflikte an sich zu ziehen, 
zu bearbeiten und zu regulieren, um zur Dauerhaftigkeit der Gesamtheit der 
Reproduktionskreisläufe beizutragen. Luhmann hat nicht recht: die Gesellschaft 
bildet mit dem Staat Praktiken der Selbstbeobachtung und Selbstorganisation 
aus, selbst noch die Soziologie und die Gesellschaftstheorie sind vielfach staatlich 
kontrollierte Formen dieser Art der herrschaftlichen Selbstbeobachtungs- und 
Kontrollpraxis. Dies siedelt den Staat keineswegs außerhalb der Gesamtheit der 
gesellschaftlichen Verhältnisse an, er bleibt ein Kreislauf innerhalb der Kreisläufe, 
und dennoch bildet er neben den Produktionsverhältnissen der Gesellschaft einen 
Schwerpunkt. Die Frage stellt sich, wie die Analyse des inneren Zusammenhang 
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des Kreislaufs der Kreisläufe, der in sich gegliedert ist und bestimmten Bereichen 
ein größeres Gewicht gibt, die Vorstellung einer durchaus problematischen To- 
talisierung vermeiden und der Pluralität Rechnung tragen kann. 

Nicht nur ausliberaler, auch aus emanzipatorischer Sicht stellt sich diese Frage. 
Denn emanzipatorische Bewegungen begreifen „Gesellschaft“ aus systematischen 
Gründen jeweils schr verschieden und weisen damit auf eine Vielfalt von gesell- 
schaftlichen Herrschaftsverhältnissen hin. 1) Die Perspektive des Kommunismus 
und Sozialismus, in deren Zentrum die Ausbeutungund Aneignung des lebendi- 
gen Arbeitsvermögens durch das Kapital steht. Das Ziel ist, die Gesellschaft von 
den unmittelbaren Produzenten her, also von der Arbeit her zu reorganisieren, so 
dass alle arbeiten und die Mühen der notwendigen gesellschaftlichen Arbeiten 
von allen geteilt werden. 2) Die Kritik von Frauen an patriarchalen Verhältnissen, 
die verhindern, dass sie nicht die vollen Bürgerrechte genießen und aufgrund 
des askriptiven Merkmals des Geschlechts politisch, rechtlich, kulturell oder 
ökonomisch gegenüber Männern benachteiligt werden. Insbesondere wird kri- 
tisiert, dass die vor allem von Frauen geleistete Arbeit der Fürsorge, Erziehung, 
Pflege oder des Haushalts nicht als gesellschaftliche Arbeit gilt und wie selbst- 
verständlich in das Projekt der Emanzipation einbezogen wird. Entsprechend 
solleszu einer Neuverteilungder gesamten für die Reproduktion der Individuen 
relevanten gesellschaftlichen Arbeit kommen. 3) Engdamit zusammenhängend 
und dennoch davon zu unterscheiden sind die Formen der Benachteiligung, die 
sich mit Geschlecht und sexueller Orientierung verbinden. Die Kritik richtet 
sich hier gegen konventionelle Lebensformen, die heterosexuell bestimmt sind 
und Individuen aufeine bestimmte Artund Weise, ein Geschlecht zu haben und 
zu sein, festlegen. Damit werden nicht nur heterosexuelle Frauen und Männer 
ihrer sexuellen Autonomie enteignet und auf bestimmte Formen der sexuellen 
Praxis hin ausgerichtet, sondern auch die verschiedenen Formen der sexuellen 
Orientierung und des Verhältnisses zum Körper ignoriert, wenn nicht sogar un- 
terdrückt. Zudem werden die Individuen und ihre Verhältnisse sexualisiert, also 
in eine symbolische Ordnunghineingezwungen, in der sie ihre Identität nur durch 
bestimmte sexuelle Praktiken erlangen zu können scheinen. 4) Seit Jahrzehnten 
und Jahrhunderten wird die industrialistische Zivilisation kritisiert, weil sie die 
Menschen aus den natürlichen Lebenszusammenhängen reißt. Die Artund Weise 
des modernen Lebens, in dessen Zentrum der Erwerb um des Erwerbs willen 
steht, der Ehrgeiz, das Haben-Wollen, das auf die Erlangung von Bequemlichkei- 
ten zielt, gilt als naturzerstörerisch. 5) Seit langem werden Menschen rassistisch 
oder nationalistisch diskriminiert und abgewertet, ausgebeutet, drangsaliert, 
verfolgt und ermordet. Die Bemühungen nach dem Zweiten Weltkrieg, Rassismus 
und Antisemitismus mit Normen und Gesetzen grundsätzlich zu unterbinden, 
sind gescheitert, auch wenn politische und rechtliche Sanktionen die Erschei- 
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nungsweise des Rassismus und Nationalismus oftmals erheblich verändert haben. 
Rassistisch motivierte Genozide, rassistische Bevölkerungspolitik, Verfolgung 
und Diskriminierung von gesellschaftlichen Gruppen finden weiterhin statt. 
Auch innerhalb der Emanzipationsbewegungen können Spannungen auftreten 
zwischen Individuen kulturell-politisch kodierter und konstituierter Rasse oder 
Ethnie, Nationalität oder Religion. 6) Als eine weitere emanzipatorische Perspek- 
tive, die nicht unmittelbar mit Kapitalismuskritik zusammenfällt, will ich die 
anti-koloniale und befreiungsnationalistische erwähnen. In diesem Fall geht es 
darum, dass nicht nur die menschliche Arbeitskraft zur Ware wird, sondern die 
Individuen selbst. Sie werden für minderwertigerachtet und zu Sklaven gemacht 
oder verfolgt und vernichtet, es wird ihnen eine Identität und eine Lebensweise 
aufgezwungen, ihr Eigentum wird enteignet oder ihre Territorien besetzt und 
ihre Ressourcen angeeignet. Sie werden zu einer Gruppe vereinheitlicht, der die 
modernen Rechte der Nation und kollektiven Selbstbestimmung ebenso wie 
die individuellen Freiheitsrechte vorenthalten wird. Auch die Arbeiterklasse 
der Länder des kapitalistischen Zentrums haben über viele Jahrzehnte von der 
kolonialistischen Ausbeutungvon Regionen in Lateinamerika, Afrika oder Asien 
mit profitiert, so dass sich die Herstellungeiner inklusiven Solidarität bis aufden 
heutigen Tag als schwierig erweist. 

Diese Aufzählung ist nicht erschöpfend. Es können leicht weitere Formen 
der Gesellschaftskritik und des Begehrens nach Emanzipation hinzutreten. 
Jede dieser Perspektiven führt zu einer spezifischen Sicht auf die herrschenden 
Gesellschaftsverhältnisse, die als kapitalistische, als patriarchale, als sexistische 
und heteronormativistische, als industrialistische oder als rassistische und ko- 
lonialistische Gesellschaft beschrieben werden können. Entsprechend stellen 
sich auch die Emanzipationsperspektiven dar. Für jede Emanzipationsforderung 
stellt sich die Frage, warum sie zugunsten anderer Perspektiven zurücktreten, 
auf Emanzipation jetzt und hier verzichten sollte. Das Versprechen, dass, wenn 
die Arbeiter vom Joch der Lohnarbeit befreit wären, auch die Frauen eman- 
zipiert leben könnten, wird nicht automatisch eingelöst, ebenso wenig käme 
es wie selbstverständlich zur Überwindung von Antisemitismus oder zu einer 
Versöhnungmit der Natur. Die Perspektiven sind offensichtlich nicht aufeinander 
reduzibel, auch wenn es Überschneidungen geben mag sowohl hinsichtlich der 
theoretischen Sicht auf die gesellschaftlichen Verhältnisse als auch hinsichtlich 
der emanzipatorischen Ziele selbst. So ist es denkbar, dass die ArbeiterInnen eine 
Fabrik übernehmen und selbstverwaltet nach Bedarf produzieren, dass sie aber 
das Problem der Fürsorgearbeiten weiter ignorieren; dass Frauen ihre politischen 
Rechte erlangen und dennoch der Gesichtspunkt der unterschiedlichen sexuellen 
Orientierung und Identitätsbildung weiterhin ausgeblendet bleibt; diejenigen, die 
sich für die nationale Befreiung engagieren, beuten auch weiterhin rücksichtslos 
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Ressourcen aus, weil sie im besseren Fall die Gewinne für die Entwicklung des 
eigenen Landes einsetzen wollen. Aus gesellschaftstheoretischer Sicht gespro- 
chen, gibt es also eine Vielzahl von gesellschaftlichen Widersprüchen, die nicht 
aufeinander zurückzuführen sind. Die Lösung des einen beinhaltet noch nicht 
notwendigerweise die Lösung des anderen Widerspruchs. Dies kann im Sinne 
einer je spezifischen Reduktion von Komplexität gedeutet werden, die zu einer 
Ökologie verschiedener emanzipatorischer Ansätze und Theorien führt, die 
sich wechselseitig ergänzen (vgl. den Beitrag von Jessop in diesem Heft). Es gäbe 
kein gemeinsames, einheitliches Ziel. Die Akteure verfolgen eigensinnig ihre 
Emanzipationsziele und verweigern sich dem Anspruch irgendeiner der anderen 
kritischen Perspektiven und Bewegungen, sich ihr ein- oder gar unterzuordnen. 
Der ökologische Zusammenhang, der evolutionär völlig kontingent ist, lässt 
sich nur von einer externen Beobachterperspektive feststellen, die Theorie des 
Zusammenhangs entwickelt keine immanente, eingreifende Perspektive, sie 
zielt auch nicht auf die Herstellung von Zusammenhängen und Verdichtungen 
der Auseinandersetzungen. Dem steht die Überlegung von Marx entgegen: Die 
rücksichtslose Kritik alles Bestehenden folge dem „kategorischen Imperativ, alle 
Verhältnisse umzuwerfen, in denen der Mensch ein erniedrigtes, ein geknechtetes, 
ein verlassenes, ein verächtliches Wesen ist“ (MEW 1: 385). Die Kritik, die eine 
derartig umfassende Radikalität entfaltete, war aus seiner Sicht die Kritik der 
politischen Ökonomie, die die vorherrschende Form des Reichtums und der Po- 
litik in den Blick nahm. Damitleistete Marx allerdings gegen seine Absicht einer 
Beschränkungder Kritik Vorschub, obwohl er vor einer vereinseitigten Form der 
Emanzipation warnte und deswegen auch die zeitgenössischen kommunistischen 
Praktiken kritisierte, die sich als unfähigerwiesen, das emanzipatorische Potential 
auch der zeitgenössischen kommunistischen Utopien aufzunehmen. Die Erfah- 
rungen und die sozialen Kämpfe Iehrten die emanzipatorischen Bewegungen, 
dass unter den modernen bürgerlichen Bedingungen immer wieder eine Kraft 
als das singulär Allgemeine auftritt und in Anspruch nimmt, die emanzipatori- 
schen Ziele aller anderen Kräfte zu vertreten. Dies erweist sich alsbald als Irrtum. 
Denn die Folge der Konzentration der Bemühungen um Emanzipation auf ein 
Thema ist, dass andere zurückgestellt werden und ein Thema, ein Handlungsfeld, 
eine emanzipatorische Praxis einseitigund zu Lasten anderer emanzipatorischer 
Aspekte privilegiert wird. Eine Perspektive wird dann dominant und tendiert 
zur Usurpation. 

Was bedeutet die Multiperspektivität für die Emanzipation? Geht es darum, 
diese Pluralität der Perspektiven zu akzeptieren? Gibt es demnach keinen pri- 
vilegierten Ort mehr, von dem aus das Ganze der Gesellschaft zu denken und 
der kategorische Imperativ von Marx mit seinem Anspruch aufumfassende und 
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nicht aufeinander zu reduzieren sind, bedeutet dies, dass sie alle nebeneinander 
her bestehen und ein gleiches Gewicht haben bei der Art und Weise, wie die 
Gesellschaft organisiert ist? Ein ökologischer Zusammenhang setzt die jeweils 
anderen Theorien voraus, doch ist der Zusammenhangkeineswegs per se friedlich, 
denn ein ökologischer Zusammenhang besteht auch aus Fressketten und einer 
Vielzahl von Instabilitäten, die immer große Opfer mit sich bringen und zu 
Lasten einzelner Akteure und Theorien evolutionär zu neuen Gleichgewichten 
führten. Wäre es für die radikale Emanzipation am besten, wenn alle pluralistisch 
und liberal ihren jeweiligen Emanzipationszielen nachgingen? Bestünde ein 
wesentliches Moment der Emanzipation darin, zwischen diesen verschiedenen 
Perspektiven und Emanzipationszielen ein ausgewogenes Gleichgewicht herzu- 
stellen, also eine faire Balance, so dass alle sich in einem ihnen spezifischen Sinn 
emanzipatorisch entfalten können? Bestünde emanzipatorische Praxisam Ende 
also in einer pluralistischen Haltung, die die eigensinnigen Emanzipationsziele 
anderer gesellschaftlicher Gruppen akzeptieren würde. Dieser Pluralismus wäre 
mit einigen der bekannten Probleme konfrontiert: a) Sollen sich die jeweiligen 
Emanzipationsperspektiven derart pluralistisch verstehen, dass sie nur noch plu- 
ralistisch sind, aber ihre jeweiligen Emanzipationsziele dann nicht mehr weiter 
verfolgen, um andere Bestrebungen nicht einzuschränken? Das widerspräche der 
Vorstellung der Emanzipation, könnte aber zu Lasten anderer Projekte gehen. b) 
Der Pluralismus muss immer eine Grenze des Pluralismus ziehen und entscheiden, 
welche Interessen nicht mehr zu den akzeptierten Emanzipationsbestrebungen 
gehören. c) Wie radikal der Pluralismus auch gedacht werden mag, so muss es 
zur Bildungvon Prioritäten kommen, wenn es um die Verteilung von Ressourcen 
geht. Ganz allgemein betrachtet, wäre der Pluralismus der Perspektiven kein 
positives gemeinsames Projekt der Emanzipation, sondern eines, das ganz im 
Sinne der liberalen Tradition darum bemüht ist, anderen emanzipatorischen 
Praktiken möglichst wenige Hindernisse in den Weg zu legen. Von dem Ziel 
des „Kommunistischen Manifests“, dass die freie Entwicklung einer jeden und 
eines jeden die Bedingung der freien Entwicklung aller anderen ist (MEW 4: 
482), wäre das weit entfernt. Wenn die kritische Gesellschaftstheorie nicht einen 
einzigen Widerspruch privilegieren kann, dann ist es vielleicht doch denkbar, 
das Projekt der Emanzipation in ihrer Vielgestaltigkeit und Multiperspektivität 
selbst zu vertreten und die Theorie entsprechend umfassend anzulegen. Wie also 
ist die Multiperspektivität mit den kreislauftheoretischen Überlegungen von 
Marx in Verbindung zu bringen, die ja nicht zuletzt darauf zielen, viele der das 
gesellschaftliche Leben bestimmenden Widersprüche und Konflikte aufzulösen 
und zu überwinden. 

Für die kritische Theorie der Gesellschaft stellt sich also die grundlegende 
Frage, ob der Anspruch auf eine solche umfassende Theorie überhaupt aufrecht 
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erhalten werden kann. Denn Gesellschaft scheint sich in eine Vielzahl von Wi- 
dersprüchen, heterogene Konfliktkonstellationen und Perspektiven aufzulösen. 
Wird ein Widerspruch privilegiert, kann dies in Usurpation oder symbolische 
Gewalt übergehen; in emanzipatorischer Hinsicht also das Gegenteil bewirken, 
was intendiert ist. Aber istesüberhaupt sinnvoll, von einer „Auflösungder Gesell- 
schaft“ in eine Vielzahlvon Widersprüchen zu sprechen? Denn die Unterstellung 
der einheitlichen Gesellschaft steht selbst in Frage? Umgekehrt fragt sich jedoch 
auch, ob die Vielzahl dieser theoretischen und emanzipatorischen Perspektiven 
nicht selbst wiederum in der Einheit einer Theorie zusammenzuführen und zu 
begreifen wäre. Denn erstens bezichen sich alle diese Perspektiven irgendwie auf 
eine Gesellschaft. Zweitens ist die Zahl dieser Widersprüche, durch die hindurch 
sich die bürgerliche Gesellschaft reproduziert, nicht unendlich groß und nicht 
völlig beliebig. Vielmehr lassen sich Muster erkennen, denn es sind immer neue 
Varianten der immer schon bekannten Probleme: Ausbeutung (Löhne, Arbeits- 
zeiten, Arbeitsschutz, soziale Absicherung), Naturausbeutung und -zerstörung 
(Luft- und Wasserverschmutzung, Gesundheitsschädigung, Verlust an Agrarflä- 
chen oder Biodiversität, gestörtes Stadt-Land-Verhältnis), Geschlecht (politische, 
kulturelle, ökonomische Ungleichheit), Sexismus oder Rassismus(Identitätsfes 
tlegungen, Gewalt, Übergriffe, Erniedrigung, Bevölkerungspolitik). Unter den 
Bedingungen der kapitalistischen Produktionsweise tauchen alle diese Probleme 
regelmäßig auf, werden thematisiert, Auseinandersetzungen darüber geführt, 
es werden Maßnahmen ergriffen und Auswüchse abgestellt. Aber die Probleme 
werden zeitlich und räumlich nur verschoben; es wird nichts gelöst, so dass sich die 
Probleme alsbald in anderer Form und aufhöherem Niveau wieder einstellen und 
noch unlösbarer, noch komplexer, noch globaler geworden sind. Die bürgerliche 
Gesellschaft reproduziert sich als ein Krisen- und Herrschaftszusammenhang. Es 
stellt sich jedoch die Frage, warum es diese verschiedenen Herrschaftsformen und 
Perspektiven gibt und wie ihr Verhältnis zueinander ist. Das wiederum lässt sich 
nur in einer Theorie klären, die alle Perspektiven umgreift. Es kommt also zu der 
eigenartig widersprüchlichen Bewegung, dass die Gesellschaft in eine Vielzahl 
von Widersprüchen und Perspektiven übergeht und genau genommen weniger 
ist als die Summe dieser Widersprüche, denn aus dem Blickwinkel eines jeden 
Widerspruchs stellt sie sich anders dar. Die Gesellschaft ist die Nichtidentität von 
Identität und Differenz. Die Gesellschaft kommt nicht zu einer linearen Einheit, 
es gelingt ihr nicht, sich zu einer Totalität zusammen zu schließen. Doch diese 
jeweiligen Widersprüche stehen im Zusammenhang eines Ganzen. Es ist dieses 
Ganze, das als kapitalistisch, rassistisch, sexistisch, kolonialistisch, umweltzerstö- 
rend wahrgenommen wird. In vielen Lebenszusammenhängen greifen diese ver- 
schiedenen Herrschaftsformen direkt ineinander oder bilden eine Identität. Vom 
Staat und ihn bestimmende demokratische Prozesse wird vielfach erwartet, dass 
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er die Widersprüche derart bearbeitet, dass sie sich wenn nicht auflösen so doch 
abmildern lassen. Die Gesellschaft ist die Identität von Identität und Differenz. 


2. Basis und Überbau 


Die Frage stellt sich, wie aus dem Blickwinkel der Marxschen Theorie mit diesem 
Problem Vielfalt der Widersprüche und unterschiedlichen Kämpfe, Polykontex- 
turalität und Multiperspektivität umgegangen werden kann. Die dogmatische und 
ökonomistische Auflösung des Problems ist keine plausible Perspektive, also die 
Insistenz darauf, dass viele der gesellschaftlichen Widersprüche sich aus der Ver- 
wertungdes Kapitals ergeben und mithin auf den antagonistischen Widerspruch 
von Lohnarbeit und Kapital zurückgeführt werden können; anders gesagt: den 
Widerspruch von Lohnarbeit und Kapital immer nur in anderer Form wiederho- 
len, so dass es geboten wäre, den Standpunkt des Proletariats einzunehmen, um auf 
alle Frage jeweils auch eine Antwort geben zu können. Neben dieser ausgreifenden 
gibt es auch eine selbstbescheidende pluralistische oder ökologische Antwort: 
es handelt sich um eine methodologische Praxis, die sich in gewisser Weise von 
Kants Überlegungen zur Kritik der reinen Vernunft leiten lässt. Danach ist die 
Marx’sche Analyse und Kritik der politischen Ökonomie für den Bereich des 
Marktes, der Wirtschaft oder der Produktionsverhältnisse zuständig. Soweit davon 
andere gesellschaftliche Bereich berührt sind, also der Staat oder die Familie, lässt 
sich auch die Kritik der politischen Ökonomie anwenden. Damit wird aber nicht 
der Anspruch erhoben, alles zum Staat oder zur Familie oder zur Kunst gesagt zu 
haben. Es wird also durchaus eine gewisse Pluralität der Perspektiven zugestanden: 
für Fragen der Ökonomie ist die Theorie von Marx, für andere Fragen sind eben 
andere wissenschaftliche Disziplinen oder Theorien zuständig. In diesem Fall geht 
es nicht vorrangigum gesellschaftliche Widersprüche und Emanzipation, sondern 
um die Autonomie von gesellschaftlichen Handlungsbereichen. Der Marx’sche 
Anspruch ist umfassender. Auf ihn geht das Projekt einer kritischen Theorie der 
Gesellschaft als der Gesamtheit der kapitalistischen Verhältnisse zurück. Auch 
nur ein Verhältnis außer Betracht zu lassen, unter denen Menschen geknechtet 
und entwürdigt werden, hat zur Folge, dass sich von dort ausgehend die Praxis der 
Unterwerfunginsgesamt wieder erneuern kann. Die zentralen Begriffe, mit denen 
er den gesamtgesellschaftlichen Zusammenhang zu denken vorschlägt, sind die 
von Basis und Überbau. Sie werden vielfach abgelehnt, weil sie der Komplexität 
der Gesellschaft und den vielfachen heterogenen Widerspruchskonstellationen 
nicht angemessen zu sein scheinen. 

Marx spricht im ersten Kapitel des „Kapital“ von den Gesellschaften, in „wel- 
chen kapitalistische Produktionsweise“ herrscht. Für das „Kapital“ nimmt er in 
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Anspruch, dass er in diesem Werk die kapitalistische Produktionsweise und die 
ihr entsprechenden Produktions- und Verkehrsverhältnisse untersucht. Dies 
geschieht aufeiner allgemeinen Ebene unter Abschungder konkreten gesellschaft- 
lichen Besonderheiten, so dass er als seinen Gegenstand die „Naturgesetze der 
kapitalistischen Produktion“ begreift, die mit „eherner Notwendigkeit“ wirken 
und sich durchsetzen (MEW 23: 12). Einige Jahre zuvor hatte Marx in vergleich- 
barer Weise davon gesprochen, dass die „Anatomie der bürgerlichen Gesellschaft“ 
in der politischen Ökonomie zu suchen sei. Die bürgerliche Gesellschaft wird 
von ihm als die Gesamtheit der materiellen Lebensverhältnisse bestimmt. Er 
konzentriert sich dabei auf die ökonomische Grundlage und unterscheidet die 
„materiellen, naturwissenschaftlich treu zu konstatierenden Umwälzungen in 
den ökonomischen Produktionsbedingungen“ von den „juristischen, politischen, 
religiösen, künstlerischen oder philosophischen, kurz, ideologischen Formen“. In 
diesen Formen werden sich die Menschen des Widerspruchs zwischen Produk- 
tivkräften und Produktionsverhältnissen bewusst. Über diese Formulierungen 
gab es vielfache und kontroverse Diskussionen. In ihnen wurden wiederum viel- 
fach kritisierte unzulängliche Deutungen vorgeschlagen. Obwohl Marx immer 
wieder betonte, dass die erste Produktivkraft die kooperative und arbeitsteilige 
Aneignung der Natur ist, dass auch Bildung und Wissenschaft dazu gehören, 
wurden die Produktivkräfte als Technik missverstanden. Demzufolge sollte ihre 
Entfaltung gesellschaftlichen Reichtum und die Versorgung aller ermöglichen. 
Dem standen die Produktionsverhältnisse entgegen. Doch konnte durchaus 
passiv darauf gebaut werden, dass mit der Akkumulation des Kapitals die Ent- 
wicklung der Produktivkräfte derart fortschreiten würde, dass sie die Hülle der 
Produktionsverhältnisse weg sprengen würden. Endlich würden die Menschen 
im Wohlstand leben, der Genuss der politischen Freiheitsrechte und der Kultur 
wäre nicht mehr nur Privilegierten vorbehalten. 

In der Formulierungder Marx’schen Gesellschaftstheorie findet sich neben der 
Möglichkeit eines deterministischen Missverständnisses von Basisund Überbau 
zudem die Möglichkeit einer bewusstseinsphilosophischen Verengung. Denn 
Marx unterscheidet auf der einen Seite die Bewegungsgesetze des Kapitals, die 
sich wissenschaftlich bestimmen lassen, auf der anderen Seite alle die gesellschaft- 
lichen Formen und Praktiken, in denen sich die Menschen des Konflikts zwischen 
den Produktivkräften und den Produktionsverhältnissen bewusst werden. Das 
Bewusstsein ist von der Produktionsweise des materiellen Lebens bedingt. „Es 
ist nicht das Bewußtsein der Menschen, das ihr Sein, sondern umgekehrt ihr 
gesellschaftliches Sein, dass ihr Bewußtsein bestimmt.“ (MEW 13: 9) Mit die- 
sen Formulierungen werden Basis und Sein, Überbau und Bewusstsein gleich 
gesetzt. Sie können entsprechend so verstanden werden und wurden auch so 
verstanden, dass Marx unterscheidet zwischen der Materialität der ökonomischen 
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Prozesse, die sich wissenschaftlich genau beobachten und analysieren lassen. 
Die anatomische Analyse der Gesellschaft sagt die genaue Wahrheit über die 
kapitalistische Produktionsweise. Deswegen kann es in dieser Hinsicht in der Ge- 
sellschaftstheorie auch keine Pluralität geben. Diese quasi-naturwissenschaftlich 
zu beobachtenden Prozesse bilden die Basis für den ungeheuren Überbau, der 
aus Bewusstseinsphänomenen besteht, also aus ideologischen Konflikten, die 
lediglich eine Folge der sie determinierenden Ökonomie darstellen. Da es sich 
zudem um Bewusstsein handelt, das als Ideologie bestimmt wird, handelt es 
sich um scheinhafte Konflikte, die ein angemessenes Verständnis der wirklichen 
Kämpfe verstellen. Der Überbau, so umfangreich er ist, ist aus dieser Sicht kein 
intelligibles Objekt, sondern eine Wirklichkeitsschicht, die durchquert werden 
muss, um zu der eigentlich relevanten Schicht, nämlich der Produktionsweise 
des materiellen Lebens, zu gelangen. Diese Bewusstseinsphänomene scheinen 
Täuschungen darzustellen, sie sind kein ernsthafter Gegenstand der Gesell- 
schaftstheorie, sondern allenfalls der Ideologiekritik. Aus dieser vermeintlich 
materialistisch-deterministischen Vernachlässigung des Sinns und der sozialen 
Normen hat die Soziologie seit Durkheim und Weber ihr Recht abgeleitet. Aus 
Webers Sicht ist es das Merkmal menschlicher Vergesellschaftung, dass sie sich 
allein aus der Innensicht sinnhaft handelnder Individuen erschließen lässt, die 
die gesellschaftliche Ordnung und ihre Institutionen konstituieren. Durkheim 
wiederum greift den ökonomischen Materialismus dort an, wo er im Überbau 
zwingende moralische Regelmäßigkeiten beobachtet, die die Gesellschaft als 
Einheit konstituieren. Insgesamt scheint die Zuständigkeit der Theorie von Marx 
beschränkt auf die Kritik der Politischen Ökonomie, also die Anatomie der 
bürgerlichen Gesellschaft. Für den Gesamtkörper der bürgerlichen Gesellschaft 
jedoch, nämlich die Gesamtheit der „materiellen Lebensverhältnisse“ würde sich 
die Marx’sche Theorie unzuständig fühlen. Sie könnte in diesem Fall durchaus 
durch eine Reihe weiterer Wissenschaften ergänzt werden, die nun auch die 
besonderen Bereiche der Psychologie von Individuen, des Verhaltens von Grup- 
pen, von Vergesellschaftungsformen oder Kunst unter dem Gesichtspunkt der 
„ehernen Notwendigkeit“ begreifen: Marxismus und Psychologie, Marxismus 
und Soziologie, Marxismus und Ethik oder Marxismus und Ästhetik. Doch 
wäre die Theorie von Marx nur ein interdisziplinärer Baustein zu einer Theorie 
der Gesellschaft, wenn man dieses Programm überhaupt verfolgen und nicht in 
wissenschaftliche Einzeldisziplinen auflösen würde; sie hätte es nicht in der Hand, 
wie diese Theorie zugeschnitten wäre und in welcher Weise sie genutzt würde. 
Im Prinzip hat erst die hegelmarxistische Tradition den Marx’schen Anspruch 
auf Gesellschaftstheorie zur Geltung gebracht. Damit sollte nicht nur das de- 
terministische Verständnis von Basis und Überbau zurückgewiesen werden, 
sondern vor allem auch der Positivismus von Eduard Bernstein, der, um den 
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Determinismus zu vermeiden, den Marx’schen Materialismus selbst auflöste 
und der Hegelschen Dialektik vorwarf, den Marxismus in den Sumpf zu führen 
(Bernstein 1964: 71). Bernstein wandte sich dagegen, den Überbau nur passiv und 
mechanisch zu denken, das Gesellschaftsverständnis einseitig auf ökonomische 
Prozesse und die Lage der Lohnarbeitenden zu begrenzen. Es ging ihm um die 
Autonomie der ideologischen Vorgänge und darum, wie überhaupt das Proletariat 
frei handeln könnte. Bernstein konnte Handlungsmöglichkeiten für die Arbei- 
terklasse allerdings nur insofern denken, als er an Engels anschließend eine durch 
zahlreiche andere interferierende Faktoren bedingte Verringerung der kausalen 
Wirkmächtigkeit der Produktionsverhältnisse feststellte (vgl. Bernstein 1964: 
35ff; vgl. dazu die Kritik Althussers an Engels in Althusser 2011: 145ff). Erkonnte 
zudem nahelegen, dass die Überbauten - bei ihm Ideen und Normen - selbst gar 
nichts mit der kapitalistischen Produktionsweise zu tun hätten, sondern erst nach- 
träglich in ihren Wirkungskreis hineingezogen werden. „Aber jedenfalls bleibt die 
Vielheit der Faktoren, und es ist keineswegs immer leicht, die Zusammenhänge, 
die zwischen ihnen bestehen, so genau bloßzulegen ... Die rein ökonomischen 
Ursachen schaffen zunächst nur die Anlage zur Aufnahme bestimmter Ideen, wie 
aber die dann aufkommen und sich ausbreiten und welche Form sie annehmen, 
hängt von der Mitwirkung einer ganzen Reihe von Einflüssen ab.“ (Bernstein 
1964: 38f). Da immer mehr Faktoren die Ökonomie überlagern, haben ideologi- 
sche und ethische Faktoren viel größeren Spielraum für selbständige Betätigung, 
Auch der Staat und die parlamentarische Demokratie werden nicht als Momente 
einer umfassenden, kapitalistisch bestimmten Totalität gesehen, sondern nur als 
dem Einfluss kapitalistischer Partikularinteressen unterworfen, von denen sieim 
Namen der Allgemeininteressen, die vom Proletariat vertreten werden, befreit 
werden. Denn die ökonomische Naturmacht wirdin dem Maße, wie sie erkannt 
wird, von der Herrscherin zur Dienerin der Menschen, der Gesellschaft gelingt 
es zunehmend, die Ökonomie zu leiten. 

Dem Marx’schen Anspruch, den Prozess zu begreifen, in dem von der ge- 
sellschaftlichen Produktion ausgehend eine komplexe Gesellschaft als Totalität 
geschaffen wird, kann auf diese Weise nicht Rechnung getragen werden: Ideen 
und politische Institutionen ergeben sich aus dem Vermittlungszusammenhang 
des gesamtgesellschaftlichen Prozesses. Gleichzeitigkann innerhalb einer Totali- 
tät den Überbauten eine autonome Bedeutung gegeben werden, denn sie stellen 
Momente dar, die ihrerseits den Prozess des Ganzen vermitteln. Aufden Begriff 
einer determinierenden, linearen Kausalität kann also zugunsten des Begriffs 
der Vermittlung verzichtet werden. Es handelt sich nach einem Ausdruck von 
Louis Althusser um expressive Kausalität: denn jedes Moment ist im strengen 
logischen Sinn durch die Gesamtheit aller anderen Momente bestimmt und 
bestimmt auch durch seine Vermittlung wiederum alle anderen Momente. Diese 
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Totalität bildet ein kohärentes System, alle Elemente verweisen aufeinander und 
sind gleichzeitig. Jede Ungleichzeitigkeit würde darauf schließen lassen, dass 
die Totalität immer noch am entstehen ist; jede Abweichung legt nahe, dass die 
bestehende Totalität untergraben und zu einer anderen Totalität führen wird als 
der gerade bestehenden. Im Sinne eines solchen Totalitätsverständnisses können 
die Phänomene des Bewusstseins und der Überbauten durchaus ernst genommen 
werden. Die Überbauten werden als Ergebnis eines Prozesses der ökonomischen 
Gesellschaftsformierung verstanden, sie sind von innen her als Überbauten dieser 
kapitalistischen Basis zu begreifen: der Staat ist kapitalistischer Staat, das Recht, 
die Philosophie, die Kunst sind Formen kapitalistischer Praxis. Alle Phänomene 
der Gesellschaft können darauf befragt werden, ob sie vermittelnde Momente der 
kapitalistischen Totalität sind und in welcher spezifischen Weise sie zur Repro- 
duktion des kapitalistischen Zusammenhangs beitragen. Die Gesellschaft in ihrer 
Gesamtheit und in ihrem inneren Zusammenhangwird Gegenstand der Analyse. 

Allerdings stellen sich für die kritische Gesellschaftstheorie, die sich auf den 
Totalitätsbegriff bezicht, eine Reihe von gravierenden Problemen. Erstens ver- 
schwindet in einem Kreis von sich wechselseitig vermittelnden Momenten die 
Unterscheidung von Basis und Überbau. Zwar entsteht die Totalität durch Entäu- 
ßerungin der Arbeit, doch verselbständigt sie sich; diese Entäußerung wird selbst 
als Prozess herrschaftlicher Aneignung von gesellschaftlicher Arbeit gefasst. Ent- 
sprechend ist nur schwer plausibel zu machen, wie überhaupt in Begriffen von Basis 
und Überbau gedacht und warum den kapitalistischen Produktionsverhältnissen 
überhaupt ein besonderes Primat eingeräumt werden sollte, so dass diese Totalität 
bevorzugt als eine kapitalistische bezeichnet wird. Insbesondere in der Kritischen 
Theorie bestand deswegen die Tendenz, Ökonomie und Kultur im Begriff der 
Kulturindustrie ineinander fließen zu lassen: der Überbau wird selbst Teil der 
Ökonomie, seine Autonomie und Widersprüchlichkeit gegenüber der Ökonomie 
scheint sich aufzulösen. Da angenommen wird, dass die Warenform das Ganze 
immer weiter durchdringt und vereinheitlicht, kann dann davon gesprochen 
werden, dass es zur Herausbildung einer Totalität kommt, in der sich das sich selbst 
verwertende Kapital auf den Begriff bringt. Die Totalität ist eine kapitalistische, 
die nichts anderes mehr zulässt. Das Ganze gilt als ein geschlossener, kohärenter 
Zusammenhang, nichts kann sich entziehen. Ungleichzeitigkeiten bestehen nur 
vorläufig, sie sind das jeweils vorläufig noch nicht Integrierte. Die verschiedenen 
emanzipatorischen Perspektiven können jeweils als eine Art Überverallgemei- 
nerung einer Position innerhalb des Kreislaufs des Vermittlungszusammenhangs 
selbst gedeutet werden. Die Erkenntnis der Totalität stellt den richtigen Zusam- 
menhang her und weist den Momenten ihren jeweils ihren Platz zu. 

Zweitens gibt es für antagonistische Gegensätze innerhalb dieses Ganzen 
keinen systematischen Ort, denn alles ist jeweils Vermittlung dieses Ganzen 
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selbst. Deswegen kommen gesellschaftliche Widersprüche und soziale Kämpfe 
allein unter dem Gesichtspunkt in den Blick, dass sie Ungleichzeitigkeiten sind 
und die reibungslose Vermittlung des Ganzen sabotieren. Je nachdem kann man 
Kämpfe überhaupt oder jeweils besondere Kämpfe für anachronistisch halten, 
weil sie dann dafür stehen, dass die Totalität noch nicht zu sich selbst gekom- 
men ist. Auch diese Konzeption von Basis und Überbau ist demnach letztlich 
funktionalistisch, denn jedes einzelne Moment ist immer schon durch das Ganze 
festgelegt. Das Ganze wird entsprechend immer schon vorausgesetzt und jedes 
einzelne Element muss nuran dem richtigen Platz eingeordnet werden, damit sich 
die Totalität teleologisch zu dem zusammenschließen kann, was sie immer schon 
ist. Jedes dieser Momente hat eine präzise Identität durch genau diese vermittelnde 
Funktion innerhalb der Totalität. Dieses Ganze bringt damit einen letzten und 
reinen Widerspruch zum Ausdruck, den zwischen den konkreten Arbeiten der 
Menschen und dem abstrakten Tauschwert, der immer umfassender wird und 
jene Bereich des Konkreten und der Bedürfnisse ausschließt. Gerade dagegen 
hat sich Louis Althusser mit dem Begriff der Überdeterminierung gewandt. 
Aus seiner Sicht war es wichtig, einen Begriff des Ganzen zu entwickeln, das 
sich in und durch eine Vielzahl von heterogenen gesellschaftlichen Widersprü- 
chen konstituiert und durch sie hindurch reproduziert. In seinem Beispiel der 
vorrevolutionären Situation in Russland zählt er dazu den Gegensatz zwischen 
Bourgeoisie und Proletariat, die Entwicklungsunterschiede zwischen Stadt und 
Land, die Konflikte zwischen liberalem Bürgertum und Adel oder zwischen 
Gruppen des Adels (Althusser 2011: 118ff). Diese heterogenen Widersprüche 
häufen sich innerhalb „eines Spiels“ immer weiter an und verschmelzen zu der 
Einheit eines Bruches, doch lösen sie sich darin aufgrund ihrer Heterogenität auch 
nicht einfach auf, sondern erzeugen eine jeweils eigene Wirksamkeit. Althusser 
will damit verständlich machen, dass auf der Ebene der Kämpfe innerhalb einer 
Gesellschaftsformation keineswegs vorentschieden ist, dass die Widersprüche sich 
immer in einem bestimmten Widerspruch verdichten und repräsentieren müssen. 
Allerdings hat die Analyse von Althusser die offensichtliche Schwäche, dass alle 
Widersprüche, die er nennt, sich aufder Ebene der Basis befinden und zudem sich 
daraus ergeben, dass es sich um im Prinzip überholte Verhältnisse handelt (wie 
die Monarchie oder die Macht des Adels), die immer noch fortexistieren, nicht 
jedoch um die Entwicklungsrhythmen der verschiedenen autonomen Bereiche, 
die sich auf der Höhe der kapitalistischen Entwicklung selbst einstellen. 
Drittens schließlich lässt sich auch einwenden, dass der Überbau wiederum nur 
als ein Bewusstseinsphänomen verstanden wird. Es geht um die Frage, wieweit 
kulturelle Artefakte Einsicht in die Gesellschaftsverhältnisse und die Totalität 
ermöglichen werden oder wieweit sie selbst schon ihrer Autonomie beraubt der 
Warenform unterworfen sind. Der Kreislauf der Totalität ist also durch die 
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Produktion festgelegt, und eigentlich hat alles seinen logischen Platz in dieser 
Totalität; und insofern ist die Gesellschaftstheorie selbst eine ausgeführte Tauto- 
logie. Diese Totalität lässt sich aufden Begriffbringen durch die richtige Theorie 
und von den sie vertretenden Intellektuellen - oder aber sie kann aufgrund von 
Ideologie verkannt werden. Es handelt sich um ein notwendig falsches Bewusst- 
sein, weil es sich selbst noch in den Vermittlungszusammenhang der Totalität 
einfügt. Demgegenüber befindet sich die Theorie, die den Begriff des Ganzen hat, 
innerhalb und außerhalb: innerhalb, weil es die Totalität ist, die sich vermittels 
der Theorie auf den Begriff bringt, außerhalb, weil es sich um einen Standpunkt 
des Ganzen handelt. Nicht diese dialektische Position der Theorie ist das Problem, 
sondern drei andere Aspekte: a) der Begriff der Totalität wird zu einem Besitz von 
Intellektuellen, die sich dadurch aus den gesellschaftlichen Prozessen herauslösen 
und unter Umständen elitär werden können; b) die Ideologie wird nicht als ein 
Feld der sozialen Kämpfe verstanden - Gott ist nicht nur ein geistiges Phänomen, 
sondern auch eine Praxis: Kreuze, Gesangbücher, Kathedralen und Klöster, die 
Kirchensteuer, Theologische Seminare, das Zölibat, der Kindesmissbrauch und 
die Homophobie; c) die Praxis der Analyse und Kritik der Verhältnisse wird 
selbst nicht als eine Praxis begriffen, die in der Gesellschaft und in bestimmten 
Kräfteverhältnissen ausgeübt wird. 

Obwohl Ernesto Laclau und Chantal Moufte nicht in der hegelmarxistischen 
Tradition stehen, haben sie doch die gesellschaftstheoretischen Konsequenzen des 
Totalitätsbegriffs schr klar herausgearbeitet. Sie machen deutlich, dass es inner- 
halb der Totalität keine Kontingenz geben kann, alles ist logisch bestimmt durch 
den Zusammenhangder Vermittlungen. Althusser kritisieren sie dafür, dass dieser 
immer noch an einer determinierenden Instanz festhält. Doch in einer Totalität 
kann es keine letzte Ursache und keine letzte, determinierende Instanz geben. 
Um Kontingenz radikal denkbar zu machen, entwickeln sie die Konzeption einer 
relationalen Totalität. Totalität ist demnach niemals eine einfach gegebene und 
abgegrenzte Positivität; vielmehr wird sie in einer diskursiven Praxis konstruiert, 
die in einer Art „Niemandsland“ eine Vielzahl von Bedeutungselementen zu 
einer spezifischen gesellschaftlichen Identität verknüpft. Jede Totalität ist deswe- 
gen notwendigerweise unvollständig, die Gesellschaft ist die Anstrengung, eine 
„genähte und selbstdefinierte Totalität“ herzustellen, die nach außen das Feld 
der Kontingenz beschränkt, um nach innen die Notwendigkeit einer mit sich 
identischen Gesellschaft zu konstituieren (Laclau/Mouffe 1991: 162, 164). Das 
Feld der Kontingenz, also der niemals vollständig fixierten Identitäten, ist das Feld 
der Überdeterminierung. Anders gesagt, es gibt keine letzte Instanz, die innerhalb 
der Totalität festgelegt, durch welche Art des Antagonismus sich die Totalität 
und ihre besondere Identität konstituiert. Denn der Antagonismus kann sich 
nuran der Außenseite der Totalität bilden. Die mit sich identische Gesellschaft 
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wird dadurch gebildet, dass Bedeutungselemente äquivalent gesetzt werden - es 
wird Gleichwertigkeit erzeugt dadurch, dass etwas als Ungleichwertiges ausge- 
gliedert wird. Dieses Ungleichwertige wirdzum Antagonisten der totalisierenden 
Bedeutungskette, denn es stellt eine Infragestellung der von ihr konstituierten 
Identität und Totalität selbst dar. „Genaugenommen existieren Antagonismen 
nicht innerhalb, sondern außerhalb der Gesellschaft; beziehungsweise sie konsti- 
tuieren die Grenzen der Gesellschaft und deren Unmöglichkeit, sich vollständig 
zu konstituieren.“ (Laclau/Mouffe 1991: 181) Insofern ist der Antagonismus als 
Negation die Grenze einer gesellschaftlichen Ordnung „und nicht das Moment 
einer umfangreicheren Totalität in Bezug auf die die beiden Pole des Antago- 
nismus differenzielle — das heißt objektive - partielle Instanzen bildeten“ (ebd.: 
182). Diese Ausführungen zeigen, dass Laclau und Mouffe die Konzeption von 
Basis und Überbau verwerfen. Sie können und wollen Gesellschaft nicht mehr als 
Kreislauf von Kreisläufen sich vollziehender Widersprüche denken. Im Prinzip 
können sie damit aber Gesellschaft nicht mehr als ein immanentes, vielfach ge- 
gliedertes und sich überlagerndes Kräfteverhältnis denken. Es bildet sich je nach 
Diskursen eine unendliche Vielzahl von Totalisierungsprojekten, die ohne nähere 
Spezifizierung sich jeweils aus der Konstruktion eines Antagonisten ergeben. Es 
bleibt völligim Unklaren, in welchen Prozessen sich verschiedene Totalisierungen 
derart miteinander verflechten, dass sie vielleicht eine große Gesellschaft bilden, 
dass es zwischen ihnen selbst wiederum verschiedene Widersprüche gibt; und es 
bleibt unklar, warum nicht auch diejenigen, die gegen die private Aneignung der 
gesellschaftlichen Produktionsmittel kämpfen, eine Totalisierung hervorbringen 
können sollten. Um nicht bloß formal zu bleiben, greifen Laclau und Mouffe dann 
bei der Erklärung von sozialen Protesten auf eine krude modernisierungssozio- 
logische Argumentation zurück. Die Antagonismen werden als „Ausdruck von 
Widerstandsformen gegen Kommodifizierung, Bürokratisierungundzunehmen- 
der Homogenisierung des sozialen Lebens“ erklärt (ebd.: 225; Hervorhebung von 
AD). Anders gesagt, es gibt eine letzte Ursache für den Widerstand, und dieser 
wirdim Rahmen eines expressiven Modells als Ausdruck gedacht, letztlich als eine 
Notwendigkeit, die sich aus der Totalität einer zugrunde liegenden historischen 
Tendenz ergibt, die mit der Endsilbe „-ung“ angedeutet wird. 


3. Zur Kritik der Gesellschaft 


Hinsichtlich des Begriffs der Totalität gibt es eine erhebliche und nicht wirklich 
ausgetragene Differenz bei denjenigen, die oftmals als Hegelmarxisten bezeichnet 
werden. Während Lukäcs die Ansicht vertrat, dass die bürgerliche Gesellschaft 
sich erst aus dem Blickwinkel des Proletariats als Totalität erschließt und erst 
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durch die von ihm rational geplante gesellschaftliche Arbeit wirklich zur Totalität 
wird, ist Adorno dieser Vorstellung gegenüber schr kritisch. Aus seiner Sicht gilt 
das Primat der Ökonomie nur unter solchen gesellschaftlichen Bedingungen, 
unter denen die Menschen immer noch zur Selbsterhaltung genötigt sind; aber 
der Zielsetzung nach geht es nicht um die Beherrschung der gesellschaftlichen 
Naturgesetze, sondern um ihre Überwindung und um die Emanzipation vom 
naturgeschichtlichen Stadium der Menschheitsgeschichte. Deswegen begreift 
er auch den Begriff der gesellschaftlichen Totalität kritisch. Für die bürgerliche 
Gesellschaft mag dieser Begriff gelten, jedoch nicht für eine emanzipierte Form 
der Vergesellschaftung. Emanzipatorischer Praxis, so betont er immer wieder, 
geht es nicht um Herstellung von Totalität — oder anders und radikaler: nicht 
um die von Gesellschaft. Denn aufgrund ihres systematischen Charakters zwingt 
die Totalität alles zur Gleichförmigkeit und schneidet das Nichtidentische ab. 
Diese Totalität ist deswegen nach innen zwanghaft. Widersprüche werden aus- 
geschlossen und an den Rand gedrängt. Nur wegen dieses Sachverhalts gibt es 
überhaupt Theorie der Gesellschaft. Diese wiederholt als Theorie die Einheit des 
gesellschaftlichen Systems. Adorno hält dies für unangemessen und kritisiert 
deswegen Marx: „Auch die Marxische Theorie ist darin ganz klassisch, dass sie die 
Gesellschaft als ein System, als ein in sich geschlossenes, deduktives System, auf- 
gefasst hat, nur mit der Wendung zu fragen: Nun seht euch einmal dieses System 
an, und seht euch einmal an, was durch seine vollkommene Konsequenz daraus 
wird.“ (Adorno 1964: 46) Adorno betont aber auch, dass Marx darauf gestoßen 
sei, dass es mit dieser Einheit des gesellschaftlichen Systems nicht so weit her sei. 
Die Gesellschaft sei nur Tendenz, nicht das System, „das sie ihrem Begriff nach 
sein sollte“ (ebd.: 48). Diese Gesellschaft bleibt immer fragmentiert. Deswegen 
hält Adorno auch daran fest, dass die Unterscheidung von Basis und Überbau das 
Kernstück der materialistischen Dialektik sei: Einheit der Gesellschaft, die doch 
nicht Einheit werden kann: in der die Vernunft und das Bewusstsein, die zum 
Verständnis der Lebensverhältnisse und zur Sicherung der Subsistenz beitragen 
sollen, an die materiellen Prozesse doch nicht heranreichen, weil sie von diesen 
abhängig sind (ebd.: 20). Es gibt die Widersprüche und Abweichungen, die sich 
aus einem einheitlichen Begriff der Gesellschaft nicht entwickeln ließen und die 
sich nach der „empirischen Seite hin so ausgebreitet haben, dass dadurch die Idee 
überhaupt einer Theorie der Gesellschaft im Sinn einer systematischen Einheit 
außerordentlich schwierig geworden ist“ (ebd.). Dies führt Adorno zu der Frage 
danach, ob dadurch nicht die Möglichkeit einer Theorie überhaupt ausgeschlossen 
sei und zu der weiteren Frage, „wie dann nämlich eine Theorie der Gesellschaft 
auszuschen habe, oder, um es vorwegzunehmen, dann die Frage anzumelden 
nach der Gestalt einer nichtsystematischen Theorie“ (ebd.: 48f). Allerdings gibt 
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Gesellschaft wird von ihm als ein Verhältnis des Zwangs, der Integration in 
einen Funktionszusammenhang verstanden, der die Individuen, ihre Verhältnisse 
und die Natur zurichtet unter dem Gesichtspunkt der Verfügbarkeit und Manipu- 
lation für den Zweck der Selbsterhaltung. Hegelerscheint ihm als der Höhepunkt 
des bürgerlichen Denkens, in dem dieser funktionale Zusammenhangals Einheit 
versucht wird zu denken. Gleichzeitig gelingt dies jedoch nicht; vielmehr zwingt 
gerade die Dynamik, die auf Einheit zielt, zu der Einsicht, dass es immer wieder 
ein Widerständiges gibt, das sich dem Begriff entzicht. Dies ist die Grundlage 
dafür, dass das Vielfältige aufeinen Widerspruch innerhalb der gesellschaftlichen 
Totalität reduziert wird. Emanzipation besteht demnach darin, auf das Projekt 
der Verwirklichung von Totalität zu verzichten. Denn in einer solchen Totalität 
wäre alles durch alles andere bestimmt. Vielmehr bestünde Emanzipation im 
Heraustreten aus diesem vom Zwang zu Arbeit und Selbsterhaltung zusam- 
mengehaltenen Herrschaftszusammenhang. Adorno ist der Ansicht, dass es der 
bürgerlichen Gesellschaft nicht gelingen kann, sich zur Totalität abzuschließen, 
und dies istauch der Grund dafür ist, dass Gesellschaftstheorie immer Fragment 
bleiben muss. Denn die bürgerliche Gesellschaft ist ein Herrschaftszusammen- 
hang zwischen zwei antagonistischen Klassen. Der Tauschakt der lebendigen 
Arbeit gegen den Lohn setze „in Wirklichkeit bereits das Klassenverhältnis 
voraus ... Das ist natürlich eine der Marxischen Theorie gegenüber vollkommen 
häretische Ansicht, weil Marx ja geglaubt hat, gerade umgekehrt die Herrschaft 
aus dem Tauschverhältnis ableiten zu dürfen.“ (Adorno 1964: 97) In ihrer in 
der „Dialektik der Aufklärung“ durchgeführten Analyse der Herrschaft haben 
Horkheimer und Adorno aber bereits weitere Dimensionen berücksichtigt: das 
Verhältnis zwischen Odysseus und seinen Freunden konstituiert ihn nicht nur 
als Herrn, sondern auch als männlichen Mann, der auf Eroberung zielt und ein 
ausbeuterisches Verhältnis zur Natur entwickelt, über die er vermittels der Arbeit 
anderer verfügt. In diesem paradigmatischen Fall bürgerlicher Subjektivität ver- 
binden sich demnach ganz verschiedene Aspekte der Herrschaftspraxis: Klasse, 
Männlichkeit, Naturausbeutung, Bevorzugung des Allgemeinen und Ganzen 
zu Lasten der Einzelnen, koloniale Eroberung und rassistische Verfügung über 
Menschen. Alle diese Herrschaftsformen verschmelzen zu einem zusammenhän- 
genden Herrschaftszusammenhang. Doch kann dieser die bürgerliche Gesell- 
schaft nie vollständig vereinheitlichen, diese bleibt gespalten und fragmentiert. 
Der emanzipatorische Prozess besteht demnach darin, die Herrschaft von ihren 
verschiedenen Seiten zu kritisieren und den Zwang zur Totalität aufzulösen. In 
diesem komplexen Herrschaftszusammenhang ist aus Adornos Sicht die gesell- 
schaftliche Arbeit und die herrschende Verfügung über sie bestimmend, so dass 
einige wenige den Genuss und das Privileg genießen, die anderen hingegen die 


Mühsal der körperlichen Arbeit zu tragen haben. In dieser Art der gesellschaft- 
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lichen Arbeit verknoten sich die Herrschaftspraktiken. Diejenigen, die arbeiten, 
müssen sich selbst in der Universalität der Unterwerfungs- und Beherrschungs- 
zusammenhänge erkennen: ihre Arbeit, ihre geschlechtliche oder nationale oder 
ethnische Identität, ihr Verhältnis zur Natur sind das Ergebnis einer Konstel- 
lation, die von innen her die verschiedenen Formen der Herrschaft erzeugt und 
miteinander verbindet. Die Emanzipation kann demnach nur gelingen, wenn 
sie als eine umfassende und universelle praktiziert wird. Lohnabhängige werden 
einer geschlechtlichen Identität als Männer und Frauen unterworfen, einem 
bestimmten, wachstumsorientierten Naturverständnis, einem kolonialistischen 
Ausbeutungsverhältnis, einem Rassismus gegenüber Migranten. Diese Einheit 
lässt sich erkennen und erfahren. Allerdings haben diese Herrschaftsformen 
genau ihre Bedeutung darin, dass sie den Zusammenhang zerreißen können. 
Darauf will der Begriff der Dialektik von Basis und Überbau hinweisen: soziale 
Verhältnisse, die eine Einheit der kapitalistischen Herrschaftsverhältnisse bilden 
und doch verschiedenen Logiken folgen. Die Überbauten, die gegenüber den 
Produktionsverhältnissen autonom werden, können die Menschen auf spezifische 
Weise vergesellschaften, so dass sie männliche Männer und weibliche Frauen, 
positivistische Wissenschaftler und instrumentalistische Techniker oder für- 
sorgliche Frauen und Mütter werden, Angehörige eines Staates oder einer Rasse. 
Diese Momente werden voneinander isoliert und führen zu eigenen, spezifischen 
sozialen Kämpfen. Adorno sicht, dass diese Trennungen selbst eine derartige 
Gewalt annehmen können, dass allein Aufklärung und theoretisches Wissen 
um ihren inneren Zusammenhang gar nichts nutzt. Aber die Schwäche seiner 
Theorie ist, dass er diese Trennungen selbst wiederum nur ideologiekritisch mit 
einem Hinweis aufein verstelltes Bewusstsein und entsprechende Veränderungen 
in der psychischen Tiefenstruktur von Individuen unter den Bedingungen des 
Spätkapitalismus. Er ist bemüht, eine Dialektik zu konstruieren, die die Kritik 
der einen Herrschaftsform in die aller anderen überführt und verallgemeinert. 
Damit kann er jedoch nicht erklären, warum die Auseinandersetzung über das 
Geschlecht, den Antisemitismus und Rassismus oder über die Naturbeherrschung 
in bestimmten historischen Konjunkturen ein enormes kritisches und polarisie- 
rendes Potential haben und sich dennoch völlig aus einem kapitalismuskritischen 
Zusammenhang herausgelöst werden können. 

Mit dem Hinweis auf Herrschaft, mit der Kritik der Totalität, mit dem Hin- 
weis auf die Dialektik von Basis und Überbau geht Adorno über den Begriffvon 
Totalität hinaus. Er nimmt damit in Anspruch, diese verschiedenen Formen von 
Herrschaft auch in ihrer Differenz zu begreifen. Die Totalität wird als nicht ein- 
heitlich bestimmt, gebildet und durchzogen von Herrschaft. Das besagt, dass die 
Überbauten sich selbst erst in je unterschiedlicher Weise aufder Grundlage je spe- 
zifischer autonomer Hertschaftspraktiken und Konfliktkonstellationen bilden, 
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die Familien, den Staat, die Hochschulen und das wissenschaftliche Wissen, die 
Psychotherapie oder das Verlagswesen sind Felder spezifischer sozialer Kämpfe, 
in und durch sie hindurch wird eine komplexe Form von Herrschaft erhalten. 
Adorno und Horkheimer selbst haben diese Überbauten und den Prozess der 
Bildung dieser spezifischen Autonomien und ihres differenzierten Zusammen- 
hang nie näher untersucht. Der Totalitäts-, Wissenschafts- und Ideologiebegriff 
haben, wie oben dargestellt, die Ansätze zu solchen Forschungen, die sich in ihren 
Arbeiten finden, immer wieder blockiert. Erst in den späten Schriften seit Mitte 
der 1950er Jahre hat sich Adorno zunehmend von dieser Blockade frei gemacht, 
die Begriffe der Totalität und der Dialektik kritisch bewertet und die Theorie 
als Praxis konzipiert. Die gesellschaftstheoretischen Formulierungen von Marx 
bieten entsprechende Anknüpfungspunkte, die vor allem von Gramsci in den 
„Gefängnisheften“ in ihrer Bedeutung für eine theoretische Analyse der Dialck- 
tik von Basis und differenzierten, komplexen Überbauten erschlossen wurden. 
Marx spricht in dem oben zitierten Vorwort von der „Gesamtheit der materiellen 
Lebensverhältnisse“. Der Überbau besteht also nicht allein aus Bewusstsein, 
sondern aus einer Vielzahl von Praktiken, von materiellen Lebensverhältnissen, 
die komplex gegliedert sind. In den Überbauten werden sich die Menschen des 
Konflikts zwischen Produktivkräften und Produktionsverhältnissen bewusst 
werden und fechten ihn aus. Die Überbauten werden demnach gebildet in all 
ihren differentiellen Formen, um gerade spezifische Formen des Bewusstseins 
und der Konfliktaustragung zu schaffen. Sie sind demnach außerordentlich 
wichtig, denn in diesen Bereichen wird über Siege und Niederlagen zwischen 
unterschiedlichen Interessen und damit über die gesellschaftliche Entwicklung 
entschieden. Diese Überbauten bilden jeweils partikulare und verselbständigte 
Formen des Konflikts aus: der Staat und die Demokratie unterstellen ein ho- 
mogenes Staatsvolk mit spezifischen Teilhaberechten und Ausschlüssen, die 
Familie eine bestimmte sexuelle Orientierung und generatives Verhalten und 
wird zum Ziel der Bevölkerungspolitik, die Wissenschaften als Produktivkräfte 
ein in Disziplinen gegliedertes Wissen, das auf Beherrschung von Natur- und 
Gesellschaftsgesetze und deren Verwaltung zielt. Alle diese Konfliktbereiche 
finden sich bereits in der Basis der Gesellschaft. Aber in den sozialen Kämpfen 
und im Zuge der Verallgemeinerung ihrer Herrschaft werden von derbürgerlichen 
Klasse Überbauten geschaffen, mit denen sie allmählich ihre eigene Lebensweise 
verallgemeinert und alle Bereiche der Gesellschaft reorganisiert. Es gelingt ihr, 
einen Teil der materiellen Lebensprozesse und -verhältnisse in den Überbauten 
zu organisieren. Die Widersprüche und Ungleichzeitigkeiten ergeben sich nun 
nicht mehr als Überbleibsel vorkapitalistischer Verhältnisse, sondern stellen 
einfach die Asynchronizität der unterschiedlichen Konfliktlogiken innerhalb 
der bürgerlichen Gesellschaft selbst dar. Die Überwindung der Lohnarbeit löst 
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keineswegs als solche schon den Herrschaftsknoten auf, wodurch dann aus der 
Überwindung deseinen Widerspruchs heraus die Vielfalt freigesetztund Eman- 
zipation angegangen werden könnte. Dies würde fälschlicherweise nahelegen, 
erst noch mit den emanzipatorischen Auseinandersetzungen zu warten, bis die 
Befreiung von der Lohnarbeit stattgefunden hat. Von der Autonomie der Über- 
bauten zu sprechen, besagt gerade, dass die spezifischen Konflikte auf spezifische 
Weise geführt werden. Die jeweiligen Widerspruchsverhältnisse müssen sich 
in Frage stellen und auf Aufhebung drängen. Doch sie tragen auch zur eigenen 
Emanzipation wiederum nur bei, wenn sie ihrerseits zur Freiheit in allen anderen 
Bereichen beitragen. Keine der Emanzipationsbewegungen könnte jeweils fürsich 
erfolgreich sein, sondern muss sich universalisieren, um an die Gesamtheit und 
widersprüchliche Einheit der gesellschaftlichen Arbeitsteilungund Herrschafts- 
verhältnisse heranzureichen und diese in Frage zu stellen. Sie müssen gleichsam 
das Verhältnis von Produktivkräfte und Produktionsverhältnisse umzingeln, das 
die Basis für die arbeitsteilig differenzierten und komplexen Herrschaftsverhält- 
nisse ist. In der Konsequenz der Überwindungder je besonderen Konflikte bedarf 
es auch jeweils der Überwindung der kapitalistischen Produktionsverhältnisse 
und der von ihnen bedingten gesellschaftlichen Arbeitsteilung. 
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Hanna Meißner 


Totalität und Vielfalt - gesellschaftliche Wirklichkeit 
als multidimensionaler Zusammenhang 


Die Marx’sche Kritik der politischen Ökonomie bietet für drängende Fragen un- 
serer Zeit wichtige Analyseinstrumente. Mit der Rekonstruktion der Strukturen 
der kapitalistischen Produktionsweise bringt Marx eine Dimension des Sozialen 
in den Blick, die globale Abhängigkeiten in Form gewaltsamer und krisenhaf- 
ter Zwänge hervorbringt. Marx erfasst die kapitalistische Produktionsweise 
als einen historischen Strukturzusammenhang, der unserem In-der-Welt-Sein 
bestimmte Formen und Dynamiken vorgibt und spezifische Hierarchisierun- 
gen sowie versachlichte Herrschaftsverhältnisse hervorbringt. Insofern bietet er 
wichtige Instrumente der Gesellschaftskritik an, denn wenn diese Strukturen in 
ihrer historischen Gewordenheit erfasst werden, können sie auch als Gegenstand 
menschlicher Gestaltungskompetenz erscheinen. 

Die vielen Diskussionen um die Frage, inwiefern oder ob überhaupt ge- 
sellschaftliche Phänomene ursächlich auf diese kapitalistischen Strukturen 
zurückzuführen sind, haben andererseits deutlich gemacht, dass man mit der 
Kapitalismusanalyse noch keine Gesellschaftsanalyse geleistet hat. Die Marx’sche 
begrifflich-theoretische Rekonstruktion der kapitalistischen Produktionsweise 
kann nicht den Anspruch erheben, alle Phänomene der empirischen Wirklichkeit 
umfassend zu erklären. Fraglich erscheint generell, inwiefern einzelne Phänomene 
und Ereignisse in irgendeiner Weise kausal auf übergreifende Strukturzusam- 
menhänge zurückgeführt werden können. Insbesondere poststrukturalistische, 
postmarxistische und queer/feministische Ansätze heben Vielfältigkeit, Differen- 
zen und Instabilität von Ordnungen hervor. Allerdings wird im Rahmen dieser 
Debatten auch immer wieder diskutiert, inwiefern diese Dimensionen in einem 
inneren Zusammenhang mit der kapitalistischen Verfasstheit der Gesellschafts- 
form gesehen werden müssen. So weist beispielsweise Antke Engel darauf hin, 
dass „eine Destabilisierung von Zwei-Geschlechter-Ordnung und normativer 
Heterosexualität oder ein Feiern geschlechtlicher und sexueller Ambiguitäten 
[...] nicht automatisch mit einem Abbau von Dominanz- und Ungleichheits- 
verhältnissen einher[geht]“ (Engel 2002: 22). Engel stellt damit die Frage nach 
gesellschaftlichen Bedingungen von Pluralisierung und Individualisierung und 
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begreift diese als Bestandteile und Effekte „spätmoderner gesellschaftlicher und 
ökonomischer Entwicklungen“ (Engel 2002: 194). 

Gerade vor diesem Hintergrund lohnt sich eine Re-Lektüre der Marx’schen 
Texte, die ihren Fokus auf deren Gegenstand und Geltungsanspruch legt. Marx 
analysiert die kapitalistische Produktionsweise als Strukturzusammenhang und 
argumentiert dabei auf einer Analyseebene, die so abstrakt ist, dass sie, für sich 
betrachtet, keine Aussagen über konkrete historische Gesellschaftsformationen 
zulässt. In diesem Sinne ist die Strukturanalyse der Marx’schen Kritik der politi- 
schen Ökonomie als begrifflich-theoretische Rekonstruktion einer Dimension des 
Sozialen zu verstehen und nicht als eine substanzielle Theorie über eine konkrete 
Gesellschaft (Althusser 1972: SYfF): „Gegenstand der Marxschen Analyse im 
‘Kapital’ ist im strengen Sinne nicht der empirisch vorfindbare Kapitalismus des 
19. Jahrhunderts, sondern ein durch Abstraktion davon gewonnener idealisierter 
Gegenstandsbereich“ (Eberle 1981: 174). 

Eine solche Klärung des Gegenstands der Marx’schen Analyse ermöglicht 
produktive Anschlüsse, die sich nicht in festgefahrenen Gegenüberstellungen 
von System/Stabilität und Vielfältigkeit/Instabilität oder großen Erzählungen 
und kleinen Geschichten erschöpfen. Mit der Marxschen Analyse lassen sich 
in der kapitalistischen Produktionsweise begründete strukturelle Dynamiken 
benennen, die dazu führen, dass es durch Pluralisierung von Differenzen und 
Bedeutungen hindurch immer wieder systematisch zu Herrschaftssicherungund 
zur Reproduktion hierarchischer Verhältnisse kommt. Zugleich ist diese Analyse 
insofern unzureichend, als sie die Vielfältigkeit der Regulierungen und Materia- 
lisierungen dieser Macht- und Herrschaftsverhältnisse nicht erfassen kann. Wie 
ich hier am Beispiel Geschlechterverhältnisse deutlich machen möchte, ist es 
allerdings sinnvoll, dies nicht als eine Lücke der Marx’schen Analyse zu begreifen 
(die auf derselben analytischen Ebene zu schließen wäre), sondern vielmehr als 
eine Grenze, die auf die Notwendigkeit anderer analytischer Ebenen verweist. 

Wie Dipesh Chakrabarty feststellt, besteht eine wichtige Herausforderung 
unserer Zeit darin, einen von beständiger Spannung durchzogenen Dialog zwi- 
schen gegensätzlichen Standpunkten aufrecht zu erhalten. Auf der einen Seite 
geht es darum, mit den Begriffen der Kapitalismusanalyse den Zusammenhang 
zu benennen, der in unserer historischen Gegenwart unsere Abhängigkeiten in 
versachlichten Gewaltverhältnissen strukturiert. Aufder anderen Seite gilt es aber 
die unterschiedlichen Weisen des Menschseins, die unhintergehbaren Differen- 
zen in denen ‘wir’ unser In-der-Welt-Sein erleben, ernst zunehmen (Chakrabarty 
2000: 254). In diesem Sinne würde es nicht darum gehen, die Marx’sche Analyse 
durch weitere Dimensionen zu ergänzen oder gar zu vervollständigen. Vielmehr 
ginge es darum, diese Analyse in produktiver Spannungzu anderen Dimensionen 
und Analysen zu halten. 
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Als paradigmatisches Feld für die Verhandlung der Frage des Gegenstands 
und Geltungsanspruchs der Marx’schen Analysen bieten sich die Geschlechter- 
verhältnisse geradezu an. Schon in den Marx’schen Texten wird die konstitutive 
Verknüpfung von Produktion/Reproduktion und vergeschlechtlichter Arbeits- 
teilung immer wieder thematisiert. Im Anschluss an Martha Giminez gehe ich 
allerdings davon aus, dass das entscheidende analytische Angebot bei Marx nicht 
in dem zu finden ist, was er selber zum Verhältnis von Männern und Frauen und 
zur geschlechtlichen Arbeitsteilunggeschrieben hat. Vielmehr sind seine Methode 
sowie seine Analyse der kapitalistischen Produktionsweise für feministische 
Gesellschaftskritik von Bedeutung (Giminez 2001: 68). Eineähnliche Annahme 
findet sich in Ursula Beers feministischer Reinterpretation der Marx’schen Kapi- 
talismusanalyse (Beer 1991a). Diese nehme ich hier zum Ausgangspunkt für die 
Diskussion, inwiefern die je historische Gestalt von sozialen Phänomenen, Sub- 
jekten und Praktiken über die Strukturen der kapitalistischen Produktionsweise 
hinaus auch in anderen konstitutiven Momenten nachvollzogen werden muss. 
Ich möchte deutlich machen, dass auf der analytischen Ebene, auf der Marx die 
Strukturen der kapitalistischen Produktionsweise rekonstruiert, beispielsweise 
keine Aussagen über Geschlechterverhältnisse oder Heteronormativität möglich 
sind. Wird dies als (notwendige) Grenze der Marx’schen Analyse gelesen, dann 
zeigen sich Anknüpfungspunkte an eine queer/feministische Perspektive, dieich 
im Anschluss an Judith Butler und Michel Foucault anhand der Dimensionen 
der symbolischen Ordnung sowie der Macht-Wissen-Regime skizziere. Wenn 
diese Dimensionen weder als Alternative noch als einfache Ergänzung betrach- 
tet werden, sondern der Blick vielmehr auf die analytische Eigenständigkeit 
der unterschiedlichen Perspektiven gerichtet wird, eröffnen sich interessante 
Erkenntnismöglichkeiten. Gerade im häretischen Verhältnis (Balibar 2004) 
dieser drei Perspektiven lässt sich der paradoxe Zusammenhangvon Totalität und 
Vielfältigkeit, der meines Erachtens kennzeichnend für die spezifische Dynamik 
moderner kapitalistischer Gesellschaften ist, erfassen. 


Ursula Beers feministische Marxinterpretation 


Ursula Beers durch Althusser geprägte Marxinterpretation erscheint für mein 
Anliegen interessant und produktiv. Beer differenziert begriflich zwischen ver- 
borgenen Strukturen und sichtbarem Funktionszusammenhang, um analytische 
Abstraktionsebenen zu unterscheiden; die begrifllich-theoretische Rekonstruk- 
tion verborgener Strukturen dient als theoretischer Rahmen, um spezifische 
Bedingungen der Möglichkeit des sichtbaren Funktionszusammenhangs erfassen 
zu können. Beer greift damit Maurice Godeliers’ Reformulierungder Marx’schen 
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Unterscheidung von Wesen und Erscheinungsform auf, problematisiert aber 
zugleich deren objektivistischen Überhang. Eine materialistische Gesellschafts- 
analyse müsse theoretisch klarer berücksichtigen, dass in den sichtbaren Arti- 
kulationen nicht nur die Funktionsbestimmung verborgener Strukturen eine 
konkrete Gestalt bekommt, sondern immer auch ein überschüssiges Moment 
wirksam ist — beispielsweise dass, was in der Form der Produktivkraft Indivi- 
duum’ „an Subjektivität brachliegt, nicht vernutzt wird, sich nicht vernutzen lässt“ 
(Beer 1991a: 138). Der Begriff der verborgenen Strukturen bezeichnet demnach 
eine Dimension gesellschaftlicher Wirklichkeit, die sinnlich-empirisch nicht 
unmittelbar erfassbar ist, sondern nur durch wissenschaftlich-theoretische Re- 
konstruktion zugänglich wird: die kapitalistische Produktionsweise. Diese Pro- 
duktionsweise lässt sich als eine spezifische Kombination von Produktivkräften 
und Produktionsverhältnissen fassen, die auf der Existenz von Privateigentum 
an Produktionsmitteln beruht und als treibende Dynamik die Produktion von 
Mehrwert hervorbringt. Diese verborgenen Strukturen zeigen sich in der empiri- 
schen Wahrnehmungin einem sichtbaren Funktionszusammenhang. Damit sind 
konkrete Institutionen gemeint, Formen der Arbeitsteilung, gesetzliche Regelun- 
gen, Lebensformen, Praktiken. Dieser sichtbare Funktionszusammenhang ist in 
seiner materiellen Gestalt durch die verborgenen Strukturen konfiguriert, aber 
nicht determiniert. Das heißt, dass die konkreten Institutionen usw. in einem 
funktionalen Verhältnis zu den verborgenen Strukturen stehen, jedoch nicht 
einfach aus diesen Strukturen ableitbar sind: „’Erscheinungsformen’ wären nach 
dieser Auffassungnicht bloßer Ausdruck von sozialen Strukturierungsprinzipien, 
sondern immer zugleich auch Überschüssiges“ (Beer 1991a: 139). 

Diese Unterscheidung, mit ihrer Implikation, dass der sichtbare Funktionszu- 
sammenhangzwar durch verborgene Strukturen bedingt ist, zugleich aber anderes 
- mehr - ist, als diese Strukturen, bietet einen Ansatzpunkt für meine These, 
dass es sinnvoll ist, die Kritik der politischen Ökonomie als begriflich-theoretische 
Rekonstruktion einer spezifischen Dimension des Sozialen zu begreifen. Mit der 
Rekonstruktion des abstrakten verborgenen Strukturzusammenhangs ermöglicht 
Marx einen bestimmten analytischen Zugriff auf die Phänomene des sichtbaren 
Funktionszusammenhangs, der spezifische Formen erfassbar macht, durch die 
die gesellschaftliche Wirklichkeit konfiguriert wird. Marx fragt nun danach, wie 
diese Formen in ihrer spezifischen Gestalt erst in einem Strukturzusammenhang 
entstehen. Er verhandelt dies unter dem Begriff der zrinitarischen Formel: Kapital, 
Arbeit und Boden erscheinen empirisch zunächst als unmittelbare, eigenständige 
Produktionsfaktoren, die jeweils ihren eigenen Anteil an der Produktion des 
gesellschaftlichen Reichtums haben (Marx 1989: 822f.). Die Kategorien “Ar- 
beit‘, ‘Boden’ und ‘Kapital’ scheinen auf eigenständige Einheiten zu verweisen, 
die jeweils die Quelle unterschiedlicher Formen von Einkommen sind (Lohn, 
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Rente und Profit). Marx gibt sich allerdings nicht mit der Wahrnehmung dieser 
Phänomene im Sinne von vorgängigen ‘Dingen’ zufrieden, sondern rekonstruiert 
den gesellschaftlichen Zusammenhang, der diese Phänomene in ihrer spezifischen 
Formbestimmtheit und inneren Abhängigkeit voneinander überhaupt erst als 
“Dinge? hervorbringt. Seine Analyse macht erkennbar, dass Arbeit’ als Quelle von 
Einkommen eine bestimmte, historische Form der Verausgabung von Arbeitskraft 
gegen Lohn impliziert. Diese Form der Verausgabung von Arbeitskraft steht in 
konstitutivem Zusammenhangmit der historischen Form der Produktionsmittel 
als ‘Kapital’. Beides ist wiederum ohne die Form des Privateigentums (an der 
eigenen Arbeitskraft oder an Produktionsmitteln als Kapital) nicht verständlich. 
Auch die einkommensgenerierende Potenz des ‘Bodens’ ist erst in ihrer histori- 
schen Form als Eigentum möglich, denn nur in dieser Form kann Boden einen 
Teil der erwirtschafteten Ressourcen als Einkommen an sich binden. 

Durch die begrifflich-theoretische Ordnung des (verborgenen) strukturellen 
Zusammenhangs, der Arbeit‘, ‘Kapital’ und ‘Boden’ als Produktionsfaktoren 
hervorbringt, kann Marx argumentieren, dass die gesellschaftlichen Produkti- 
onsverhältnisse nicht eine Folge natürlicher Eigenschaften von Menschen und 
Dingen sind - oder eine bestimmte Organisation des Verhältnisses eigenständiger 
Faktoren. Seine Kritik der politischen Ökonomie setzt insofern auch nicht bei 
konkreten Problemen an, die sie als gegeben hinnimmt (z.B. ungleiche Verteilung 
knapper Ressourcen), um dann nach Lösungen für diese Probleme zu fragen 
(z.B. eine Umverteilung dieser Ressourcen). Vielmehr geht es dieser Kritik um 
die Strukturen, die diese Probleme als solche konstituieren. Es geht darum, die 
Frage zu stellen, in welchen Verhältnissen Dinge, Praktiken oder Beziehungen 
überhaupt in spezifischer Weise als Ressourcen hervorgebracht werden und in 
welcher Hinsicht sie knapp sind. Im Hinblick aufeine emanzipatorische Gestal- 
tung kommt dadurch in den Blick, dass nicht nur konkrete Probleme bearbeitet 
werden können, sondern dass es vielmehr einer praktischen Reorganisation der 
Verhältnisse bedarf, die diese Probleme (immer wieder erneut, wenn auch mögli- 
cherweise in veränderten Figurationen des sichtbaren Funktionszusammenhangs) 
systematisch hervorbringen. 

Mit einer solchen begrifllich-theoretischen Rekonstruktion kann jedoch nicht 
der Anspruch erhoben werden, alle Phänomene der empirischen Wirklichkeit 
umfassend zu erklären und so sind aufdieser Ebene beispielsweise auch keine Aus- 
sagen über Männer und Frauen oder über Geschlechterverhältnisse möglich. Hier 
setzt nun Beers Anliegen an, die Marx’sche Analyse des Kapitalismus begrifllich 
zu erweitern, um eine Analyse der Geschlechterverhältnisse zu ermöglichen. Sie 
sieht zwei Lücken in der Marx’schen Analyse. Zum einen kritisiert sie, dass der 
Begriff der Produktionsweise auf die marktorientierte Produktion beschränkt ist. 
Sie schließt daraus, „daß die historisch-materialistische Theorie in ihrer originären 
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Gestalt nicht materialistisch genug ist, weil sie all das aus ihren Begriffen ausspart, 
was mit gesellschaftlicher Reproduktion unter- oder außerhalb des Produktions- 
prozessesvon Waren zu tun hat“ (Beer 1991b: 258). Beer insistiert darauf, dass die 
Tatsache, dass in jeder Gesellschaft nicht nur die materielle Produktion, sondern 
auch die biologische und kulturelle Re-Produktion der Menschen gewährleistet 
werden muss, keine Nebensächlichkeit ist, sondern durchaus ein wichtiges Thema 
der Gesellschaftstheorie. Biologische und kulturelle Reproduktion sind keine 
Begleiterscheinungen, keine automatischen Folgen der je spezifischen Produk- 
tion von Gütern und Diensten. Um diese gesellschaftstheoretische Relevanz der 
Reproduktion der Menschen begriflich einzuholen, erweitert Beer das Konzept 
der Produktionsweise daher und unterscheidet zwischen einer “Wirtschafts- und 
einer ‘Bevölkerungsweise‘. 

Die zweite Leerstelle der Marx’schen Analyse sicht Beer in der unzureichenden 
Bestimmungdes Subjekts. Da sich die Kategorie der Arbeitskraft beiMarx auf die 
abstrakte Verkörperungeines gesellschaftlichen Verhältnisses beziche, existierten 
bei ihm keine Individuen aus Fleisch und Blut, sondern lediglich Träger sozialer 
Verhältnisse. Dem hält Beer entgegen, dass Subjekte nicht als abstrakte Formen 
agieren: „Wenn ich aber meine Arbeitskraft aufdem Markt anbiete, tue ich das 
nicht nur als potentielle Lohnarbeitskraft für einen Beschäftiger, sondern als Frau 
oder Mann“ (Beer 1991b: 260). Beer wirft also ein, dass eine Gesellschaftsanalyse 
berücksichtigen muss, „daß es ganz einfach auch Geschlechter geben muß, die 
ein solches Verhältnis konstituieren“ (Beer 1991b: 257). 

Beer geht nicht davon aus, dass die bestehende geschlechtshierarchische Ar- 
beitsteilung eine notwendige Erfordernis der kapitalistischen Produktionsweise 
ist, sondern will zeigen, inwiefern dieses Phänomen durch weitere Momente 
erklärt werden muss. Diese Momente sucht sie wiederum nicht in der natürlichen 
Gebärfähigkeit von Frauen, sondern führt die Tatsache, dass ausgerechnet Frauen 
den Großteil der nichtbezahlten Versorgungsarbeiten leisten, auf ein bereits vor 
dem Kapitalismus bestehendes patriarchales Prinzip zurück, ein „kulturelles 
Muster, das ‘ganz selbstverständlich’ Geschlechterherrschaft beinhaltete und 
voraussetzte“ (Beer 1991a: 275). Beer geht also von einem Ineinandergreifen von 
patriarchalen Mustern und Produktionsweise aus, und untersucht diesanhand der 
Transformation der Geschlechterverhältnisse im Übergang von der ständischen 
zur bürgerlich-kapitalistischen Gesellschaft. Sie stellt fest, dass sich mit der Trans- 
formation zur kapitalistischen Moderne eine neue gesellschaftliche Organisation 
des Zusammenhangs von Wirtschafts’- und ‘Bevölkerungsweise’ durchsetzte und 
das dies wiederum mit einer neuen Form der Ungleichheit zwischen Männern 
und Frauen einherging. 

Das kulturelle Muster der Geschlechterverhältnisse in der ständisch-agrari- 
schen Gesellschaft bezeichnet Beer als Primärpatriarchalismus. Damit ist die 
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Vorherrschaft des männlichen Familienoberhaupts gemeint, dessen Verfügungs- 
gewalt über die Arbeitskräfte, sowohl der Ehefrau als auch des Gesindes, auf 
Eigentum an Grund und Boden beruhte. In der ständischen Gesellschaft bildete 
der Wirtschafts- und Familienverband die räumliche und funktionale Einheit 
der Organisation von Produktion und Generativität. Das Recht auf Eheschlie- 
ßung (und damit auf legitime Familiengründung) war an den Nachweis einer 
ausreichenden Existenzsicherung gebunden. Besitzlose, die die Mehrheit der Be- 
völkerungausmachten, waren in der ständischen Gesellschaft also nicht chefähig. 
Beer interpretiert die entsprechenden gesetzlichen Regelungen im Familien- und 
Arbeitsrecht als sichtbaren Ausdruck der spezifischen Vergesellschaftungsmodi 
des ständischen Patriarchalismus; sie dienten der Aufrechterhaltung von Ge- 
schlechterungleichheit und Eigentumsordnung (Beer 1991a: 164). 

Mit der Transformation zur kapitalistischen Produktionsweise veränderte 
sich die Vergesellschaftung von Arbeit und Generativität. Die kapitalistische 
Produktionsweise brachte die Verallgemeinerung der Lohnarbeit mit sich, wo- 
durch neue Möglichkeiten der individuellen Existenzsicherung entstanden, denn 
der Lebensunterhalt konnte nun, vermittelt über den Verkauf der Arbeitskraft 
gegen Lohn oder Gehalt, unabhängig von Besitz an Grund und Boden oder an 
Produktionsmitteln gewährleistet werden. Beer macht allerdings geltend, dass 
die Effekte dieser historischen Entwicklung nicht allein auf der Ebene der nun 
über den Markt vermittelten Produktion zu betrachten sind. Sie macht auf die 
gesellschaftstheoretische Bedeutung einer tiefgreifenden Reorganisation von 
Arbeit und Generativität aufmerksam, im Zuge derer die Erfordernisse der indivi- 
duellen und generativen Reproduktion weitgehend in eine von der Erwerbsarbeit 
getrennte Privatsphäre verwiesen werden. 

Beer führt diese Reorganisation aufeine neue strukturelle Problemlage zurück: 
„Eine (kapitalistische) Marktökonomie kann nur dann profitabel und rational 
arbeiten, wenn sie keinerlei Verantwortung für die gesellschaftlich-individuelle 
Reproduktion von Frauen und Männern zu übernehmen braucht, die über die 
Lohn- oder Gehaltszahlung hinausgeht“ (Beer 1990: 24). Sie spricht hier auf der 
analytischen Ebene der verborgenen Strukturen eine spezifische Konstellation 
der kapitalistischen Produktionsweise an, die sich als Blindheit des Kapitals 
gegenüber den eigenen Existenzbedingungen charakterisieren lässt. Die leben- 
dige Arbeitskraft wird zur Reproduktion des Kapitalverhältnisses gebraucht, 
die Sicherstellung der individuellen Reproduktion dieser Arbeitskraft wird 
jedoch weitgehend aus dem Kapitalverhältnis ausgelagert. Den empirischen 
oder sichtbaren Ausdruck dieser Veränderungen auf der Ebene der verborgenen 
Strukturen untersucht Beer am Beispiel der Transformation der Rechtssysteme. 
So wurden etwa die Einschränkungen der Ehefähigkeit aufgehoben und neue 
arbeits- und sozialrechtliche Bestimmungen eingeführt. Mit der Differenzie- 
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rung der Wirtschafts- und Familieneinheit in zwei räumlich und funktional 
getrennte Institutionen geht die Ausdifferenzierung des Patriarchalismus zu 
einer Form einher, die Beer als doppelten Sekundärpatriarchalismus bezeichnet. 
Dieser beruht auf der Verfügungüüber Geldmittel und sichert den Männern eine 
zweifache Vormachtstellung, zum einen aufgrund ihrer privilegierten Stellungin 
der Erwerbsarbeit und zum anderen durch ihre Verfügung über die Arbeitskraft 
von Frauen im Privatbereich. 

Indem Beer in ihrer Untersuchung den Wandel der sozialen Ungleichheit 
der Geschlechter zum Wandel der Produktionsweise in Bezug setzt, kann sie 
strukturelle Rahmenbedingungen erfassen, die wesentliche Bedingungen der 
Möglichkeit der konkreten Gestalt der Geschlechterverhältnisse konstituieren. 
Im Mittelpunkt steht dabei die strukturelle Auslagerung wichtiger Aufgaben der 
individuellen Reproduktion in den ‘Privatbereich:! Auf der abstrakten Ebene des 
verborgenen Strukturzusammenhangs lässt sich die kapitalistische Produktions- 
weise somit als Verwertungsprozess beschreiben, bei dem die Mehrwertproduktion 
als Relevanzkriterium für den Einsatz von Produktivkraft auftritt. Da sich der 
Bereich der individuellen und generativen Reproduktion in weiten Teilen nicht 
als Sphäre rentabler Kapitalanlage eignet, wird er der ‘privaten’ Verantwortung 
überlassen. Es entsteht eine strukturelle Notlage in Gestalt eines gesellschaftlichen 
Widerspruchs zwischen dem Verwertungsinteresse der Einzelkapitale und deren 
Gleichgültigkeit gegenüber den eigenen Existenzbedingungen. Hier greift der 
(patriarchal geprägte) Staat mit sozialpolitischen Bestimmungen und Maßnah- 
men regulierend ein. Beer zeigt in ihrer Untersuchung, wie tradierte kulturelle 
Muster der Geschlechterungleichheit in der Transformation der Produktionsweise 
wirksam werden und in die konkrete materielle Gestalt der Vergesellschaftung 
von Arbeit und Generativität eingelassen sind. Sie betrachtet die Transformati- 
on zum Sekundärpatriarchalismus moderner kapitalistischer Gesellschaften als 
„historisch-spezifische Antwort“ auf das Problem, wie eine industrielle Gesell- 
schaft ihre „biologisch-natürliche Bestandssicherung“ (Beer 1993: 20) organisiert. 


Queer/feministische Problematisierungen 


Beers Vorschlag einer an strukturalistische Lesarten anknüpfenden feminis- 
tischen Interpretation der Marx’schen Analyse mit ihrer Unterscheidung von 
verborgenem Strukturzusammenhang und empirisch wahrnehmbarer Realität 
ist für die Frage, wie unterschiedliche Macht- und Herrschaftsverhältnisse in 
ihrer kapitalismusspezifischen Konfiguration zu analysieren sind, schr produktiv. 
Allerdings würde ich Beers Strategie einer kritischen Erweiterungder Marx’schen 
Analyse nicht ohne weiteres folgen. Anhand einer queer/feministischen Proble- 
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matisierungder beiden Leerstellen, die sie bei Marx ausmacht, soll im Folgenden 
deutlich werden, inwiefern es sich hier nicht um theoretische Lücken handelt, 
die durch substanzielle Annahmen über Realsubjekte oder biologisch-natürliche 
Bestandserhaltunggefüllt werden können. Das, was Beer als Lücken ausmacht - 
nämlich die Geschlechtlichkeit der Subjekte sowie die Frage der Reproduktion 
der Menschen - sind vielmehr als Grenzen der Marx’schen Analyse zu begreifen. 
Diese Grenzen verweisen auf weitere Analysedimensionen. 

Ich beginne mit dem Begriff des geschlechtlichen Realsubjekts, über den Beer 
das Phänomen der hierarchischen Geschlechterverhältnisse in die Analyse ka- 
pitalistischer Gesellschaften einbinden will. Gegen Beers Annahme, dass es in 
allen bisherigen Gesellschaften neben der Produktion von Lebensmitteln auch die 
Produktion des Lebens selbst, die Erzeugungvon neuen Menschen gegeben hat, ist 
grundsätzlich nichts einzuwenden. Auch ihre weiterführende Annahme, dass die- 
se Reproduktion der Menschen in jeweils spezifischen Formen organisiert istund 
dass die soziale Konstruktion von Geschlechtern engmit diesen sozialen Formen 
verknüpft ist, ist durchaus sinnvoll. Beer führt den Begriff des (geschlechtlichen) 
“Realsubjekts’ jedoch ein, ohne dessen Genealogie systematisch in die Analyse 
einzubeziehen und setzt dadurch eine vorgängige Existenz von Männern und 
Frauen voraus, die in einer körperlichen, auf Fortpflanzung bezogenen Zweige- 
schlechtlichkeit begründet ist. Sie nimmt auf diese Weise etwas gesellschaftsthe- 
oretisch höchst Voraussetzungsvolles, nämlich die Zweiteilung der Menschheit 
in Männer und Frauen, als gegebenen Ausgangspunkt für Gesellschaftstheorie. 
Diese unhinterfragte Bezugnahme auf ein ‘Realsubjekt’ führt dann wiederum 
dazu, dass gesellschaftliche Akteure bei Beer vor allem als ‘Männer’ und ‘Frauen’ 
erscheinen und soziale Kämpfe als Bestrebungen männlicher Dominanzerhaltung 
im Rahmen neuer Produktionsverhältnisse thematisiert werden. Beides bleibt 
dabei unterbestimmt, denn Differenzen unter Frauen (und unter Männern) 
sowie damit verbundene unterschiedliche und teilweise konträre Interessenla- 
gen können auf diese Weise nicht analytisch gleichrangig erfasst werden.' Beers 
Annahme, dass die Lohnarbeitskraft nur als geschlechtliches Wesen denkbar sei, 
unterläuft letztlich ihre eigene Annahme, dass der Kapitalismus nicht notwen- 
diger Weise auf hierarchische Geschlechterverhältnisse angewiesen ist. Mit ihrer 
Prämisse, dass Subjekte Männer oder Frauen sind und dem damit verbundenen 
Blick auf männliche Herrschaft (oder Patriarchat) gerät tendenziell die enorme 


1 Frauen sind keine homogene Gruppe (Männer im Übrigen ebenso wenig) und Aussa- 
gen über Frauen, die nicht zumindest kontextualisiert und in ihrem Geltungsanspruch 
eingegrenzt werden (von welchen Frauen ist die Rede?), führen dazu, dass bestimmte 
Lebenssituationen, Probleme und Bedürfnisse (zumeist die der weißen Frauen der Mit- 
telschicht in den USA und West-Europa) verallgemeinert werden. 
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Vielfältigkeit und Flexibilität von Machtverhältnissen und Hierarchisierungen 
in kapitalistischen Gesellschaften aus dem Blick. Empirisch hat sich längst erwie- 
sen, „dass das als Ware Arbeitskraft’ agierende Subjekt durchaus ein weibliches 
Individuum sein darf - sofern es in entsprechender Weise von ‘Sozialballast’ 
frei ist“ (Nickel 2002: 5). Dies wirft wiederum die Frage auf, wie - mit wessen 
Hilfe, mit welchen Mitteln, auf wessen Kosten - diese weiblichen Individuen 
sich von ihrem ‘Sozialballast’ befreien und inwiefern damit wiederum andere 
(zum Beispiel rassifizierte) Figurationen von ‘Realsubjekten’ verbunden sind.? 

Eine Genealogie des Realsubjekts erfordert den Blick auf weitere verborgene 
Strukturzusammenhänge. Im Anschluss an Judith Butler lässt sich beispielsweise 
die Ordnungder Zweigeschlechtlichkeit als eine wichtige strukturelle Dimension 
der Gesellschaftsanalyse benennen. Mit dem Begriff der heterosexuellen Matrix 
erfasst Butler eine spezifische Figuration der symbolischen Ordnung, die die 
Geschlechtszugehörigkeit zu einer Bedingung der sozialen Lebensfähigkeit von 
Subjekten werden lässt. Subjekte müssen sich im Rahmen dieser Ordnungentwe- 
der als Mann oder als Frau zu erkennen geben und als solche erkennbar sein, um 
als normale und kompetente Subjekte anerkannt zu werden. Butler bezeichnet die 
binäre Geschlechterordnung als eine historische Bedingung der Intelligibilität, 
die Individuen überhaupt als Subjekte lebensfähig macht. 

Wichtigdabei ist, dass die Geschlechtsidentität für Butler nicht in einer inneren 
Substanz und Körperlichkeit des Individuums begründet ist. Vielmehr begreift 
sie die Wahrnehmung von Körpern in einem binären Muster als männliche und 
weibliche Geschlechtsköper als eine Hervorbringung der heterosexuellen Matrix 
(Butler 1991). Diese Matrix stellt einen zirkulären Verweisungszusammenhang 
zwischen körperlichem Geschlecht (sex), sozialem Geschlecht (gender) und Be- 
gehren (desire) her und naturalisiert diese Kopplung: Das (sexuelle) Begehren 
richtet sich - als heterosexuelles Begehren - auf das jeweils andere Geschlecht 
und verweist daher auf das soziale Geschlecht, das wiederum an das körperliche 
Geschlecht anknüpft. Die vermeintliche Naturgegebenheit dieser Verbindung 
stabilisiert sich durch eine weitere Verknüpfung, nämlich der von Begehren, 
Sexualität und Fortpflanzung, die eine zirkuläre Evidenz hervorbringt: „Frau- 
en bekommen Kinder, dafür brauchen sie Männer. Und weil dies so ist, lieben 


2 Inaktuellen Diskussionen um die Auslagerung ‘individueller’ Reproduktionsarbeiten 
an bezahlte Kräfte in europäischen Privathaushalten wird deutlich, dass derzeit nicht so 
schr ein Verschwinden der Vergeschlechtlichung zu beobachten ist, es aber zu deutlichen 
Verschiebungen und Überlagerungen mit anderen Differenzen und Machtverhältnissen 
kommt (Gutierrez-Rodriguez 2010). Hier finden Reorganisationen von Arbeitsteilung 
statt, die sich nicht sauber mit der Unterscheidung von Wirtschafts- und Bevölkerungs- 
weise einfangen lassen und die auch nicht ausreichend durch das Muster einer verge- 
schlechtlichten Teilung der Arbeit zu erfassen sind. 
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Frauen Männer und sind von Natur aus zur heterosexuellen Sexualität bestimmt. 
Diese Sexualität bedeutet Penetration, weil ja sonst keine Kinder zu zeugen sind. 
Männern geht es darum, Nachkommen zu haben. So ergänzen sich beide Ge- 
schlechter in ihrer polaren Opposition“ (Villa 2000: 145). Ähnlich wie Marx 
nicht einfach von einer eigenständigen Existenz der Kategorien Arbeit, Kapital 
und Boden ausgeht, gibt sich auch Butler nicht mit der Evidenz von sex, gender, 
und desire als vorgängige Tatsachen des menschlichen Lebens zufrieden, sondern 
fragt nach dem strukturellen Zusammenhang, innerhalb dessen vermeintlich 
eigenständige Momente - ‘Geschlecht’, ‘Sexualität’, Natur’, ‘sexuelle Praktiken’ 
- ihre jeweils aufeinander verweisenden Bedeutungen erhalten. Die scheinbar 
natürliche Verknüpfung von körperlichem Geschlecht, sozialem Geschlecht und 
heterosexuellem Begehren lässt sich als ein machtdurchzogenes Diskursregime 
erfassen, das nicht nur die Intelligibilität der Subjekte strukturiert, sondern auch 
in gesellschaftliche Institutionen und soziales Handeln eingelassen ist. 

Butler begreift die Geschlechtsidentität als eine performative Hervorbrin- 
gung. Performative Sprechakte bringen Kraft der Bezeichnung soziale Reali- 
tät hervor: „mit der ärztlichen Interpellation [...] wechselt das Kleinkind von 
einem ‘es’ zu einer ‘sie’ oder einem ‘er’; und mit dieser Benennung wird das 
Mädchen ‘mädchenhaft’ gemacht, es gelangt durch die Anrufung des sozialen 
Geschlechts in den Bereich von Sprache und Verwandtschaft“ (Butler 1997: 
29). Diese ‘ursprüngliche’ Hervorbringung erzielt ihre dauerhafte Wirkung 
dann wiederum in Prozessen der ständigen, zitierenden Wiederholung: Das 
bei der Geburt zum Mädchen gemachte Kind wird „von den verschiedensten 
Autoritäten und über diverse Zeitabschnitte hinweg“ (ebd.) immer wieder als 
solches angerufen und stellt sich selber als solches dar, wodurch der Effekt der 
Naturalisierung und Normierung immer wieder bestätigt und verstärkt wird. 
Die Worte, Gesten, Handlungen, mit denen diese performative Herstellung der 
Geschlechtsidentität immer wieder vollzogen wird, drücken keine vorgängige 
Geschlechtszugehörigkeit aus, erzeugen aber rückwirkend den Effekt eines „in- 
neren Geschlechtskerns“ (Butler 2001: 136). 

Butler betrachtet die heterosexuelle Matrix allerdings nicht als eine ge- 
schlossene und universale Ordnung, sondern schreibt ihr vielmehr eine inhä- 
rente Instabilität und Veränderbarkeit zu, die sie darauf zurückführt, dass diese 
Ordnung nur in einer zitierenden Aufführung seitens der Subjekte besteht. Da 
jedes sprachliche Element also wiederholbar sein muss und in unterschiedlichen 
Kontexten, in verschiedenen Bedeutungsketten zitiert wird, unterliegt es in seiner 
Bedeutung immer Verschiebungen - und darin besteht die Möglichkeit der 
Umdeutung oder Resignifikation. So können etwa Mädchen ihr Mädchen-Sein 
in stark stereotypisierten Formen zum Ausdruck bringen oder es unkonventionell 
interpretieren und als Mädchen bestimmte Fähigkeiten für sich in Anspruch 
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nehmen, die normativ als jungenhaft codiert sind. Auch können die anerkann- 
ten Konventionen der Interpretation des Mädchen-Seins in unterschiedlichen 
sozialen und kulturellen Kontexten variieren. Die Bedeutung von ‘Mädchen’ ist 
also nicht festgeschrieben; sie ist immer relational (in Bezugund in Abgrenzung 
zu der Bedeutungvon Junge’, ‘Mann, ‘Frau’) und sie ist immer kontextualisiert. 

Mit der Rekonstruktion der heterosexuellen Matrix als historischer Struk- 
turbedingung der zweigeschlechtlichen Ordnung kann Butler eine Antwort 
auf die Frage geben, warum und inwiefern Subjekte Männer oder Frauen sind, 
ohne dies aufeine ahistorische oder natürliche Körperlichkeit zurückzuführen. 
Sie kann zugleich die prinzipielle Instabilität dieser Ordnung begründen und 
dadurch plausibel machen, dass sich die Geschlechterdifferenz immer in kon- 
kreten sozialen Kontexten im Zusammenhang mit anderen sozialen Strukturen 
materialisiert. Das von Beer in die Analyse eingebrachte ‘Realsubjekt’ wird auf 
diese Weise in weiteren Dimensionen historisiert: Es sind nicht einfach ‘Männer’ 
und Frauen), die als reale, körperliche Wesen gewissermaßen auf die historische 
Form der Arbeitskraft treffen - auch Männlichkeit und Weiblichkeit sind viel- 
mehr ebenfalls als historische Formen zu betrachten. 

Ähnlich wie das Realsubjekt’ sind Beers Begriffe von Wirtschafts- und Bevöl- 
kerungsweise aus einer historisch-genealogischen Perspektive kritisch zu befragen. 
Wenn Beer die Transformation zum Sekundärpatriarchalismus moderner kapi- 
talistischer Gesellschaften als „historisch-spezifische Antwort“ auf das Problem 
betrachtet, wie eine industrielle Gesellschaft ihre „biologisch-natürliche Bestands- 
sicherung“ (Beer 1993: 20) organisiert, dann ist dies aus queer/feministischer 
Perspektive insofern problematisch, als sie in ihrem Begriff’ der ‘Bevölkerungsweise’ 
Fortpflanzung, reproduktive Tätigkeiten (kulturelle Re-Produktion des Men- 
schen) und Geschlecht weitgehend unvermittelt miteinander verknüpft. Gene- 
rativität wird dadurch als Gattungsproblem thematisiert und mit naturalistischen 
und substanzlogischen Annahmen verbunden. Folgt man aber beispielsweise den 
Analysen Michel Foucaults zum modernen Dispositiv der Sexualität (Foucault 
1983), dann lassen sich im Übergang zur kapitalistischen Moderne wichtige qua- 
litative Veränderungen erkennen, die eine klare Unterscheidung von natürlichen 
Notwendigkeiten und kulturellen Mustern oder Antworten unsicher machen.? 
Foucault wendet sich gegen die Annahme, Sexualität sei eine transzendentale - 
natürliche - Essenz des Menschen, die in der abendländischen Moderne von den 


3 Mit dem Begriff des Dispositivs bezeichnet Foucault einen Strukturzusammenhang, 
innerhalb dessen heterogene Momente des Sozialen (z.B. Diskurse, Institutionen, architek- 
tonische Formen der Raumorganisation, Gesetze) ineinem Beziehungsgefüge stehen. Die 
Einheit eines Dispositivs kann über eine spezifische strategische Funktion im Sinne einer 
„Reihe von Absichten und Zielsetzungen“ (Foucault 1983: 116) rekonstruiert werden. 
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prüden Vorstellungen christlich-bürgerlicher Sexualmoral machtvoll unterdrückt 
werde. Er geht vielmehr davon aus, dass gerade die vielfältige Thematisierungvon 
Sexualität in der Moderne - in der Medizin, der Biologie, der Pädagogik, der 
Psychoanalyse, in religiösen und weltlichen Moralvorstellungen, in zwischen- 
menschlichen Beziehungen - überhaupt erst das Phänomen der Sexualität als 
spezifische Verknüpfung von körperlichen Funktionen, Begehren, Verhaltens- 
weisen, Empfindungen, Moralvorstellungen und dergleichen hervorgebracht 
und zu einem besonderen Zugangzur Wahrheit des Menschen hat werden lassen. 

Mit dem Konzept der Macht-Wissen-Regime stellt Foucault einen konstitu- 
tiven Zusammenhang zwischen spezifischen Formen, Institutionen und Prak- 
tiken der Wissensproduktion, Wahrheit und spezifischen Machtverhältnissen 
her. Seine historische Genealogie der Sexualität ist daher in eine Analyse der 
besonderen Machtkonstellation der Moderne eingebettet, die er als Bio-Macht 
bezeichnet und die sich insbesondere durch eine dezentrale Regulierung der 
Prozesse der Bevölkerung auszeichnet: Über Strategien der Gewaltenteilung, 
der Verwaltung, der Verteilung von Gütern und Diensten, der Erhebung von 
statistischen Regelmäßigkeiten, über Normierung und vorsorgende Risikoab- 
wehr und vor allem auch über die normierte Selbstregulierung der einzelnen 
Subjekte wird eine Optimierungder Lebensprozesse der Bevölkerungangestrebt. 
Generativität erscheint mit der Durchsetzung der Bio-Macht als ein wichtiges, 
biopolitisch zu regulierendes Problem, denn in den Prozessen der historischen 
“Entdeckung? der Bevölkerung als politisches und wissenschaftliches Problem 
bildeten Phänomene „wie das Verhältnis von Geburt- und Sterberaten, de[r] 
Geburtenzuwachs, die Fruchtbarkeit einer Bevölkerung usw.“ erste „Wissensob- 
jekte“ und erste „Zielscheiben biopolitischer Kontrolle“ (Foucault 1999: 280f). 
Auch bei Foucault findet sich also eine analytische Stoßrichtung, die daraufzielt, 
Zusammenhänge zu rekonstruieren, innerhalb derer vermeintliche Evidenzen 
oder Notwendigkeiten in ihrer historischen Form erst hervorgebracht werden. 
Generativität kann auf diese Weise als ein spezifisches Dispositiv erfasst wer- 
den, das durch unterschiedliche Diskursstränge, Institutionen und Praktiken 
konstituiert ist: Medikalisierung der Fortpflanzung, Pädagogisierung des Um- 
gangs mit jungen Menschen, sozialpolitische Regulierung durch Gesundheits-, 
Familien- und Bildungspolitik und auf Seiten der Individuen entsprechende 
Praktiken der verantwortungsvollen Selbstregulierung, etwa durch vernünftige 
Partnerwahl und Familienplanung sowie die Sorge um die richtige Erziehung 
und Förderung der Kinder. 

Untersuchungen zur Entstehung und Entwicklung der bürgerlichen Familie 
untermauern die Annahme, dass die konkrete Bestimmung dessen, was unter 
“Bevölkerungsweise’ zu fassen sein könnte, höchst voraussetzungsvoll ist und 
keinesfalls aus vermeintlich der Generativität entspringenden Notwendigkeiten 
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abgeleitet werden kann.‘ Die Familie erfährt in der abendländischen Moderne 
einen Bestimmungs- und Funktionswandel, der in gewisser Weise als „Biologisie- 
rungder Definition von Familie“ (Klinger 2000: 32) aufgefasst werden kann: Statt 
der vormodernen Wirtschaftsgemeinschaft, die auch Gesinde und Dienerschaft 
umfasste, ist sie nun eine durch Blutsverwandtschaft gekennzeichnete und aufLiebe 
beruhende Verbindung, deren Aufgabe vor allem in der individuellen Reproduktion 
besteht. Sexuelles Begehren findet in dieser Anordnung in seiner normalisierten 
Form als Liebe Ausdruck; Elternschaft und Verwandtschaft sind in der Form der 
Familie heterosexuell normiert; Verwandtschaftsbeziehungen, vor allem aber die 
Beziehungen von Eltern und Kindern werden als Liebesbeziehungen erfahren (oder 
als solche idealisiert). Die Kleinfamilie, zur normalen Lebensform verallgemeinert, 
erscheint als Ort der unmittelbaren, persönlichen Beziehungen. Sie übernimmt 
wichtige Funktionen der individuellen körperlichen, aber auch geistig-emotionalen 
Reproduktion sowohl der Erwachsenen als auch der Kinder. Die Trennung von 
Haus- und Erwerbsarbeit ist also nicht eine historisch besondere Anordnungvon 
weitgehend natürlichen Tätigkeiten. Statt das, was wir beispielsweise als wichtige 
Aufgaben der Pflege, Versorgung und Erziehung von Kindern betrachten, im Be- 
griff der Bevölkerungsweise mit einer ‘'biologisch-natürlichen Bestandsicherung’ 
kurzzuschließen, eröffnen Analysen im Anschluss an Foucault und Butler den 
Blick darauf, wie spezifische Selbstverständlichkeiten und Notwendigkeiten der 
Generativität in wissenschaftlichen Disziplinen, in der medialen Öffentlichkeit, 
aber auch in alltagsweltlichen Praktiken, in Familien, in Liebesbeziehungen per- 
formativ hervorgebracht, verhandelt und beständig verändert werden. 

Von der Vielfalt und dem umkämpften Charakter dieser Phänomene abs- 
trahiert die Marx’sche Analyse; sie erfasst nur bestimmte - für die kapitalisti- 
sche Produktionsweise spezifische - Formen und Dynamiken. Eine wichtige 
gesellschaftskritische Leistung dieser Abstraktion besteht darin, dass sie einen 
bestimmten Imperativ erkennbar macht, dem Körperlichkeiten, Fähigkeiten 
und Bedürfnissen unterworfen sind, nämlich dem Imperativ der Verwertung, 
Dadurch kann sie wiederum konkreter bestimmte Dimensionen dessen erfassen, 
was Foucault als Ziel biopolitischer Regulierungen immer wieder anführt, ohne 
dafür eine historische Erklärung anzubieten: die Optimierung der Bevölke- 


4 So setzte sich beispielsweise im Übergang zur Moderne die Vorstellung einer deutlich 
vom Erwachsenendasein zu unterscheidenden Lebensphase der Kindheit durch, wo- 
durch überhaupt erst bestimmte sozialisatorische Praktiken entstehen konnten, etwa 
die besondere Pflege und vor allem pädagogische oder erzicherische und emotionale 
Zuwendung für junge Menschen. Wie der Blick auf die Praktiken und Technologien der 
Geburtenkontrolle, der Befruchtung und der Schwangerschaftsvorsorge deutlich macht, 
ist selbst die grundlegendste Bestimmungvon Fortpflanzungals Zeugung, Austragen und 
Gebären nicht einfach eine biologische Tatsache. 
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rungsprozesse im Sinne einer verwertungslogischen Eflizienz- und Produkti- 
vitätssteigerung. Die vergeschlechtlichte Trennung von öffentlich und privat, 
von Erwerbsarbeit und Hausarbeit und die damit verbundene geschlechtliche 
Arbeitsteilungkönnen als eine konkrete gesellschaftliche Lösunggeschen werden, 
die die Hervorbringungjenes „Geschichtsprodukt(s) [ermöglicht], das das Kapital 
allein nicht herstellt“ (Negt/Kluge 1993: 23): die lebendige Arbeitskraft mit 
ihren spezifischen Fähigkeiten und Eigenschaften. Da in diese Lösung jedoch 
unterschiedliche Strukturzusammenhänge eingehen, die eine je eigene Dyna- 
mik haben, können diese sich auch unabhängig voneinander und gegeneinander 
verschieben. Denkbar ist also beispielsweise, dass die Geschlechterdifferenz an 
normativer Eindeutigkeit verliert oder es gar zu einem Verschwinden der binären 
Vergeschlechtlichungkommt. Dies allein würde die kapitalismusspezifischen Dy- 
namiken und Hierarchien nicht beseitigen; vielmehr ist davon auszugehen, dass 
diese durch andere symbolisch-kulturelle Überformungen konfiguriert werden 
würden. Umgekehrt kann aber nicht davon ausgegangen werden, dass mit einer 
Veränderung der Produktionsweise zugleich auch (heteronormative und rassis- 
tische) Identitätszwänge und biopolitische Regulierungen verschwunden wären. 


Totalität und Vielfalt: Punkte der Häresie 


Während Butler und Foucault die beständige Umkämpftheit und Instabilität von 
Identitäten, Körperlichkeiten und Wahrheitsansprüchen fokussieren, verweisen 
die Analysen von Marx auf die deutungsunabhängige Systemstabilität als histo- 
tische Besonderheit der kapitalistischen Produktionsweise. Wie ich eingangs, 
Chakrabarty zitierend, aufgeworfen habe, besteht eine Herausforderung an Ge- 
sellschaftstheorie und kritik darin, beides in seinem paradoxen Zusammenhang 
zu betrachten und nicht gegeneinander auszuspielen. Auf diese Weise können 
spezifische Ungleichzeitigkeiten erfasst werden, die begreifbar machen, wie es 
trotz einer gleichbleibenden ‘Anatomie’ der Produktionsweise zur historischen 
Abfolge und synchronen Gleichzeitigkeit verschiedener Gesellschaftsformatio- 
nen und Subjektivierungsweisen kommen kann, deren Vielfalt sich nicht aufein 
einheitliches, entwicklungslogisches Prinzip zurückführen lässt. Um die prinzi- 
pielle Offenheit und Instabilität des Verhältnisses dieser verschiedenen Analy- 
sedimensionen zueinander zu fassen, erscheint mir Etienne Balibars Vorschlag, 
sie in ihren ‘Punkten der Häresie’ zu betrachten, sehr sinnvoll (Balibar 2004). 


5  Balibar verweist darauf, dass Foucault und Marx - obgleich sie in mehreren entscheidenden 
Punkten in Opposition zueinander stehen - im Hinblick aufdie Frage der Transformation 
von Strukturen von Macht und Herrschaft aufeinander verwiesen werden können. 
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Das Interessante daran ist, dass unterschiedliche Analysen auf diese Weise weder 
als Alternative noch als einfache Ergänzung betrachtet werden. Vielmehr wird 
der Blick auf deren analytische Eigenständigkeit gerichtet und diese insofern 
ernst genommen, als sie jeweils bestimmte Momente der Komplexität moderner 
Gesellschaften erfassen, die nicht durch eine der anderen Analysen eingefangen 
werden können (Meißner 2010: 255f.). 

Mit seiner Analyse der kapitalistischen Produktionsweise kann Marx eine 
spezifische Versachlichung und Verselbständigung gesellschaftlicher Verhältnisse 
erkennbar machen. Er kann zeigen, inwiefern die Subjekte ihre gesellschaftlichen 
Verhältnisse als Wesenseigenschaften von Dingen und Menschen wahrnehmen 
(zum Beispiel als eigenständige Produktionsfaktoren - Arbeit, Kapital und Bo- 
den). ‘Gesellschaft’ erscheint dann wiederum als notwendige Regulierungdieser 
Natur von Dingen und Menschen. Marx bezeichnet dies als Verkehrung, da ge- 
sellschaftliche - also von den Menschen ‘gemachte’ - Verhältnisse gewissermaßen 
als Natur erscheinen. Zugleich macht er deutlich, dass die (wissenschaftliche) 
Erkenntnis dieses Zusammenhangs die wirkliche Gegebenheit dieser Verhältnisse 
nicht unmittelbar beeinflusst. Es handelt sich um einen Strukturzusammenhang, 
der „ohne Rekurs auf Deutungsprozesse handelnder Individuen erklärt werden“ 
kann (Eberle 1981: 211). Die von Marx visierte Versachlichung und Verselbstän- 
digungder gesellschaftlichen Dynamiken der Produktionsweise lässt sich durch 
diskursive Verschiebungen - durch Umdeutungen wie etwa eine moralische 
Aufwertung der unbezahlten Reproduktionsarbeit oder durch Flexibilisierung 
von Identitätszwängen - nicht verändern, vielmehr bedarf es einer praktischen 
Umgestaltung dieser Produktionsweise. Der kritische Impetus der Marx’schen 
Analyse besteht darin, diese vermeintlich sachlichen Verhältnisse in ihrer Ge- 
wordenheit deutlich zu machen und sie auf diese Weise zugleich als historische 
Bedingungen für kollektive Bearbeitung in den Blick zu bekommen: 

„Der Kommunismus unterscheidet sich von allen bisherigen Bewegungen dadurch, daß 

er die Grundlage aller bisherigen Produktions- und Verkehrsverhältnisse umwälzt und 

alle naturwüchsigen Voraussetzungen zum ersten Mal mit Bewußtsein als Geschöpfe der 


bisherigen Menschen behandelt, ihrer Naturwüchsigkeit entkleidet und der Macht der 
vereinigten Individuen unterwirft.“ (Marx/Engels 1969: 70) 


In diesem Zitat drückt sich die Hoffnung aus, dass die Menschen die soziale 
Bedingtheit ihrer gegenseitigen Abhängigkeiten erkennen und sich zusammen- 
schließen können, um diese Verhältnisse im Sinne eines guten Lebens bewusst 
praktisch zu bearbeiten. Damit kann die Gestaltung und Reorganisation der 
Produktionsweise als konkreter Bezugspunkt für Bündnisse über Differenzen 
hinweg benannt werden. Zugleich kann dies wiederum nur ein schr abstrakter 
Bezugspunkte sein, denn welche Macht die vereinigten Individuen aufihre Pro- 
duktions- und Verkehrsverhältnisse ausüben wollen können, welche Bedürfnisse 
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sie haben, was sie sich unter einem guten Leben vorstellen, ist durch die Analyse 
der kapitalistischen Produktionsweise nicht zu klären. Die Analysen von Butler 
und Foucault geben wiederum wichtige Hinweise auf weitere Dimensionen, die 
gesellschaftstheoretisch in den Blick genommen werden sollten, um implizite 
Vorentscheidungen darüber, wer und was ein Mensch ist, zu vermeiden oder 
zumindest immer wieder als problematische Annahmen thematisieren zu kön- 
nen. In den Konflikten unserer Gegenwart geht es nicht allein um ökonomische 
Strukturen und Verteilungskämpfe, sondern auch darum, wie ein soziales Zusam- 
menleben gestaltet werden sollte, welche Werte Geltung haben sollten, welche 
Selbstverhältnisse und Subjektivierungsweisen anzustreben sind. 
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Sebastian Bandelin 


Wer sieht das, was wir nicht sehen? Überlegungen 
zum Subjekt der Ideologiekritik 


Das Bedürfnis, Leiden beredt werden zu las- 
sen, ist Bedingung aller Wahrheit. 
Adorno 1988: 29 


Auch wenn gegenwärtig in verschiedenen Bereichen und mit denkbar verschiede- 
nen Ausrichtungen Versuche der Neubegründungeiner kritischen Gesellschafts- 
theorie unternommen werden, so besteht dabei doch bei den unterschiedlichen 
Ansätzen, selbst wenn sie an marxistische Überlegungen anschließen, weitestge- 
hend Einigkeit in der Hinsicht, dass für sie dabei das Projekt der Ideologiekritik 
keine Fortsetzung verdient.' Zu umfassend scheinen die normativen, epistemo- 
logischen und die methodologischen Schwierigkeiten zu sein, die mit einem 
solchen Vorhaben einhergehen. 

In normativer Hinsicht hat etwa Anton Leist dem ideologiekritischen Ver- 
fahren vorgeworfen, es würde nicht berücksichtigen, dass der Geltungsanspruch 
der jeweiligen Moralvorstellung unabhängig von deren gesellschaftlichen Entste- 
hungsbedingungen und Funktionsbestimmungen zu rechtfertigen ist. Der Nach- 
weis der Interessenbindung kann somit den der Falschheit nicht ersetzen und 
deshalb bleibt die Ideologickritik ein schlichtweg überflüssiges Unterfangen (Leist 
1986: 75). Epistemologisch scheint sie in problematischer Weise den Bezugspunkt 
einer unverstellten Realität und eine daraufgründende Trennungzwischen dem 
Wesen einer Sache und ihrer bloßen Erscheinung vorauszusetzen. Und in dem 
Maße, in dem die Ideologiekritik, wie im Falle Horkheimers und Adornos, inso- 
fern total wird, als sie sich gegen das Vernunftpotential der bürgerlichen Kultur 
selbst wendet, muss auch in methodologischer Hinsicht unklar werden, aufwelche 
Kriterien sie sich selbst dabei bezieht (vgl. Habermas 1988: 144). Zudem wird 
hier die Frage aufgeworfen, wie sich die Perspektive des Ideologicekritikers, der 
doch auch Mitglied der jeweiligen gesellschaftlichen Zusammenhänge bleibt, 
zu derjenigen der Akteure verhält, denen er die Befangenheit in ideologischen 
Verblendungen vorwirft. Es wird unklar, wie unter der Bedingungeines universal 


1 Eine wichtige, im Fortgang noch zu diskutierende Ausnahme ist u.a.: Jaeggi 2009. 
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verschleierten Zustandes das Privileg der Einsicht in eben diesen Umstand auch 
nur als möglich gedacht werden kann (vgl. Bubner 1971: 178ff.). Weil sie sich in 
dieser Hinsicht über ihre eigenen Möglichkeitsbedingungen nicht aufzuklären 
vermag, droht die Ideologiekritik dann in eine Position zurückzufallen, gegen die 
Marx in der „Heiligen Familie“ wie folgt polemisierte: „Einmal erklärt er [hier: 
Bruno Bauer] die Kritik für den absoluten Geist, und sich selbst für die Kritik. 
Wie das Element der Kritik aus der Masse verbannt ist, so ist das Element der 
Masse aus der Kritik verbannt. Die Kritik weiß sich daher nicht in einer Masse, 
sondern in einem geringen Häuflein auserwählter Männer, in Herrn Bauer und 
seinen Jüngern ausschließlich inkarniert.“ (Marx/Engels 1845: 90) 

In den vergangenen Jahren ist das zuletzt benannte Problemfeld, also die Frage 
nach dem Verhältnis zwischen der kritisch-sozialtheoretischen Perspektive und 
der Akteursperspektive in den Mittelpunkt der Debatte gerückt. Jene, hier nur 
angedeuteten, Schwierigkeiten der Ideologickritik, die sich aus ihrem Anspruch 
ergeben, die jeweiligen Selbst- und Weltverständnisse der Akteure selbst noch 
einmalhinterfragen und weitergehend noch, sogar erklären zu können, haben in 
der Konsequenz viele Autoren zu Konzeptionen’ geführt, die den im Verfahren 
der Ideologiekritik implizierten Bruch zwischen der Akteursperspektive und der 
Perspektive der sozialtheoretisch fundierten Kritik von vornherein vermeiden. 

Michel Walzer etwa entwickelt ein Modell der Gesellschaftskritik, nach dem 
sich der Kritiker in die gemeinsamen Unternehmungen einer Gemeinschaft 
eingebunden weiß und dieser dann nur aufrichtig von den jeweiligen Erfolgen 
oder auch Misserfolgen in der Umsetzung derselben berichtet (Walzer 1993: 49). 
Axel Honneth versteht die eigene, gegen klassische Varianten der Frankfurter 
Schule gerichtete Reformulierung der normativen Grundlagen einer kritischen 
Gesellschaftstheorie so, dass diese nur expliziert, was dem sozialen Protestver- 
halten marginalisierter Gruppen und sozialen Unrechtserfahrungen implizit 
zugrunde liegt; nur aufeiner solchen Grundlage ist es, so die These, möglich, die 
eigenen Kriterien der Kritik in einer vorwissenschaftlichen gesellschaftlichen 
Instanz zu verankern und nur dann kann aus den Bestimmungen des Gegen- 
standes der kritischen Sozialtheorie entwickelt werden, wie die eigene kritische 
Perspektive aufdenselben möglich ist (Honneth 2000: 103f.). Während Bourdieu 
zufolge nur der sozialwissenschaftliche Beobachter die ökonomistische Logik der 
sozialen Felder durchschaut und die Akteure deren Strukturen qua habitueller 
Vermittlung gleichsam blind reproduzieren, verabschieden sich Boltanski und 


2 Im Folgenden wird von den darüber hinaus bestehenden Differenzen zwischen diesen 
Autoren weitestgehend abgeschen. Sie werden hier nur insofern zusammenfassend dis- 
kutiert, als sie das Verfahren der Ideologickritik in ähnlicher Weise problematisieren und 
daraus für die Entwicklung des jeweiligen Ansatzes ähnliche Konsequenzen zichen. 
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Chiapello von dieser Konzeption zugunsten einer „Soziologie der Kritik“, die 
ausgehend von alltäglichen Krisensituationen die damit verbundenen Praxen der 
Rechtfertigung rekonstruiert (Boltanski und Chiapello 2001: 459f.). 

Um zu zeigen, weshalb auch für gegenwärtige Debatten eine Vergegenwärti- 
gung der marxschen Ideologickritik hilfreich sein könnte, will ich in einem ersten 
Schritt zunächst einige Schwierigkeiten der Ansätze, die den Bruch mit der Ak- 
teursperspektive zu vermeiden suchen, diskutieren. Diese Reformulierungen des 
Projekts einer kritischen Gesellschaftstheorie können zwar den problematischen 
Bruch mit der Akteursperspektive umgehen; allerdings sind sie in der Konsequenz 
nicht länger in der Lage, Prozesse der Naturalisierung sozialer Verhältnisse, d.h. 
Prozesse, durch die der Umstand, dass diese Verhältnisse das Resultat menschli- 
cher Praxis und damit auch veränderbar sind, zu thematisieren (1). 

Vor diesem Hintergrund sollen dann einige Überlegungen dazu vorgestellt 
werden, ob und wie die erwähnten Problematisierungen ernst genommen können, 
ohne deshalb das Verfahren der Ideologickritik selbst aufgeben zu müssen. Auf 
den ersten Blick scheint der Rückbezug auf Marx hierfür jedoch wenigbeitragen 
zu können: In der „Deutschen Ideologie“ (DI) wird Ideologie entweder nur als 
Ergebnis der bewussten Anwendung der Mittel der geistigen Produktion durch 
die herrschende Klasse gefasst, oder aber als passiver Reflex des gesellschaftlichen 
Lebensprozesses. „Wenn in der ganzen Ideologie die Menschen und ihre Verhält- 
nisse wie in einer camera obscura auf den Kopf gestellt erscheinen, so geht dies 
Phänomen ebenso schr aus ihrem Lebensprozess hervor, wie die Umdrehung der 
Gegenstände der Netzhaut aus ihrem unmittelbar physischen.“ (Marx/Engels 
1845/46: 26) Dies wirft die erwähnte Frage, wie es dem soziologischen Beobachter 
möglich ist, diesen Zusammenhang zu durchschauen, nur erneut auf (2). 

Im Gegensatz dazu soll in einem dritten Schritt auf der Grundlage der 
Schriften zur „Kritik der politischen Ökonomie“ (KdpÖ) eine Interpretation 
der marxschen Ideologiekritik entwickelt werden, bei der die ideologiekritische 
Perspektive vor dem Hintergrund eines praktischen Arguments gewonnen wird: 
Der Bruch mit der Akteursperspektive wird vollzogen, weil sich die Akteure selbst 
nur auf dieser Grundlage die Genesis gesellschaftlicher Strukturen als Ergebnis 
ihres Handelns zurechnen können. Und nur wenn sie dies können, ist es auch 
möglich, die praktischen Widersprüche, vor denen sie in ihrem Handeln stehen 
und die damit einhergehenden Leidenserfahrungen zu deuten (3). 


1. Kritik als Rekonstruktion 


Die Ansätze, die den im Verfahren der Ideologickritik implizierten Bruch zu 
vermeiden suchen, fassen das Verhältnis zwischen der Akteursperspektive und 
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derjenigen des kritischen Soziologen zumeist so, dass den Soziologen zunächst 
die Aufgabe zukommt, das Wissen und die Fähigkeiten zu rekonstruieren, über 
die die Akteure verfügen müssen, um sich in der sozialen Welt zu bewegen. Ihre 
Aufgabe wird mit der des Grammatikers vergleichbar: Sie explizieren und for- 
malisieren die Regeln, über die die Akteure schon implizit verfügen.° 

Der Weg, den etwa Boltanski und Chiapello mit ihrer pragmatistisch orien- 
tierten „Soziologie der Kritik“ gegangen sind, um den Bruch mit der Akteurs- 
perspektive zu vermeiden, besteht darin, den Ansatzpunkt der Iheoriebildung 
in konkreten Konfliktsituationen zu suchen. Dann nämlich zeigt sich, dass die 
einzelnen Akteure in diesen Situationen, in denen ein konkretes Handeln auf 
Kritik stößt, schon über bestimmte Gerechtigkeitskriterien verfügen müssen, 
unter Berufung aufdie sich einzelne Ansprüche legitimieren oder zurückweisen 
lassen. Sie sind die notwendigen Mittel, um bestehende Konflikte beenden und 
Einigung herstellen zu können. In Konfliktsituationen sind sie zu Rechtferti- 
gungen gezwungen und das verlangt, die jeweiligen Kriterien offen legen und 
begründen zu können. Diese jeweilsin Anspruch genommenen Gerechtigkeitskri- 
terien differieren zudem je nach sozialem Kontext. Soziale Ordnungen sind also 
gerade nicht als einheitliche und integrierte Gebilde zu verstehen; vielmehr sind 
sie stets durch eine Pluralität von unterschiedlichen Rechtfertigungsordnungen 
geprägt. Die Möglichkeit, Kritik zu üben, ist dann kein Privilegdes soziologischen 
Beobachters, sondern schon in dessen Gegenstand selbst verankert. Denn zum 
einen muss geprüft und begründet werden können, ob die jeweiligen Gerechtig- 
keitskriterien in der konkreten Konfliktsituation adäquat angewendet wurden. 
Zum anderen besteht gerade durch die Pluralität der Gerechtigkeitskriterien 
die Möglichkeit, ihre Angemessenheit für einen konkreten Kontext überhaupt 
infrage zu stellen (Boltanksi 2009: 55). Auf diese Weise gelingt es ihnen, schon 
auf der Ebene alltäglicher Praxen die Möglichkeit interner und externer Sozial- 
kritik zu begründen. 


3 Zwar liegt sowohl für Boltanski als auch für Honneth die Aufgabe der Sozialtheorie in 
einer solchen Nachrekonstruktion impliziten Handlungswissens. Während jedoch Bol- 
tanski beansprucht, nur eine typisierende Beschreibung bestimmter Konfliktsituationen 
vorzunehmen und so das Unternehmen einer Soziologie der Kritik klar von dem einer 
Kritischen Soziologie trennt, wirft Honneth diesem vor, damit die innere Normativität 
der eigenen Begriffe zu leugnen (Boltanski und Honneth 2009: 94; Honneth 2010: 151). 
Die Konzeptionen Walzers und Honneths unterscheiden sich zentral hinsichtlich der 
Frage, ob die Gesellschaftskritik eine Theorie des Sozialen voraussetzt. Während Wal- 
zer die Kriterien einer gelungenen Gesellschaftskritik auf die Tugenden des Kritikers 
reduziert (Walzer 2000: 709f.), besteht Honneth darauf, dass eine Bestimmung der 
sozialen Ursachen für das Verfehlen der überindividuellen Bedingungen gelingender 
Selbstverwirklichung eine Gesellschaftstheorie voraussetzt (Honneth 2007: 219f.). 
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Wenn die Teilnahme am sozialen Leben schon die Teilnahme an Praktiken 
der Rechtfertigungund Kritik impliziert, dann muss die Annahme einer starken 
Diskrepanz zwischen der Perspektive des wissenschaftlichen Soziologen und 
derjenigen der Akteure aufgegeben werden. 

Erst auf dieser Grundlage wird es dann möglich, auch die Praxis der Gesell- 
schaftskritik angemessen zu thematisieren. Denn diese kann, so lässt sich hier an 
die Überlegungen Walzers anschließen, nur als Fortführungalltäglicher Praxen 
der Kritik verstanden werden. „Gesellschaftskritik ist weniger ein praktischer 
Abkömmling wissenschaftlichen Wissens als vielmehr der gebildete Vertreter 
der gemeinen Beschwerde.“ (Walzer 1993: 78) Der Gesellschaftskritiker gilt 
dann allenfalls als Experte für eine Praxis, die letztlich alle vollziehen. Wenn 
umgekehrt die reflexiven Fähigkeiten der Akteure unterschätzt und diese als 
vollkommen integriert beschrieben werden, bleibt unklar, wie die Adressaten der 
Kritik überhaupt erreicht werden können. In dem Maße, in dem ihre jeweiligen 
Situationsdeutungen nicht angemessen rekonstruiert werden und mit ihrem 
Verständnis nicht gerechnet werden kann, muss dann auch offen bleiben, wie 
die Kritik zu konkreten Veränderungen beitragen können soll. Die Möglichkeit 
der Veränderung der sozialen Verhältnisse setzt die Ansprechbarkeit der Akteure 
durch die Kritik voraus (vgl. Celikates 2009: 79). 

Wenn jedoch in dieser Weise die Aufgabe einer kritischen Gesellschaftstheorie 
als normative Rekonstruktion verstanden werden muss, die in erster Linie die 
normativen Grundannahmen expliziert, die Unrechtserfahrungen und sozialen 
Konflikten zugrunde liegen, dann kann so zwar ein Bruch mit der Akteurspers- 
pektive vermieden werden; jedoch wird sie damit in problematischer Weise an den 
jeweiligen Status quo zurückgebunden. Das umfassende Misstrauen gegenüber 
den Handlungsorientierungen, die das gesellschaftliche Leben den Einzelnen an 
die Hand gibt, das Horkheimer noch als ein zentrales Motiv kritischer Theorie- 
bildung beschrieben hatte, scheint auf dieser Grundlage nicht länger eingeholt 
werden zu können (Horkheimer 2005: 224). Tatsächlich schreibt Honneth, dass 
wir für den Normalfall davon ausgehen müssen, „daß sich in unseren Mentali- 
täten und Überlieferungen, in unseren Normen und Werten bereits genügend 
Rationalität niedergeschlagen hat, um als sozialer Kontext gelten zu können, 
dessen moralische Vorgaben wir im allgemeinen zweifelsfrei voraussetzen müssen 
(Honneth 2001: 67£.)“ 

Zudem ist mit diesen Konzeptionen die problematische Annahme verknüpft, 
dass die Fähigkeiten zu Rechtfertigung und Kritik unter den Akteuren tatsäch- 
lich gleich verteilt sind. Demgegenüber muss gefragt werden, ob Ungleichver- 
teilungen von materiellen und symbolischen Ressourcen sich nicht auch in den 
Umgangsweisen mit den Situationen, in denen Rechtfertigungen zu geben und 
einzufordern sind, niederschlagen. „Sind nicht Umstände denkbar, unter denen 
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die für diese Praktiken grundlegenden Fähigkeiten der Akteure blockiert oder 
behindert werden?“ (Celikates 2009: 154) Neben dieser drohenden Ausblendung 
sozialstrukturell bedingter Beschränkungen der Kritikfähigkeit ist der Versuch, 
den Kritikbegriffim Ausgang von alltäglichen Konfliktsituationen zu gewinnen, 
insofern problematisch, als sich die Akteure hier bezüglich der Art und Weise, 
wie Kritik geübt wird, an ihren unmittelbaren Erfolgsaussichten orientieren und 
sie zudem die Gerechtigkeit ihrer eigenen Lage in der Regel auf der Grundlage 
eines unmittelbaren Vergleichs mit relevanten Bezugspersonen beurteilen. Die 
allgemeinen Rahmenbedingungen ihres Handelns werden hier zumeist nicht 
infrage gestellt (vgl. Boltanski 2009: 59). Der Versuch, nicht nur einzelne Miss- 
stände zu thematisieren, sondern diese als mit der Struktur des sozialen Ganzen 
verknüpft zu verstehen, kann dann in einer solchen Konzeption keinen Platz 
mehr finden. Damit begibt sich die kritische Theorie der Möglichkeit, hinter 
die innerhalb der sozialen Wirklichkeit schon etablierten Formen der Proble- 
matisierung und Kritik selbst noch einmal zurückzugehen. Wenn die kritische 
Theorie sich darauf beschränkt, die moralische Grammatik, die den jeweiligen 
Situationsdeutungen zugrunde liegt, zu explizieren, geraten die Tendenzen zur 
Naturalisierung konkreter Institutionen, die dazu führen, dass diese nicht mehr 
als zu rechtfertigende thematisiert werden können, aus dem Blick. 

Aus der Ausblendung der faktischen Ungleichverteilungder Rechtfertigungs- 
macht, den Beschränkungen situativer und alltagspraktischer Formen der Kritik 
und dem Verlust der Möglichkeit, Naturalisierungs- und Verdinglichungsformen 
zu thematisieren, ergeben sich offensichtlich Schwierigkeiten. Daher soll im 
Folgenden die Frage gestellt werden, ob und wie sie durch eine erneute Vergegen- 
wärtigung des marxschen Ideologiebegriffs bearbeitet werden könnten. 


2. Passiver Reflex oder bewusste Manipulation? 
Die Ideologiekritik der „Deutschen Ideologie“ 


Bei einem solchen Versuch wird jedoch schnell deutlich, dass schon bei Marx 
selbst, und erst recht in der an ihn anschließenden Theorietradition, von einem 
einheitlichen Ideologiebegriff nicht gesprochen werden kann. Die DI ist zwar 
die Schrift, an der die verschiedenen Rekonstruktionen des von Marx entwi- 
ckelten Ideologiebegriffs zumeist ansetzen; jedoch findet sich hier weniger eine 
allgemeine methodische Ausarbeitungdes Verfahrens der Ideologickritik als eine 
Kritik zeitgenössischer kritisch-philosophischer Positionen, insbesondere der 
Linkshegelianer Feuerbach, Bauer und Stirner. Die zentrale Stoßrichtung dieser 
Auseinandersetzung richtet sich gegen den Versuch der genannten Autoren, die 
notwendige Kritik an den deutschen Zuständen allein als Kritik an entfremde- 
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ten Bewusstseinsformen zu verstehen, so etwa in Feuerbachs Interpretation der 
religiösen Vorstellungen als Ausdruck der Selbstentfremdung des Menschen. „Da 
bei diesen Junghegelianern die Vorstellungen, Gedanken, Begriffe, überhaupt die 
Produkte des von ihnen verselbstständigten Bewußtseins für die eigentlichen 
Fesseln der Menschheit gelten, [...] so versteht sich, daß die Junghegelianer auch 
nur gegen diese Illusionen des Bewußtseins zu kämpfen haben.“ (Marx/Engels 
1845/46: 19-20) Der Vorwurf, der gegen diese Variante philosophischer Kritik 
erhoben wird, lautet nun, dass sie selbst noch in einer von ihr nicht durchschauten 
Weise einem ideologischen Schein aufsitzt. Sie fragt nämlich nicht nach dem 
Zusammenhang ihres Gegenstandes der Kritik mit den jeweiligen gesellschaft- 
lichen Verhältnissen. Marx interpretiert demgegenüber die Vorstellungen der 
Religion, ihr Trostversprechen etc. als Ausdruck des wirklichen Elends (Marx 
1844: 379). Mit der Ausblendung dieses Zusammenhanges unterläuft der jung- 
hegelianischen Kritik nun insofern kein bloß zufälliger Fehler, und nur unter 
dieser Bedingung kann sie als ideologische gelten, als der Umstand, dass die 
jeweiligen Vorstellungen nicht auf bestehende gesellschaftliche Praktiken und 
die entsprechenden Erfahrungen zurückbezogen werden, selbst als Effekt dieser 
Praxis gilt. Die Verkehrung, die den junghegelianischen Kritikern unterläuft, 
indem sie bestimmte Vorstellungen als Ursache und nicht als Ausdruck von 
Entfremdungserfahrungen’ verstehen, ist das Ergebnis einer bestimmten, nämlich 
ihrerseits verkehrten Praxis: Nur unter der Bedingung einer Arbeitsteilung, die 
nicht nur geistige und materielle Tätigkeiten überhaupt trennt, sondern dies auch 
in der Weise vollzicht, dass sie dem Einzelnen als fremde Macht gegenübertritt 
und ihn in einen Kreis von bestimmten ausschließenden Tätigkeiten bannt, 
„kann sich das Bewußtsein wirklich einbilden, etwas anderes als das Bewußtsein 
der bestehenden Praxen zu sein, wirklich etwas vorzustellen, ohne etwas Wirk- 
liches vorzustellen“ (Marx/Engels 1845/46: 31). Demzufolge verhindert es der 
Charakter des Produktionsprozesses - und Marx fasst diesen Begriff so weit, dass 
darunter auch die Produktion von Ideen fällt - bestimmte Produkte als Ergebnis 
desselben verstehen zu können. Die entsprechenden Vorstellungskomplexe müs- 
sen dann als ideologisch gelten, weil sie ihre eigenen Konstitutionsbedingungen, 
ihren eigenen Erzeugnischarakter nicht durchschauen können. Und damit tragen 
sie in problematischer Weise zur Stabilisierung dieser Konstitutionsbedingungen 
bei. Sie gehen also aus der gesellschaftlichen Praxis hervor und wirken stabilisie- 
rend auf sie zurück (vgl. Jaeggi 2009: 268). Letzteres gilt insofern auch für die 
Kritik der Junghegelianer, als die Forderung, die entfremdeten Vorstellungen 


4 Dieser Ausdruck wird hier allerdings, und dies ist ein zentrales Ergebnis der Auseinander- 
setzung mit Stirner, einer scharfen Kritik unterzogen und allenfalls noch in polemischer 


Absicht gebraucht. 
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zu überwinden, darauf hinausläuft, „das Bestehende anders zu interpretieren, 
d.h., es vermittels einer anderen Interpretation anzuerkennen“ (Marx/Engels 
1845/46: 20). 

Wenn es aber die Natur des Produktionsprozesses selbst ist, die diese ideo- 
logische Verkehrung hervorbringt, die Ideologie als „Echo“ und „Reflex“ (ebd.: 
26) gilt, so stellt sich erneut die Frage, wie es dem soziologischen Beobachter 
im Gegensatz zu den verblendeten Akteuren möglich ist, dies zu durchschauen; 
auch oder gerade dann, wenn der Begriff der Produktion so weit gefasst wird, 
dass darunter auch die Produktion von Ideen fällt. Die zentrale in der Einleitung 
formulierte Problemstellung wiederholt sich hier nur erneut. 

In der DI findet sich jedoch auch eine weitere Variante der Ideologickritik, die 
sich hinsichtlich ihres Verständnisses von Funktion, Charakter und Entstehungs- 
bedingungen von Ideologien von der bisher diskutierten unterscheidet (vgl. Boh- 
lender 2010: ALff.). Zentraler Ansatzpunkt ist hier nicht länger, dass bestimmte 
Erzeugnisse des Menschen eine problematische Selbstständigkeit gegenüber ihren 
Erzeugern erlangen, sondern eine bestimmte Form des praktischen Widerspruchs: 
nämlich zwischen dem normativen Selbstverständnis einer Gesellschaft und 
ihrer faktischen Praxis. Diese normativen Ansprüche sind einerseits insofern 
notwendige Bedingungen der kapitalistischen Gesellschaftsformation, als jede 
Klasse, also auch die bürgerliche, um herrschen zu können gezwungen ist, ihrer 
Herrschaftsform den Charakter der Allgemeinheit zu geben. Nur unter diesen 
Bedingungen kann sie die für ihre Verkehrsformen notwendige Bereitschaft 
mobilisieren. Die Begriffe des „Staatsbürgers“, des „Eigentums“, der „Nation“ 
etc. sind in diesem Sinne funktionale Mittel zur Legitimation von Herrschaft. 
Die herrschende Klasse kann sie zu diesen Zwecken einsetzen, weil sie, indem 
sie über die Produktionsmittel überhaupt verfügt, auch über die Mittel der geis- 
tigen Produktion verfügt. Deshalb kann Marx die herrschenden Gedanken als 
die Gedanken der herrschenden Klasse verstehen (Marx/Engels: 1845/46: 46). 

Marx versucht in den entsprechenden Passagen der DI und im „Kommunis- 
tischen Manifest“ aber auch nachzuweisen, dass die wirklichen Existenzbedin- 
gungen des Proletariats diesen bürgerlichen Legitimationsformen der kapita- 
listischen Gesellschaft notwendig widersprechen müssen. In der bürgerlichen 
Gesellschaft kann sich ein großer Teil der Bevölkerung eben nicht, wie es der 
Begriff des „Staatsbürgers“ beansprucht, als Gestalter der eigenen Verhältnisse 
begreifen; das Eigentum ist in ihr faktisch für einen Großteil der Gesellschaft 
aufgehoben; es ist die Entwicklung der Bourgeoisie selbst, die die nationalen 
Gegensätze auflöst etc. (Marx/Engels 1847/48: 477ff.). Weil das Problem der 
Ideologie hier nicht in der durch die Struktur der Arbeitsteilung bedingten 
scheinbaren Selbstständigkeit menschlicher Erzeugnisse, sondern in der nur 
scheinbaren Allgemeinheit bestimmter normativer Ansprüche besteht, die durch 
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die konkrete Lebenswirklichkeit des Proletariats selbst aufgelöst wird, muss die 
ideologiekritische Perspektive hier nicht von außen, d.h. durch den soziologischen 
Beobachter an den Gegenstand herangetragen werden; sie drängt sich durch 
Erfahrungen praktischen Scheiterns den Akteuren selbst auf. „Für die Masse 
der Menschen, d.h. das Proletariat, existieren diese theoretischen Vorstellungen 
nicht, brauchen für sie also auch nicht aufgelöst zu werden, und wenn die Masse 
je einige theoretische Vorstellungen, z.B. Religion, hatte, so sind diese jetzt schon 
längst durch die Umstände aufgelöst.“ (Marx/Engels 1845/46: 40) 

In dieser Argumentation besteht zwar nicht länger das Problem, wie die Per- 
spektive des Ideologiekritikers mit der Akteursperspektive zu vermitteln wäre, 
vielmehr erscheint umgekehrt der rein philosophisch verfahrende Kritiker der 
Letzte zu sein, der die jeweiligen Vorstellungen überhaupt noch als Gegenstand 
der Kritik ernst nimmt. Allerdings ist auch diese von Marx entwickelte Argu- 
mentationsfigur nicht unproblematisch. Zum einen scheint er von einer struk- 
turell argumentierenden Ideologiekritik in eine Konzeption zurückzufallen, 
nach der ideologische Formationen durch die herrschende Klasse als Mittel ihrer 
Machterhaltung bewusst erzeugt werden (vgl. Heinrich 1999: 140). Das jewei- 
lige normative Selbstverständnis erscheint so einzig als Ergebnis einer zynisch- 
manipulierenden Kalkulation. Damit wird dann auch unklar, ob und inwiefern 
die jeweiligen normativen Ansprüche auch als zu bewahrende gedacht werden 
müssen. Zum anderen löst diese Perspektive nicht ein, was hier durch die Ideo- 
logiekritik gewonnen werden sollte: nämlich die Möglichkeit, Phänomene der 
Naturalisierung konkreter Institutionen benennen und erklären zu können. Sie 
klärt über unzureichende Rechtfertigungen auf und nicht über die Prozesse, 
über die sich gesellschaftliche Verhältnisse dem Zwang zur Rechtfertigung ent- 
zogen werden, indem sie eben nicht als geschaffene, sondern als naturgegebene 
erscheinen. 


3. Die Aufklärung praktischer Widersprüche: 
Zur Ideologiekritik der „Kritik der politischen Ökonomie” 


Es gibt jedoch eine dritte Variante der marxschen Ideologiekritik, die verschiedene 
Motive und Aspekte der zuerst diskutierten zusammenführt. Diese lässt sich aus 
den Schriften zur KdpÖ gewinnen. 

Den Ausgangspunkt der Kritik bilden auch hier praktische Widersprüche, 
die sich innerhalb der kapitalistischen Gesellschaftsordnung ergeben. Diese 
können auf zwei unterschiedliche Weisen, in denen sich die Akteure in ihr als 
Handelnde erfahren, zurückgeführt werden: Sie erfahren sich in ihr als frei und 
unfrei, als gleich und ungleich zugleich. Es ist das zentrale Ziel der KdpÖ, diese 
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Widersprüche aufzuklären. Ideologiekritik ist sie dabei insofern, als sie dafür mit 
den etablierten Deutungen der sozialen Welt brechen muss. Diese Widersprüche 
gelten hier jedoch nicht nur, wie noch in der DI, als Gegensatz zwischen dem 
normativen Selbstverständnis einer Gesellschaft und ihrer faktischen Praxis, 
sondern als Gegensatz innerhalb der Praxis selbst. Indem sie als Warenbesitzer 
die zu tauschenden Waren hinsichtlich ihrer Wertbestimmung, also hinsichtlich 
der in ihnen vergegenständlichten Arbeitszeit, gleichsetzen, bezichen sie sich 
aufeinander als Gleiche; jeder hat die Beziehung zum Anderen, die der Andere 
zu ihm hat. Insofern der Tausch dabei von der jeweiligen Willensbestimmung 
des Einzelnen abhängt, verstehen sie sich und den Anderen darin als frei (Marx 
1857/58: 156). Zugleich jedoch erfahren sie sich, insofern sie nicht über eigen- 
ständige Mittel ihrer Subsistenz verfügen, als gezwungen, ihre Arbeitskraft zu 
verkaufen und insofern der gesellschaftliche Reichtum ihnen als fremde Macht, 
als Kapital gegenübertritt, als Ungleiche. 

Das, was sich auf der Ebene der einfachen Zirkulation vollzieht, der Tausch 
von Äquivalenten durch freie und gleiche Warenbesitzer, gilt als bloßes „Ober- 
flächenphänomen“ (ebd.: 166). Diese Metapher lässt sich zum einen so verstehen, 
dass das, was sich auf der Ebene der Zirkulation vollzieht, auf ihr zugrunde, 
eben in der Tiefe liegende Prozesse verweist: Sie setzt die Extreme, d.h. die zu 
tauschenden Waren nicht, die sie vermittelt. Wird der Prozess selbst analysiert, 
in dem unter den Bedingungen des Kapitalverhältnisses die jeweiligen Waren 
produziert werden, so zeigt sich, dass das Anhäufen von Eigentum nicht auf 
eigene Arbeit, sondern auf die Aneignung fremder Surplusarbeit zurückgeht. 

Zum anderen verweist die Rede von der „Oberfläche“ darauf, dass es die Be- 
stimmungen der Zirkulation und nicht diejenigen der ihr zugrunde liegenden 
Prozesse sind, unter denen die bürgerliche Gesellschaft den in ihr handelnden 
Akteuren erscheint. Deshalb sind sie auch die Grundlage der naturrechtlichen 
Legitimationsformen der bürgerlichen Gesellschaft.* Die Begründung dafür, 
weshalb der Tausch von durch Arbeit erworbenen Produkten unter Freien und 
Gleichen als die zentrale Verkehrsform der kapitalistischen Gesellschaft erscheint, 
leisten Marx‘ Überlegungen zum Fetischcharakter der Ware. 


5 Darin zeigt sich auch, dass die Weise, wie die praktischen Widersprüche von den Einzel- 
nen erfahren werden, von der jeweiligen Stellung im Produktionsprozess abhängt, also 
klassentheoretisch gefasst werden muss. Dem kann ich hier jedoch nicht weiter nachgehen. 


6 InderNaturrechtskonzeption von Locke können Eigentumsrechte an bestimmten Gütern 
zunächst nur durch ihre vorherige Bearbeitungerworben werden. Diese Eigentumsrechte 
sind dann auch die Grundlage dafür, die Produkte der Arbeit gegen die anderer Produ- 


zenten eintauschen zu können. 
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Fetischcharakter kommt der Ware insofern zu, als der Wert als natürliche 
Eigenschaft der Produkte menschlicher Arbeit und nicht als Ausdruck spezifi- 
scher gesellschaftlicher Verhältnisse erscheint. Den Individuen erscheint damit 
ihr gesellschaftliches Verhältnis als ein Verhältnis von Dingen; sie schreiben die 
undurchschaute Macht ihrer gesellschaftlichen Organisation den Dingen, den 
ausgetauschten Waren zu (vgl. Marx 1867: 86ff.). Dieser Vorgang vollzicht sich, 
so Marx, deshalb, weil die isolierten Warenbesitzer tatsächlich erst im Austausch, 
also vermittelt über die zu tauschenden Waren in ein Verhältnis zueinander treten. 
Die Verhältnisse der Tauschgegenstände jedoch stehen nicht unter der Kontrolle 
der Tauschenden; diese werden von ihnen als fremde Macht erfahren. „Sosehr |...] 
die einzelnen Momente dieser Bewegung vom bewußten Willen und besonderen 
Zwecken der Individuen ausgehen, soschr erscheint die Totalität des Prozesses als 
ein Zusammenhang, der naturwüchsig entsteht; zwar aus dem Aufeinanderwir- 
ken der bewußten Individuen hervorgeht, aber weder in ihrem Bewußtsein liegt, 
noch als Ganzes unter sie subsumiert wird.“ (Marx 1857/58: 111) 

Wenn der Wert als natürliche Eigenschaft der Produkte menschlicher Arbeit 
erscheint, dann kann zwar, wie in den klassischen Varianten der politischen 
Ökonomie, erkannt werden, dass es der Wert ist, der den verschiedenen Aus- 
tauschverhältnissen der Waren zugrunde liegt und auch, dass die Wertgröße 
sich über die gesellschaftlich notwendige Arbeitszeit bestimmt; es kann jedoch 
nicht gefragt werden, unter welchen spezifischen Umständen der menschlichen 
Arbeit die Eigenschaft zukommt, wertbildend zu sein. Dies gilt dann als ihre 
unhinterfragte Eigenschaft. Damit jedoch wird der historische Charakter der 
bestimmenden Kategorien der gegenwärtigen Produktionsweise übersehen. Denn 
zu Waren, d.h. zu Gegenständen, denen sowohl ein Gebrauchswert als auch ein 
Tauschwert zukommt, werden die Produkte menschlicher Arbeit erst, wenn in 
einer arbeitsteiligen Gesellschaft die einzelnen Produzenten isoliert voneinander 
produzieren, sodass sie ihren jeweiligen Bedarf nur durch den wechselseitigen Aus- 
tausch ihrer Produkte sichern können. Marx beansprucht nun zu zeigen, dass sol- 
che Austauschverhältnisse erst dann zur allgemeinen Form des gesellschaftlichen 
Zusammenhangs werden, sobald zum einen eine Vielzahl von Produzenten nicht 
mehr für den eigenen Bedarf produziert, was historisch erst durch die Trennung 
von ihren Subsistenzmitteln erreicht wurde, und zum anderen die Produzenten 
als freie Eigentümer ihrer Arbeitskraft diese zum Verkauf feilbieten können. 

Dieser Rückgang auf die gesellschaftlichen Bedingungen der Etablierung der 
Wertform ist ein vorbereitender Schritt, um die These eines notwendigen prakti- 
schen Widerspruchs zwischen der Oberfläche der bürgerlichen Gesellschaft, den 
entsprechenden naturrechtlichen Legitimationsformen und den tatsächlichen 
Existenzbedingungen des Proletariats entwickeln und begründen zu können. 
Denn unter diesen Bedingungen können sich diejenigen, die arbeiten, die Produk- 
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te ihrer Arbeit nicht aneignen, während diejenigen, die nicht arbeiten, Eigentum 
anhäufen (vgl. Wellmer 1986: 226ff.). Dieses Verhältnis beruht jedoch gerade auf 
dem Tausch von Äquivalenten: Die Arbeitskraft wird zu ihrem Wert bezahlt, 
was ihre Reproduktion, jedoch nicht die Anhäufung von Eigentum für ihren 
Träger ermöglicht. Sie kann jedoch, und darin besteht ihr Gebrauchswert für das 
Kapital, mehr Werte schaffen, als zu ihrer Reproduktion erforderlich sind und 
so die Mehrwertbildung in Gang setzen. „Der Austausch zwischen Kapital und 
Arbeit, dessen Resultat der Arbeitspreis ist, soschr er von Seiten des Arbeiters 
einfacher Austausch ist, muß von Seiten des Kapitalisten Nicht-Austausch sein. 
Er muß mehr Wert erhalten, als er gegeben hat.“ (Marx 1857/58: 228) Indem die 
Wertbestimmungals natürliche Eigenschaft der Produkte menschlicher Arbeit 
erscheint und damit der Äquivalententausch nicht als das Kennzeichen einer 
spezifischen historischen Epoche, wird dieser besondere Charakter des Aus- 
tauschverhältnisses von Kapital und Arbeit, der spezifische Gebrauchswert der 
Ware Arbeitskraft für ihren Käufer, das Kapital verkannt.” 

Nach Locke war es auf zweierlei Weise möglich, auflegitime Weise Ansprüche 
auf bestimmte Güter zu erwerben: durch eigene Arbeit oder durch Tausch.* 
Marx will nun zeigen, dass sich beide Kriterien in der Praxis notwendig wider- 
sprechen: Unter den Bedingungen, unter denen der Tausch zur allgemeinen 
Form der Distribution wird, kann kein Zusammenhangzwischen Eigentum und 
Arbeit bestehen. Umgekehrt erscheint jetzt vielmehr das Eigentumsrecht (an 
Produktionsmitteln) als Recht, sich fremde Arbeit anzueignen und umgekehrt 
als Pflicht, die Produkte der eigenen Arbeit als Eigentum Anderer zu respektieren 
(vgl. ebd.: 262). Zwar entspricht jeder einzelne Akt des Austauschs zwischen 
Kapital und Arbeit den Bestimmungen des Äquivalententauschs; in Bezugaufden 
kapitalistischen Produktionsprozess insgesamt zeigt sich jedoch, und dies nennt 
Marx den „Umschlag der Aneignungsgesetze“, dass gerade deshalb das Anhäufen 
von Eigentum auf der Aneignung unbezahlter Arbeit basiert und dies auch die 
Grundlage dafür ist, auch zukünftigunbezahlte Arbeit anzueignen (vgl. Heinrich 
1999: 375). Der Äquivalententausch verdeckt, dass das private Anhäufen von 
Gütern entgegen der naturrechtlichen Legitimationsformen gerade nicht auf 
Arbeit beruht, so wie die rechtlich garantierte Freiheit als Voraussetzung des 
Austauschs zwischen Kapital und Arbeit reale Machtasymmetrien verschleiert. 
Die lohnabhängig Beschäftigten sind, um ihre Existenz zu sichern, gezwungen, 
ihre Arbeitskraft zu verkaufen. „Das System des Austauschs beruht auf dem 


7 Diese Tendenz wird durch die Lohnform noch verstärkt: Der Lohn scheint sich einzigan 
der Leistung des Arbeiters zu bemessen; seine gesamte Arbeit und nicht nur die zu seiner 
eigenen Reproduktion erforderliche notwendige Arbeitszeit erscheint als bezahlt. 


8 Diese zweite Form ist abgeleitet, denn sie setzt Arbeit voraus. 
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Kapital als seiner Grundlage, und, wenn es getrennt von ihm betrachtet wird, 
wie es sich an der Oberfläche zeigt, als selbstständiges System, so ist es bloßer 
Schein, aber ein notwendiger Schein.“ (Marx 1857/58: 409) 

Der Ausbeutungsbegriff, wie er von Marx entwickelt wird, sollzudem zeigen, 
dass sich diese Verhältnisse, sofern sie ihrer eigenen Logik folgen, auch zukünftig 
erhalten werden. Die Ausbeutung reproduziert beständig die Ausgangsbedin- 
gungen des Austauschs zwischen Kapital und Arbeit; sie garantiert, dass die 
ArbeiterInnen auch künftig nichts zu Markte tragen werden, als eben ihre Ar- 
beitskraft (vgl. ebd.: 361). Das historisch angelegte Kapitel zur „Ursprünglichen 
Akkumulation“ soll zudem zeigen, dass sich die Herausbildung des Privateigen- 
tumsan Produktionsmitteln nicht dem Fleiß und der Sparsamkeit Einzelner, son- 
dern staatlich durchgesetzten Zwangs- und Enteignungsmaßnahmen verdankt 
(Marx 1867: 741ff.). Weder die Aussicht auf blühende Zukunftslandschaften 
noch der Rückgriff auf die frühbürgerliche Vergangenheit können also für die 
Rechtfertigung der bestehenden Verhältnisse in Anspruch genommen werden 
(vgl. Wellmer 1986: 226). 

In dieser Aufklärung der bestehenden praktischen Widersprüche durch die 
Rekonstruktion der sozialen Bedingungen, die den einzelnen Handlungen, also 
insbesondere den einzelnen Tauschakten, voraus liegen, steckt jedoch noch ein 
weiterer Aspekt: Sie werden von Marx nämlich als Ergebnis einer sich gegen sich 
selbst verkehrenden Praxis gefasst. Wenn alle Bestandteile des Kapitals, alle Ge- 
stalten, die sein Wert annimmt, als Ergebnis der Aneignung fremder Surplusarbeit 
gelten müssen, dann zeigt sich darin auch, dass das Kapital, das von den einzelnen 
Akteuren ursprünglich als von ihnen unabhängige Macht erfahren wurde, als 
Bedingung der Anwendung ihrer Arbeitskraft und damit ihrer Subsistenz, jetzt 
vielmehr als Ergebnis ihres Tuns verstanden werden muss. „Alle Momente, die 
dem lebendigen Arbeitsvermögen als fremde, äußerliche und es unter gewissen, 
von ihm selbst unabhängigen Bedingungen konsumierende, verwendende Mächte 
gegenübertraten, sind jetzt gesetzt als sein eigenes Produkt und Resultat.“ (Marx 
1857/58: 355) Die KdpÖ ermöglicht es damit, das gesellschaftliche Verhältnis, 
in das die Einzelnen sich gestellt schen, also ihre Abhängigkeit von ihnen als 
äußerlich erscheinenden Instanzen aufihr eigenes Handeln zurückzuführen. Der 
Ideologiekritik, die Marx in diesen Schriften entwickelt, geht es demnach nicht 
darum, wie etwa Luhmann behauptet, aus einer Position des Besserwissens das 
Nichtsehenkönnen der anderen zu erklären (Luhmann 1990: 222), sondern sie 
zielt auf eine Selbstaufklärung der Akteure. Diese werden in die Lage versetzt, 
die Strukturen, in denen sie handeln, die ihnen als fremd gegenübertretende 
Macht des Kapitals als Entfremdung ihrer eigenen Handlungen zu verstehen. 
Die Selbstaufklärung erweitert durch diese Selbstzurechnung die Einsicht in 
den künftig möglichen Spielraum der Handelnden. Darin liegt für Marx ein 
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entscheidender Schritt für die Überwindung der kapitalistischen Produktions- 
weise. „Die Erkennung der Produkte als seiner eignen und die Beurteilung der 
Trennung von den Bedingungen seiner Verwirklichung als einer ungehörigen, 
zwangsweisen - ist [...] so schr das knellto its doom, wie mit dem Bewußtsein des 
Sklaven, dass er nicht Eigentum eines Dritten sein kann, seinem Bewußtsein als 
Person, die Sklaverei nur noch ein künstliches Dasein fortvegetiert und aufgehört 
hat als Basis der Produktion fortdauern zu können.“ (Marx 1857/58: 366-67) 

Die kritische Theorie von Marx zeigt, inwiefern die sozialen Bedingungen, 
unter denen erst sich eine spezifische Praxis in der kapitalistischen Gesellschafts- 
ordnung etabliert, dazu führen, dass diese sich gegen sich selbst verkehrt. Insofern 
kann sie auch nicht dem formalen Modell entsprechen, das etwa Honneth in sei- 
ner Rekonstruktion als deren zentrale Argumentationsschritte bestimmt (Hon- 
neth 2007: 28f.). Dieser unterscheidet nämlich zwei voneinander unabhängigzu 
entwickelnde Schritte: Zum einen ist zunächst ein Begriff’ der überindividuellen 
Bedingungen gelingender Selbstverwirklichung zu gewinnen. Dieser muss, um 
den Bruch mit der Akteursperspektive zu vermeiden, so gefasst werden, dass 
er an schon bestehende Praxen anzuknüpfen vermag. Zum anderen sind die 
sozialen Ursachen zu bestimmen, die zum Verfehlen oder zur Verzerrung dieser 
Praxisformen beitragen. 

Für Marx hingegen lassen sich die Kriterien der Kritik und damit auch die Kri- 
terien, von denen sich eine künftige Gestaltungder gesellschaftlichen Verhältnisse 
leiten lassen sollte, erst aus den bestehenden praktischen Widersprüchen entwi- 
ckeln. Die Bestimmungen von Freiheit und Gleichheit, die in der bestehenden 
Praxis des Warentauschs realisiert sind, lassen sich nicht gegen das Kapitalalsvon 
ihnen getrennte Ursache ihrer Verfälschungausspielen; solchen Versuchen ist, so 
Marx, zu antworten, „daß, was ihnen in der näheren Entwicklung des Systems 
störend entgegentritt, ihm immanente Störungen sind, eben die Verwirklichung 
der Freiheit und Gleichheit, die sich ausweisen als Ungleichheit und Unfreiheit“ 
(Marx 1857/58: 160). Dass die für den Warentausch konstitutiven Normen 
sich in ihrer Verwirklichung in ihr Gegenteil verkehren konnten, zeigt, dass sie 
bisher nur in einseitiger Weise gefasst wurden und dass demgegenüber künftig 
ein erweitertes Verständnis von ihnen zu entwickeln ist (vgl. Jaeggi 2009: 288). 
So kann auf der Grundlage der Erfahrung und der Erklärung der praktischen 
Widersprüche der bürgerlichen Gesellschaft Gleichheit nicht nurals Bestimmung 
der Beziehung von einander im Tausch gegenübertretenden Warenbesitzern 
gefasst werden; vielmehr ist diese künftig auch als soziale Gleichheit zu verste- 
hen, die etwa auch die Güter mit einbezicht, über die die Einzelnen verfügen. 
Auch Freiheit ist nicht nur als im Warentausch vorausgesetzte Freiwilligkeit 
zu fassen, sondern sie muss auch, und darauf zielt die marxsche Kritik an der 
Naturalisierung gesellschaftlicher Verhältnisse, die Möglichkeit der bewussten 
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Gestaltung der gemeinsamen Institutionen enthalten. Sie ist erst zu verwirklichen 
in einem Zustand, in dem der Mensch den Produktionsprozess und nicht, wie 
bisher, dieser den Menschen bemeistert. Was bisher durch ökonomische Gesetze 
reguliert wird, über die die Einzelnen nichts vermögen, soll der gemeinsamen 
und bewussten Planung unterliegen. 

Dieser Argumentationsgang der KdpÖ verweist, ähnlich wie die zweite Vari- 
ante der Ideologiekritik der DI, aufeinen praktischen Widerspruch zwischen den 
bestehenden Gerechtigkeitsprinzipien und der faktischen gesellschaftlichen Pra- 
xis. Anders alsin der DI muss Marx dafür jedoch nicht die These einer zynischen 
Verschleierung von Herrschaftsinteressen qua Ideenproduktion in Anspruch 
nehmen, sondern er kann sich dabei auf die Strukturlogik der kapitalistischen 
Wirtschaftsordnung selbst beziehen. Die Vorstellungen von Freiheit und Gleich- 
heit sind konstitutiv für die kapitalistischen Verkehrsformen; „es sind Ideen, 
die gesellschaftlich wirksam geworden sind und sich in sozialen Institutionen 
sedimentiert haben“ (Jaeggi 2009: 274). Und doch treten diese Vorstellungen 
in einen Widerspruch zu den faktischen Existenzbedingungen: die Freiheit er- 
scheint als Zwang, die eigene Arbeitskraft zu verkaufen; der Äquivalententausch 
produziert und reproduziert soziale Ungleichheiten. Der Rückgang auf die ge- 
sellschaftlichen Bedingungen der Etablierung der Wertform zeigt, weshalb diese 
praktischen Widersprüche sich notwendig ergeben müssen; insofern lassen sich 
diese Bedingungen als die ratio essendi der bestehenden praktischen Widersprü- 
che verstehen. Diese praktischen Widersprüche gehen aufder Akteursebene mit 
Leidenserfahrungen einher, da die normativen Ansprüche, die sie für ihr Handeln 
und die Gestaltung der gemeinsamen Institutionen in Anspruch nehmen, in der 
Praxis beständig enttäuscht werden. Es sind diese Erfahrungen, die sich eben 
nicht aus der Perspektive des sozialwissenschaftlichen Beobachters, sondern aus 
der gesellschaftlichen Praxis selbst ergeben, die die Arbeit der Denaturalisierung 
motivieren. Und insofern lassen sich die praktischen Widersprüche der bürgerli- 
chen Gesellschaft als die ratio cognoscendi der gesellschaftlichen Bedingungen 
der Etablierung der Wertform verstehen. 

In einem solchen Modell bricht die Ideologickritik als Verfahren der Dena- 
turalisierung zwar mit den etablierten Deutungen der sozialen Welt; sie bleibt 
dabei jedoch insofern an die Perspektive der Akteure zurückgebunden, als esihre 
Leidenserfahrungen sind, die sie dabei zu deuten versucht. Dabei geht sie so vor, 
dass sie die bestehenden praktischen Widersprüche der bürgerlichen Gesellschaft, 
aus denen die zu deutenden Leidenserfahrungen resultieren, als Ergebnis einer 
sich gegen sich verkehrenden Praxis rekonstruiert. Was ursprünglich als fremde 
Macht und natürliche Voraussetzung des Handelns erschien, kann jetztals dessen 
Ergebnis verstanden werden. Die Deutung der praktischen Widersprüche ist 
damit zugleich die Einsicht in die Möglichkeit ihrer Überwindung. 
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Mit einer solchen Rekonstruktion sind natürlich nicht alle Schwierigkeiten 
beseitigt, mit denen das Verfahren der Ideologiekritik sich konfrontiert sah. 
Auch ist nicht absehbar, wie sich ein solches Argumentationsmodell aufandere 
gesellschaftliche Bereiche als den der Ökonomie übertragen lassen soll. Und 
selbst für diesen Bereich ist ihre Tauglichkeit angesichts der Zweifel, denen sich 
die marxsche Werttheorie ausgesetzt sieht und den veränderten Legitimations- 
formen? der bürgerlich-kapitalistischen Gesellschaft alles andere als gewiss. 

Zumindestaber sollten einige Hinweise darauf gewonnen worden sein, wiesich 
die schlechte Alternative zwischen einem bloß rekonstruktiven Kritikverständnis, 
das als solches blind gegenüber Phänomenen der Naturalisierung bleiben muss 
und einer denaturalisierenden Ideologickritik, die jedoch ihre eigenen Möglich- 
keitsbedingungen in ihrem Gegenstand nicht auszuweisen vermag, überwunden 
werden könnte. Obwohl sie mit den etablierten Deutungen der sozialen Welt 
bricht, diese als Täuschungen kritisiert und sogar aus der Verfasstheit der sozialen 
Welt heraus erklärt, kann sie selbst noch bestimmen, wie diese kritische Perspek- 
tive auf die bestehenden Deutungen und die Verfasstheit der sozialen Welt in 
ihrem Gegenstand selbst verankert ist: als Deutung von Erfahrungen praktischen 
Scheiterns. Eben als Ausdruck des Bedürfnisses, Leiden beredt werden zu lassen. 
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Bob Jessop 


Der ökonomische Determinismus - neu betrachtet 


Die gesellschaftlichen Produktionsverhältnisse determinieren - zumindest in 
letzter Instanz - die gesamte Struktur und Entwicklungeiner Gesellschaft. Auf 
diese umstrittene These des marxistischen Kanons soll im Folgenden ein neuer 
Blick geworfen werden. Es soll deutlich gemacht werden, dass in den meisten Dis- 
kussionen zu dieser These missverstanden wird, was Marx und Engels eigentlich 
gemeint haben, dass die Begründungen der Ihese im allgemeinen schwach und 
die vorgeschlagenen Lösungen des aufgeworfenen Problems zumeist inakzeptabel 
sind und dass eine andere Interpretation kompatibel ist mit dem, was Marx (und 
Engels) zu diesem 'Ihema geschrieben haben. Diese alternative Interpretation 
knüpft an jüngere Untersuchungen in den Natur- und Gesellschaftswissenschaf- 
ten an - insbesondere an jene, die sich mit Komplexität, Selbstorganisation, 
struktureller Kopplung und Ko-Evolution beschäftigen. Auf den ersten Blick 
mag es so ausschen, als sei diese Alternative unvereinbar mit dem Historischen 
Materialismus. Es wird aber gezeigt, dass diese alternative Sichtweise durchaus 
mit der Marxschen Kritik der politischen Ökonomie vereinbar ist und auch 
zu der Art und Weise passt, in der sich Marx und Engels auf die zu ihrer Zeit 
neuesten Entwicklungen in den Wissenschaften bezogen haben, um theoretische 
Anregungen, empirische Belege und nützliche Metaphern zu finden. 


Historischer Materialismus und ökonomischer Determinismus 


Ontologisch fasst der historische Materialismus (im Folgenden HM) den ‘Men- 
schen’ als ein sich geschichtlich entwickelndes soziales Lebewesen und betont, 
dass die Menschheit Teil der Natur ist und daher natürlichen wie auch gesell- 
schaftlichen Existenzbedingungen unterliegt. Was die Menschheit von anderen 
(sozialen) Lebewesen unterscheidet ist, dass sie sich selbst durch Produktion (in- 
klusive der Herstellung der Produktionsmittel) reproduziert, anstatt durch bloßes 
Sammeln und Jagen. Als treibendes Moment der menschlichen Entwicklung 
sieht der HM die praktischen Handlungen, insbesondere die auf die materielle 
Produktion gerichteten, und weist ihnen eine größere Bedeutung zu als abstrakten 
Ideen oder dem menschlichen Bewusstsein. Nur wenn der Wirkungsbereich der 
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praktischen Aktivität auf eine entbettete ökonomische Aktivität begrenzt wäre, 
würde daraus ein Plädoyer für ökonomischen Determinismus folgen. Allerdings 
waren die praktischen Handlungen nie so eng eingegrenzt, was immer ökono- 
mistische Sichtweisen auch nahelegen mögen. 

Epistemologisch determiniert das gesellschaftliche Sein das gesellschaftliche 
Bewusstsein. Der HM gründet die gesellschaftliche Produktion von Wissen (in all 
seinen Formen, von der Wissenschaft bis zum ‘gesunden Menschenverstand’) auf 
die Interaktion der Menschheit mit der Natur (einschließlich der zweiten Natur’, 
also der durch Menschenhand transformierten Natur) im Kontext der existieren- 
den gesellschaftlichen Verhältnisse. In diesem Zusammenhang untersucht der 
HAM die Organisation der geistigen und manuellen Arbeit, die technischen und 
gesellschaftlichen Verhältnisse der Wissensproduktion, die Rolle der technischen 
(spezialisierten) Intellektuellen ebenso wie die der allgemeinen Intellektuellen 
sowie das alltägliche geistige Leben. 

Methodologisch kann man den HM als Heuristik betrachten - alseinen Leit- 
faden’ oder eine anfängliche Vereinfachung zur Untersuchung der wirklichen 
Welt. Er beansprucht nicht das absolute Wissen über diese Welt zu besitzen. 
Der HM stellt eine von anderen unterschiedene ‘Methode des Vorgehens’ mit 
einem ‘eigenen Ausgangspunkt’ zum Verständnis gesellschaftlicher Formationen 
dar, der mit der Frage beginnt, wie der Mensch seine Gesellschaftsverhältnisse 
reproduziert (vgl. dazu Marx/Engels in der „Deutschen Ideologie“). Von daher 
unterscheidet sich der HM vom Empirismus (der Sammlung abstrakter, isolierter 
und daher ‘toter’ Fakten) und vom Idealismus (der Ideen und Konzepte an den 
Anfang stellt und somit ‘vom Himmel zur Erde’ herabsteigt). Wählt man den 
HM als Ausgangspunkt so ist dies nicht beliebig, sondern hängt von besonderen 
überhistorischen Merkmalen ab wie auch - im Falle des Kapitalismus - von den 
Besonderheiten der Produktionsweise. Ein Ausgangpunkt ist einfach nur etwas, 
das eine spiralförmige Bewegung anstößt und zu immer komplex-konkreteren 
Analysen führt. Diese Analyse kann dann auch Einheiten, Verhältnisse, Ereig- 
nisse, Prozesse und Wirkungen beinhalten, die im HM nur marginale Bedeutung 
haben. Andere Einstiege in die Analyse können zuweilen angemessener sein, 
doch auch sie müssen früher oder später wohl erweitert oder vertieft werden, um 
wirtschaftliche oder andere praktische Aktivitäten zu berücksichtigen. 

Inhaltlich dient der HM als provisorische Sammlung von Forschungsergebnis- 
sen. Diese als ewig gültig oder vollständig zu betrachten, würde den grundsätz- 
lichen historisch-materialistischen Prämissen wie auch dem wissenschaftlichen 
Vorgehen von Marx und Engels widersprechen. Wie sie in der „Deutschen Ideo- 
logie“ schreiben, erlaubt diese Form der Untersuchung „eine Zusammenfassung 
der allgemeinsten Resultate ..., die sich aus der Betrachtung der historischen 
Entwicklung der Menschen abstrahieren lassen“ (MEW 3: 27) sowie die For- 
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mulierung bestimmter, auf empirischer Beobachtung basierender abstrakter 
Kategorien. Diese Ergebnisse und rationalen Abstraktionen unterliegen stets 
der Überprüfung. Darauf deutet sowohl Marx’ eigene theoretische Entwicklung 
hin wie auch Engels’ Bemerkung im Vorwort von „Ludwig Feuerbach und der 
Ausgang der klassischen deutschen Philosophie“ (1888), dass die abermalige 
Lektüre dieses Texts ihn schmerzlich daran erinnerte, wie wenig die Autoren 
Mitte der 1840er Jahre über Wirtschaftsgeschichte wussten (MEW 21: 264). 

Der HM diente Marx und Engels auch als Leitlinie für politische Projekte, 
Programme und Aktionen. Das „Kommunistische Manifest“ ist dafür das beste 
Beispiel. Doch muss man es sorgfältig lesen. Es ist ein großer Unterschied, ob 
man aus strategischen Gründen die Behandlung von politischen Konflikten auf 
die in den Produktionsverhältnissen wurzelnden Klassenkämpfe zuspitzt, oder 
ob man behauptet, Politik lasse sich auf diese antagonistischen Verhältnisse und 
ihre Folgen reduzieren. Das „Manifest“ überbrückt diese Differenz, indem es diese 
Reduktion dem Kapitalismus selber zuschreibt, dem vorausgesagt wird, dass sich 
seine Klassenverhältnisse mit dem Anwachsen des Proletariats vereinfachen, dass 
Zwischenklassen verschwinden und die Konzentration des Kapitals zunimmt. 
Das spätere Marxsche Werk zeigt jedoch, dass für ihn die Logik des Kapitals 
keine solche Einbahnstraße ist. Weitere daran anschließende Analysen machen 
die Komplexität realer politischer Kämpfe deutlich. Der ‘strategische Essentia- 
lismus’ sollte daher nicht mit einem ‘ontologischen Essentialismus’ verwechselt 
werden (vgl. Spivak 1988). 

Kurz gesagt legen diese Prämissen den HM nicht auf einen ökonomischen 
Determinismus fest. Allenfalls verweisen sie auf das ontologische Primat der 
natürlichen und gesellschaftlichen Produktion und Reproduktion, auf die er- 
kenntnistheoretische Verbindungvon praktischen Handlungen und praktischem 
Bewusstsein, auf die Produktion als methodologischem Ausgangspunkt, auf 
die Vorläufigkeit empirischer Ergebnisse (die stets zu prüfen sind) und auf den 
Wert, den ein strategischer Essentialismus in einigen Zusammenhängen hat. 
Insoweit in diesen Kontexten von ‘der Ökonomie’ gesprochen wird, umfasst 
sie üblicherweise alle gesellschaftlichen Verhältnisse, in denen Menschen ihre 
(materiellen) Existenzbedingungen reproduzieren - und nicht nur die enge, 
entbettete ‘Ökonomie’ der Vulgärökonomen und der bürgerlichen Ideologie. 


Starke und schwache, dicke und dünne Formen 
des ökonomischen Determinismus 


Dieser Abschnitt diskutiert vier wichtige Formen des ökonomischen Determi- 
nismus, die mit dem HM in Zusammenhang gebracht worden sind. Ausgeklam- 
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mert wird der technologische Reduktionismus, da er - entgegen anderslautender 
Gerüchte - bei Marx und Engels nicht zu finden ist (Bimber 1990; Frison 1988; 
Llobera 1979; McKenzie 1984; Rosenberg 1976). 


1. Ökonomische Strukturen determinieren einseitig den Überbau. Diese starke 
Form des ökonomischen Reduktionismus ist nicht plausibel angesichts der 
Tatsache, dass Marx die dialektische über die mechanische Analyse stellte und 
- noch stärker - angesichts seiner zahlreichen Aussagen zu Wechselwirkung, 
Rückwirkung usw. Die Bedeutung des dialektischen Verständnisses wird vom 
ersten gemeinsamen Statement der Gründer des HM an deutlich: 


„Diese Geschichtsauffassung beruht also darauf, den wirklichen Produktionsprozeß, und 
zwar von der materiellen Produktion des unmittelbaren Lebens ausgehend, zu entwickeln 
und die mit dieser Produktionsweise zusammenhängende und von ihr erzeugte Verkehrs- 
form, also die bürgerliche Gesellschaft in ihren verschiedenen Stufen, als Grundlage der 
ganzen Geschichte aufzufassen und sie sowohl in ihrer Aktion als Staat darzustellen, wie 
die sämtlichen verschiedenen theoretischen Erzeugnisse und Formen des Bewußtseins, 
Religion, Philosophie, Moral etc. etc., aus ihr zu erklären und ihren Entstehungsprozeß 
aus ihnen zu verfolgen, wo dann natürlich auch die Sache in ihrer Totalität (und darum 
auch die Wechselwirkung dieser verschiednen Seiten aufeinander) dargestellt werden kann.“ 
(MEW 3: 38f, Hervorhebung B.].) 


2. Die ökonomischen Formen determinieren den Gesamtcharakter einer Gesell- 
schaftsformation, die als ein kohärenter Satz gesellschaftlicher Formen gefasst 
wird, deren Inhalt sich gemäß ihrer langfristigen Vereinbarkeit mit den dominan- 
ten ökonomischen Formen wandeln kann. Hier handelt es sich um eine starke 
aber ‘dünne’ Form des ökonomischen Determinismus: stark, da sie den Formen 
einen kausalen Vorrang zuweist, ‘dünn’ weil wenig über den Inhalt und damit 
über das Ausmaß der Determination ausgesagt wird. Erläutert sei dies anhand 
eines Schlüsselzitats aus dem dritten Band des „Kapital“: 


„Die spezifische ökonomische Form, in der unbezahlte Mehrarbeit aus den unmittelbaren 
Produzenten ausgepumpt wird, bestimmt das Herrschafts- und Knechtschaftsverhältnis, 
wie es unmittelbar aus der Produktion selbst hervorwächst und seinerseits bestimmend 
auf sie zurückwirkt. Hieraufaber gründet sich die ganze Gestaltung des ökonomischen, 
aus den Produktionsverhältnissen selbst hervorwachsenden Gemeinwesens und damit 
zugleich seine spezifische politische Gestalt. Es ist jedesmal das unmittelbare Verhältnis 
der Eigentümer der Produktionsbedingungen zu den unmittelbaren Produzenten ... 
worin wir das innerste Geheimnis, die verborgne Grundlage der ganzen gesellschaftlichen 
Konstruktion und daher auch der politischen Form des Souveränitäts- und Abhängig- 
keitsverhältnisses ... finden Dies hindert nicht, daß dieselbe ökonomische Basis — die- 
selbe den Hauptbedingungen nach - durch zahllos verschiedne empirische Umstände, 
Naturbedingungen, Racenverhältnisse, von außen wirkende geschichtliche Einflüsse 
usw., unendliche Variationen und Abstufungen in der Erscheinung zeigen kann, die nur 
durch Analyse dieser empirisch gegebnen Umstände zu begreifen sind.“ (MEW 25: 799£,. 
Hervorhebungen B.].) 
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3. Klassenverhältnisse, die auf den technischen und gesellschaftlichen Produkti- 
onsverhältnissen beruhen, führen zu ökonomischen Klassenkämpfen (die sich auf 
andere Bereiche ausbreiten können) und sind damit der Motor der Geschichte. 
Wo sich Klassenzugehörigkeit und -identität ausschließlich aufdie wirtschattli- 
chen Verhältnisse gründet, stellt dies eine starke Form der Determination durch 
ökonomische Akteure dar. Wo dagegen Klassenkämpfe durch politische und 
ideologische Formen und Verhältnisse - mit ihren eigenen Logiken und Orga- 
nisationsprinzipien — überdeterminiert werden, handelt es sich cher um einen 
Klassenreduktionismus als um einen ökonomischen Reduktionismus. Beide 
Arten des Determinismus sind üblicherweise ‘dick’ hinsichtlich des Ausmaßes 
und der Dichte ihrer gesellschaftlichen Auswirkungen. 


4. Wirtschaftliche Dynamiken haben einen stärkeren Einfluss auf die gesellschaft- 
liche Entwicklung als die Dynamiken anderer gesellschaftlicher Sphären (z.B. 
Recht, Politik, Religion, Kunst, Philosophie). Doch diese Sphären beeinflussen 
ihrerseits die Entwicklungder Wirtschaft und anderer Bereiche. Kurz gesagt: Sie 
stehen in einer wechselseitigen Verbindung, die jedoch gleichzeitigasymmetrisch 
ist, dalangfristigdie ökonomischen Dynamiken machtvoller sind. Engels merkte 
daher an, dass die juristische Sphäre auf die ökonomische Basis reagiert und 
diese - innerhalb bestimmter Grenzen - modifizieren kann: Unterschiedliche 
Erbschaftsregelungen beeinflussen z. B. die Vermögensverteilungund damit die 
Ökonomie Sphäre (vgl. Engels an Schmidt, 27. Okt. 1890, MEW 37: 492). Hier 
handelt es sich um eine schwache, aber dicke Form der Determination. Um die 
Bedeutungdieses Punktes zu illustrieren, schaue man sich an, welche Metaphern 
Marx dafür in der „Einleitung“ von 1857 verwendet: 

„Es ist eine allgemeine Beleuchtung, worin alle übrigen Farben getaucht sind und [die] sie 


in ihrer Besonderheit modifiziert. Es ist ein besondtrer Äther, der das spezifische Gewicht 
alles in ihm hervorstehenden Daseins bestimmt.“ (MEW 13: 637). 


Ist das Vorwort von 1859 der Schlüsseltext? 


Das Vorwort von „Zur Kritik der politischen Ökonomie. Erstes Heft“ aus dem 
Jahre 1859 ist die bekannteste (und häufigeinzige) Quelle, die zur ökonomischen 
Determination in letzter Instanz zitiert wird. Sie fasst die zentralen Gedanken 
von Marx’ Studien zusammen. 
„In der gesellschaftlichen Produktion ihres Lebens gehen die Menschen bestimmte, not- 
wendige, von ihrem Willen unabhängige Verhältnisse ein, Produktionsverhältnisse, die 
einer bestimmten Entwicklungsstufe ihrer materiellen Produktivkräfte entsprechen. 


Die Gesamtheit dieser Produktionsverhältnisse bildet die ökonomische Struktur der Ge- 
sellschaft, die reale Basis, worauf sich ein juristischer und politischer Überbau erhebt und 
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welcher bestimmte gesellschaftliche Bewußtseinsformen entsprechen. Die Produktionsweise 
des materiellen Lebens bedingt den sozialen, politischen und geistigen Lebensprozeß 
überhaupt. Es ist nicht das Bewußtsein der Menschen, das ihr Sein, sondern umgekehrt 
ihr gesellschaftliches Sein, das ihr Bewußtsein bestimmt. Auf einer gewissen Stufe ihrer 
Entwicklunggeraten die materiellen Produktivkräfte der Gesellschaft in Widerspruch mit 
den vorhandenen Produktionsverhältnissen oder, was nur ein juristischer Ausdruck dafür 
ist, mit den Eigentumsverhältnissen, innerhalb deren sie sich bisher bewegt hatten. Aus 
Entwicklungsformen der Produktivkräfte schlagen diese Verhältnisse in Fesseln derselben 
um. Estritt dann eine Epoche sozialer Revolution ein. Mit der Veränderung der ökonomi- 
schen Grundlage wälzt sich der ganze ungeheure Überbau langsamer oder rascher um. In der 
Betrachtung solcher Umwälzungen muß man stets unterscheiden zwischen der materiellen, 
naturwissenschaftlich treu zu konstatierenden Umwälzung in den ökonomischen Pro- 
duktionsbedingungen und den juristischen, politischen, religiösen, künstlerischen oder 
philosophischen, kurz, ideologischen Formen, worin sich die Menschen dieses Konflikts 
bewußt werden und ihn ausfechten.“ (MEW 13: 8f Hervorhebungen von B.J.) 


Das Vorwort wurde eilig geschrieben und so formuliert, dass es keine Probleme 
mit der Zensur geben sollte. An wichtigen Punkten ist der Text mehrdeutig 
und etwas dunkel. Wie das „Kommunistische Manifest“ baut auch das Vor- 
wort auf Metaphern. Doch hier bebildern sie theoretische Fragen (Lopez 2001), 
anstatt politischen Zwecken zu dienen. Seine Leitlinien wurden später in eine 
Fußnote des ersten Bandes des „Kapital“ verbannt. Dennoch erlangte der Text 
eine übermäßig große Bedeutung, da Engels ihn als die letztgültige Erklärung 
der wissenschaftlichen Prinzipien und Gesetze des HM pries. Das Ergebnis war, 
dass „in der Folge die anschaulicheren Diskussionen des ‘Manifests‘, die intensi- 
vere politische Analyse des ‘18. Brumaire’ und die tiefer gehenden theoretischen 
Studien der ökonomischen Werke - von den ‘Grundrissen’ bis zu den verschie- 
denen Entwürfen und Auflagen des ‘Kapital’ - ‘streng’ im Lichte der ‘leitenden’ 
Einsichten von Marx beurteilt wurden“ (Carver 1996: xiv). 


Der ökonomischen Determination die Zweideutigkeit nehmen 


Bei allem Respekt vor dem orthodoxen Marxismus - aber es existiert keine 'Deter- 
mination in letzter Instanz’, nicht einmal dort, wo die Ökonomie aus dem weite- 
ren Gefüge gesellschaftlicher Verhältnisse entbettet ist. Dies ist ausgeschlossen, da 
die Dynamik des profitorientierten, marktvermittelten Akkumulationsprozesses 
immer noch von außer-ökonomischen Bedingungen abhängig ist, die er selbst 
nicht garantieren kann. Damit sind andere Formen der ökonomischen Deter- 
mination nicht ausgeschlossen. Es ist nützlich, an dieser Stelle zu unterscheiden 
zwischen, (1) ökonomischer Determination in erster Instanz, (2) ökonomischer 
Dominanz, (3) ökonomischer Hegemonie und (4) ökologischer Dominanz. Das 
Erste ist ein systemisches Merkmal wirtschaftlicher Aktivitäten. Das Zweite 
betrifft die institutionelle und organisatorische Dimensionen struktureller Macht 
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in einer Ökonomie und/oder das Verhältnis zwischen ökonomischen Akteuren 

und außer-ökonomischen Kräften. Das Dritte wirkt zunächst aufeiner ideellen 

Ebene, wobei erfolgreiche Hegemonie dazu tendiert, sich in die Strukturen ein- 

zuschreiben und sich in Verfügungsmöglichkeiten zu verkörpern. Das Vierte 

bezieht sich auf die systemischen Beziehungen zwischen der Ökonomie und 
anderen Systemen. Jede Art der Determination besitzt zahlreiche Mechanismen 
und Aspekte sowie ihre eigenen Existenzbedingungen. Daher sind diese Deter- 
minationsarten in doppelter Hinsicht tendenziell: Sie wirken als Tendenzen 
nur insofern, als ihre jeweiligen Existenzbedingungen die Tendenz haben, sich 

zu reproduzieren (vgl. zu diesem doppelt tendenziellen Charakter Jessop 2009). 

- Ökonomische Determination in erster Instanz bezieht sich auf das Primat 
der Produktion innerhalb der ökonomischen Aktivitäten, ausgedrückt im 
Vorrang des produktiven Kapitals im Kapitalkreislauf. Wie Marx im dritten 
Band des „Kapital“ schreibt: „Die wirkliche Wissenschaft der modernen Öko- 
nomie beginnt erst, wo die theoretische Betrachtung vom Zirkulationsprozeß 
zum Produktionsprozeß übergeht.“ (MEW 25: 349). Dasselbe Argument 
findet sich auch in der „Einleitung“ von 1857. Diese Form der ökonomischen 
Determination beinhaltet nicht mehr (und sicher nicht weniger) als die Tat- 
sache, dass Reichtum zunächst produziert werden muss, bevor er verteilt 
werden kann. Oder in mehr Marxscher Terminologie angewandt auf die 
kapitalistische Produktionsweise, wo Reichtum die Form einer ‘ungeheuren 
Warensammlung’ annimmt, muss der Wert zunächst produziert werden, 
bevor er realisiert, verteilt und neu eingesetzt wird. Wie Engels unterstreicht, 
„der Geldmarkt (kann) auch seine eignen Krisen haben ... Die Produktion 
ist das in letzter Instanz Entscheidende“. (Engels an Schmidt, 27. Okt. 1890, 
MEW 37: 488f.). Eine derartige Determination gewinnt an Kraft, je stärker 
sich das Prinzip des profitorientierten, marktvermittelten Tausches aufandere 
Bereiche des gesellschaftlichen Lebens ausdehnt. 

- Ökonomische Dominanz bedeutet: die Vorherrschaft jener, die die strategi- 
schen Ressourcen in einer gegebenen Warenkette oder einem breiteren Gefüge 
wirtschaftlicher Aktivitäten besitzen, zum Beispiel Erdöl in der fordistischen 
und auch in der postfordistischen Ökonomie; Gen-Patente im Bio-Kapitalis- 
mus; oder Kredit in Zeiten von Liquiditätskrisen. Des Weiteren beinhaltet 
ökonomische Dominanz die relative ‘Schlagkraft’ oder Erpressungsmacht’ 
der profitorientierten, marktvermittelten Wirtschaftsordnung gegenüber 
anderen institutionellen Ordnungen und sozialen Systemen, da letztere von 
bestimmten ökonomischen Inputs materiell abhängigsind (seien es spezifische 
Güter und Dienstleistungen, allgemeines Einkommen oder Kredite). 

- Ökonomische Hegemonie beinhaltet die Fähigkeit gegebener gesellschaftlicher 
Kräfte, die führenden Vorstellungen von Ökonomie zu definieren, was andere 
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Kräfte dazu zwingt, ihre eigenen technischen Paradigmen, Geschäftsmodelle 
und Wachstumsstrategien an diese ökonomische Hegemonie anzupassen. 

- Ökologische Dominanz bezieht sich allgemein auf die Fähigkeit eines gegebenen 
Systems in einer sich selbst organisierenden Ökologie sich selbst organisie- 
render Systeme, anderen Systemen seine Logik aufzudrücken. Dies geschieht 
durch Durchdringung, strukturelle Kopplung, blinde Ko-Evolution und durch 
strategischen Drift. Ein System ist dann ökologisch dominant, wenn es seine 
Logik stärker auf andere Systeme übertragen kann, als dies umgekehrt den 
anderen Systemen gelingt. Vermittelt wird diese Fähigkeit immer in und durch 
die operationalen Logiken der anderen Systeme und die kommunikativen Rati- 
onalitäten der Lebenswelt. Bezüglich ökonomischer Determination betrifft die 
ökologische Dominanz die Fähigkeit einer profitorientierten, marktvermittel- 
ten Wirtschaftsordnung - einschließlich ihres außer-ökonomischen Rückhalts 
- die Evolution anderer Gesellschaftsordnungen stärker zu formen als diese 
umgekehrt dazu in der Lage sind das Marktsystem zu formen. Es existiert keine 
letzte Instanz’ im Bezug auf ökologische Dominanz (Morin 1980): Sie ist stets 
differentiell, relational und kontingent. Die relative ökologische Dominanz 
eines Systems nimmt in unterschiedlichen Systemen unterschiedliche Formen 
an, sie ist abhängig von spezifischen gesellschaftlichen Verhältnissen und sie 
ist immer im oben erwähnten Sinne in doppelter Hinsicht tendenziell. Dies 
soll im Folgenden näher betrachtet werden. 


Zur ökologischen Dominanz der Ökonomie 


Der folgende Abschnitt präsentiert sieben analytisch unterschiedene, aber em- 
pirisch miteinander verbundene Aspekte der sozialen Welt (im Gegensatz zur 
biologischen), die das Potenzial zur ökologischen Dominanz beeinflussen (Tabelle 
1). Diese Faktoren wurden in natur- und geisteswissenschaftlichen Arbeiten zu 
Komplexität, Ökologie und sich selbst organisierenden Systemen herausgearbeitet. 
An diese teilweise etwas spekulativen Thesen anknüpfend soll im Folgenden erläu- 
tertwerden, dass die profitorientierte, marktvermittelte kapitalistische Ökonomie 
mit ihrer Selbstverwertungslogik dazu neigt, genau jene Eigenschaften zu ent- 
wickeln, die eine ökologische Dominanz begünstigen. Vor diesem Hintergrund 
ermöglicht das Konzept der ökologischen Dominanz wesentliche Einblicke in 
das Wesen und die Grenzen der ökonomischen Determination innerhalb einer 
gesellschaftlichen Formation. 

Betrachten wir nun die kapitalistische Ökonomie hinsichtlich dieser insgesamt 
sieben Faktoren. die zur ökologischen Dominanz eines gegebenen Systems oder 
einer institutionellen Ordnung beitragen. 
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Tabelle 1: Relevante Faktoren für die ökologische Dominanz im Verhältnis zwischen 
funktionalen Systemen 


Raum für kontinuierliche Selbstveränderungen, da in der Dynamik eines 

gegebenen Systems der interne Konkurrenzdruck stärker ist als der externe 

Anpassungsdruck 

Ausmaß der internen strukturellen und operationalen Komplexität und der 
re daraus resultierende Raum für spontane Selbstanpassungen angesichts von 
Störungen oder Unterbrechungen (ungeachtet des externen oder internen 
Ursprungs des Anpassungsdrucks) 
Fähigkeit zur zeitlich-räumlichen Erweiterung und/oder zeitlich-räum- 
lichen Verdichtung, um die größtmögliche Palette an Möglichkeiten zur 
Selbstreproduktion zu nutzen 


Fähigkeit, interne Widersprüche und Zwangslagen in andere Systeme oder 
in die Umwelt auszulagern oder sie in die Zukunft zu verschieben 
Fähigkeit zur Umgestaltung anderer Systeme und zur Prägung ihrer Evolu- 

Transversal | tion mittels Kontext-Steuerung (insbesondere durch Organisationen, die 
eine primäre funktionale Orientierung haben und zudem einen Anknüp- 
fungspunkt für andere funktionale Systeme bieten) und/oder durch (Um-) 
Gestaltung ihres Aufbaus 


Ausmaß, in dem andere Akteure die Funktion des Systems als zentral für 
die Reproduktion des Gesamtsystems anerkennen und ihre eigenen Hand- 
lungen daher an seinen ‘Reproduktionsbedürfnissen’ orientieren (z.B. 
durch deren Eingliederung in Systemprogramme oder Entscheidungsprä- 
missen als natürlich aufgefasste Beschränkungen oder Gebote). Organisati- 
onen nehmen hier durch ihre Fähigkeit, auf Irritationen und Erwartungen 
mehrerer funktionaler Systeme zu reagieren, eine Schlüsselstellung ein. 
Ausmaß, in dem ein gegebenes System als größte Quelle des externen An- 
passungsdrucks auf andere Systeme wirkt (z.B. durch die Folgen wiederkeh- 
render Systemzusammenbrüche, zunehmender gesellschaftlicher Exklusion 
und positiver Rückkopplungseffekte) und/oder in dem es bedeutsamer für 


Extern 


deren Systementwicklung ist als deren jeweilige interne Zwänge 


Erstens entkoppelt sich die kapitalistische Ökonomie zunehmend von anderen 
Systemen. Die interne Konkurrenz zur Reduktion gesellschaftlich notwendiger 
Arbeitszeit, gesellschaftlich notwendiger Umschlagszeit und der notwendigen Re- 
produktionszeit wird zu einer immer stärkeren Antriebskraft der kapitalistischen 
Akkumulation. Außerökonomische Zwänge auf die Ökonomie werden dadurch 
übersetzt in die Konkurrenz zwischen den Kapitalen, innerhalb dieser Zwänge 
neue Profitgelegenheiten zu erschließen und/oder sich aus bestimmten Märkten 
zurückzuziehen, um das Kapital durch Investition an anderer Stelle zu erhalten. 

Zweitens ist die kapitalistische Ökonomie intern komplex und Nlexibel. Gründe 
hierfür sind die dezentrale, anarchische Natur der Marktkräfte und die doppelte 
Rolle der Preisfindung - zum einen als flexibler Mechanismus zur Allokation 
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von Kapital in unterschiedlichen Bereichen und zum anderen als Stimulus für 
nachgelagerte Beobachtungen, Lernprozesse und Selbst-Reflexion. Zur ökolo- 
gischen Dominanz trägt in der Natur auch die überlegene Fähigkeit einer Art 
bei, Umweltstörungen zu ertragen (Keddy 1989:18-19). Diese Fähigkeit ist in 
kapitalistischen Ökonomien auf Grund ihrer größeren internen Komplexität (der 
Vielfältigkeit und Verschiedenartigkeit ihrer Bestandteile), der losen Kopplung 
zwischen diesen Bestandteilen und dem großen Ausmaß an Reflexionsfähigkeit 
(Selbstbeobachtung) gut entwickelt (Baraldi u.a. 1998: 151). 

Drittens hat das Kapital eine ausgeprägte Fähigkeit entwickelt, seine Opera- 
tionen zeitlich und räumlich auszudehnen und/oder zu verdichten. Die wech- 
selseitige Verstärkungdieser Prozesse unterstützt die schnelle Integration in den 
Weltmarkt und erleichtert die Aufrechterhaltung der selbst-expansiven Logik 
des Kapitals angesichts von Störungen. Diese Fähigkeiten sind verbunden mit 
der anarchischen, formalen und prozeduralen Rationalität des Marktes, seiner 
Abhängigkeit vom symbolischen Medium des Geldes zur Unterstützung wirt- 
schaftlicher Transaktionen trotz räumlicher und zeitlicher Trennungen, seinen 
hochentwickelten, abstrakten und technischen Kodizes (inklusive der entwi- 
ckelten Mechanismen der kapitalistischen Buchführungund der Gelderträge als 
leicht zu berechnende und zu maximierende Größe) der notwendigen Vielfalt 
seiner internen Abläufe. Alles das erhöht die ‘Resonanzfähigkeit’ des Kapitals, 
um auf interne und externe Bedingungen zu reagieren (Luhmann 1988: 37-41). 
Je größer diese Fähigkeit im Verhältnis zu anderen Systemen, desto größer ist der 
Spielraum des Kapitals für eine ökologische Dominanz. 

Viertens entwickelt das Kapital mit Hilfe dieser und anderer Mechanismen 
seine Möglichkeiten, die strukturellen Beschränkungen anderer Systeme zu 
vermeiden, sich ihren Kontrollversuchen zu entziehen und dadurch seine zu- 
nehmende ‘Indifferenz’ gegenüber der Umwelt zu stärken (vgl. Lohmann 1991; 
Luhmann 1988). Dies gilt insbesondere für das einzige ökonomische Subsystem, 
das mehr oder weniger vollständigglobal integriert ist: die internationale Finanz- 
wirtschaft (Luhmann 1996). Das bedeutet zwar nicht, dass die Finanzsphäre 
(geschweige denn die Ökonomie generell) sich von ihrer Abhängigkeit von den 
verschiedenen Beiträgen anderer funktionaler Systeme befreien kann; auch nicht 
von den Krisentendenzen, die in ihren eigenen Widersprüchen und Zwangsla- 
gen wurzeln. Nichtsdestoweniger bemüht sich das Finanzkapital, mittels seiner 
internen Abläufe bestimmten Beschränkungen oder Kontrollversuchen anderer 
Systeme auszuweichen. Dies geschicht zeitlich (durch Versicherungen, Risikoma- 
nagement, Handel mit Futures und Derivaten, durch Hedge-Fonds usw.) oder 
räumlich (Kapitalflucht, Produktionsverlagerungen, Outsourcing, Ansprüche 
auf extra-territoriale Behandlung usw.). Dabei wird die Logik anderer Systeme 
zersetzt, indem die Logik des Tauschwerts jene Organisationen kolonisiert, die 
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für die Funktionsweise dieser Systeme zentral sind; oder mit Hilfe schlichter 
Korruption von Personen. 

Fünftens: Im Unterschied zur natürlichen Evolution, in der Arten sich ihrer 
Umwelt anpassen oder den Lebensraum verlassen müssen, kann die gesellschaft- 
liche Evolution reflexive Selbstorganisation und Versuche zur Umgestaltung 
der Umwelt beinhalten (vgl. Marx’ Unterscheidung zwischen dem schlechtes- 
ten Baumeister und der besten Biene, MEW 23: 193). Dies reicht bis hin zu 
Versuchen, die Ko-Evolution von Organisationen, Systemen und letztlich der 
Weltgesellschaft zu formen und den Modus der gesellschaftlichen Evolution 
zu ändern (z.B. durch die Ausdehnung von Marktbeziehungen auf immer neue 
Bereiche des gesellschaftlichen Lebens). Wo unterschiedliche Organisationen und 
Systeme danach trachten, sich an ihre Umwelt anzupassen oder sie zu verändern, 
da begünstigt „die Logik des evolutionären Prozesses jene Ökosysteme, die le- 
diglich die dominante, ihre Umwelt kontrollierende Art sowie ihre Symbionten 
und Parasiten erhält“ (Bateson 1972: 451). Damit stellt sich die Frage nach der 
relativen Fähigkeit verschiedener Organisationen und Systeme, ihre Umwelt 
zu verändern, anstatt sich bloß an sie anzupassen und nach den allgemeinen 
Schranken der gesellschaftlichen Steuerung. 

Sechstens beruht der Vorrang der Akkumulation gegenüber anderen Vergesell- 
schaftungsprinzipien (wie z.B. nationale Sicherheit, Vorherrschaft einer Rasse, 
religiöser Fundamentalismus, gesellschaftliche Solidarität) auf dem relativen 
Einfluss von Selbstbeschreibungen und sozialen Werten funktionaler Systeme 
- insbesondere insofern diese in den Massenmedien, im öffentlichen Raum und 
in den Kämpfen um politische, intellektuelle und moralische Führung artiku- 
liert und präsentiert werden. Die Bedeutung solcher Selbstbeschreibungen und 
Werte kann innerhalb der allgemeinen gesellschaftlichen Kommunikation (der 
Alltagssprache wie der Massenmedien) variieren und zwar im Verhältnis zu (a) 
alternativen Logiken gesellschaftlicher Organisation; (b) einer Zweitkodierungin 
funktionalen Systemen, so dass wirtschaftliche Erwägungen entscheidend werden 
bei der Wahl zwischen verschiedenen Alternativen zur Erfüllung der primären 
Funktion des Systems (z.B. Auswahl von Forschungsthemen, Entscheidungen über 
den Neuigkeitswert, Berechnungim Gesundheitssystem); (c) den Entscheidungs- 
prämissen in Organisationen; (d) dem Gewicht unterschiedlicher Interessen bei 
negativer Koordination zwischen Organisationen mit unterschiedlichen funkti- 
onalen Schwerpunkten (wo eine derartige Koordination darauf zielt, gegenseitige 
Blockaden bei der Anwendung der jeweiligen Regelwerke zu verhindern); (e) der 
Veränderung der öffentlichen Meinung. Der Kampf um Hegemonie wird auch 
dort erleichtert, wo gesellschaftliche Kräfte funktionale Systeme überbrücken und 
danach streben, ihre Operationen durch positive oder negative Koordination zu 
harmonisieren. Schlüsselmechanismen eines Systems und der gesellschaftlichen 
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Integration sind dabei parallele Macht-Netzwerke (Poulantzas 1978; Baecker 
2001, 2006). Dies bedeutet nicht, dass eine hegemoniale Sichtweise die singulä- 
re Identität der (Welt-)Gesellschaft repräsentiert. Ihre Aufgabe ist es nicht, die 
gesamte Gesellschaft zu repräsentieren, sondern lediglich eine bestimmte Reihe 
von partikularen Interessen als illusionäres Gesamtinteresse darzustellen (so schon 
Marx/Engels in der „Deutschen Ideologie“; vgl. auch Gramsci 1992ff). 

Siebtens: Das ökologisch dominante System ist für andere Systeme die wich- 
tigste Quelle externen Anpassungsdrucks. Im Allgemeinen erhöht jede Zunahme 
der Komplexität eines funktionalen Systems die Komplexität der Umwelt anderer 
Systeme und zwingt sie dazu, ihre eigene interne Komplexität zu steigern, um ihre 
Fähigkeit zur Autopoiesis (ihrer Selbsterschaffungund -erhaltung) zu behaupten 
(Baraldi u.a., 1998: 96). 


Mit Blick auf die ersten vier der genannten Faktoren dürfte die zunehmende 
interne Komplexität, die Rückwirkungen auf andere Systeme hat, in einer sich 
entwickelnden Weltgesellschaft am ehesten den Weltmarkt charakterisieren. Für 
Wagner (2006) erlangt in der Tat dasjenige System, das die stärkste Tendenz zum 
Scheitern aufweist und dieses Scheitern gleichzeitig die am schwersten wiegen- 
den Konsequenzen für andere System hat, die Vorherrschaft - oder in meinen 
Worten: ökologische Dominanz. Dies liegt nahe, weil diejenigen Organisationen, 
die für die Realisierung der Aktivitäten anderer Systeme lebenswichtig sind, auf 
direktem oder indirektem Weg sicherstellen müssen, dass sie Erträge aus dem 
ökonomischen System erhalten (Lange 2003: 233). Damit wird die Fähigkeit 
der profitorientierten, marktvermittelten Ökonomie gestärkt andere funktionale 
Systeme und das gesamte Lebensumfeld durch die Logik der Kommodifizierung 
und des Denkens in ökonomischen Erträgen als vorrangigem Zweit-Code zu ko- 
lonisieren. In dieser Hinsicht hat die Globalisierungden Druck aufdie einzelnen 
Nationalstaaten erhöht (Stichweh 2000: 195f) und zu dauerhaften Störungen 
durch ökonomische Probleme geführt (Wagner 2006: 7). 

Die skizzierten Argumente entstammen jüngeren Arbeiten zur Systemtheorie. 
Diese Analysen mögen einen konservativen oder sogar explizit anti-marxistischen 
Ursprunghaben. Nichtsdestoweniger glaube ich, dass sie mit dem HM kompatibel 
sind - vorausgesetzt, man kombiniert sie mit wichtigen Konzepten der Kritik 
der politischen Ökonomie. Ich kann nicht nachweisen, dass Marx und Engels 
mit dieser Terminologie kokettiert oder sie direkt übernommen hätten. Doch 
angesichts ihres Interesses an den neuen Entwicklungen in den Natur- und Ge- 
sellschaftswissenschaften hätten sie sich wahrscheinlich mit diesen Ansätzen be- 
schäftigt (zu Marx’ Anwendung der Erkenntnisse der Ihermodynamik in seinen 
Analysen der Arbeitskraft und der Maschinerie vgl. Rabinbach 1992; Wendling 
2009). Unterscheidet man entsprechend diesen Ansätze die Modalitäten und 
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Momente der ökonomischen Determination, dann gilt sie als mehr oder weniger 
schwach und wird relativiert. Insbesondere die ökologische Dominanz kann eine 
schlüssigere Erklärung bieten als jene ‘ökonomischen Determination in letzter 
Instanz‘. Dieses Konzept war stets problematisch, denn den technischen und ge- 
sellschaftlichen Produktionsverhältnissen fehlt die Autonomie (als Ursache ohne 
Ursache), um innerhalb der weiteren Gesellschaftsformation in erster, mittlerer 
oder letzter Instanz vollständig bestimmend zu sein. Ersetzt man jedoch einen 
solchen Determinationsbegriff durch eine simple Theorie interner Beziehungen, 
dann lässt sich damit die im Primat der ökonomischen Verhältnisse implizierte 
Asymmetrie nicht erklären. Eine Alternative dazu ist jedoch die Untersuchung 
der historischen Bedingungen, unter denen die Kapitalakkumulation die oben 
skizzierte ökologische Dominanz erringen konnte. 

Marx und Engels hielten in der „Deutschen Ideologie“ fest, dass während 
der anfänglichen Entwicklung des Kapitalismus die „Bewegung des Kapitals, 
obwohl bedeutend beschleunigt, ... doch noch stets verhältnismäßig langsam 
(blieb). Die Zersplitterung des Weltmarktes in einzelne Teile, deren Jeder von 
einer besondern Nation ausgebeutet wurde, die Ausschließung der Konkurrenz 
der Nationen unter sich, die Unbehülflichkeit der Produktion selbst und das 
aus den ersten Stufen sich erst entwickelnde Geldwesen hielten die Zirkulation 
sehr auf.“ (MEW 3: 59, Fn.). Mit der Überwindung dieser Hindernisse jedoch 
wurden „ die einzelnen Individuen ... immer mehr unter einer ihnen fremden 
Macht geknechtet.... dem Weltmarkt“ (MEW 3:37). Demkann man hinzufügen: 
nicht nur die Individuen wurden geknechtet, sondern auch andere Systeme. Wie 
Marx und Engels weiter schreiben: 


„Die große Industrie universalisierte trotz dieser Schutzmittel die Konkurrenz ..., stellte 
die Kommunikationsmittelund den modernen Weltmarkt her, unterwarfsich den Handel, 
verwandelte alles Kapital in industrielles Kapital und erzeugte damit die rasche Zirkulation 
(die Ausbildung des Geldwesens) und Zentralisation der Kapitalien. ... Sie zwang durch 
die universelle Konkurrenz alle Individuen zur äußersten Anspannung ihrer Energie. Sie 
vernichtete möglichst die Ideologie, Religion, Moral etc., und wo sie dies nicht konnte, 
machte sie sie zur handgreiflichen Lüge. Sie erzeugte insoweit erst die Weltgeschichte, als sie 
jede zivilisierte Nation und jedes Individuum darin in der Befriedigung seiner Bedürfnisse 
von der ganzen Welt abhängig machte und die bisherige naturwüchsige Ausschließlichkeit 
einzelner Nationen vernichtete. Sie subsumierte die Naturwissenschaft unter das Kapital 
und nahm der Teilungder Arbeit den letzten Schein der Naturwüchsigkeit. Sie vernichtete 
überhaupt die Naturwüchsigkeit, soweit dies innerhalb der Arbeit möglich ist, und löste 
alle naturwüchsigen Verhältnisse in Geldverhältnisse auf.“ (MEW 3: 60) 


Istvan Meszäros geht auf diesen Punkt genauer ein: 


»...Kapital ist kein materielles Ding — geschweige denn ein vernünftig kontrollierbarer 
‘Mechanismus’... sondern ein letztlich unkontrollierbarer Modus der Kontrolle des gesell- 
schaftlichen Stoffwechsels. ... Es lässt sich kein erbarmungsloseres, allumfassendes - und in 
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diesem wichtigen Sinne ‘totalitäres’ - Kontrollsystem vorstellen als das global dominic- 
rende System des Kapitals. Denn dieses unterwirft blind die Gesundheitssysteme ebenso 
seinen Zwängen wie den Handel, Bildungebenso wie die Landwirtschaft, die Kunst ebenso 
wie die Industrie und erlegt unbarmherzig allem die Kriterien seine eigenen Sichtweise 
auf - von den kleinsten Einheiten seines ‘Mikrokosmos’ bis zu den gigantischen trans- 
nationalen Unternehmen und von den intimsten persönlichen Beziehungen bis zu den 
komplexesten Entscheidungsprozessen der Industriemonopole, wobei stets der Stärkere 
gegenüber dem Schwachen bevorzugt wird. ... Der Preis, der für diese inkommensurable, 
totalisierende Dynamik gezahlt werden muss ist, paradoxerweise, der Verlust der Kontrolle 


über den Entscheidungsprozess.“ (1995: 41) 


Dies schließt insofern nicht den wechselseitigen Einfluss anderer Systeme aus, 
als dass ihre Abläufe und Dynamik den Kapitalkreislauf stören, irritieren oder 
unterbrechen können und damit den Gang seiner profitorientierten, marktver- 
mittelten Evolution beeinflussen. Wie Engels schreibt: 
„Sowie die neue Arbeitsteilung nötig wird, die Berufsjuristen schafkt, ist wieder ein neues, 
selbständiges Gebiet eröffnet, das bei aller seiner allgemeinen Abhängigkeit von der Pro- 
duktion und dem Handel doch auch eine besondre Reaktionsfähigkeit gegen diese Gebiete 
besitzt. In einem modernen Staat muß das Recht nicht nur der allgemeinen ökonomischen 
Lage entsprechen, ihr Ausdruck sein, sondern auch ein in sich zusammenhängender Aus- 
druck, der sich nicht durch innere Widersprüche selbst ins Gesicht schlägt. Und um das 
fertigzubringen, geht die Treue der Abspiegelung der ökonomischen Verhältnisse mehr 
und mehr in die Brüche. Und dies um so mehr, je seltner es vorkommt, daß ein Gesetzbuch 
der schroffe, ungemilderte, unverfälschte Ausdruck der Herrschaft einer Klasse ist: Das 
wäre ja selbst schon gegen den 'Rechtsbegriff”... So besteht der Gang der ‘Rechtsentwick- 
lung’ großenteils nur darin, daß erst die aus unmittelbarer Übersetzung ökonomischer 
Verhältnisse in juristische Grundsätze sich ergebenden Widersprüche zu beseitigen und 
ein harmonisches Rechtssystem herzustellen gesucht wird und dann der Einfluß und 
Zwang der ökonomischen Weiterentwicklung dies System immer wieder durchbricht 


und in neue Widersprüche verwickelt.“ (Engelsan Schmidt 27. Okt. 1890, MEW 37: 491) 


Im Gegenzug kann der resultierende ko-evolutionäre strategische Drift im 
Schatten der ökologischen Dominanz (insbesondere wenn er durch erfolgreiche 
Kämpfe um ökonomische Hegemonie verstärkt wird) das Wesen des ‘historischen 
Blocks’ als Muster eines strukturierten Zusammenhalts von Basis und Super- 
struktur erklären (Gramsci 1992ff). Für die Entwicklung eines solchen Blocks 
von zentraler Bedeutung ist die enge Kopplung zwischen den ökonomischen, 
juristischen und politischen Systemen als jeweils operational autonome, materiell 
aber voneinander abhängige gesellschaftliche Komplexe. 

Aber selbst wenn die Umstände langfristig die ökologische Dominanz der ka- 
pitalistischen Ökonomie begünstigen, so können doch andere Systeme kurzfristig 
die Vorherrschaft erlangen, insbesondere wenn ihre Tätigkeit von zentraler Bedeu- 
tung für die Reaktion auf Krisen ist. Denn kein Einzelsystem repräsentiert, oder 
ersetzt, das Ganze. Jedes einzelne autopoetische System ist operational autonom, 
substanziell aber gleichzeitig mit den anderen verflochten. Selbst ein ökologisch 
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dominantes System hängt ab von der gesellschaftlich adäquaten Leistunganderer 
Systeme, und ein untergeordnetes System kann in außergewöhnlichen Umstän- 
den dominant werden. Dies ist wahrscheinlich, wenn die Lösung einer nicht- 
ökonomischen Krise zur dringendsten Aufgabe für die gesamtgesellschaftliche 
Reproduktion - inklusive der kapitalistischen Ökonomie - wird. Während oder in 
Vorbereitung von Kriegen zum Beispiel können Staaten versuchen, die Wirtschaft 
gemäß den wahrgenommenen militärisch-politischen Bedürfnissen zu lenken oder 
zu planen. Dementsprechend führten Belange der nationalen Sicherheit zu einem 
Wendepunkt für Entwicklungsländer wie Taiwan oder Südkorea. Der ‘Krieggegen 
den Terror’ hat in den USA zu ökonomisch irrationalen Politiken geführt. Nach 
der Beendigung echter oder zweifelhafter Ausnahmezustände wird das Primat der 
Akkumulation jedoch im Allgemeinen wieder hergestellt. Nicht ausgeschlossen 
sind damit jedoch pfadabhängige Spuren solch außergewöhnlicher Umstände im 
üblicherweise dominanten System (z.B. beeinflusste das Erbe des totalen Krieges 
die ökonomischen Entwicklungsverläufe nach 1945). Doch selbst wenn solch eine 
Pfadabhängigkeit existiert, wird der ‘quasi-transzendentale Meta-Code’ (Blühdorn 
2000: 351) des ökologisch dominanten Systems in dieser komplexen Ko-Evolution 
noch immer stärker auf die Entwicklung anderer Systeme einwirken, als dies den 
anderen Systemen in umgekehrter Weise gelingt. 


Neoliberalismus und Finanzialisierung 


Fassen wir zusammen: Das Ausmaß der ökologischen Dominanz der profit- 
orientierten, marktvermittelten Akkumulation ist eng verbunden mit Wesen 
und Grad seiner internen Konkurrenz, seiner internen Komplexität und losen 
Kopplung, seiner Fähigkeit zur reflexiven Selbst-Reorganisation, dem Spielraum 
zur zeitlich-räumlichen Erweiterung und Verdichtung, zur Externalisierungvon 
Problemen und von seinen hegemonialen Kapazitäten. Abhängig ist dies wiede- 
rum vom Ausmaß, in dem es sich innerhalb begrenzter, von anderen Systemen 
(wie dem in souveräne Territorien aufgeteilten politischen System) kontrollier- 
ter ökologischer Räume von Beschränkungen befreien kann. An dieser Stelle 
trägt die Globalisierung, insbesondere in ihrer neoliberalen Form, zur relativen 
ökologischen Dominanz der Selbstverwertung des Kapitals bei, indem sie seine 
Möglichkeiten erweitert, politischen Einschränkungen auszuweichen. Diese 
Ideen lassen sich auf der Ebene des Weltmarkts, dem entscheidenden prakti- 
schen und analytischen Bezugsrahmen des heutigen Kapitalismus, anwenden, 
um die kontingente ökologische Dominanz des Finanzkapitals innerhalb des 
Kapitalverhältnisses zu verstehen, welches wiederum die ökologisch dominante 
institutionelle Ordnung in der Weltgesellschaft darstellt. Denn der Neolibera- 
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lismus strebt nach der Öffnung und Erweiterung des Weltmarkts, nach einer 
Reduktion der Reibungen zwischen den nationalen ‘Macht-Gefäßen’ und nach 
einer Schwächungjener Potenziale, die der Akkumulation von innen widerstehen 
(Klassenkampf) und/oder andere Vergesellschaftungsprinzipien durchzusetzen 
könnten. Er festigt die Dominanz der Logik des Tauschwerts und der verschie- 
denen Formen des Kapitalverhältnisses (auf Kosten der Lohnarbeit) und schafft 
dem Geldkapital als abstraktestem Ausdruck des Kapitalverhältnisses die Freiheit, 
sich zur Maximierung der Profitchancen relativ ungehindert aufdem Weltmarkt 
zu bewegen (Jessop 2002). Tatsächlich erweitern Liberalisierung, Deregulie- 
rung, Privatisierung, behördliche Re-Kommodifizierung, Internationalisierung 
und niedrige direkte Steuern den Raum für interne Variation und Selektion 
innerhalb der profitorientierten, marktvermittelten Ökonomie. Kombiniertman 
dies mit einer Betonung des Shareholder Value, so nützt dies insbesondere dem 
hypermobilen Finanzkapital, das die liquideste, abstrakteste und am meisten 
verallgemeinerte kapitalistische Ressource kontrolliert. Eine finanzdominierte 
Akkumulation wirkt der langfristig strukturierten Kohärenz von Akkumula- 
tionsregimes und ihren Regulationsweisen entgegen. Sie schwächt die zeitlich/ 
räumlichen Fixierungen, mit deren Hilfe Akkumulationsregime, die auf dem 
Primat des produktiven Kapitals basieren, die Widersprüche zwischen Fixie- 
rung und Beweglichkeit bewältigen, indem die Ergebnisse dieser Widersprüche 
verschoben und verlagert werden, um dadurch Zonen einer relativen Stabilität 
zu schaffen. Dies zeigt sich bei den Auswirkungen der Finanzialisierung sowohl 
auf die Kreisläufe des Atlantischen Fordismus (inklusive der Euro-Zone), als 
auch auf die exportorientierten Ökonomien Ostasiens und die importsubstitu- 
ierende Industrialisierung in Lateinamerika und Afrika. Verstärkt werden die 
zerstörerischen Folgen der Finanzialisierung durch die Akkumulation durch 
Enteignung und durch die Dynamik der ungleichmäßigen Entwicklung (die es 
dem Finanzkapital ermöglicht weiterzuzichen, wenn die Finanzialisierung jene 
produktiven Kapitale schwächt, die zu bestimmten Zeiten und an bestimmten 
Orten verwertet werden müssen). Darüber hinaus wird sie durch die wachsenden 
Märkte für ‘Symbionten und Parasiten’ des Finanzkapitals unterstützt. 

Die Logik der Finanzialisierung, insbesondere die Akkumulation des fik- 
tiven Kapitals, kann die Funktionsweise der ‘Determination in erster Instanz’ 
(d.h. das Primat des produktiven Kapitals) jedoch nur kurz- bis mittelfristig 
beschränken. Früher oder später wird letztere wieder die Einheit des Kapital- 
kreislaufs erzwingen - durch die Zerstörung fiktiven Kapitals, durch den Abbau 
von Kreditfinanzierungen (‘deleveraging‘) und durch Deflation. Je länger das 
Finanzkapital die Kapitalkreisläufe (und ihre Ausdehnung auf gesellschaftli- 
che Bereiche, die zuvor nicht der Logik profitorientierter, marktvermittelter 
Akkumulation unterworfen waren) dominiert, desto tiefer wird der Fall und 
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desto schädlicher die Folgen seines Scheiterns. Ein Schlüsselaspekt ökologischer 
Dominanz sind tatsächlich die Auswirkungen (Dauer, Tiefe und Ausmaß) des 
Scheiterns des ökologisch dominanten Systems. Im Jahr 4 der globalen Krise 
bleiben diese negativen Folgen schwerwiegend, da die Widersprüche des Kapitals 
global wirken und Ansteckungseffekte aufandere institutionelle Ordnungen der 
Weltgesellschaft nach sich ziehen. 


Schlussfolgerungen 


In diesem Text wurde ein neues Vokabular und ein neuer theoretischer An- 
satz in die Debatte über ökonomische Determination eingeführt. Es wurde das 
erkenntnistheoretische Potenzial und die Erklärungskraft der ‘ökologischen 
Dominanz’ als ein Moment von ökonomischer Determination hervorgehoben 
und es wurde dessen Bedeutung für die Interpretation der Auswirkungen von 
Neoliberalismus und Finanzialisierungbetont. Dieser systemtheoretische Ansatz 
will die Analyse des Kapitalkreislaufs (insbesondere der bestimmenden Rolle des 
produktiven Kapitals), der ökonomischen Dominanz und der ökonomischen 
Hegemonie cher ergänzen als ersetzen. Entgegen der Tendenz systemtheoretischer 
Analysen, sich auf Marktprozesse zu konzentrieren („Was allein hier herrscht, 
ist Freiheit, Gleichheit, Eigentum und Bentham“, MEW 23: 189), muss eine 
historisch-materialistische Analyse in die Welt der Produktion mit ihren Wi- 
dersprüchen, Klassengegensätzen und Krisentendenzen eindringen. Angesichts 
der unvermeidlichen Unvollständigkeit und Mängel von Marktbeziehungen 
hängt die ökologische Dominanz darüber hinaus von den institutionellen Be- 
sonderheiten und den Resultaten politischer und ideologischer Klassendominanz 
sowie den Klassenkämpfen und ihren (positiven oder negativen) Beiträgen zur 
Kapitalakkumulation und zur bürgerlichen Vergesellschaftung ab. Die Unter- 
suchung dieser Themen ist der nächste Schritt bei der Überprüfung nicht nur 
der ökonomischen Determination, sondern auch der breiter angelegten Fragen 
nach dem, was Gramsci den ‘historischen Block’ genannt hat. 


Übersetzung aus dem Englischen von Stephan Kaufmann 
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Andreas Fisahn 


Paschukanis versus Bloch - 
Sozialutopie und Rechtsform 


1. Ambivalenzen des Rechts 


Recht insbesondere in der Form der fundamentalen Rechtsgrundsätze, d.h. der 
Menschen- oder Grundrechte, wird im Alltagsbewusstsein widersprüchlich be- 
griffen und verwendet. Aufder einen Seite wird Recht mit Gerechtigkeit identi- 
fiziert und eingefordert: „Es ist unser gutes Recht ...,“ heißt es beispielsweise, zu 
streiken. Oder es wird ein „Menschenrecht auf ...“ gefordert, beispielsweise auf 
Bildungoder Arbeit. Recht wird positiv und damit gleichzeitigaffirmativ konno- 
tiert: es verleiht den Interessen, Ansprüchen oder politischen Zielvorstellungen 
eine höhere Legitimation und gleichzeitig ist klar, dass die Durchsetzung eines 
Rechts bzw. eines Rechtsanspruchs - z.B. aufden Mindestlohn - den erkämpften 
Rechtszustand perpetuiert oder stabilisiert, d.h. gegen Angriffe sicherer macht 
als nur ein vertragliches oder gar stillschweigendes Übereinkommen, eine Sitte 
oder üblicher Gebrauch. 

Umgekehrt herrscht gegenüber dem Recht, d.h. dem geschriebenen Gesetz, ein 
gesundes Misstrauen, was etwa in folgender Redewendung sichtbar wird: „Rein 
rechtlich ist es so, dass...“ z.B. ein Vertrag mit Staffelmiete zulässig ist. Gemeint 
ist: moralisch richtig, gerecht oder gut ist das noch lange nicht. Das Misstrauen 
gegenüber der eigenen Kunst wird in folgendem altrömischen Juristenspruch 
deutlich: „Coram iudice et in alto mari sumus in manu dei“ (vor Gericht und 
aufhoher See sind wir in Gottes Hand). Damit wird keineswegs ein klassenspe- 
zifisches Misstrauen zum Ausdruck gebracht. Klassenunspezifisch ist erwa auch 
das Tabu, parteiinterne Konflikte vor ordentlichen Gerichten auszutragen — wer 
das tut, ist politisch mehr oder weniger erledigt; das Gleiche gilt für bestimmte 
familiäre Streitigkeiten, solange die Familie intakt ist. 

Klassenspezifisch sind dagegen die Warnungen vor der Klassenjustiz, wie sie 
schon Karl Liebknecht (1958: 116) formulierte. Festgestellt wird der unterschied- 
liche Habitus von Richtern und den unteren sozialen Klassen, die unterschiedli- 
chen Welten und Sprachen, die beide sprechen und die deshalb unweigerlich zu 
schlechteren Chancen im Prozess führen (vgl. Gebhardt 1972: 5 f; Geffken 1973: 
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273 ff; Lautmann 1972; Rasehorn 1974; Rottleuthner 1969: 5 f; Benjamis 1976: 
7 ff). Umgekehrt gibt es inzwischen auch ein Misstrauen der großbürgerlichen 
Klassen gegenüber der kleinbürgerlichen Justiz, das sich etwa darin äußert, dass 
Großkonzerne vertraglich außergerichtliche Schlichtungen vereinbaren, um den 
kleinkarierten Gerichtsverfahren zu entgehen. 

Recht scheint in dieser Ambivalenz einerseits als Ausdruck legitimer Ord- 
nungsmuster, die anzustreben sind, und andererseits als Stabilisierung und Ver- 
schleierung von Herrschaftsordnungen, denen man sich besser entzieht. Dabei 
unterscheidet sich der Alltagsverstand bewusst linker Menschen, Aktivisten kaum 
vom „allgemeinen“ Alltagsverstand. Unterschiedlich wird allerdings Inhalt und 
Form analysiert. In der linken Diskussion bezicht sich die Ambivalenz keineswegs 
nur auf den jeweiligen Inhalt des Rechts, d.h. auf die materielle Regelung, die 
im konkreten Fall für schlecht oder gut befunden werden kann, sondern die 
Ambivalenz bezicht sich auch auf die Form der rechtlichen Regulierung selbst. 
Die Rechtsform, verstanden als Rechtsregeln in Form von Konditionalprogram- 
men (Fisahn 2011: 71 ff), verbunden mit der justizförmigen Bearbeitung dieser 
Rechtsregeln, steht an sich im Fokus der Kritik. Damit wird folgerichtig ein 
grundlegender Skeptizismus verbunden, was die rechtförmige „Gestaltung“ oder 
„Veränderung“ der Gesellschaft betrifft, woraus weiter auf die grundsätzliche 
Reformunfähigkeit des „bürgerlichen Rechts und Staates“ geschlossen wird, 
diese blieben eben notwendig „bürgerlich“. 

Diese Ambivalenz ist keineswegs nur ein Problem des Alltagsverstandes, son- 
dern steckt offenbar in der Sache selbst. Die Marxsche und die auf Marx folgende 
Diskussion des Rechts verharrt mehr oder weniger explizit in diesem Wider- 
spruch, betont je nach historischer Situation oder/und theoretischem Standpunkt 
eher das Misstrauen oder die emphatische, emanzipatorische Seite des Rechts. 

Gut sichtbar wird die Ambivalenz - oder besser die „dialektische Struktur des 
Rechts“ (Maihofer 1992: 236 f) - am Beispiel konträrer Aussagen von Marxund 
Engels zu den Menschenrechten in der US-Verfassung. Engels schreibt in seiner 
Polemik gegen Dühring: „Wobei es für den spezifisch bürgerlichen Charakter 
dieser Menschenrechte bezeichnend ist, dass die amerikanische Verfassung, die 
erste, welche die Menschenrechte anerkennt, in demselben Atem die in Ame- 
rika bestehende Sklaverei der Farbigen bestätigt: die Klassenvorrechte werden 
geächtet, die Rassenvorrechte geheiligt.“ (MEW 20: 98) Marx schreibt dagegen 
in seinem Gratulationsschreiben zur Wiederwahl von Abraham Lincoln mit 
Blick auf den Sezessionskrieg, dass die USA sich zu Gute halten könnten, dass 
von ihrem Boden „kaum ein Jahrhundert vorher zuerst der Gedanke einergroßen 
demokratischen Republik entsprungen war, von dem die erste Erklärung der 
Menschenrechte ausging und der erste Anstoß zu der europäischen Revolution 
des 18. Jahrhunderts gegeben wurde.“ (MEW 16: 18 f) Engels charakterisiert die 
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Menschenrechte der US-Verfassung als typisch bürgerlich unzureichend, wäh- 
rend Marx für die Verteidigungder Menschenrechte gegen die Konterrevolution 
ficht. Die Differenz ist keineswegs auf eine Meinungsverschiedenheit der beiden 
zurückzuführen — es werden jeweils unterschiedliche Gesichtspunkte in einer 
unterschiedlichen historischen Situation betont. 

Kritischer sah etwa Marx die Menschenrechte in seiner Frühschrift „Zur 
Judenfrage“, in der er sie aufsplittet in droits du citoyen, also Staatsbürgerrechte 
und droits de !’homme, die er als Rechte des Bürgertums, als Rechte des priva- 
ten Egoisten charakterisiert (MEW 1: 362). Das Problem liege darin, dass die 
droits de !’homme dem bürgerlich liberalen Menschenbild entspringen, das die 
menschliche Freiheit nur als die des vom Gemeinwesen getrennten egoistischen 
Menschen begreifen könne. Diese bürgerliche Vorstellung von der Freiheit, ver- 
standen als Recht zur Absonderung, finde seine „praktische Nutzanwendung“ im 
Menschenrecht auf Privateigentum (MEW 1: 364). Das bürgerliche Verständnis 
der Menschenrechte sei schließlich so konzipiert, dass „der citoyen zum Diener des 
egoistischen homme erklärt, die Sphäre, in welcher der Mensch sich als Gemein- 
wesen verhält, unter die Sphäre, in welcher er sich als Teilwesen verhält, degradiert, 
endlich nicht der Mensch als citoyen, sondern der Mensch als bourgeois für den 
eigentlichen und wahren Menschen genommen wird.“ (MEW 1: 366) 

Grundsätzlicher stellen Marx und Engels eine Homologie zwischen dem Recht 
einer Gesellschaft und den Produktionsverhältnissen fest. Das Recht formuliert 
die Bedingungen der Produktionsverhältnisse, folgt diesen, sichert sie ab, schreitet 
voran oder hinkt ihnen hinterher. Das Recht ist keineswegs immer aufder Höhe 
der Zeit, also nicht simple Widerspiegelung der ökonomischen Verhältnisse, aber 
die Grundstrukturen des Rechts weisen eine Homologie zu den Bedingungen 
der materiellen Produktion und Zirkulation in einer Gesellschaft auf. Im „Kapi- 
tal“ bezieht Marx die Menschenrechte direkt auf die Zirkulationssphäre. Marx 
schreibt: „Die Sphäre der Zirkulation oder des Warenaustausches, innerhalb 
deren Schranken Kauf und Verkauf der Arbeitskraft sich bewegt, war in der 
Tat ein wahres Eden der angebornen Menschenrechte. Was allein hier herrscht, 
ist Freiheit, Gleichheit, Eigentum und Bentham. Freiheit! Denn Käufer und 
Verkäufer einer Ware, z.B. der Arbeitskraft, sind nur durch ihren freien Willen 
bestimmt. ... Gleichheit! Denn sie beziehen sich nur als Warenbesitzer aufein- 
ander und tauschen Äquivalent für Äquivalent. Eigentum! Denn jeder verfügt 
nur über das Seine.“ (MEW 23: 189) 

Umgekehrt setzt er das Recht - wohl nicht nur in der Ideologie der bürgerli- 
chen Ökonomie - in einen Gegensatz zur nackten Gewalt insbesondere in der 
Phase der ursprünglichen Akkumulation. Die „sanfte politische Ökonomie“ 
(MEW 23: 742) kommt selbstverständlich nicht ohne Zwang und Gewalt aus, 
unterscheidet sich aber von Raub und Plünderungin der Phase der ursprünglichen 
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Akkumulation. Recht als Begrenzung oder Eindämmungder Gewalt ist bekannt- 
lich eine auch in der bürgerlichen Jurisprudenz gängige Funktionsbeschreibung. 
Und selbstverständlich treten Marx und Engels für die Ausweitung der Arbeiter- 
rechte in der bürgerlichen Gesellschaft ein, und zwar in der Form von Arbeits- 
schutzgesetzen (MEW 23: 320). Das Recht schreibt die Kräfteverhältnisse inden 
sozialen Auseinandersetzungen fest, stabilisiert gefundene Kompromisslinien zur 
Besserung der sozialen Lage. Und Marx und Engels fordern politische Rechte, 
berufen sich für den politischen Kampf auf die bürgerlichen Menschenrechte wie 
Pressefreiheit als Voraussetzung der politischen Organisation überhaupt (MEW 
16: 76). Das Recht bestimmt Form und Inhalt der sozialen Kämpfe im Kampf 
mit dem und um das Recht. 

Die Ambivalenzen werden nicht aufgelöst oder in Beziehung zueinander ge- 
setzt, aber man kann unterschiedliche Perspektiven ausmachen. Innerhalb der 
bürgerlichen Gesellschaft wird der Kampf um das Recht ausgetragen - ein Kampf, 
der einerseits die Bedingungen des Kampfes selber festschreibt, aber die Ausein- 
andersetzungen um das Recht bleiben nicht selbstreferenziell: es geht ebenso um 
die Lebens- und Arbeitsbedingungen der dem Recht unterworfenen Individuen 
und Klassen. Dabei geht es offenkundig nur um den Inhalt des Rechts, d.h. um 
die Frage, wie, zu wessen Gunsten und ob Konflikte gelöst, Macht oder Freiheiten 
beschränkt werden. Es geht um den Inhalt - Acht-Stundentag ja oder nein -, 
nicht um die Rechtsform, d.h. die Organisation gesellschaftlicher Beziehungen 
mittels abstrakt genereller Normen. 

Aus einer anderen Perspektive gerät das Verhältnis zwischen Rechtsnormen, 
insbesondere Grundrechten und kapitalistischer Ökonomie in den Blick. Dabei 
steht ebenfalls der Inhalt zur Debatte, z.B. die spezifische Ausgestaltung des 
Rechts als „wahres Eden der Zirkulationssphäre“ oder die Menschenrechte als 
droits de la bourgeoisie. Zwischen den inhaltlichen Grundstrukturen des Rechts 
und den Grundstrukturen der ökonomischen Verhältnisse wird eine Homolo- 
gie ausgemacht, d.h. eine Beziehung der aufeinander bezogenen Entsprechung, 
nicht aber der Übereinstimmung oder Widerspiegelung. Marx analysiert das 
Recht „einmal als funktionale Größe im Rahmen der Kapitallogik und zum 
anderen als Ermöglichungsbedingung für die Emanzipation der Arbeiterklasse.“ 
(Christensen 1987: 88) 

Die Rechtsform bleibt außerhalb der Betrachtung. Engels scheint die Rechts- 
form, d.h. die Entwicklung des Rechts zum zentralen Medium der Organisation 
der bürgerlichen Gesellschaft cher auf die Arbeitsteilung zurückzuführen, die 
ebenso wie das Recht in vorbürgerlichen Gesellschaften zu finden war, das sich mit 
dieser ausdifferenziert. Er schreibt: Mit fortschreitender Arbeitsteilung „bildet 
sich ein Stand berufsmäßiger Rechtsgelchrter, und mit diesen entsteht die Rechts- 
wissenschaft. Diese vergleicht in ihrer weitern Entwicklung die Rechtssysteme 
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verschiedner Völker und verschiedner Zeiten miteinander, nicht als Abdrücke der 
jedesmaligen ökonomischen Verhältnisse, sondern als Systeme, die ihre Begrün- 
dungin sich selbst finden.“ (MEW 18: 276) Die Alternative für eine Gesellschaft, 
die den bürgerlichen Rechtshorizont überwunden hat, bleibt bei Marx und Engels 
unbestimmt: Absterben des Rechts mit dem Staat oder Erweiterung des Rechts 
zu einer postkapitalistischen Garantie menschlicher Würde. 


2. Recht und bürgerliche Gesellschaft - Kritik der Rechtsform 


Genau hier knüpft die imaginäre Kontroverse an, die hier zwischen Eugen Paschu- 
kanis (1892-1937) und Ernst Bloch (1885-1977) ausgefochten werden soll. Die 
beiden Zeitgenossen, von denen der Ältere doppelt so alt werden durfte wie der 
Jüngere, schrieben unter dem Eindruck der Gesellschaften des „real existierenden 
Sozialismus“. Paschukanis verfasste sein Hauptwerk Allgemeine Rechtslehre und 
Marxismus im Jahre 1923 in der jungen Sowjetunion, in der konkret die Frage 
anstand, wie sich Recht und Staat der Sowjetgesellschaft entwickeln sollten. 
Er vertrat die Auffassung, ein „proletarisches respektive sozialistisches Recht“ 
zu entwickeln, sei eine „begriffliche Unmöglichkeit“ (Walloschke 2011:1), was 
eine logische Konsequenz seiner theoretischen Analyse der Rechtsform war. 
Sieben Jahre später, mit Beginn der Stalinschen Despotie, musste Paschukanis 
wesentliche Elemente seiner Theorie in dem Vortrag „Die Lage an der rechts- 
theoretischen Front“ widerrufen. Weitere sieben Jahre später gehörte er zu den 
„zur Millionenschar anwachsenden Opfern des stalinistischen Mordterrors.“ 
(Klenner 1991: 230) 

Paschukanis geht es nicht um den Inhalt des Rechts, insbesondere nicht um 
den Nachweis des „Klassenstandpunktes“ einzelner juristischer Normen oder 
Gesetze, sondern um die Rechtsform, also die Frage, unter welchen Bedingungen 
die Organisation gesellschaftlicher Beziehungen die Form der Rechtsnorm ver- 
standen als abstraktes, generelles Konditionalprogramm annimmt. Er formuliert 
als Ergebnis die etwas verwegen anmutende These: „Man muss also im Auge 
behalten, dass Moral, Recht und Staat Formen der bürgerlichen Gesellschaft sind.“ 
(Paschukanis 1991: 171) Wenn das stimmt, ist es nur logisch, dass die Entwick- 
lung sozialistischer Rechtsnormen vergebliche Liebesmüh oder eine begriffliche 
Unmöglichkeit sein musste. Anders formuliert: Paschukanis geht davon aus, dass 
nicht nur der Staat, sondern auch das Recht in einer klassenlosen Gesellschaft ab- 
sterben wird und formuliert: „Den Übergang zum entwickelten Kommunismus 
stellt sich Marx folglich nicht als einen Übergang zu neuen Rechtsformen vor, 
sondern als ein Absterben der juristischen Form als solcher, als eine Befreiung 
von diesem Erbe der bürgerlichen Epoche.“ (Paschukanis 1991: 46 f) 
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Das ist offenbar begründungsbedürftig, weil es doch schwer vorstellbar ist, 
dass eine Gesellschaft ohne bestimmte Regeln - und sei es nur, welche Seite im 
Straßenverkehr zu benutzen ist - auskommen kann. Paschukanis unterscheidet 
deshalb zwischen rechtlichen und technischen Regeln: „Der Eisenbahnfahrplan 
regelt den Zugverkehr in einem ganz anderen Sinne als, sagen wir, das Gesetz über 
die Haftbarkeit der Eisenbahn die Beziehungen derselben zu den Absendern von 
Frachtgut regelt. Die erste Art der Regelung ist vorwiegend technisch, die zweite 
vorwiegend rechtlich.“ (Paschukanis 1991: 67) Abstrakt ließen sich die beiden 
Regeln dadurch unterscheiden, dass letztere Interessenkonflikte bearbeitet, erstere 
dagegen nicht, denn: „Das Verhalten der Menschen kann durch die komplizierten 
Regeln bestimmt werden, aber das juristische Moment in dieser Regelung fängt 
dort an, wo die Differenzierung und Gegensätzlichkeit der Interessen anfängt.“ 
(Paschukanis 1991: 70) Obwohl die Unterscheidung künstlich wirkt (Harms 
2009: 145 f), ist sie Voraussetzung für die Analyse der Rechtsform. 

Die Lösung von Interessenkonflikten durch Recht erscheine aufder Bildfläche 
der Geschichte mit der Entwicklung des Warenverkehrs, des Warenaustausches 
auf Märkten. Ausgangspunkt der Überlegungen zur Rechtsform ist also die 
Zirkulationssphäre oder der Markt, auf dem sich die Warenbesitzer als Freie und 
Gleiche begegnen müssen, um Verträge zu schließen, denn von einem marktför- 
migen Warenaustausch lässt sich nicht sprechen, wenn eine der Parteien von der 
anderen direkt zum Vertragsabschluss gezwungen wird oder - noch deutlicher 
- schlicht mit Gewalt ausgeraubt wird. Die Rechtsform ist die Form, in der eine 
Waren produzierende Gesellschaft, eine Marktgesellschaft ihre individuellen 
Beziehungen regelt. Das Recht schafft die Voraussetzungen des Warenaustausches 
und sichert diesen gleichzeitig ab, z.B. gegen Wucher, Verzug oder Schlechtleis- 
tung, garantiert also einen reibungslosen Äquivalententausch. Die Rechtsform 
sei deshalb ein gesellschaftliches Verhältnis in dem Sinne, in dem das Kapitalein 
solches für Marx sei. Mit dem „Verhältnis der Warenbesitzer zueinander“ meint 
Paschukanis jenes „gesellschaftliche Verhältnis sui generis“ gefunden zu haben, 
„dessen unausbleiblicher Reflex die Rechtsform ist.“ (Paschukanis 1991: 72) Er 
grenzt sich damit von verschiedenen Rechtsauffassungen ab, die sich ebenfalls 
auf Marx beriefen. Das Recht ist für ihn eben nicht einfach der Wille der herr- 
schenden Klasse, es ist Norm und nicht Befehl, weil es auch die Mitglieder der 
herrschenden Klasse in ein bestimmtes Verhältnis zueinander zu setzen scheint. 

Tatsächlich stabilisiert es diese Verhältnisse nur, und schafft sie nicht, denn 
es kann als Recht nur Geltung beanspruchen und faktisch funktionieren, wenn 
die Marktbeziehungen im Großen und Ganzen anerkannt sind, d.h. Recht im 
Durchschnitt „befolgt“ wird. „In der materiellen Wirklichkeit hat das Verhältnis 
(d.h. die Beziehung der Warenbesitzer A.F.) das Primat über die Norm. Wenn 
kein Schuldner das Geschuldete zurückzahlte, so müsste die entsprechende Regel 
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als real nicht existierend betrachtet werden.“ (Paschukanis 1991: 77) Paschukanis 
argumentiert im Rahmen von bis in die Gegenwart geführten rechtstheoretischen 
Diskussionen, um die Geltungsgründe des Rechts - Normativität (Kelsen 1934) 
wird hier gegen Faktizität (Geiger 1964) in Stellung gebracht und der Wider- 
spruch nur scheinbar aufgehoben durch die rhetorische Vereinigung in Faktizität 
und Geltung (Habermas 1992). Ebenso aktuell blieb die Frage nach der Funktion 
des Rechts für die gesellschaftlichen Beziehungen. Luhmann etwa meint, Recht 
habe die „Funktion der Stabilisierung normativer Erwartungen durch Regulie- 
rungihrer zeitlichen, sachlichen und sozialen Generalisierung“ (Luhmann 1993: 
131), was aus einer steuerungspessimistischen Perspektive konsequent ist. Paschu- 
kanis interpretiert Marx hier gleichsam systemtheoretisch - natürlich ohne das 
entsprechende Begriffsbrimborium: Das ökonomische System ist gekoppelt mit 
einem anschlussfähigen Recht, das die vorhandenen Erwartungshaltungen der 
Marktteilnehmer keineswegs neu ordnet, sondern stabilisiert. 

Paschukanis schreibt: „Die Entwicklung des Rechts als System wurde nicht 
durch die Erfordernisse des Herrschaftsverhältnisses erzeugt, sondern durch 
die Erfordernisse des Handelsverkehrs mit gerade solchen Völkerschaften, die 
noch nicht durch eine einheitliche Machtsphäre erfasst werden.“ (Paschuka- 
nis 1991: 88) Der Handelsverkehr findet aber nicht zwischen den Waren statt, 
denn diese tragen sich bekanntlich nicht selbst zu Markte. Es bedarf vielmehr 
vertragsschließender Parteien, die erst als solche konstituiert werden müssen. 
Mit der Rechtsform, so die These, ist die Konstituierung des Rechtssubjekts 
verbunden, das wiederum Voraussetzung für marktförmiges Handeln ist. Eine 
den Äquivalententausch regulierende Norm setzt tausch- und vor allem rechtsge- 
schäftsfähige Subjekte voraus, die erst durch das Recht in die Welt gesetzt werden, 
eben als Rechtssubjekte. So entsteht das „Subjekt als Träger und Adressat aller 
möglichen Forderungen“, das verbunden mit anderen solchen Rechtssubjekten das 
„grundlegende juristische Gewebe“ bildet, das dem „ökonomischen Gewebe, d.h. 
den Produktionsverhältnissen der auf Arbeitsteilungund Austausch beruhenden 
Gesellschaft entspricht.“ (Paschukanis 1991: 94) Das heißt natürlich nicht, dass es 
vorher keine menschlichen Individuen gab, die sich auch als solche verstanden ha- 
ben. Paschukanis bezeichnet dieses als „zoologisches Individuum‘, das sich unter 
Bedingungen einer „Verdichtungder gesellschaftlichen Zusammenhänge“ in ein 
„abstraktes und unpersönliches Rechtssubjekt“ verwandelt (Paschukanis 1991: 
113; zu Formen moderner „Subjektivierungsregime“ vgl. Buckel 2007: 217 ff). 

Die Qualität des Rechtssubjekts grenzt Paschukanis vom feudalen Privileg 
ab. Das Recht der Warengesellschaft ist die abstrakte, allgemeine Norm, die für 
alle formal gleichen Warenbesitzern in allen erfassten Fällen gilt. Das Privileg ist 
gleichsam das Negativ der allgemeinen, abstrakten Norm, es formuliert Ansprü- 
che und Rechte immer nur individuell konkret. „Da im Mittelalter der abstrakte 
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Begriff des juristischen Subjcekts fehlte, verschmolz auch die Vorstellung von 
der objektiven, an einen unbestimmten, weiten Kreis von Personen gerichteten 
Norm mit der Festsetzung konkreter Vorrechte und Freiheiten.“ (Paschukanis 
1991: 120) Die gesellschaftlichen Verhältnisse des Feudalismus organisierten 
sich nicht über das Recht, sondern über Tradition, Brauchtum und Sitte, über 
die auch beispielsweise die konkrete Strafzumessung bei Delikten gegen den 
Körper oder Diebstahl zugemessen wurden. 

Von der Entwicklung der Rechtsform aus dem Warentausch ist es zur Ab- 
leitung des Staates nur noch ein kleiner Schritt. „Auf dem Markt ist, wie wir 
bereits schon geschen haben, ein jeder Erwerber und Veräußerer Rechtssubjekt 
par excellence ... Der Zwangals der auf Gewalt gestützte Befehl eines Menschen 
an einen anderen widerspricht den Grundvoraussetzungen des Verkehrs zwischen 
Warenbesitzern. Darum kann in einer Gesellschaft von Warenbesitzern und 
innerhalb der Schranken des Tauschaktes die Funktion des Zwanges nicht als 
gesellschaftliche Funktion auftreten, da sie nicht abstrakt und unpersönlich ist. 
Die Unterwerfung unter einen Menschen als solchen, als konkretes Individu- 
um, bedeutet für die warenproduzierende Gesellschaft Unterwerfung unter eine 
Willkür, denn sie fällt für diese mit der Unterwerfung des einen Warenbesitzers 
unter den anderen zusammen ... Die Macht eines Menschen über den anderen 
wird als Macht des Rechts in die Wirklichkeit umgesetzt, d.h. als die Macht einer 
objektiven unparteiischen Norm.“ (Paschukanis 1991: 149 f), die wiederum von 
einer von der Gesellschaft separierten öffentlichen Instanz, dem Staat, garantiert, 
d.h. letztlich mit Gewalt durchgesetzt wird. 


3. Rechtsform und Formen des Rechts 


Die kapitalistische Gesellschaft sei „vor allem eine Gesellschaft der Warenbesitzer“ 
(Paschukanis 1991: 109), weshalb die Rechtsform das adäquate Medium ihrer 
Organisation und Stabilisierung sei. Paschukanis erklärt, dass „die Rechtsform 
in ihrer entfalteten Gestalt eben bürgerlich-kapitalistischen gesellschaftlichen 
Verhältnissen entspricht“ (Paschukanis 1991: 107) Sobald der gesellschaftliche 
Austausch, die Verbindung zwischen den Produktionseinheiten nicht mehr in Wa- 
renform stattfinde und der Äquivalententausch durch die Bedürfnisbefriedigung 
ersetzt wird, bedeute dies das „allmähliche Absterben der Rechtsform überhaupt‘ 
(Paschukanis 1991: 135). Die Analyse hat selbstverständlich nicht nur historische 
Relevanz oder eine für die (fern oder nicht) Zukunft einer postkapitalistischen Ge- 
sellschaft, sondern auch für politische, rechtliche Strategien oder deren Bewertung 
innerhalb der bürgerlichen Gesellschaft (dazu Buckel 2007: 261 ff; Kannankulam 
2008: 107 fF). Prüfen wir also, ob Paschukanis’ Prämissen stimmen. 
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Die bekannteste Kritik hat wohl zuerst Karl Korsch formuliert, der Paschuka- 
nis eine „für einen ‘Marxisten’ äußerst merkwürdige Überschätzung der “Zirku- 
lation’“ vorwirft (Korsch 1930: 8). Diese Kritik ist vielfältig wiederholt worden, 
Ausgangspunkt einer materialistischen Analyse des Rechts müsse vielmehr die 
Produktionssphäre sein (vgl. zusammenfassend: Buckel 2007: 101 ff). Dies soll 
an dieser Stelle aber nicht nur wegen des offensichtlichen Dogmatismus eines 
solchen Einwandes nur kurz erwähnt werden. Sinnvollerweise kann man eine 
Produktionsweise nicht in verschiedene Sphären aufteilen, die zusammenhanglos 
existieren und von denen dann der einen oder anderen ein Vorrang eingeräumt 
wird (Kannankulam 2008: 49 f). 

Der Warenaustausch als Ausgangspunkt der „Formanalyse“ des Rechts bleibt 
aber dennoch problematisch. Auch wenn man mit Polanyi davon ausgeht, dass 
Märkte keineswegs selbst entstehen, d.h. naturwüchsig sind, weil der Mensch 
gleichsam ein z00n alläzon, ein tauschendes Wesen ist (Polanyi 1978: 75), so ist 
der marktförmige Warenaustausch historisch kein Spezifikum des Kapitalismus. 
Umgekehrt entwickelt sich auch die Rechtsform nicht erst mit der bürgerlichen 
Gesellschaft, sondern hat ihren ersten kulturellen Höhepunkt im römischen 
Recht, insbesondere im Corpus Iuris Civilis (529 n.u.Z.) desoströmischen Kaisers 
Justinian. Die antike römische Gesellschaft hatte ebenso ein entwickeltes Recht 
wie eine entwickelte Warenwirtschaft und verbunden damit ein entwickeltes 
Münzwesen. Die Garantie des Münzwertes oder allgemeiner des Zahlungsmittels 
ist zwingende Voraussetzung dafür, dass dieses als allgemeines Äquivalent von 
den Marktteilnehmern akzeptiert wird. Wichtiger noch als die rechtsförmige 
Garantie der Verträge erscheint für den entwickelten Markt die Garantie des 
Geldwertes, der eine öffentliche, vom Marktteilnehmer geschiedene Institution, 
i.d.R. einen Staat, voraussetzt (Mommsen 1956: 308 ff). Die Garantie des Geldes 
als allgemeines Äquivalent ist mindestens ein Element, das der Argumentation 
Paschukanis hinzugefügt werden muss, dann aber die Gewichtung verschiebt. 
Zurück zum römischen Recht: Die Existenz eines entwickelten Rechtssystems 
und einer entwickelten antiken Warenwirtschaft deuten darauf hin, dass die 
Rechtsform historisch nicht die differentia specifica der bürgerlichen Gesellschaft 
ist, sondern sich - wie Paschukanis zunächst ja auch feststellt - mit dem Waren- 
verkehr insbesondere unter Fremden entwickelt. 

Nun ließe sich dagegen einwenden, es sei ein Fehlschluss zu glauben, mit Pa- 
schukanis die historische Genese des Rechts und des Staates begründet zu haben. 
„Historische Prozesse und theoretische Rekonstruktion sind grundsätzlich nicht 
in eins zu setzen.“ (Kannankulam 2008: 37). Paschukanis Analyse könne im 
Sinne von Lipietz als „Funktionalismus ex post“ verstanden werden; rückblickend 
ließen sich systematische Zusammenhänge identifizieren und rekonstruieren (Li- 
pietz 1992: 46). Aber die Argumentation wird schwierig, wenn die historischen 


606 Andreas Fisahn 


Fakten zu einem anderen Ergebnis führen, in der Funktionsanalyse ex post könnte 
dann ein Fehler aufgetreten sein. Ohne intensiv in die Rechtsgeschichte einsteigen 
zu wollen, lässt sich doch festhalten, dass im frühen Mittelalter - mit dem über- 
örtlichen Warenaustausch auch - das gesetzte Recht an Bedeutungeinbüßte, als 
einheitliches Reichsrecht verschwand, zersplitterte und durch Gewohnheitsrecht 
ersetzt wurde (Eisenhardt 2008: 42ff). Die ersten „neuen“ deutschen Rechts- 
bücher des Hochmittelalters wie etwa der Sachsenspiegel (1235) kodifizierten 
überlieferte Rechtspraxis, wobei es zunächst nicht um den Warenaustausch, 
sondern um Landrecht, um Grundstücksangelegenheiten, um Erbschaftssachen, 
den Ehestand, die Güterverteilungund um Nachbarschaftsangelegenheiten ging 
und das Lehnsrecht geregelt wurde. Erst um das Jahr 1500 begannen die ers- 
ten Rezeptionen des römischen Rechts, wobei die Städte, typischerweise die 
Handelsplätze, führend waren (Ebel/Thielmann 2003: 210). Die Rezeption des 
römischen Rechts, vor allem des Corpus Iuris Civilis, beeinflusste noch zentral 
die Entstehung des deutschen BGB, das 1900 verabschiedet wurde. 

Dieser kurze Blick auf die historische Entwicklung macht das Problem in 
Paschukanis’ Argumentation deutlich. Er charakterisiert den Kapitalismus über 
die Warenwirtschaft. Genauer: er argumentiert, die Rechtsform entspreche der 
Warenwirtschaft und folgert dann, deshalb sei sie das typische Organisations- 
medium der bürgerlich-kapitalistischen Gesellschaft und nur dieser Gesellschaft. 
Das kann man anders schen: „Warenproduktion und Warenzirkulation sind 
aber Phänomene, die den verschiedensten Produktionsweisen angehören, wenn 
auch in verschiednem Umfang und Tragweite. Man weiß also noch nichts von 
der differentia specifica dieser Produktionsweisen und kann sie daher nicht beur- 
teilen, wenn man nur die ihnen gemeinschaftlichen, abstrakten Kategorien der 
Warenzirkulation kennt.“ (MEW 23: 128). Der Markt, lässt sich folgern, ist zwar 
ein wichtiges Element der kapitalistischen Produktionsweise, „aber er ist mit his- 
torisch unterschiedlichen Produktionsweisen durchaus kompatibel.“ (Bischoff/ 
Lieber 2011: 43) Die Selbstverwertung des Wertes als typisches Merkmal der 
kapitalistischen Ökonomie setzt den Markt voraus, aber umgekehrt ist nicht jeder 
marktförmige Warenaustausch als kapitalistische Ökonomie zu charakterisieren. 
Wenn aber Warenwirtschaft schon in Gesellschaften auftritt, die der bürgerlichen 
Gesellschaft vorangehen, kann die „Trennungdes politischen Staats und der bür- 
gerlichen Gesellschaft“ (MEW 1: 324 f) als spezifisches Organisationsmerkmal 
des Kapitalismus nicht aus dem Prinzip der Warenwirtschaft erklärt werden. 

Der Warentausch erreicht im Vergleich zu historisch vorangehenden Epochen 
in der bürgerlichen Gesellschaft allerdings einen anderen, größeren Umfang, was 
schon deshalb gilt, weil die Arbeitskraft zur Ware wird und die Arbeitskraftver- 
käufer - im Unterschied zu Sklaven oder Leibeigenen - ihre Haut als Rechts- 
subjekte zu Markte tragen müssen. Und sicher hat die Quantität des Rechts in 
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der bürgerlichen Gesellschaft ein historisch bisher ungekanntes Ausmaß erreicht, 
das besondere Diskussionen um Prozesse der Verrechtlichung (Voigt 1980) oder 
um die Kolonisierung der Lebenswelten durch die systemischen Imperative des 
Rechts (Habermas 1981: 471) ausgelöst hat, die in der Substanz ihre Berechtigung 
haben. Aber es ist zumindest schwierig, einen Umschlag der Quantität in eine 
andere Qualität zu erkennen, der die Rechtsform zur differentia specifica der 
bürgerlichen Gesellschaft macht. 

Als Problem der Verdinglichung diskutiert Georg Lukäcs (1885-1971) den 
spezifischen Charakter des Rechts in der bürgerlichen Gesellschaft (Lukäcs 
1968: 183 ff), wobei er insbesondere auf die Theorie Max Webers (1864-1920) 
rekurriert. Weber, ebenfalls ein Zeitgenosse Paschukanis, der allerdings nicht im 
Anschluss an Marx, sondern gegen Marx argumentiert, konstatiert eine Entwick- 
lung des Rechts vom material-irrationalen zum formal-rationalen Recht. Über 
die formale Rationalität charakterisiert er den Geist des Kapitalismus, der so eine 
rechenhafte, formal-rationale und effektive Ökonomie hervorbringe. Die formale 
Rationalität ist durch die Rationalität der Zweck-Mittel Wahl zu definieren, bei 
gegebenem Zweck, nämlich der Verzinsung des eingesetzten Kapitals, suche der 
Kapitalist das rationalste, effektivste Mittel, diesen Zweck zu erreichen. „So hat 
die kapitalistische Entwicklungein ihren Bedürfnissen entsprechendes, ein sich 
ihrer Struktur strukturell anschmiegendes Recht, einen entsprechenden Staat 
usw. geschaffen.“ (Lukäcs 1968: 187) Die Einmaligkeit des okzidentalen Rechts, 
sein Rationalitätsniveau liege weniger an seinem Inhalt, seinem materialen Ge- 
halt, als vielmehr an der formalen Struktur von Rechtssystem und Rechtsfindung, 
den formalen Merkmalen des rechtlichen Verfahrens. Formale Rationalität des 
Rechts gewährleiste die für kapitalistische Betriebe adäquate Kalkulierbarkeit, 
die für eine wiederum formal-rationale Kapitalrechnung notwendig sei. Die 
gleiche Funktion erfülle die Organisation der Herrschaft in Form der auflegaler 
Grundlage arbeitenden bürokratischen Verwaltung, die so für den kapitalisti- 
schen Betrieb kalkulierbar sei (Weber 1985: 486 ff). Im formal-irrationalen Recht 
gehts im wesentlichen darum, die richtigen juristischen Formeln zu verwenden; 
um die inquisitio durchzuführen, bedurfte es eines Rechtsgelehrten (Foucault 
2003: 68). Solche Formen des irrationalen Rechts gab es auch in den Anfängen der 
römischen Republik, aber das römische Recht entwickelte sich ebenfalls weiter, 
so dass Weber über das im Prozess der bürgerlichen Gesetzgebung rezipierte 
römische Recht schreibt: „An der Rezeption der materiellen Bestimmungen 
Rechtsgelehrten 
nicht interessiert. „Nur die allgemeinen formalen Qualitäten des römischen 
Rechts waren es, welche ihm ... zum Siege verhalfen.“ (Weber 1985: 491) Dabei 
ist zu bedenken, dass Weber wie Paschukanis vor dem Hintergrund der formalen 


Er 


des römischen Rechts waren dagegen gerade die modernsten 


Strenge und logischen Stringenz des BGB bei seiner Entstehungargumentierten, 
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die inzwischen aber durch Analogieschlüsse oder - wenn es beliebt - e contrario 
Schlüsse der Richter durchlöchert wurden. Die formale Rationalität des bür- 
gerlichen Rechts unterscheidet sich so kaum von der des römischen Rechts in 
seiner Blüte. Die Rechtsform als differentia specifica der bürgerlichen Gesellschaft 
ist also auch nicht dadurch zu retten, dass auf die spezifische Rationalität oder 
Erscheinungsform des Rechts abgestellt wird. 

Schließlich: Paschukanis hatte Recht durch seine Regelung von Interessens- 
konflikten definiert und gefolgert, die reale Voraussetzung für den Tod der 
Rechtsform sei „jedoch ein Zustand der Gesellschaft, in dem der Widerspruch 
zwischen individuellen und gesellschaftlichen Interessen überwunden ist.“ 
(Paschukanis 1991: 100) Daraus ergeben sich mehrere Fragen: Ist erstens ein 
solcher Zustand vorstellbar? Selbst wenn er zweitens vorstellbar wäre, wäre das 
wünschenswert? Wäre das nicht der Alptraum einer uniformen Gesellschaft? 
Warum müssen schließlich die Widersprüche zwischen individuellen Interes- 
sen nicht mehr rechtlich geregelt werden? Oder fallen diese auch weg? Wenn 
man Recht im Unterschied zu technischen Regeln über die Bewältigung von 
Interessenskonflikten definiert, treten möglicherweise in einer marktförmig 
organisierten Gesellschaft besonders viele Konflikte auf, aber dass sie mit dem 
Markt ganz verschwinden, bedarf schon erheblicher Fantasie. Unterdrückung ist 
nicht nur vorstellbar, sondern empirische Erfahrung in einer Gesellschaft ohne 
Privateigentum an Produktionsmitteln gewesen. Hier knüpft Bloch an. 


4. Relatives und absolutes Naturrecht - Erbe der Menschenrechte 


Ernst Bloch antwortet auf die Misere des „real existierenden Sozialismus“ konträr 
zu Paschukanis. Im Jahre 1961 erscheint sein Buch Naturrecht und menschliche 
Würde, im gleichen Jahr wird die Mauer gebaut und Ernst Bloch kehrt nach 
einer Reise in den Westen nicht mehr zurück in die DDR, nach dem Sieg über 
den Faschismus seine Wahlheimat. Den Machthabern der DDR schreibt er 
gleichsam ins Stammbuch, er sei „voll Gewissheit: Es gibt so wenig menschliche 
Würde ohne Ende der Not, wie menschliches Glück ohne Ende alter oder neuer 
Untertänigkeit.“ (Bloch 1977: 14/237) Gegen die Untertänigkeit helfe nicht, das 
Absterben des Rechts anzustreben, sondern vielmehr die Ausstattung der Men- 
schen mit subjektiven Rechten gegen die Macht. Dazu sei eine Verbindung von 
Sozialutopie mit dem Gehalt der Menschenrechte erforderlich. Letztere hätten die 
Sozialutopien aus den Augen verloren, obwohl beide nurzusammen eine mensch- 
lichere Gesellschaft schaffen können: „Obwohl beide in dem Entscheidenden 
einig waren, das menschlichere Gesellschaft heißt, so bestanden doch zwischen 
Sozialutopien und Naturrechtslehren lange wichtige Unterschiede. Sie sind, schr 
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abgekürzt, so formulierbar: Die Sozialutopie ging auf menschliches Glück, das 
Naturrecht aufmenschliche Würde. Die Sozialutopie malte Verhältnisse voraus, 
in denen die Mühseligen und Beladenen aufhören, das Naturrecht konstruiert 
Verhältnisse, in denen die Erniedrigten und Beleidigten aufhören.“ (Bloch 1977: 
13). Die Verbindung von Sozialutopie und Naturrecht versteht Bloch nun als 
Bewahrung des uneingelösten Teils der Menschenrechte und gleichzeitig als 
deren Aufhebung durch ihre Weiterentwicklung. 

Bloch propagiert die dialektische Aufhebung des emanzipatorischen Teils 
der Menschenrechte in postkapitalistischen Gesellschaften. Er zitiert aus Marx’ 
Kritik der Hegelschen Rechtsphilosophie, die mit dem Aufrufendet, „alle Ver- 
hältnisse umzuwerfen, in denen der Mensch ein erniedrigtes, ein geknechtetes, 
ein verlassenes, ein verächtliches Wesen sei“ und fährt fort: „Folglich wäre denk- 
bar, vor solch Humanem, dass auch das Individuelle, allzu Individuelle, wie es 
manchesterlich-kapitalistisch bedingt war, nur die Eierschale am klassischen 
Naturrecht ausmacht. ... Die Eierschalen und Illusionen ... fallen gewiss nicht in 
diese Würdigung, doch wie der Faschismus bedeutsam zu zeigen imstande war, 
ist ja auch nicht alles Sozialismus, was sich qua Anti-Person, Anti-Liberalität, 
so nennt. Es möchte jetzt schon erhellen, dass Marxismus gerade in Anschung 
der Erniedrigten und Beleidigten manchen Reichtum dieser Art im Naturrecht 
beerbt, ja dass er streckenweise ein schr Unabgegoltenes darin findet.“ (Bloch 
1977: 214) 

Bloch unterscheidet sich, das wird hier schon sichtbar, fundamental in seiner 
Methode von Paschukanis, er wählt einen philosophisch ideengeschichtlichen 
Ansatz, keinen funktionalistischen - auch keinen ex-post Funktionalismus. Das 
liegt einigermaßen quer zu den Marx folgenden und auch aktuellen gesellschafts- 
theoretischen Ansätzen. Sie weisen normative Prämissen und Postulate weit von 
sich und begeben sich in die Rolle des Analytikers, der Gesetzmäßigkeiten und 
Entwicklungen konstatiert. Sobald die Analyse allerdings kritisch sein soll und 
nicht affirmativ, müssen mindestens implizit Wertungen einbezogen werden, 
so z.B. die Wertung, dass die Untertänigkeit aufhören möge. Bloch macht das 
explizit und stellt heraus, dass auch Marx’ Kritik der politischen Ökonomie 
selbstverständlich mit einer Wertung verbunden sei und diese Wertung beziche 
sich nicht nur auf soziales Elend, sondern auch auf menschliche Erniedrigung: 
„An der Wiege des Marxismus stand also nicht nur die ökonomische Partei- 
lichkeit für die Mühseligen und Beladenen, sondern auch die naturrechtliche 
für die Erniedrigten und Beleidigten - als Parteilichkeit.“ (Bloch 1977: 213) 
Die wertgeladene Parteilichkeit ist für Bloch Voraussetzung der Kritik, die erst 
zeigen kann, welcher Wegzu gehen ist, um die Verhältnisse umzustoßen. Deshalb 
meint Bloch, Marx zeige in seinen sozio-ökonomischen Analysen „dass weder 
menschliche Würde ohne ökonomische Befreiung möglich ist noch diese, jenseits 
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von Unternehmern und Unternommenen jeder Art, ohne die Sache ‘Menschen- 
rechte‘.“ (Bloch 1977: 13) 

Bloch interpretiert Marx ähnlich ambivalent, wie es oben gezeigt wurde und 
schließt daraus, dass er mit seinem Einsatz für die dialektische Aufhebung der 
Menschenrechte Marx folge. So hebt er explizit die Ambivalenzen bei Marx in 
der Kritik der droits de !’homme in der Judenfrage hervor: Nach deren Kritik 
„lässt Marx auch auf die Menschenrechte viel wärmeres Licht fallen. Er hat den 
bürgerlichen Klasseninhalt in ihnen aufgezeigt mit unübertreflicher Schärfe, 
doch ebenso einen künftigen, der damals noch keinen Boden hatte. Er entdeckte 
das Privateigentum als regierend unter den anderen Menschenrechten, doch 
diese anderen treten dadurch desto abgebrochener hervor. Lehnt Marx, wenn er 
das Privateigentum als bürgerliche Schranke in den Menschenrechten anzeigt, 
Freiheit, Widerstand des Volkes gegen Unterdrückung, Sicherheit als die ande- 
ren Anmeldungen des Rechts ab? Durchaus nicht, wie sich von selbst versteht.“ 
(Bloch 1977: 203) 

Bloch argumentiert dabei durchaus in Kenntnis der Analysen Paschukanis,, die 
er auch bei Bebel (Bebel 1922: 508) wiederfindet. Beide greift er nicht direkt an, 
meint aber, sie hätten die Geschwindigkeit der gesellschaftlichen Transformation 
verkannt. Sie setzten „offensichtlich aufein ziemlich rasches Absterben des Staates 
‘beim Übergang zum entfalteten Sozialismus’; dementsprechend gelten hier die 
objektiven Rechtsnormen (freilich auch die subjektiven Rechte...) für vorüber- 
gehende bürgerliche Residuen, technisch noch nötig, dem Sozialismus dagegen 
fremd“ (Bloch 1977: 254). Im Jahre 1961 ist diese Perspektive obsolet, die schnelle 
Entwicklung des Sozialismus hat sich als Illusion erwiesen. Bloch formuliert nicht 
explizit, dass ein Absterben des Rechts illusionär oder gar perspektivisch falsch sei, 
stellt die Diskussion explizit nur zurück. Implizit, nämlich wenn er naturrechtliche 
Ansprüche einer postkapitalistischen Gesellschaft formuliert, wird aber deutlich, 
dass er die Zielstellung nicht teilt. Es bleibt die „Verhinderung von Herrschaft auch 
in der klassenlosen Gesellschaft“ Aufgabe des Rechts „in seiner emanzipatorischen 
Funktion‘ (Christensen 1987: 227). Er kritisiert nicht die Rechtsform, sondern 
macht den Inhalt und dessen Rechtfertigung zu seinem Thema. 

Die Vorstellung, dass der Marxismus das Naturrecht beerben könnte, ist natür- 
lich auch nicht unmittelbar plausibel und genauso rechtfertigungsbedürftig, wie 
das Postulat vom Absterben des Rechts und der Moral. Das Rechtfertigungsbe- 
dürfnis besteht insbesondere wegen des reaktionären Teils der Naturrechtstraditi- 
on.oder wegen der bürgerlichen Illusionen der Menschenrechte. Das Erbe versteht 
Bloch deshalb als dialektische Aufhebung: der emanzipatorische, fortschrittliche 
Teil wird bewahrt, der andere Teil überwunden und beseitigt. So definiert Bloch 
zunächst einmal, was er nicht zum bewahrungswürdigen Erbe des Naturrechts 
zählt. Dazu unterscheidet er relatives und absolutes Naturrecht. „Auf diesem 
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Wege also, über Altes Testament und Aristoteles, wird bei Thomas (von Aquin) 
die Gerechtigkeit ins Naturrecht eingeführt, als ein relatives und das positive 
Recht nicht sprengendes, vielmehr idealistisch ergänzendes und wärmendes ... 
Die weltliche Obrigkeit hat in ihrem relativen Naturrecht, in ihrer Aufrechter- 
haltung von Ordnung und Landfrieden, überall das Ideal der Gerechtigkeit, als 
der kommutativen wie der distributiven, über sich; das heißt, es obliegt ihr dafür 
zu sorgen, dass jeder seinem Stand gemäß am bonum commune beteiligt werde 
... Das ist Gerechtigkeit im Sinne des Suum cuique.“ (Bloch 1977: 56 f). Gegen 
das relative thomistische Naturrecht propagiert die revolutionäre Bourgeoisie 
die Menschenrechte als Ausdruck der Rechtsideen von Freiheit, Gleichheit und 
Solidarität. Das relative Naturrecht „im Sündenstand‘“, das Martin Luther pro- 
pagierte, liest Bloch nicht als Antwort aufden Papst, sondern als Antwort aufdas 
absolute Naturrecht der sozialrevolutionären christlichen Sekten. „Sie erkannten 
lediglich absolutes Naturrecht an, ohne Kompromisse, ohne die Rente, welche 
der Sündenfall der Herrenschicht abwarf ... Erst ein Dasein ohne Eigentum, 
Staat, Zwangsrecht machte der Christfrömmigkeit, mit ihrer wahren Bitterkeit, 
echten Gnade, Raum.“ (Bloch 1977: 43) 

Dem relativen, apologetischen Naturrecht entspricht die von oben verteilende 
Gerechtigkeit im Sinne des von Platon und Aristoteles propagierten suun cuigue 
- jedem das seine. Auch der Gerechtigkeit von oben stellt Bloch die Gerechtigkeit 
von unten entgegen: „Der Grundsatz: jeder produziert nach seinen Fähigkeiten, 
jeder konsumiert nach seinen Bedürfnissen, er enthält nicht den leisesten Anklang 
ans Suum cuique. ... Das Inventar des bisherigen Naturrechts wird also bei sich 
annähernder klassenloser Gesellschaft nicht im selben Sinne museal wie das 
positive Recht. Es enthält noch auflange Menetekel und nützliche Instrumente, 
wenn auch als tüchtigummontierte.“ (Bloch 1977: 232) 

Die Gerechtigkeit von oben und das relative, affırmative Naturrecht gehören 
nicht zum zu bewahrenden Erbe. Bloch ergänzt die Liste der Elemente, die nicht 
dazu gehören: Deutlich wurde schon, dass sich die Bewahrung nicht auf das 
vorhandene, positive Recht erstreckt; es wird muscal (Bloch 1977: 210). Nicht 
haltbar sei weiter die Auffassung, „dass der Mensch von Geburt an frei und gleich 
sei. Es gibt keine angeborenen Rechte, sie sind alle erworben oder müssen im 
Kampf noch erworben werden“ (Bloch 1977: 215). Nicht haltbar ist das Eigentum 
als zentrales Element der bürgerlichen Naturrechtslehren, denn das Gemeinei- 
gentum sei das ursprüngliche und „natürliche“ (Bloch 1977: 227). Naturrecht 
wird selbstverständlich nicht aus der Natur -weder der menschlichen noch der 
natürlichen - abgeleitet (Bloch 1977: 221) und auch der Vertrag, einschließlich 
des Gesellschaftsvertrages, sei der bürgerlichen Vorstellungswelt des Kontrak- 
tes freier Konkurrenten entnommen (Bloch 1977: 215). Kurz: „Abgetan sind 
die angebornen Rechte und alle, die den Männerstolz aus dem Privateigentum 
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beziehen. Abgetan bleiben der Staatsvertrag und die Konstitution a priori, die 
Ewigkeit der menschlichen und der Gesamtnatur.“ (Bloch 1977: 227). 

Dann stellt sich die Frage, weshalb es die Dimension des Naturrechts über- 
haupt braucht. Dazu ist - neben dem Verweis auf die Erfahrungen - eine theo- 
retische Begründung erforderlich. Bloch argumentiert, dass eine Trennung des 
Ansatzes von Sozialutopien und Naturrecht nicht möglich ist, ohne dass beide 
verkümmern: „Die Naturrechtstheorien gehen ... überwiegend auf Würde, auf 
Menschenrechte, auf juristische Garantien der menschlichen Sicherheit oder 
Freiheit, als Kategorien des humanen Stolzes. Demgemäß richtet sich die Sozia- 
lutopie vor allem aufdie Abschaffung des menschlichen Elends, das Naturrecht 
vor allem auf Abschaffung der menschlichen Erniedrigung ... Und doch reißt 
das die beiden Traumarten von einem besseren gesellschaftlichen Leben nie ganz 
auseinander. Sie verschränken sich, Glückslehren meinen keinen Garten für 
unmündige Tiere, Würdelehren keine Kostverächter, auch noch mit der rauen 
Haut einer Säule.“ (Bloch 1977: 234 f) 

Das sozialistische Naturrecht dürfe natürlich nicht als Formulierung utopi- 
scher Ideale verstanden werden. Hier werden Blochs Grundüberlegungen aus 
Das Prinzip Hoffnung (Bloch 1985: passim) relevant, in dem Bloch in den großen 
Werken der Menschheitsgeschichte jeweils den utopischen Gehalt, verstanden als 
Vorschein oder Iendenz-Latenz einer Entwicklung aufzeigt (Maihofer 1968: 260). 
Die naturrechtlichen Postulate des Bürgertums enthielten mit dem freien Eigentü- 
mer Tendenzen Latenzen, die in der Transformation zur bürgerlichen Gesellschaft 
frei gesetzt wurden (Bloch 1977: 224 f), die nun auch das absolute Naturrecht 
einer postkapitalistischen Gesellschaft befördern müsse. Es geht also wieder um 
die Inhalte eines emanzipatorischen, absoluten Naturrechts und das zu bewah- 
rende Erbe des „alten“ Naturrechts. Zu letzterem gehört: „War es nicht zuletzt 
ein Vermächtnis von Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit, das Rosa Luxemburg 
ganz actualiter sagen ließ: "Keine Demokratie ohne Sozialismus, kein Sozialismus 
ohne Demokratie” (Bloch 1977: 227) Und es bleibe das „Postulat menschlicher 
Würde“, das Bloch aber in der sozialistischen Tradition so fortschreibt: Denn „auch 
der Mensch, nicht nur seine Klasse hat, wie Brecht sagt, nicht gern den Stiefel im 
Gesicht, und das Bleibende am Naturrecht gab dieser Abneigung, einer schon seit 
Spartacus revolutionären, begriflliches, ob auch noch abstraktes Format.“ Und 
weiter bleibt als eigenes Erbe des revolutionären Naturrechts das Postulat der 
„Aufhebung aller Verhältnisse, in denen der Mensch mit den Dingen zur Ware 
entfremdet wird und nicht nur zur Ware, sondern zur Nullität an Eigenwert“ 
(Bloch 1977: 232). So ergibt sich die „sozialistische Rechtsnorm ... als die pro rata 
kodifizierte Solidarität zur Herstellungeines ökonomisch-politischen Zustandes“, 
(Bloch 1977: 259), für den gilt: „Keine wirkliche Installierungder Menschenrechte 
ohne Ende der Ausbeutung, kein wirkliches Ende der Ausbeutung ohne Installie- 
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rung der Menschenrechte“ (Bloch 1977: 13): „Das letzte subjektive Recht wäre so 
die Befugnis, nach seinen Fähigkeiten zu produzieren, nach seinen Bedürfnissen zu 
konsumieren; garantiert wird diese Befugnis durch die letzte Norm des objektiven 


Rechts: Solidarität“ (Bloch 1977: 252) 


5. Gesellschaftsformation und Überformung des Rechts 


Wenn man Bloch gegen Paschukanis „antreten lässt“, stellt sich zunächst die 
Frage, ob denn beide über den gleichen Gegenstand reden. Während Paschu- 
kanis sich offensichtlich und explizit auf das positive Recht bezicht, auf das 
Konditionalprogramm, die allgemeine, berechenbare Regel, wie sie uns aus den 
Gesetzesbüchern geläufig ist, spricht Bloch scheinbar eher am Rande über die 
Form des Rechts. Im Zentrum seiner Überlegungen steht das Naturrecht, das 
mit der Rechtsform zunächst nicht viel gemein zu haben scheint. Ein genauer 
Blick zeigt jedoch, dass naturrechtliche Postulate oder Prinzipien, auch solche des 
absoluten Naturrechts, durchaus Eingang in das positive Recht gefunden haben, 
also Rechtsform annehmen können. Bloch charakterisiert die Naturrechtsutopien 
durch ihr Abzielen auf die menschliche Würde. Genau diese ist es, die an der 
Spitze der Wertehierarchie (BVerfGE 6, 32 [41]; 27, 1 [6]; 30, 173 [193]; 32, 
98 [108]) des Grundgesetzes steht, also positiv-rechtlich verankert ist mit dem 
bekannten Satz: „Die Würde des Menschen ist unantastbar“. Die herrschende 
Auslegung agiert in der Tradition des relativen Naturrechts, der naturrechtli- 
che Gehalt wird relativiert, indem nur - allerdings gleichzeitig immerhin - die 
formale Subjektqualität, d.h. das Verbot des „zum Objekt machen“ durch den 
Staat (BVerfGE 45, 187 [228]), wie es sich als formales Gebot auch in Kants 
Kategorischem Imperativ (Kant 1998: 429) findet, als Gehalt der Menschenwürde 
definiert wird. Der nur formalen Würdegarantie ließe sich mit Bloch ein mate- 
riales Verständnis der Menschenwürde entgegensetzen, das die Aufhebungaller 
gesellschaftlichen Verhältnisse, die Erniedrigung und Beleidigung hervorrufen, 
umfasst. Die Naturrechtsutopie schlägt also im günstigen Fall um in positives 
Recht, das anders als die Utopie Geltung beansprucht und kontrafaktisch gegen 
bestehende Verhältnisse ins Feld geführt werden kann. Wie die Sozialutopien 
über die gesellschaftlichen Auseinandersetzungen in wirkliche gesellschaftliche 
Strukturen (zur Konzeption des Begriffs: Fisahn 2008: 31 ff) überführt werden 
können, so das absolute Naturrecht in rechtliche Strukturen. 

Der „orthodoxe“ Einwand liegt auf der Hand: es gehe nicht darum, Ideale 
zu verwirklichen oder Utopien auszumalen, sondern darum, gesellschaftliche 
Entwicklungen zu befördern. Kurz: Bloch argumentiere idealistisch und deshalb 
nicht in der Nachfolge von Marx. Bloch hat dazu selber Stellungbezogen: „Marx 
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hat zwar gesagt, die Revolution habe keine Ideale zu verwirklichen; dieser Satz 
aber wandte sich, wie dargestellt, ausschließlich gegen die subjektivistischen 
Verblasenheiten, gegen die irrealen Revoluzzer, welche ihre Einbildungbereits für 
die Wirklichkeit hielten. Der Satz wandte sich nicht gegen den Marxismus selbst, 
das heißt gegen den endlich begriffenen Weg zur Beförderung der Humanität. 
Nichts ist legitimer als Ideale zu verwirklichen, wenn sie Tendenzen, Latenzen 
in der Wirklichkeit selber, folglich realisierbar geworden sind“ (Bloch 1968: 28). 
Das Warten auf die Verwirklichung „geschichtlicher Notwendigkeiten“ führt 
schließlich in ein katastrophal gescheitertes, teleologisches Geschichtsverständ- 
nis mit allen attentistischen oder umgekehrt avantgardistischen Verlockungen 
und Gefahren. Wichtiger aber: Kritik lässt sich nur mit Hilfe von Maßstäben 
formulieren. Diese allerdings entstammen nicht dem Himmel der Ideale, sondern 
sind aus den gesellschaftlichen Widersprüchen und Auseinandersetzungen zu 
entwickeln. Bloch hat dies zu Recht gegen den in der marxistischen Diskussion 
nicht seltenen Ökonomismus ins Feld geführt. 

Allerdings: Seine Argumentation - das sollte deutlich geworden sein - bleibt 
aphoristisch; er bewegt sich im Feld der philosophischen Begründung, die nurin 
Andeutungen und Hinweisen aufdie historischen, sozio-ökonomischen Verhält- 
nisse bezogen wird. Bloch legt eben keine (funktionale) Analyse des Rechtsinhalts 
oder der Rechtsform in verschiedenen historischen Phasen und unterschiedlichen 
sozio-ökonomischen Situationen vor, sondern eine cher normative Begründung, 
warum der emanzipatorische Gehalt des absoluten Naturrechts über die bürger- 
lich-kapitalistische Gesellschaft hinausweist, weshalb die Rechtsform nicht mit 
dieser entstanden und mit dieser erledigt ist und als Form keine Schranke der 
Transformation in postkapitalistische Verhältnisse darstellt. Paschukanis liefert 
dagegen eine funktionale Analyse des Rechts in einer Waren produzierenden 
Gesellschaft, die in der bürgerlich-kapitalistischen, globalisierten Gesellschaft 
sicher den bisherigen Gipfelpunkt der Entwicklung erreicht hat. Diese Analyse 
ist ohne Frage verdienstvoll, weil sie das Recht aus der Willenssphäre des reinen 
Machtwerkzeugs einerseits und der einfachen Spiegelungökonomischer Verhält- 
nisse andererseits löst. Sie erhellt zentrale Zusammenhänge zwischen bürgerlicher 
Ökonomie und vor allem dem Privatrecht - wenngleich selbstverständlich nicht 
alle. 

Wenn nun die Rechtsform - wie erörtert - nicht als das spezifische Vergesell- 
schaftungs- und Regulierungsmittel der bürgerlichen Gesellschaft ausgemacht 
werden kann und sowohl der ideengeschichtliche wie der historische Blick zeigen, 
dass Recht auch vorkapitalistisch Medium und Telos der sozialen Auseinander- 
setzungen war, ist der spezifische Zusammenhang von Recht und bürgerlicher 
Gesellschaft an Paschukanis anknüpfend, aber ihn modifizierend neu zu verorten. 
Die feministische Diskussion und diejenige um die gesellschaftlichen Naturver- 
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hältnisse haben deutlich gemacht, dass bestimmte gesellschaftliche Verhältnisse 
und Strukturen unterschiedliche Gesellschaftsformationen überdauern, d.h. ihren 
Kern bewahren, von der historischen Formation nur gleichsam überformt werden 
können. Patriarchale Strukturen sind offenkundig vorkapitalistisch, erhalten aber 
in bestimmten Phasen der bürgerlichen Gesellschaft eine spezifische Ausprägung 
etwain Form der Kleinfamilie und des männlichen Ernährers. Menschen müssen 
sich unter jeder Gesellschaftsformation in Beziehung zur äußeren „natürlichen“ 
Umwelt setzen, was schon vor dem biblischen „Machet Euch die Erde Untertan“ 
in Form von Herrschaftsverhältnissen geschah. Diese Herrschaftsbeziehungen 
zur äußeren „Natur“ nahmen historisch sehr unterschiedliche Formen an, werden 
also von den spezifischen Bedingungen der Gesellschaftsformation überformt. 

Ähnlich lässt sich auch das Recht oder die Rechtsform denken, d.h. als gesell- 
schaftliches Verhältnis und Struktur, die in den verschiedenen gesellschaftlichen 
Formationen vorkommt, aber unterschiedliche Ausprägungen erhält, von diesen 
in unterschiedlicher Weise überformt wird. Etwa von der mündlichen Über- 
lieferung über material-irrationales Recht bis zum formal-rationalen Recht der 
bürgerlichen Gesellschaft. Dabei hat Paschukanis richtig herausgearbeitet, dass 
die Funktionsbedingungen der Warenwirtschaft - auch die vorkapitalistischer 
Gesellschaften - eine Homologie zur formal-rationalen Rechtsform aufweisen 
und gleichzeitig das Rechtssubjekt als formal freies und gleiches konstituieren 
müssen. 

Bei dieser Feststellung handelt es sich aber noch keineswegs um eine Kri- 
tik. Wenn die Rechtsform Gesellschaftsformationen überdauert und auch die 
Warenproduktion keineswegs das Spezifikum der bürgerlichen Gesellschaft ist, 
dann muss eine kritische Analyse sich den Mühen der Ebene unterziehen und 
die spezifische Ausformung des Rechts in unterschiedlichen Gesellschaftsforma- 
tionen begrifllich erfassen, um den historischen, überholten, repressiven Gehalt 
zu unterscheiden von emanzipatorischen, progressiven Tendenzen und Laten- 
zen. Für die Richtung hat Bloch Fingerzeige gegeben oder normative Maßstäbe 
gesetzt - allerdings von den Gipfeln des Philosophenhimmels, nicht aus der 
Ebene der sozialen Auseinandersetzungen um das Recht. Aus dieser Perspektive 
- darin ist Bloch unbedingt zu folgen - ist der „Kampf um das Recht“ (Jhering) 
insbesondere um die Menschenrechte und „die Verteidigung der Demokratie“ 
und des Verfassungskompromisses (Abendroth 1981: 353) eine grundsätzliche 
Aufgabe, nicht etwa nur eine strategische. Weiter ist es nicht zu rechtfertigen, 
die Rechtsform als Grenze der gesellschaftlichen Transformation zu begreifen. 
Auch hier muss man sich den Mühen der Ebene unterziehen und die strukturellen 
Resistenzen gegen eine emanzipatorische Transformation in unterschiedlichen 
historischen Situationen analysieren (Fisahn 2008: 244 ff). Schließlich ist es 
ohne allzu viel Fantasie zu antizipieren, dass eine solidarische Gesellschaft von 
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der Verdinglichung menschlicher Beziehungen durch ihre Umwandlung in 
Rechtsbeziehungen, die fast alle Lebensäußerungen strukturieren, d.h. von der 
Umformungder Beziehungzwischen Individuen in Relationen zwischen Rechts- 
subjekten abrücken wird, also die „Kolonialisierungder Lebenswelt“ (Habermas 
1981: 471) zurückdrängen kann. Das impliziert aber, dass der naturrechtlich 
geforderte materiale Schutz der menschlichen Würde nicht nur durch die sozio- 
ökonomischen Verhältnisse befördert wird, sondern auch durch entsprechende 
rechtliche Garantien als Schutz vor der Etablierung neuer Herrschaftsverhältnisse 
oder umgekehrt gegen die „Untertänigkeit“. 
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Der entropische Marx 
Eine Bitte an den Marxismus, die Entropie-Kirche 
im thermodynamischen Dorf zu lassen 


Die Liste der Verbesserungen, Erweiterungen und Fruchtbarmachungen der 
Marx’schen Theorie ist im Marxismus und darüber hinaus recht lang. Über 
die Qualität der Verbesserungen lässt sich streiten, und dies soll hier auch ge- 
schehen. Dabei stehen im Folgenden jene ‘Verbesserungen’ im Vordergrund, 
die im Rahmen der Ökologisierung sozialwissenschaftlicher Diskurse in den 
letzten Jahrzehnten unternommen wurden. Ein Teil dieser Versuche rekurriert 
dabei auf naturwissenschaftliche Theoreme zur ökologischen Modernisierung 
der Marx’schen Theorie und versucht deren Aktualität und Anschlussfähigkeit 
herauszustellen. Zuletzt (2010) betrieben dies Paul Burkett und John Bellamy 
Foster (in PROKLA 159 und 160), sie bilden deshalb den Ausgangspunkt der 


hier unternommenen Rekapitulation einer Debatte. 


Ein naturwissenschaftlicher Beweis für den Sozialismus 


Burkett/Foster greifen in ihren Beiträgen eine bereits ältere Diskussion der Aus- 
einandersetzung von Marx und Engels mit dem Sozialisten Serge Podolinsky 
(1850-1891) auf. Podolinsky entwickelt einen theoretischen Ansatz, mit dem er 
„die Mehrarbeit mit den herrschenden physikalischen Theorien in Einklang zu 
bringen“ versucht (Podolinsky an Marx, 18.04.1880, zit. n. Martinez-Alier 1987: 
73). In Folge dessen gilt Podolinsky als sozialistischer Energiewerttheoretiker 
und darüber hinaus als ein Theoretiker, der die Marx’sche Theorie durch seine 
Energiebetrachtungen um den ‘ökologischen’ Aspekt erweitert. Die Wiederent- 
deckung Podolinskys für die Diskussion um Marxismus und die ‘ökologische 
Frage’ geht wohl vor allem auf Martinez-Alier und Naredo zurück (siehe u.a. 
Martinez-Alier/Naredo 1982, Martinez-Alier 1987).' 


1 Martinez-Alier (1987: 72) bezeichnet es als sein „Anliegen [...] zu überlegen, ob Ener- 
gieanalysen in die Marxsche Theorie eingebaut werden können“ und kommt zu dem 
Schluss, dass dies ein „schwieriges Unterfangen wäre, da die marxistische Ökonomie 
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Podolinsky übersandte Marx 1880 ein Manuskript, das Marx - so die Ver- 
mutung bei Burkett/Foster - möglicherweise mit dem (von Podolinsky erbete- 
nen, siehe Martinez-Alier 1987: 73) Kommentar an den Autor zurückschickte 
(Burkett/Foster 2010: 221).” In zwei Briefen von Engels finden sich weitere 
Bemerkungen zu Podolinskys Ansatz (MEW 35: 133ff., 136ff.). Außer (noch 
unveröffentlichten) Exzerpten aus Podolinskys Manuskript (MEGA IV/27) ist 
eine Einschätzung von Marx zu Podolinsky nicht überliefert. Engels’ Einschät- 
zungen zu Podolinsky liegen dagegen vor und sind durchaus negativ. Marx hat 
diesen Einschätzungen offenbar nicht widersprochen. Darauf ist später zurück- 
zukommen. Aus der ablehnenden Haltung gegenüber Podolinskys Theoremen 
wurde Marx und Engels in neuerer Zeit ein ökologischer Strick gedreht. Um 
die Hintergründe und die theoretische Angemessenheit dieser Kritik soll es in 
diesem Beitrag zunächst gehen. 

Podolinsky veröffentlichte 1881, also nach seiner Korrespondenz mit Marx, 
in der italienischen Zeitung La Plebe eine Artikelserie, die dann erweitert 1883 
unter dem Titel „Menschliche Arbeit und Einheit der Kraft“ in der Neuen Zeit 
erschien.’ Darin stellt Podolinsky Überlegungen zum Verhältnis von menschli- 
cher Arbeit und den irdischen Energieflüssen an, die in einer naiv anmutenden 
Sonnenenergierechnung münden, für die er sich zugleich auch auf die Ther- 
modynamik beruft. Gegenstand seiner Abhandlung ist die Energiebilanz der 
Erde. Den Energieeintrag führt er auf die Sonnenenergie zurück, die auf der 
Erdoberfläche in Pflanzen angesammelt werde. Podolinsky stellt fest, dass alle 
irdischen Energieträger (er kennt neben den Pflanzen nur die fossilen) gespei- 
cherte Sonnenenergie sind. Die Erdoberfläche habe „die Eigenschaft, niedere 
Formen der Sonnenenergie (Wärme) in höhere (chemische Verwandtschaft, 


ein gewachsenes System darstellt - mit einer Werttheorie, die mit Energicanalysen un- 
vereinbar ist“. Trotz allgemeiner und gelegentlicher Bemerkungen bei Marx über den 
„Missbrauch der Natur im Kapitalismus ist aber unüberschbar, daß ökologische Probleme 
ausgeblendet werden“. Er fordert die Marxisten auf, den Begriff der Produktivkräfte, den 
er für „metaphysisch“ hält, zugunsten präziserer Konzepte über die materielle Basis der 
Ökonomie aufzugeben. 


2 Martinez-Alier (1987: 86) sicht dies anders. Er schließt aus dem zweiten Brief Podolinskys 
an Marx, der wie der erste kurz, eher formell und nicht informativ sei, dass Marx’ Antwort 
aufPodolinskys ersten Brief nur eine „freundliche Bestätigungüber den Erhalt des Papiers“ 
gewesen sei. Die Briefe Podolinskys an Marx (30.03.1880 und 08.04.1880) befinden sich 
im IISG in Amsterdam, die Veröffentlichung ist im Rahmen der MEGA in Band 111/24 
zu erwarten. 


3 Engels bezicht sich in seinen Briefen an Marx auf die Fassung aus La Plebe. Zwei weitere 


Fassungen erschienen 1880 in französischer und russischer Sprache, siehe dazu Burkett/ 
Foster (2010: 220f.). 
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Bewegung) umzusetzen“ (Podolinsky 1883: 419). Ausgehend von diesen seinerzeit 
bereits geläufigen Erkenntnissen fragt er sich, wie der „Vorrat von Energie auf 
der Erdoberfläche“ vergrößert werden kann (Podolinsky 1883: 423). Es geht 
Podolinsky also um eine verbesserte Energiebilanz im Sinne des Verhältnisses 
der von der Sonne einfallenden gegenüber der ins Weltall abgestrahlten Wärme/ 
Energie der Erde. 

Der Mensch könne diesen Prozess der Speicherung von Energie intensivieren, 
indem er die Energiebilanz durch Arbeit erhöhe. Einen zentralen Stellenwert 
dabei hat für Podolinsky die Landwirtschaft. Durch die dort geleistete „Arbeit der 
Menschen und der Haustiere“ (Podolinsky 1883: 422) seien mehr Pflanzen (also 
Energiesammler) auf der Erdoberfläche vorhanden als im natürlichen Zustand 
(Podolinsky 1883: 421).* Zudem denkt er daran, die dem Pflanzenreichtum 
schädlichen und nur Energie zerstreuenden Tiere auszurotten (Podolinsky 1883: 
420). Der „wissenschaftlich geregelte Ackerbau“ sei somit ein „Beispiel wirklich 
nützlicher Arbeit, das heißt solcher Arbeit, welche die Menge der Sonnenenergie 
auf der Erdoberfläche vermehrt“ (Podolinsky 1883: 424). 

Pflanzen besitzen also für Podolinsky die Fähigkeit, Energie zu speichern, 
wobei die in den Pflanzen insgesamt gespeicherte Energiemenge durch menschli- 
che Arbeit über das natürliche Maß hinaus gesteigert werden könne. Podolinsky 
rechnet dies am Beispiel einer Wiese durch. Die aufgespeicherte Energie der 
bearbeiteten, künstlichen Wiese, so das Ergebnis, sei höher als die einer Wiese im 
natürlichen Zustand, auch wenn die in der Arbeit verausgabten Wärmeeinheiten 
von Mensch und Pferd mit eingerechnet würden (Podolinsky 1883: 421). „Dank 
der Mitwirkung der Arbeit des Menschen aber konnte ein Hektar Boden in 
dem ihn bedeckenden Pflanzenwuchse vielleicht die zchnfache Menge Energie 
anhäufen, alser ohne deren Mitwirkungangehäuft hätte“ (Podolinsky 1883: 424). 

Podolinsky geht davon aus, dass menschliche Arbeit fähigsei, „größere Mengen 
Energie“ anzuhäufen, „als notwendig waren, um die Arbeitskraft der Arbeiter zu 
produzieren“ (Podolinsky 1883: 413) und fragt sich, wie dies möglich sei.’ Dabei 


4 Die Arbeit der Maschinen hängt für Podolinsky noch an der menschlichen Muskelkraft, 
denn „wir können uns jetzt noch keine solche künstliche Vorrichtung denken, welche die 
Fähigkeit besäße, ohne Mitwirkung der Muskelkraft des Menschen, eine fortschreitende Ver- 
mehrungder aufder Erde angehäuften Sonnenenergie herzustellen“ (Podolinsky 1883: 422). 


5 „Folgt man der Marxschen Theorie (und die Sozialisten tun dies), dann akkumulieren 
Arbeitsprodukte durch die Aufwendung menschlicher Arbeit - in physikalischen Begrif- 
fen ausgedrückt - eine größere Quantität an Energie, als zur Produktion der Arbeitskraft 
der Arbeiter aufgewendet wurde. Wie kann das sein?“ (Podolinsky in La Plebe, zit. n. 
Burkett/Foster 2010: 224). Podolinsky setzt hier umstandslos werttheoretische Argu- 
mente mit einer Energierechnung gleich. Der Hinweis auf die Marx’sche Theorie (selbst 
eine Erwähnung dicser) fehlt in der Fassung aus der Neuen Zeit ebenso wie der Bezug 
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versteht Podolinsky ‘Arbeit’ ganz ‘energetisch’ als „Gebrauch der im Organismus 
angehäuften mechanischen und geistigen Energie, welcher eine Vergrößerungdes 
allgemeinen Energiebudgets der Erdoberfläche zur Folge hat“ (Podolinsky 1883: 
422, vgl.423,456).° Der höher entwickelte (zivilisierte) Mensch erscheint bei Po- 
dolinsky alseine „thermische Maschine mit einem ökonomischen Koeffizienten 
von 1/10“ (Podolinsky 1883: 451) in Bezug auf den „Prozentgehalt der in Arbeit 
verwandelten Wärme“ (Podolinsky 1883: 450). Der ‘moderne’ Mensch setzt also 
nach Podolinsky ein Zehntel der von ihm verbrauchten Energie in mechanische 
Arbeit um. Der Wirkungsgrad dieser menschlichen Maschine verschlechtert sich 
dabei, je mehr Energie er für kulturelle etc. Leistungen neben der ‘produktiven’ 
Arbeit aufwendet. Produktive Arbeit ist für Podolinsky lediglich jene Arbeit, bei 
der Energie aufgespeichert wird.’ Aus dem Verhältnis der produktiven, Energie 
aufspeichernden Fähigkeiten der menschlichen Arbeit und dem Wirkungsgrad 
dieser Arbeit schlussfolgert Podolinsky: „Jedesmal, wenn die Produktivität der 
menschlichen Arbeit unter die Größe der umgekehrten ökonomischen Koefh- 
zienten fällt, entsteht die Not und oftmals eine Verminderung der Bevölkerung“ 
und umgekehrt (Podolinsky 1883: 454, 456).* 

Rein werttheoretische Ausführungen finden sich in der Fassung von Podolins- 
kys Artikel in der Neuen Zeit nicht. Zwar ließe sich eine Parallele zwischen einer 
arbeitswerttheoretischen Argumentation und der Podolinskys ausmachen - die 
Arbeitskraft hat die Fähigkeit, den Waren mehr Wert beizugeben als zu ihrer 
Reproduktion notwendig - aber ein solcher Vergleich wird von Podolinsky nicht 
explizit angestellt. Podolinsky kümmert sich nicht wirklich um eine ökonomische 
Werttheorie. Er hältlediglich fest, dass Arbeit Energie akkumulieren könne. Was 
die Arbeit betrifft, habe Quesnay Recht, wenn er die Arbeit für unproduktiv halte, 
da sie keinen Stoff erschaffe. Ebenso habe jedoch Smith Recht, wenn er nur die 
Arbeit für produktiv halte, da nur mit Hilfe der Arbeit das geschaffen werde, 
was der Mensch zur Bedürfnisbefriedigung brauche (Podolinsky 1883: 455). 


auf Arbeitsprodukte. Es geht dort nur allgemein um die Anhäufung von Energie auf der 
Erdoberfläche. 

6 Martinez-Alier (1987: 77) ergänzt im Anschluss an dieses Zitat: „Arbeit schafft Wert, 
und dieser Wert wird in Energieausdrücken gemessen.“ Damit schiebt er (noch stärker, 
als dies bei Podolinsky selbst der Fall ist) Wert- und Energierechnung ineinander. 

7 Martinez-Alier (1987: 77£.) stimmt dieser Betrachtung ausdrücklich zu. Dazu passt auch 
die Überlegung, dass Arbeiter im Kohlebergbau keine produktive oder nützliche Arbeit 
verrichteten, da sie quasi an der Zerstreuung von Energie arbeiten (Martinez-Alier 1987: 79). 

8 Wenn der Mensch also zehn Einheiten Energie braucht, um eine Einheit mechanische 
Arbeit bereitzustellen, so muss diese mechanische Arbeit pro Einheit verausgabter Energie 
mindestens zchn Einheiten Energie ‘aufspeichern‘, um eine ausgeglichene ‘Energiebilanz’ 
zu liefern. 
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„Heute können wir diesen Widerspruch darauf zurückführen, dass die Arbeit 
freilich keinen Stoff schafft, und dass die Produktivität der Arbeit nur darin 
bestehen kann, Etwas, was ebenfalls nicht von der Arbeit geschaffen wurde, dem 
Gegenstande beizugeben. Dieses Etwas’ ist unserer Meinung nach die Energie.“ 
(Podolinsky 1883: 455). 

Diese Ansicht kann entweder als physikalische Bestätigung oder aber als eine 
Kritik an der Arbeitswerttheorie gelesen werden, wie sich dies u.a. bei Martinez- 
Alier (1987: 73, 83) andeutet. 

Die physikalische Plausibilität der Argumentation Podolinskys, nach der 
Arbeitsprodukte grundsätzlich mehr Energie akkumulieren können als zur Re- 
produktion der Arbeiter notwendig, ist nachdrücklich zu hinterfragen. Selbst 
die Beispiele aus dem Landbau müssen als fragwürdig angeschen werden.’ Ak- 
kumulieren Agrarflächen tatsächlich mehr Energie als unbebaute? Und was 
bedeutet diese Energiebilanz für den Menschen? Einfach gefragt: was haben die 
Menschen davon? Ein schieres Mehr an angesammelter Energie allein sagt nichts 
aus hinsichtlich eines irgendwie gearteten Nutzens für den Menschen. 

Entgegen allen Versuchen einer Erweiterung der ökonomischen Theorie in 
Richtung einer Energierechnung ist festzuhalten, dass die für die Bedürfnisse 
der Menschen wesentlichen, vielfältigen Qualitäten mit dieser quantitativen 
Berechnung nicht erfasst werden (können), sie diesbezüglich also völlig unspe- 
zifisch ist. So ist in diesem Rahmen beispielsweise weder thematisierbar, ob Gifte 
Nahrungsmittel belasten, noch ob Böden durch den Anbau erschöpft werden oder 
sonstige negative Wechselwirkungen mit der natürlichen Umwelt eintreten etc. 
Nicht nur der Bezug auf menschliche Bedürfnisse, auch eine ‘ökologische’ Aus- 
sagekraft solcher Energierechnungen ist unmittelbar also nicht gegeben. Damit 
stellt sich auch nachdrücklich die Frage, welchen Sinn es überhaupt macht, solche 
Energierechnungen als ‘ökologische’ Erweiterung des Marxismus ins Blickfeld 
zu nehmen. Auf diese Frage ist in der Betrachtung der Theoreme Altvaters und 
dessen Anleihen bei der Thermodynamik zurückzukommen. 

Podolinsky formuliert am Ende seiner Arbeit Schlussfolgerungen für eine 
sinnvolle gesellschaftliche Organisation. In seinem geschichtlichen Durchgang 
durch die verschiedenen Produktionsformen, die er im Hinblick auf ihre Leis- 


9 Martinez-Alier (1987: 76f.) hält sie weitgehend für plausibel und sagt, die von Podo- 
linsky ausgerechneten Werte stimmten mit „der modernen Forschung über traditionelle 
Landwirtschaft“ überein. Es geht Podolinsky jedoch nicht um Formen ‘traditioneller’ 
Landwirtschaft, sondern gerade um die moderne, kapitalistische Landwirtschaft. Hier 
sieht die Rechnung, wie Martinez-Alier selbst bemerkt, anders aus. Für Nordamerika gibt 
eran, es würden zehn Kalorien zur Herstellungeiner Kalorie Nahrungsmittel verbraucht 
(Martinez-Alier 1987: 81). In der durch den Menschen bearbeiteten Natur wird demnach 
also wesentlich mehr Energie ‘zerstreut’ als ‘akkumuliert”. 


624 Thomas Gehrig 


tungsfähigkeit bei der „Anhäufung von Energie auf der Erde“ (Podolinsky 1883: 
456) analysiert, werden dem Kapitalismus, neben der erreichten „glänzende[n] 
Resultate“, auch „Schattenseiten“ attestiert. Sie bestehen bei Podolinsky in der 
„nutzlosen Zerstreuung der Arbeitskräfte“, wenn die Maschinen in Folge von 
Überproduktion ein Teil der Proletarier von der Produktion „fortjagen“ (Podo- 
linsky 1883: 457). Dies sei zu vermeiden. Umgekehrt führe ein höheres Niveau 
und eine gleichmäßigere Verteilungder Nahrungsmittel zumehr Produktion und 
damit zu einer größeren Anhäufung von Energie auf der Erde (Podolinsky 1883: 
457). Darüber hinaus könne eine „gewissenhafte Statistik [...] natürlicher Weise 
viel Arbeit ersparen, die in der heutigen Anarchie verloren geht“ (Podolinsky 
1883: 547). Sozialismus, so kann aus diesen Aussagen herausgelesen werden, 
ist deshalb einzuführen, weil in ihm mehr Energie angesammelt werden könne. 


Die Wiederentdeckung Podolinskys im ökologischen Diskurs 


Kommen wir auf die aktuelle Debatte zurück: Anknüpfungspunkt für die 
ökologische Ökonomie an Podolinsky ist, dass dieser sich auf die von Clausius 
formulierten Hauptsätze der Ihermodynamik10 bezieht und ganz allgemein 
von einer entropischen Degradation der Energie ausgeht (Podolinsky 1883: 
414) - obgleich sein eigenes Beispiel der Energiesammlung und Umwandlung 
in höhere Formen durch Arbeit das gerade Gegenteil thematisiert. Ein solches 
Interesse an thermodynamisch angeleiteter Energierechnung zeigt sich u.a. in 
der Argumentation von Martinez-Alier. 

Dass es, wie Burkett/Foster behaupten, ein wesentliches Element der Argu- 
mentation in den „Umweltdisziplinen“ (Burkett/Foster 2010: 217) insgesamt 
sei, dass der Marxismus wegen der ablehnenden Haltung von Marx und Engels 
gegenüber Podolinsky an „inhärenten ökologischen Defiziten“ (Burkett/Foster 
2010: 217) leide, ist schwer nachzuvollziehen. Es handelt sich hier wohl um ein 
Spezifikum der angloamerikanischen Debatte, wie die Belege in der englischspra- 
chigen Fassung des Artikels von Burkett/Foster zeigen. Es ist im Wesentlichen 


10 In „Über die bewegende Kraft der Wärme, und die Gesetze, die sich daraus für die 
Wärmelchre ableiten lassen“ (Poggendorfs Annalen der Physik und Chemie, Nr. 79, S. 
500-524) formuliert Rudolf Clausius (1822-1888) 1850 den 1. („Die Energie der Welt ist 
konstant“) und den 2. Hauptsatz der Thermodynamik (Es gibt keine Zustandsänderung, 
deren einziges Ergebnis die Übertragungvon Wärme von einem Körper niederer Tempe- 
ratur aufeinen Körper höherer Temperatur ist). Später (1865 in Poggendorfs Annalen der 
Physik und Chemie, Nr. 125, $. 335-400) wird der 2. Hauptsatz dann mit der 1865 von 
Clausius eingeführten Entropie in Verbindung gebracht: „Die Entropie der Welt strebt 
einem Maximum zu“, 
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Martinez-Alier, der dem Marxismus unter Hinweis auf Podolinsky vorwirft, 
weder ökologische Analysen vorgelegt, noch Energieprobleme behandelt zu ha- 
ben (Martinez-Alier 1987: 83f.). Hinsichtlich der ‘ökologischen Defizite’ spie- 
len im ökologischen Diskurs cher die gängigen Einschätzungen gegenüber der 
Marx’schen Theorie eine Rolle: ihr angeblicher Fortschritts- und Technikfetisch, 
der ihr immanente, Umwelt zerstörende Industrialismus, das Ausblenden der 
“ökologischen Frage’ gegenüber der ‘sozialen’ etc. etc.'' 

Burkett/Foster verteidigen Marx gegen die sich auf die Auseinandersetzung 
mit Podolinsky beziehenden Vorwürfe und zielen damit letztlich auf den Nach- 
weis einer ökologischen Brauchbarkeit des Marxismus. Dazu wollen sie zeigen, 
dass Marx’ Analyse der kapitalistischen Produktionsweise „in der Frage des 
Energichaushalts gründlich durchdacht und naturwissenschaftlich fundiert ist“ 
(Burkett/Foster 2010: 218): „Marx behandelt den Wert der Arbeitskraft und die 
kapitalistische Ausbeutung des Arbeiters sowohl unter dem Gesichtspunkt der 
Energieerhaltung als auch unter dem der Dissipation von Materie und Energie 
(bzw. der zunehmenden Entropie, wie es heute genannt wird)“ (Burkett/Fos- 
ter 2010: 218). Seine Untersuchungen stünden „im Einklang mit dem ersten 
Hauptsatz der Thermodynamik“ (Burkett/Foster 2010: 218). Es gelinge ihm, 
das Ansteigen des Umsatzes von Materie und Energie zu erklären (Burkett/ 
Foster 2010: 218). Auch erkenne er die Bedingungen der Reibung gemäß dem 
zweiten Hauptsatz der Thermodynamik (Burkett/Foster 2010: 218, 419). Die 
Marx’sche „Mehrwertanalyse“ sei mit dem „ersten und zweiten Hauptsatz der 


Thermodynamik vereinbar“ (Burkett/Foster 2010: 236, vgl. 429). Resümierend 


11 Diese Einschätzungen sind beispielsweise in der Argumentation von Müller/Peterzusam- 
mengefasst. Nach Ansicht der Autoren ist „die zerstörerische Seite der Moderne“ mit der 
Marx’schen Theorie nicht zu bändigen (Müller/Peter 1992: 21). „Es ist eine Tragik, daß 
die marxistische Variante des Sozialismus genauso verantwortlich für die zerstörerische[n] 
Folgen destechnisch-ökonomischen Fortschritts gemacht werden muß wie derliberale Ka- 
pitalismus“. Marx sei „zutiefst davon überzeugt“ gewesen, „daß die neue Gesellschaft allein 
dem Menschen, und zwar eindeutig auf Kosten der äußeren Natur, zugute kommen soll“. 
Müller/Peter verweisen dagegen positiv aufdas revolutionäre Naturrecht „und seine[..] so- 
ziale[..] Interpretation im Frühsozialismus“ (Müller/Peter 1992: 16). Gegen diese gängigen 
Einschätzungen wird in der Debatte um die Marx’sche Theorie an verschiedenen Stellen 
argumentiert, wobei i.d.R. jeweils nur einzelne, unterschiedliche Bereiche thematisiert 
werden. Der weitergehende Anspruch der Arbeit Ökologie und Marxismus von Methe ist 
es, zu zeigen, dass „ökologische Fragestellungen“ ein „geradezu inhärenter Bestandteil“ 
der Marxschen Theorie sei (Methe 1981: 104). Das Buch Droht der gemeinsame Untergang 
stellt Textstellen von Engels und Marx den oben angesprochenen Einschätzungen, die in 
den kurzen Kapiteleinleitungen referiert werden, gegenüber. Es sollen Hintergrundtexte 
präsentiert werden, die sich mit „der Ausplünderung der Natur“ (S. 6) beschäftigen. Zu 
dem Marx im ökologischen Diskurs unterschobenen Technik-Fetischismus siehe Gehrig 
(2011: 178). 
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wird gesagt, der „historisch-dialektische|[ ] Materialismus“ von Marx und Engels 
sei „mit den Haupterkenntnissen der thermodynamischen Debatten ihrer Zeit 
konsistent“ und darüber hinaus „offen [...] gegenüber ökologischen Gesetzen“ 
(Burkett/Foster 2010: 432). 

Über den Sinn solcher Aussagen wie der, dass die Marx’sche Theorie und die 
Reibungsich nicht widersprächen, ist wenigauszumachen. Dass hier darauf gezielt 
wird, eine naturwissenschaftliche Theorie in ihrer historisch-spezifischen Form 
als „konsistent“ mit der Marx’schen Theorie auszuweisen, verweist auf zweierlei: 
Zum einen wird hier die Naturwissenschaft als objektive Instanz eingeführt, an 
der sich andere Theorien zu legitimieren haben. Dabei wird nicht berücksichtigt, 
dass wir es hier nicht mit der einen, objektiven Naturwissenschaft zu tun haben, 
sondern mit naturwissenschaftlichen Teildisziplinen wie der Thermodynamik und 
deren je spezifischen Methoden- und Gegenstandverständnissen, die z.T. auch 
mit anderen naturwissenschaftlichen Theorien divergieren. Hier fehlt jegliche 
naturwissenschaftskritische Perspektive sowie ein methodisches Verständnis der 
Marx’schen Perspektive als Kritik. Es wäre hier insbesondere auf die historisch- 
gesellschaftliche Konstitution der Thermodynamik sowie auf die mit der Thermo- 
dynamik und ihrer Kategorie Entropie zusammenhängenden wissenschaftlichen 
Probleme einzugehen.'” Die Rede von ‘ökologischen Gesetzen’ ist in ebensolcher 
Weise problematisch. Zum anderen wäre in praktischer Absicht zu fragen, was 
mit einer solchen Übereinstimmung, oder besser gesagt dadurch, dass hier kein 
Widerspruch zu physikalischen Gesetzen vorliege, ‘ökologisch’ zu gewinnen ist. 

Gegenüber der Marx bescheinigten naturwissenschaftlichen Konsistenz’ wird 
gerade Podolinsky von Burkett/Foster dahingehend kritisiert, dass er eine reduk- 
tionistische und fehlerhafte Auffassung der Energieprozesse habe. Es zeige sich, 
dass Podolinsky keine „plausible thermodynamische Basis für die Arbeitswertthe- 
orie“ (Burkett/Foster 2010: 222) entwickle. Burkett/Foster kritisieren an Podo- 
linsky dessen Reduktion der Phänomene auf Energie sowie immanente logische 
Fehler seiner Argumentation. Indem Podolinsky als reduktionistisch kritisiert 
und aufdie Energieanalysen bei Marx und Engels abgehoben wird, soll vor allem 
deren Ablehnung Podolinskys Energiewertrechnung gerechtfertigt werden. Diese 
Ablehnunggeht also bei Burkett/Foster nicht (wie im ökologischen Diskurs) mit 
dem Vorwurfeinher, Marx und Engels würden ‘unökologisch’ denken, sondern es 
wird gerade im Gegenteil aufdie damit zum Ausdruck kommende ‘ökologische’ 
Weitsicht von Marx und Engels gegenüber Podolinsky verwiesen. Zugleich wird 


12 Siehe dazu Gehrig (2011: 145ff., 153ff). Zur Konstitution und Interaktion von Entro- 
pieansatz und Geisteswissenschaften siche u.a. Neswald (2006). 
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immer wieder die ‘ökologische’ (und das bedeutet auch die ‘thermodynamische’) 
Anschlussfähigkeit und Stimmigkeit der Marxschen Theorie betont. 

Gerade dabei zeigt die Ökologisierung des Marxismus weitere problematische 
Aspekte: Burkett/Foster wenden in ihrem Text umstandslos moderne ‘öko- 
logische’ Begrifllichkeiten auf die Marx’sche und Engels’sche Theorie an. So 
wird beispielsweise davon gesprochen, dass Marx in Bezug aufeine „ökologisch 
nachhaltige Landwirtschaft“ argumentiere (Burkett/Foster 2010: 219), dass er 
eine „Umweltanalyse“ vorlege (Burkett/Foster 2010: 219) oder dass er eine „ent- 
wickelte ökologische Kritik des Kapitalismus geliefert“ habe (Burkett/Foster 
2010: 238). Engels diskutiere in seiner Schrift Die Mark (MEW 19: 315-330) 
den „sozialökologischen Druck[ ] auf die Bauern“ (Burkett/Foster 2010: 224). 

Die Autoren attestieren darüber hinaus Marx und Engels, „die heutige Öko- 
logische Ökonomie“ antizipiert zu haben (Burkett/Foster 2010: 219) bzw. ihr 
„sehr nahe“ (Burkett/Foster 2010: 432) zu stehen. Die Marx’sche Theorie sei ein 
„Vorläufer der gegenwärtigen Komplexitätstheorie“ (Burkett/Foster 2010: 219). 
Für Marx sei „die kapitalistische Ökonomie ein offenes System, das auf Inputs 
in Form von Arbeitskraft und nicht-menschlicher Materie und Energie“ beruhe 
(Burkett/Foster 2010: 428), seine Theorie sei die „organische Synthese eines 
Materialismus, der auf dem Modell eines offenen Systems beruht“ (Burkett/ 
Foster 2010: 433). 

Hinter solchen Aussagen steht zum einen die Vorstellung, Marx habe eine 
Ökonomie und nicht deren Kritik liefern wollen. Wie sonst stellt sich die Auffas- 
sung ein, Marx antizipiere „die heutige Ökologische Ökonomie“? Zum anderen 
ist es aus methodischen Gründen überaus fragwürdig, wenn versucht wird, die 
Marxsche kritische Theorie in systemtheoretische Sprechweise zu übersetzen 
oder sie mit thermodynamischen Theorien koppeln zu wollen. 

Wenn Burkett/Foster meinen, Marx führe die „ökologische Krise“ „auf die 
Trennung der Arbeiter vom Land und anderen Produktionsmitteln zurück“ 
(Burkett/Foster 2010: 219), dann ist dies, gerade hinsichtlich der durchaus 
vorhandenen Möglichkeiten, sogenannte ‘ökologische’ Fragestellungen mit der 
Marx’schen Theorie zu diskutieren, zumindest unterkomplex gedacht und wird 
ihr nicht gerecht. 

An vielen Stellen gerade auch der Marxschen Kritik der politischen Ökonomie 
werden unterschiedliche Phänomene angesprochen, die heute mit dem Terminus 
Umweltprobleme durchaus zu benennen wären. Marx spricht beispielsweise am 
Ende des Kapitels über Maschinerie und große Industrie, in einer zusammenfas- 
senden Weise davon, dass die „kapitalistische Produktion“ daher „nur die Tech- 
nik und Kombination des gesellschaftlichen Produktionsprozesses [entwickelt], 
indem sie zugleich die Springquellen alles Reichtums untergräbt: die Erde und 
den Arbeiter“ (MEW 23: 529£.). Damit verweist er an dieser Stelle auf mit der 
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kapitalistischen Produktionsweise systematisch vorliegende Momente. Zugleich 
schen Marx und Engels jedoch auch den universellen Charakter negativer Aus- 
wirkungen menschlicher Produktion auf die Natur." 

Doch das Identifizieren ‘ökologischer Krisen’ ist nicht der Anspruch und 
die Perspektive des Marxschen Ansatzes. Es geht ihm vielmehr um die Darstel- 
lung und Kritik der Politischen Ökonomie, jener „Anatomie“ der bürgerlichen 
Gesellschaft. Dabei erscheint das, was derzeit ökologische Krise genannt wird, 
als ein Aspekt der sozialen, gesellschaftlichen Widersprüche des Kapitalismus. 
Der ökologische Diskurs dagegen, der aus der Natur ein Subjekt macht, etwas 
Für-sich-selbst-Berechtigtes, kommt über einen Naturalismus nicht hinaus.‘ 

Marx steht immer schon aufdem Standpunkt, dass Natur ein gesellschaftlicher 
Begriff ist und von daher eine Krise der äußeren Natur immer nur eine Krise 
jener Gesellschaft sein kann, die sich gegenüber jener Natur ins Verhältnis setzt. 
Die für den ökologischen Diskurs konstitutive Trennungvon Mensch und Natur 
ist mit Marx schwer vorauszusetzen. Marx zählt die Natur zur Leiblichkeit des 
Menschen dazu, „Natur, Erde“ gilt ihm als „unorganischer Leib“ des arbeitenden 
Subjekts (MEW 42: 396). 

Burkett/Foster finden jedoch im Rahmen ihres ökologisch-thermodynami- 
schen Rettungsversuchs bei Marx und Engels nicht nur Stellen, in denen Energie, 
Reibung etc. eine gewisse Rolle spielen, sondern sie folgen auch der Intention, 
Werttheorie in Thermodynamik zu übersetzen. Burkett/Foster suchen nach 
„Marx’ Antwort aufdie Frage nach der Vereinbarkeit von Wertanalyse und Iher- 
modynamik“ (Burkett/Foster 2010: 233). Wie gesehen findet sich diese Inten- 
tion z. T. in Podolinskys Arbeiten, und sie wird im Anschluss daran zumindest 
als Anspruch an den Marxismus u.a. von Martinez-Alier formuliert. Darüber 
hinaus ist eine Energiewertrechnung auch Thema von Debatten innerhalb der 
bürgerlichen Nationalökonomie (s.u.). 


13 Marx verweist darauf u.a. in seiner Auseinandersetzung mit Fraas (1847: Klima und 
Pflanzenwelt in der Zeit, eine Geschichte beider): „Das Fazit ist, daß die Kultur - wenn 
naturwüchsig vorschreitend und nicht bewußt beherrscht (dazu kommt er natürlich als 
Bürger nicht) - Wüsten hinter sich zurückläßt, Persien, Mesopotamien etc., Griechenland. 
Also auch wieder sozialistische Tendenz unbewußt!“ (Marxan Engels, 26.03.1868, MEW 
32: 53). 

14 Dietz/ Wissen (2009: 364f.) geraten in ihrem Versuch, an eine Theorie gesellschaftlicher 
Naturverhältnisse anzuknüpfen, in deren Dilemma, die soziale Konstitution („Natur 
ist symbolisch wie materiell sozial produziert.“) und die eigenständige Materialität der 
Natur („eine Eigenständigkeit bzw. eine eigene - wenn auch in der Regel gesellschaftlich 
überformte - Materialität“) zugleich zu postulieren. Sie räumen damit einer naturalis- 
tischen Position eine Geltung ein, die letztlich ihren sozial-konstitionistischen Ansatz 


untergräbt. Zur Kritik siehe Gehrig (2009). 
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Überlegungen zu Energieprozessen, so heißt es bei Burkett/Foster, seien „zen- 
tral für die Marx’sche Analyse des Werts der Arbeitskraft“ (Burkett/Foster 2010: 
228). Marx Analyse des Werts der Arbeitskraft schließe „eindeutig Aspekte 
des Energieerhaltungssatzes und der Dissipation von Stoffen und Energie ein“ 
(Burkett/Foster 2010: 231). Soll dies nun bedeuten, dass Arbeitswerttheorie 
in Energiewerttheorie zu übersetzen sei oder durch sie ergänzt werden könne? 

Betonen Burkett/Foster einerseits die Bedeutung physiktheoretischer Aspek- 
te für die Marx’sche Theorie, kritisieren sie zugleich Podolinskys Versuch, den 
Energichaushalt des Arbeitsprodukts mit der Thermodynamik zu vereinbaren. 
Er beinhalte ein „völliges Missverständnis der Marxschen Theorie“. Das Mehr- 
produkt sei für Marx ein „soziales Phänomen“, bei dem es „nicht um einen rein 
naturwissenschaftlichen Beweis gehen kann“ (Burkett/Foster 2010: 234). Trotz- 
dem wird unterstrichen, dass die Marx’sche Theorie „mit der Thermodynamik 
vereinbar“ sei (Burkett/Foster 2010: 234). Burkett/Foster parallelisieren auch 
Wert- und Energierechnung, wenn sie über den „Mehrwert (bzw. die Mehrener- 
gie)“ schreiben (Burkett/Foster 2010: 235). 

Hinsichtlich Argumentationen wie denen von Burkett/Foster stellt sich 
damit die Frage: Wenn es bei der Marx’schen Theorie, und dies schließt seine 
werttheoretischen Aussagen ein, um ‘soziale Phänomene’ geht, für die der ‘rein 
naturwissenschaftliche Beweis’ irrelevant ist, wieso werden dann immer wieder 
die Kompatibilitäten zu Naturwissenschaften etc. herausgestellt und betont? 

Burkett/Foster teilen einen weiteren, im ökologischen Diskurs und insbeson- 
dere in der Wachstumskritik verbreiteten Kurzschluss, wenn sie konstatieren: 
„In dem Maße, in dem die Arbeitsproduktivität wächst, nimmt auch die Menge 
an Materialien zu, die das Kapital sich aneignen und verarbeiten muss, um die 
jeweilige Expansion an Werten zu realisieren“ (Burkett/Foster 2010: 425, vgl. 
427). Zugespitzt wird gesagt: Wachstum der Arbeitsproduktivität gehe im „Ka- 
pitalismus generell mit einem Wachstum des stofllichen Durchsatzes einher“ 
(Burkett/Foster 2010: 428). Diese Aussage wird der Problematik nicht gerecht. Sie 
trifft noch nicht einmal dann zu, wenn Arbeitsproduktivität im streng national- 
ökonomischen Sinn verstanden wird, sie also nur das Verhältnis der eingesetzten 
Arbeit zum Produktausstoß bezeichnet, da mit steigender Arbeitsproduktivität 


15 Die Reproduktionsnotwendigkeiten der menschlichen Arbeitskraft werden bei Marx 
jedoch nicht als ein energetischer Prozess thematisiert, selbst wenn darauf verwiesen wird, 
dass die Reproduktion ganz praktisch die Aufnahme von Nahrung (und insofern ‘Energie’) 
einschließt. Marx zieht lediglich eine werttheoretische Konsequenz aus der Arbeitswertthe- 
orie, indem er sie auf die Arbeit - genauer: die Produktion der Ware Arbeitskraft - selbst 
bezieht. Der Wert der Ware Arbeitskraft ist somit im arbeitswerttheoretischen Sinn über 
die Arbeit zu bestimmen, die zu ihrer (Re)produktion notwendig ist. 
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beisinkendem Arbeitseinsatz durchaus auch eine geringerer Ressourcenverbrauch 
zusammengedacht werden kann. Im Kapitalismus geht es aber um Produktivität 
in umfassenderen Sinn, was auch die Ersparung von Ressourcen einschließt. Die 
gesellschaftliche Produktivität kann aufgrund verbesserter Technik etc. steigen, 
auch wenn ihr Ressourcenverbrauch nicht in gleichem Verhältnis zunimmt oder 
gar gleich bleibt oder sinkt. Produktivitätszuwachs kann dann auch bedeuten, bei 
gleichem Arbeitseinsatz mit weniger Ressourcen den gleichen oder einen gestiege- 
nen Produktausstoß zu realisieren. Wird Produktivität aufdas zentrale Kapital- 
verhältnis bezogen, so bedeutet produktive Arbeit immer Mehrwertproduktion 
fürs Kapital. Eine gesteigerte Produktivität der Arbeit in diesem (arbeitswertthe- 
oretischen) Sinne muss nicht mit steigendem Ressourcenverbrauch einhergehen. 
Als ökonomische Konsequenz ergibt sich jedoch, dass dann, wären alle anderen 
Möglichkeiten der Steigerung der Mehrwertproduktion ausgeschöpft, letztlich 
auch eine Steigerung der Produktion (und damit der Produktion von Mehrwert) 
mittels erweitertem Ressourcenverbrauch zwangsläufig notwendig wird. 

Warum sollte steigende Produktivität im Sinne einer größeren Efhizienz oder 
einer steigenden Mehrwertproduktion generell mit höherem Materialverbrauch 
einhergehen? Eine solche Sicht unterschlägt die ‘ökologischen’ Potenzen des 
Kapitalismus. Es lässt sich also festhalten, dass steigender Ressourcenverbrauch 
nur ein Moment in der erweiterten Reproduktion des Kapitals ist und dass - 
“in the long run’ - der kapitalistische Akkumulationsprozess tendenziell auf 
einen erweiterten Materialverbrauch hinausläuft. Spätestens dann, wenn alle 
anderen Quellen zur Steigerung der Produktion von Mehrwert ausgeschöpft, 
keine Effektivitätssteigerungen mehr möglich sind. Dahin kommen Burkett/ 
Foster jedoch nicht. 


Der Energiewert als „unmögliche Größe“ 


Die Ansätze von Autoren wie Burkett, Foster und Martinez-Alier gleichen sich 
darin, an die Marx’sche Kritik der politischen Ökonomie den Maßstab ihrer 
Übereinstimmung mit naturwissenschaftlichen Theorien und ihrer Anschlussfä- 
higkeit an entsprechend angeleitete Modelle anzulegen. Lediglich die Schlussfol- 
gerungen, die die genannten Autoren aus der Ablehnung von Podolinkys Ansatz 
durch Marx und Engels ziehen, sind konträr. 

Diese Ablehnung Podolinkys durch Marx und Engels ist jedoch keineswegs 
nur „angeblich“, wie Burkett/Foster (2010: 217) schreiben, sondern eindeutig. Das 
Interesse von Engelsgilt den naturwissenschaftlichen Überlegungen zur Verwendung 
der Sonnenenergie durch die Menschen. Jegliche Vermischungmit werttheoretischen 
Überlegungen kritisiert er. 
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„Seine [Podolinskys] wirkliche Entdeckung ist die, daß menschliche Arbeit 
imstande ist, Sonnenenergie länger auf der Oberfläche der Erde festzuhalten und 
wirken zu lassen, als ohne sie der Fall sein würde. Alle seine daraus gezognen öko- 
nomischen Folgerungen sind falsch“. Die „physikalische Arbeit“ sei „noch lange 
keine ökonomische Arbeit“ (Engels an Marx, 19.12.1882, MEW 35: 133). „Beider 
Industrie hört vollends alle Berechnung auf: die dem Produkt hinzugefügte Arbeit 
läßt sich meist gar nicht mehr in WE [Wärmeeinheiten] ausdrücken. Wenn dies 
z.B. bei einem Pfund Garn allenfalls noch angeht, indem dessen Zähigkeit und 
Widerstandsfähigkeitsich mit Ach und Krach noch in einer mechanischen Formel 
wiedergeben läßt, so erscheint es hier doch schon als reine nutzlose Pedanterie 
und wird schon bei einem Stück Rohtuch, noch mehr beim gebleichten, gefärb- 
ten, gedruckten, absurd. Der Energiewert, den Produktionskosten nach, eines 
Hammers, einer Schraube, einer Nähnadel ist eine unmögliche Größe“ (MEW 
20: 134).'° Engels argumentiert hier von der Position aus, dass eine Berechnung in 
Energieeinheiten scheitern muss, weil sie unendlich komplex wird und im Laufe 
der Produktion viele, nicht zu berechnende Faktoren hinzukommen. 

Zudem sei, so Engels gegenüber Podolinsky, der „Mensch nicht nur ein Fixierer 
gegenwärtiger, sondern ein noch viel größerer Verschwender vergangener Sonnen- 
wärme“ worüber Engels thematisch aufdie „Verschleuderung von Energievorräten“ 
kommt. Engels resümiert: „Ökonomische Verhältnisse in physikalischen Maßen 
ausdrücken zu wollen, ist meiner Ansicht nach rein unmöglich“ (MEW 35: 134). 
Podolinsky sei „auf Abwege gekommen, weil er einen neuen naturwissenschaftli- 
chen Beweis für die Richtigkeit des Sozialismus finden wollte“ (MEW 35: 135). 

Engels befasst sich bereits in den 1870er Jahren mit der Thermodynamik 
Clausius’. Er problematisiert die thermodynamische Vorstellungswelt: „Clausius, 
I. Satz etc. mag sich stellen, wie er will. Es geht ihm Energie verloren, qualitativ 
wenn nicht quantitativ. [...] Die Weltuhr muß aufgezogen werden, dann läuft sie 
ab, bis sie ins Gleichgewicht gerät, aus dem nur ein Wunder sie wieder in Gang 
bringen kann“ (MEW 20: 545). Schon im Zusammenhang mit seinen Studien 
zu den Naturwissenschaften stellt Engels fest: „Man scheint stellenweise nicht 
übel Lust zu haben, die thermodynamische Kategorie Arbeit, wie bei den Darwi- 
nisten den Kampf ums Dasein, auch in die Ökonomie rückzuimportieren, wobei 
nichts als Unsinn herauskommen würde. Man verwandle doch irgendwelche 
skilled labour in Kilogramm-Meter und versuche danach den Arbeitslohn zu 
bestimmen!“ (MEW 20: 567). 


16 Für Autoren wie Martinez-Alier (1987: 82) tut jedoch die Energieanalyse genau dies. 


17 Für Schyga (1997: 512) ist Engels’ Kritik lediglich ein „Hemmschuh für den erforderlichen 
Denkfortschritt“. 
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Scheint hier mit dem Begriff des Rückimportierens auch jene theoretische 
Schleife angedeutet, auf die eine Kritik sozialer Konstitution naturwissenschaft- 
licher Gesetze zielt, deren Kategorien im Nachhinein wieder auf Gesellschaft 
übertragen werden, folgt bei Engels jedoch eine andere Interpretation dieser 
Problematik. Er geht davon aus, dass der theoretische Mangel der Aussagen der 
empirisch arbeitenden Naturwissenschaften durch die menschliche Arbeit im 
Machen des Experiments zu überwinden sei: „Die Empirie der Beobachtungallein 
kann nie die Notwendigkeit genügend beweisen. Post hoc, aber nicht propter hoc 
('Enz[yklopädie]' I, S. 84). Dies ist so sehr richtig, daß aus dem steten Aufgehn 
der Sonne des Morgens nicht folgt, sie werde morgen wieder aufgehn, und in der 
Tat wissen wir jetzt, daß ein Moment kommen wird, wo die Sonne eines Morgens 
nicht aufgeht. Aber der Beweis der Notwendigkeit liegt in der menschlichen Tätig- 
keit, im Experiment, in der Arbeit: Wenn ich das post hoc machen kann, wird es 
identisch mit dem propter hoc“ (MEW 20: 497, vgl. auch MEW 35: 134). Mit dem 
Verweis auf die menschliche Tat ist das erkenntnistheoretische Problem, wie denn 
Empirie zu haben ist, nicht gelöst, gerade auch daraufinsistiert Hegel. Es zeigt sich 
hier inwieweit Engels noch im Horizont des Junghegelianismus befangen bleibt. 

Was bleibt, ist die Kritik von Engels an einer Vermischung von werttheoreti- 
schen und naturwissenschaftlichen Argumentationen. Eine solche Vermischung 
ist jedoch kennzeichnend für unterschiedliche Debatten innerhalb der sozial- 
wissenschaftlichen Theoriebildung. 


Thermodynamik als ökologische Sozialenergetik 


Versuche der Analogiebildung und Übertragung von naturwissenschaftlichen 
Theoremen auf soziale Gegenstände finden sich in der sozialistischen Tradi- 
tion ebenso wie in konservativen Zusammenhängen. Die damit verbundene 
Problematik spricht Kluge (1985: 87) an, wenn er schreibt: „Jene umstandslose 
Übertragung und Ausweitung von naturwissenschaftlicher Betrachtung auf 
soziale Gebilde war strukturtypisch für den Sozialdarwinismus“. Hinsichtlich 
der angesprochenen Übertragungen ist hier zum einen auf die grundsätzliche 
Debatte hinsichtlich der Übertragung naturwissenschaftlicher Modelle in die 
Ökonomie zu verweisen (siehe u.a. Mirowski 1984, Mirowski 1989, Clark 1992, 
Ötsch 1993, Söllner 1996). Zum zweiten ist festzuhalten, dass eine Reihe von 
Versuchen gemacht wurden, ökonomische Wert- als Energierechnung zu reformu- 
lieren (siehe dazu die Diskussion bei Georgescu-Roegen 1987: 10ff.; Odum 1973). 
Ökonomie erscheint hier zT. selbst als thermodynamischer Prozess (Kaufmann 
1987: 94, Stephan 1991: 333). Zu solchen Energiewerttheoretikern sind Autoren 
wie Winiarski (1900), Solvay (1906) und Ostwald (1909) zu zählen. 
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Im jüngeren ökologischen Diskurs finden sich Anknüpfungen daran - neben 
Martinez-Alier - u.a. bei Zellentin (1979). Die Einbeziehung der Thermody- 
namik in die Ökonomie wird seit den 1970er Jahren bereits durch den Ökono- 
men Nicholas Georgescu-Roegen (1971, 1966) angestrebt. An die Arbeiten von 
Georgescu-Roegen schließt ein ökologisch-ökonomischer Theoriestrang an, der 
als Entropische Schule der Ökonomie bezeichnet werden kann. Sie ist Teil der 
in der akademischen Ökonomie geführten Debatte um eine Ergänzung oder 
Veränderung dieser mittels neuer naturwissenschaftlicher Theoreme (Ihermo- 
dynamik, Systemtheorie, Selbstorganisationstheorie, Chaostheorie etc.) (siehe 
dazu u.a.: Beckenbach/Diefenbacher (Hg.) 1994). Auch Stephan geht, wie viele 
Vertreter einer Ökologischen Ökonomie, davon aus, eskönne „aus dem Entropie- 
Ansatz ein Maß für Umweltbelastungen aus wirtschaftlicher Tätigkeit“ abgelei- 
tet werden, (Stephan 1991: 334). Die theoretische Aufgabe, eine stoffliche und 
zugleich ökonomische Theorie des Kapitalismus zu entwickeln, wird u.a bereits 
bei Hampicke (1973: 669) formuliert. 

Diese wenigen Beispiele sollen an dieser Stelle lediglich dazu dienen, darauf 
zu verweisen, dass sowohl in der Theoriebildung der Ökonomie selbst als auch 
als Erweiterungsversuche der Ökonomie um ‘stofiche’ oder ‘materiale’ Aspekte 
von Anfang mit und an Koppelungen von natur- und sozialwissenschaftlichen 
Modellen gearbeitet wird. Mit dem Boom des ökologischen Diskurses seit den 
1970er Jahren finden sich solche Koppelungsversuche gerade auch in ‘ökologi- 
scher’ Perspektive. Die thermodynamisch orientierte Energierechnung erfährt 
dabei eine Renaissance. 


Thermodynamischer Marxismus 


Was den Marxismus anbelangt, so ist ein solcher Koppelungsversuch von Wert- 
und Entropietheorie bei Altvater am weitesten ausgearbeitet. Dessen Ansatz soll 
daher kurz rekapituliert werden. Altvater greift als einer der bekannteren Vertre- 
ter des Marxismus die Debatte um die Thermodynamik auf, um die Marx’sche 
Theorie zu ökologisieren. Er wiederholt die Fragestellung Podolinskys: „Die Frage 
ist hier aufgeworfen, wie ökonomisch ein Surplus in der Form des Mehrwerts [...] 
entstehen kann, wenn nach physikalischer Gesetzmäßigkeit der Output nicht 
größer als der Input der Materie- und Energieeinheiten sein kann“ (Altvater 
1986a: 142, vgl.: 143, 136; Altvater 1987: 123£.).'" Vom „Energickreislauf her 


18 Auch Eisel (1984: 146f., vgl. Schultz 1993: 105) analogisiert die Mehrwertentstehungmit 
dem zweiten Hauptsatz der Thermodynamik. An anderer Stelle argumentiert Altvater 
neo-physiokratisch: „Der wirkliche Zuwachs des Geldes in Form des Zinses erfordert 
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betrachtet“, werde die Arbeit dazu gebracht, mehr Energie in die Produktion zu 
stecken, als sie am Ende wieder erhält (Altvater 1986a: 136). 

Doch zentraler als die physikalische Erklärung des Mehrwerts ist für Altvater 
die ‘ökologische’ Aktualisierung der Marx’schen Theorie mittels einer Entro- 
pierechnung, Zu diesem Zweck entwirft Altvater eine Verbindung von Ihermo- 
dynamik und marxistischer politischer Ökonomie in ökologischer Perspektive 
(Altvater 1991, Altvater 1986: 106fF.). 

Ökonomische Prozesse seien, so Altvater, zugleich „Prozesse der Werterzeu- 
gung“ und der „Transformationen von Stoffen und Energie“ (Altvater 2006: 105). 
Die Notwendigkeit einer Verbindung von Ökonomie und Thermodynamik stellt 
sich bei Altvater äußerst einfach her: „Wirtschaftliches Handeln [...] kann ohne 
die Transformation von Energie und Materie, [...] nicht einmal gedacht werden 
[...]. Also [Hervorh. TG] gelten auch in der Ökonomie die Gesetze der thermo- 
dynamischen Physik“ (Altvater 1991: 93). Die thermodynamischen Gesetze 
seien „gesellschaftsunabhängige, vom Menschen nicht zu beeinflußende eherne 
[Hervorh. TG] Bedingungen seines Austausches mit der Natur durch Arbeit“ 
(Altvater 1990: 40, vgl. Altvater 1991: 260). „Tatsächlich“ sei „soziales Handeln 
[...] Produktion von Entropie“ (Altvater/Mahnkopf 1996: 71, vgl. 73ff., 87E£., 155). 


Altvater intendiert mit seinem Entwurf einen „theoretisch-konzeptionellen 


Brückenschlag vom System der Werte zu den Gesetzmäßigkeiten der Natur“ 
(Altvater 1991: 249). Dazu versucht Altvater, marxistische Arbeitswerttheorie an 
eine mit thermodynamischer Begrifllichkeit formulierte Gebrauchswerttheorie 
zu koppeln. Diese Perspektive behält Altvater auch in seinen späteren Kapital- 
Interpretationen bei: „Im Arbeitsprozeß bewirkt also die Tätigkeit des Menschen 
durch das Arbeitsmittel eine von vornherein bezweckte Veränderung des Arbeits- 
gegenstandes. Der Prozeß erlischt im Produkt. Sein Produkt ist ein Gebrauchswert, 
ein durch Formveränderung menschlichen Bedürfnissen angeeigneter Naturstoff. 
Die Arbeit hat sich mit ihrem Gegenstand verbunden. Sie ist vergegenständlicht, 
und der Gegenstand ist verarbeitet ([MEW 23] 195). Man könnte auch sagen: Die 
Ordnungunter dem Kriterium der Befriedigungvon menschlichen Bedürfnissen 
ist demzufolge gesteigert, die Entropie reduziert worden. Allerdings geschicht dies 
immer und unausweichlich um den Preis, daß in der Umwelt des Arbeitsprozesses 
(wenn man diesen als ein offenes System begreift) die Entropie gesteigert worden 
ist. Es ist also möglich, an der Marxschen Betrachtungdes Arbeitsprozesses Kate- 
gorien der thermodynamisch orientierten Ökonomie anzukoppeln’“ (Altvater/ 
Hecker/Heinrich/Schaper-Rinkel 1999: 65). 


unbedingt eine “Wertfundierung), die letztlich in der materiellen Ökonomie, also in der 


biophysischen Überschussproduktion gründet“ (Altvater/Mahnkopf 1996: 75). 
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Ausgangspunkt für Altvaters ökologische Revision des Marxismus ist seine 
Feststellung, dass angesichts der ökologischen Krise um eine „Iheorie des Ge- 
brauchswerts“ nicht herumzukommen sei (Altvater 1991: 260): „Doch heute 
muß aus einer thermodynamischen Sicht der Ökonomie hinzugefügt werden: 
die Analyse des Gebrauchswerts ist [...] im Rahmen einer ökologischen Kritik 
der politischen Ökonomie entscheidend“ (Altvater 1991: 252£.). 

Der Gebrauchswert sei, so Altvater, „als Element eines Stoffwechsels zu 
betrachten, in dessen Verlauf die Entropie ansteigt“ (Altvater 1991: 252f., vgl. 
Altvater/Mahnkopf 1996: 155). Gebrauchswerte seien energetisch „Dinge mit 
viel freier und weniggebundener Energie“ und stoflich „Dinge hoher Ordnung‘, 
„also Dinge niedriger Entropie“ (Altvater 1994: 108). 

Der Gebrauchswert, bei Marx eine subjektive und manchmal auch nur ein- 
gebildete Eigenschaft, die die Waren zumindest vorgaukeln müssen, wird so bei 
Altvater zu einer ‘materialen’ und physikalischen Größe. Der Wirtschaftsprozess 
solldaraufaufbauend theoretisch als energetisch-materialer Stoffwechselprozess 
mit einer Materialökonomie, deren Kategorien aus der Thermodynamik entlehnt 
sind und dessen immanentes Maß die Entropie ist, gefasst werden. Zugleich soll 
er als ökonomisches System der Werte beschrieben werden. Das Problem, dass 
hierbei Theorien unterschiedlicher Gegenstandsbereiche kombiniert werden 
und damit zunächst die Frage nach deren Geltungsbereichen behandelt werden 
müsste, kommt Altvater aufgrund seines positivistischen und modellistischen 
Theorieverständnisses nicht zu Bewusstsein (siehe dazu Gehrig 2011). 

Mit dem Versuch, den Geltungsbereich thermodynamischer Gesetze auf den 
der politischen Ökonomie auszudehnen, liegt jedoch ein klassischer Fehlschluss 
vor. Altvater könnte hier lediglich versuchen, die Geltung thermodynamischer 
Gesetze zu postulieren. Er verbleibt damit im Rahmen positiver Ökonomie (und 
nicht deren Kritik). Ökonomie als Modelltheorie bleibt heuristisches Mittel. 
Konsequent muss die Ökonomie, das ‘System der Werte’ auf das der Entropie 
ausgerichtet werden, dessen Vorgabe wird in der Sprache der Thermodynamik 
formuliert: die Entropie solle nicht vermehrt werden. 

Altvater willam Anfang seines Buches Die Zukunft des Marktes noch den 
Versuch machen, „Kategorien zu kompatibilisieren, um eben die Schnittstellen 
zwischen Sozial- und ökologischer Wissenschaft für Koppelungsmanöver geeignet 
zu machen“ (Altvater 1991: 25). Dieses Programm reduziert sich aufgrund der 
theoretischen Disparitäten im Laufe der Argumentation aufeine bloße Analogie- 


19 Im Anschluss daran argumentiert u.a. Schyga (1997: 520f.): „Die Kategorie des Gebrauchs- 
wertsistvon daher zu fassen als Maßstab der Nutzungund Vernutzungvon durch Arbeit 
umgeformter Natur, von gespeicherter Energie und Materie. Die Einheit für dieses Maß 
ist die Entropieproduktionsrate“. 
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bildung zwischen Thermodynamik und sozialwissenschaftlicher Gebrauchswert- 
theorie: „Diese physikalische Definition [des Entropiebegriffs] muß an sozialwis- 
senschaftliche Argumentationszusammenhänge adaptiert werden; sie wird nur 
in Analogie zu verwenden sein“ (Altvater 1991: 256).”° Das Kopplungsmanöver 
bleibt damit unbegründet. 

Aber gerade anhand jener Analogien zwischen Thermodynamik und sozi- 
alwissenschaftlicher Gebrauchswerttheorie zeigen sich die damit gesetzten be- 
grifllichen Schwierigkeiten. Die Analogien erweisen sich zunächst als nicht schr 
weitreichend. Die Thermodynamik wie auch der Begriff der Entropie müssen stark 
zugerichtet werden, um überhaupt irgendeine Analogie reklamieren zu können. ”! 
Eine erste, in dieser Hinsicht notwendige Modifikation, die die Grenzen der 
Thermodynamik bereits überschreitet, ist die Erweiterung des Geltungsbereichs 
auf ‘Stoffe. Der zuerst von Georgescu-Roegen formulierte sogenannte ‘vierte 
Hauptsatz’ der Thermodynamik wird eingeführt, weil nicht nur Energie (wie 
in der Thermodynamik), sondern auch Stoffe in eine entropische Betrachtung 
einbezogen werden sollen (Georgescu-Roegen 1987: 8, 1979: 1029). Die eigent- 
liche Thermodynamik ist jedoch nicht für ‘Stoffe’ definiert. Söllner (1996: 126) 
hält in Folge dessen die Formulierung des ‘vierten Hauptsatzes’ zu Recht für 
unzulässigund widersprüchlich. Im Anschluss an Georgescu-Roegen u.a. wird im 
ökologischen Diskursjedoch bedenkenlos von der Entropie der Stoffe gesprochen 
(u.a. bei Burkett/Foster s.o.). 

Eine weitere Modifikation der „anthropozentrischen“ (Georgescu-Roegen) 
Interpretation der Thermodynamik ist der Tatsache geschuldet, dass die Erde 
nicht als geschlossenes System gelten kann. Die Erde als „offenes System“ würde 
jedoch nicht notwendigmit Entropieanstiegzusammengedacht werden können. 
Die klassische Thermodynamik gilt nicht für offene Systeme fern vom thermo- 
dynamischen Gleichgewicht. 

Georgescu-Roegen versucht sich aus dem Problem herauszuwinden, indem 
er davon spricht, dass „die Erde praktisch ein geschlossenes System darstellt“ 
(Georgescu-Roegen 1987: 9). Altvater meint, im Kapitalismus sei die Erde in 
ein geschlossenes System verwandelt worden (Altvater 2006: 81, vgl. Altvater/ 


20 Ähnliches wird für die thermodynamische Ergänzung der Umwelt- und Ressourcen- 
ökonomie formuliert: „Das Konzept Entropie kann durch Analogbetrachtung [...] in 
die ökonomische Theorie einbezogen werden“ (Stephan 1991: 330). Vgl. Söllner 1996: 
167, Proops 1987: 237. 

21 Dass Altvater die Thermodynamik (aus physikalischer Sicht) ziemlich frei interpretiert, 
hat Uli Albrecht deutlich gemacht (Albrecht 1998, vgl. auch Weiß 1994; Blendowske 
1993). 
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Mahnkopf 1996: 73), bzw. die Erde sei material geschlossen, aber energetisch 
offen (Altvater/Mahnkopf 1996: 504, vgl. Altvater 1994:108f.). 

Auch Stephan sieht die Ungereimtheit, in Bezug auf die Erde mit einem na- 
turgesetzlich notwendigen Entropieanstieg zu argumentieren. Für ihn geht es 
in solchen kritischen Einwänden (die Erde ist kein geschlossenes System, die 
Möglichkeit von Selbstorganisationsprozessen muss einbezogen werden) lediglich 
um allgemeine Folgerungen. Aus dem zweiten Hauptsatz der Thermodynamik 
ließen sich jedoch speziellere Aussagen ableiten, die realistischer erschienen, da 
dabei die Voraussetzungen des zweiten Hauptsatzes „cher erfüllt“ seien (Stephan 
1991: 334). Auch Binswanger stellt sich dem Problem: „Nur [!] das gesamte 
Ökosystem der Erde stellt ein geschlossenes System dar, welches zwar [!] Energie, 
aber keine Materie mit seiner Umgebung austauscht“ (Binswanger 1994: 160, 172, 
194). An anderer Stelle formuliert er, die Erde sei ein „teilweise offenes System“ 
(Binswanger 1991: 92). Bei Söllner ist die Erde ein geschlossenes System, das 
Energie importiert (Söllner 1996: 83, 67) - ein offensichtlicher Widerspruch. 

Auch Altvater wird sich dieser Problemlage bewusst und schlussfolgert daraus, 
dass die Annahme eines geschlossenen Systems aufzugeben sei (Altvater 1991: 
257). Das Entropiegesetz sei nur „unter Beachtung einer Reihe von Nebenbe- 
dingungen“ sinnvoll anzuwenden, fasst Altvater die Einführung der verschiede- 
nen ‘Modifikationen’ zusammen (Altvater 1991: 256). Ohne auf die genannten 
Nebenbedingungen näher einzugehen, resümiert er: „Mit dieser physikalischen 
Definition [der Entropie] ist in sozialwissenschaftlichen Argumentationszusam- 
menhängen nicht viel anzufangen. Sie wird daher auch unter Verlust der Exakt- 
heit, der Operationalisierbarkeit und Quantifizierbarkeit in Analogie verwendet“ 
(Altvater 1989: 6; Altvater 1994: 108).”? 

Altvater indiziert hier nicht weniger als eine Verwendungder Ihermodynamik 
ohne gegebene Verwendbarkeit. Was bleibt damit von seiner thermodynamischen 
Argumentation? Ein in thermodynamischer Begriflichkeit verfasster, über pro- 
blematische Analogisierungen, Zurichtungen und die Einführung von Neben- 


22 Weiß (1994: 182) wirft Altvater vor, sein Begriff der Entropie verliere „seine Operatio- 
nalisierbarkeit in der Verallgemeinerung“. Blendowske spricht zu Recht von „Altvaters 
pseudonaturwissenschaftliche[m] Jargon“. Trotz aller Einschränkungen, die Altvater 
vornehmen müsse, hindere ihn das nicht, „seine apodiktischen Aussagen mit der Weihe 
naturwissenschaftlicher Notwendigkeit vorzutragen“. Mit dem „Fetisch Entropie“ be- 
treibe er Naturalisierung (Blendowske 1993) In seiner Erwiderung unterstreicht Altvater 
(1993), dass sein Entropie-Begriff „einen sozialwissenschaftlich definierten und mithin 
begrenzten Stellenwert“ habe, er sei „ein sozialwissenschaftlicher Begriff“, er dehne nur 
die Reichweite der politisch-ökonomischen Analyse interdisziplinär aus. Was macht 
aber dann die interdisziplinäre Ausdehnung aus? Und was ändert das hinsichtlich der 
vorgetragenen Kritik? 
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bedingungen konstruierter Zusammenhang, der letztlich nur den Rang eines 
metaphorischen Appells haben kann. Politische Ökonomie als nebeneinander 
von Wert- und Stoffökonomie löst sich aufdieser Begründungsebene letztendlich 
in Ethik auf. Gefordert wird, die Entropie solle nicht vermehrt werden: „Von der 
Veränderung der Entropie |...) kann also in den Sozialwissenschaften lediglich 
in bezug auf eine soziale Zielfunktion gesprochen werden“ (Altvater 1994: 108). 

Die Kurzschlüssigkeit solcher Analogisierungs- und Adaptionsversuche zeigt 
sich noch aufanderen Ebenen. Abgesehen von der grundlegenden Notwendigkeit 
einer Kritik akademischer Naturwissenschaften ist die Thermodynamik als physi- 
kalisches Modell immer auch der innerphysikalischen Kritik nicht zuletzt durch 
das Entstehen neuer Modelle ausgesetzt. Dies beiseite gelassen soll hier lediglich 
die Frage gestellt werden, welcher Nutzen unter ‘ökologischer’ Perspektive aus 
der analogisierenden thermodynamischen Erweiterung des Marxismus (bzw. der 
politischen Ökonomie) gezogen werden kann.” 

Dabei zeigt sich vor allem das Problem, dass mit dem entropischen Maßstab 
Stoffe und Prozesse nur in eben dieser Dimension entropischer Degradation 
erfasst werden können. Beispielsweise kann die gerade für die ‘ökologische’ 
Problematik entscheidende Ebene toxikologischer Effekte prinzipiell nicht er- 
fasst werden.”* Georgescu-Roegen führt zur Verdeutlichung dieses Problems 
das Beispiel der Nutzbarkeit giftiger Pilze an (Georgescu-Roegen 1987: 10). Die 


23 Aufdie auch bei Altvater zu findende problematische Übertragung naturwissenschaft- 
licher Begrifllichkeit auf soziale Gegenstände soll hier jedoch noch hingewiesen werden. 
So sprechen Altvater/Mahnkopf beispielsweise von „soziale[r] Entropie“, sie sei „[k] 
ulturkritisch gewendet [...] ein Maß für die "Vermassung’ der Gesellschaft“ (Altvater/ 
Mahnkopf 1996: 516, vgl. 537, vgl. Altvater 1992: 46). Bereits Hein (1993: 167f., vgl.: 
157) stellt fest, dass Altvater das Entropiekonzept auch auf „soziale und politische Ord- 
nungszustände“ überträgt. Er beklagt zu Recht, dass bei Altvater „an vielen Stellen die 
begrifflichen Analogien die eigentliche sozialwissenschaftliche Analyse“ ersetzen würden 
(Hein 1993: 170). Altvater schreibt in seiner Replik auf die Kritik von Hein und anderen 
an seinem Begriffsgebrauch, er habe, „um der Analyse irreversibler ökologischer De- 
gradation begrifliche Stringenz zu geben, Anleihen in der thermodynamischen Physik 
vorgenommen“. Er müsse jedoch auf seiner „Erweiterung des sozialwissenschaftlichen 
Begriffsapparats insistieren, da die heute gebräuchlichen Theorien unzureichend sind, 
die ökologischen Problemlagen angemessen zu begreifen“ (Altvater 1994: 107). 


24 Pfriem (1986: 215) sieht aus diesem Grund auch keine Verwendbarkeit des Entropiege- 
dankens in der Öko-Bilanzierung, vgl. Pastowski (1994: 228, 230), Söllner (1996: 141f., 
178). Für Söllner (1996: 178) können die bisherigen Versuche, Ökonomie und Ther- 
modynamik zu kombinieren, sowohl ökonomisch als auch ökologisch keine sinnvollen 
Aussagen machen. Auch Binswanger bewertet Entropie hinsichtlich einer Verwendung 
als „Gesamtindikator für Umweltzerstörung“ skeptisch. Mit dem Entropie-Ansatz ließen 
sich „jeweils nur ganz bestimmte Aspekte [...] unter stark idealisierten Bedingungen“ 
darstellen (Binswanger 1994: 186). Offene Systeme entzögen sich einer streng determi- 
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niedrige Entropie giftiger Pilze ist nicht zu unterscheiden von der ungiftiger und 
wohlschmeckender.” Eindringlicher würde dies Beispielanhand von Stoffen wie 
Dioxin oder von radioaktiven Substanzen. Auch die Einbeziehung psychosoma- 
tischer Aspekte von Umweltverschmutzung (z.B. durch Lärm-Beeinträchtigung 
etc.) oder ästhetischer Gesichtspunkte ist in solchen Entropie-Modellen voll- 
kommen ausgeschlossen. 

Das grundsätzliche Problem ist, dass die verschiedenen Prozesse der Entro- 
piezunahme sich qualitativ in Bezug auf die Auswirkungen auf den Menschen 
(und d.h. dessen natürlicher Umwelt) nicht unterscheiden lassen. Es ist kein 
allgemeiner naturwissenschaftlicher Maßstab für die verschiedenen Qualitäten 
der Stoffe etc. anzugeben. Dazu wäre ein zusätzliches normatives Erfassungs- und 
Bewertungssystem notwendig. Dieses, nicht die Entropierechnung, fungierte 
dann als qualitativ-anthropozentrischer Maßstab. 

Das Problem der ‘ökologischen’ Maßstäbe zeigt sich auch bei der intendierten 
Bewertung gesellschaftlicher Abläufe. Dem entropischen Maß ist keine innere 
Grenze eigen. Welche Zunahme von Entropie der Gesellschaft zugestanden wird, 
ist aus den naturwissenschaftlichen Modellen selbst nicht zu erschließen. Eine auf 
äußerlichen Kriterien beruhende quantitative Festlegunghätte in jedem einzelnen 
besonderen Anwendungsfall sowie in Koordination mit einem sich ergebenden 
Gesamtsystem zu erfolgen. Eine Erfassung produktionstechnischer Prozesse 
allein würde dabei nicht ausreichen, da die Produkte ihre entropische Wirkung 
erst vollständigin der Konsumtion entfalten. Eine Erfassung von Entropie in Pro- 
duktionsprozessen müsste sich also auf diesen Bereich ausdehnen und komplexe 
Wechselwirkungen einbeziehen oder gar antizipieren können. Dies deutet auf 
die massiven Probleme der Operationalisierung eines entropischen Maßes hin. 

Auf der Ebene der Operationalisierbarkeit einer thermodynamischen Ge- 
brauchswerttheorie ist es nur möglich, sich entweder politisch eine Festlegung 
der gesamten Produktions- und Konsumtionssphäre mittels eines gigantischen, 


nistischen Beschreibung. Eine Quantifizierung ökologischer Veränderungen könne der 
Entropie-Ansatz nicht liefern (Binswanger 1994: 188). 


25 Giftige und wohlschmeckende Pilze unterscheiden sich für Georgescu-Roggen nicht in 
ihrem entropischen Zustand, sondern in ihrem „economic value“ (Georgescu-Roegen 
1971: 282). Altvater dagegen argumentiert: „Essbare Pilze sind, wie Georgescu-Roegen 
hervorhob, von hohem Nutzen und haben daher niedrige Entropie“ obwohl sie „physi- 
kalisch gesehen“ von „gleicher Qualität und Entropie“ seien (Altvater 1993). Damit wird 
deutlich, wie schr Altvater Entropie mit Nutzen identifiziert bzw. in Nutzen auflöst. 
Er unterschiebt hier einen doppelten Entropiebegriff: Entropie meint einerseits Nut- 
zengröße, andererseits physikalische Größe. Nach Weiß (1994: 182) liegt in Altvaters 
Argumentation eine „Umkehrung des Begriffs-Inhaltes“ vor, Nützlichkeit bestimme 
hier die Entropie, nicht mehr umgekehrt. 
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technik-utopischen Erfassungs-, Bewertungs-, Verrechnungs- und Steuerungs- 
systems vorzustellen, oder es wird lediglich eine volkswirtschaftlichen Scha- 
densbilanz entworfen, die in Entropie bewertet, statt in Geld.” Eine solche, 
dem volkswirtschaftlichen Rechnungswesen vergleichbare Bestimmung würde 
dann weitgehend mit fiktiven bzw. geschätzten Zahlen arbeiten. Nicht nur an- 
gesichts der oben angeführten Probleme würde jedoch der Versuch, eine derart 
“ökologisch’ ausgerichtete volkswirtschaftliche Gesamtrechnung auf Grundlage 
nur einer Kategorie (Entropie) aufzustellen, eine unsachgemäße Engführungder 
Okologieproblematik darstellen. 

Zusammenfassend lässt sich feststellen: Eine Quantifizierung des Produktions- 
prozesses mittels Entropieanstieg muss in jedem Fall scheitern. Eine entropische 
Bewertung des Produktionsprozesses, zudem in dieser Ausschließlichkeit, wäre 
gerade auch aus ökologischer Betrachtung unsinnigoder sogar kontraproduktiv. 

Altvater kann sich diesen Konsequenzen nicht verschließen. Die praktische 
Anwendbarkeit oder gar Nützlichkeit wird von ihm nicht weiter thematisiert. 
Am Ende der von ihm zT. selbst zugestandenen Probleme hinsichtlich einer 
Analogisierung und ‘anthropogenen’ Uminterpretation der Thermodynamik 
in ökologischer Hinsicht bleibt ihm nur noch, eine an niedriger Entropie orien- 
tierte Gebrauchswert- bzw. Maßtheorie als ethischen Imperativ zu formulieren. 
Entropie bleibt dabei Metapher für anderes. 

Für die Verwendung naturwissenschaftlicher Begriffe und Theoreme zeigt sich 
neben der Funktion der heuristischen Metaphernbildung noch eine politische: 
Söllner (1996: 13) formuliert, dass soziale Systeme besser stabilisiert werden 
könnten, wenn sie mit Prinzipien gerechtfertigt würden, die natürlich, „d.h. der 
natürlichen Welt bzw. den Naturwissenschaften entlehnt“ seien. Anderenfalls 
„würden sie laufend in Frage gestellt“ - was ihre Stabilisierungsfunktion rangiert. 
Früher habe dies die Religion sehr effektiv erfüllt. 

Als politisches Ergebnis bleibt das, was Altvater die „Re-moralisierung“ 
(Altvater 1991: 346, 350) der Ökonomie nennt, über die die „schöne Welt der 
Waren“ (Altvater 1991: 338) dann ohne ökologische Bedenken propagiert werden 
kann - eine Konsequenz, die Altvater alternativlos erscheint. Die Grenzen des 
Wachstums verlangten „institutionelle Regeln, entsprechende Verhaltensco- 
dices, Normen und möglicherweise eine Moral“ (Altvater/Mahnkopf 1996: 
76). Das Gebot, keine Entropie zu vermehren, wird zum moralischen Imperativ 
systemischer Intelligenz (Altvater 1991: 364f.). Das „ethische Defizit“ einer 
ausschließlich durch den Markt gesteuerten Ökonomie soll offenbar durch eine 


26 Ähnliche Probleme einer gesellschaftlichen Quantifizierung der Ökonomie werden von 
Marx in der Kritik an Proudhons Arbeitszettel-Utopie festgehalten. 
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institutionalisierte ökologische Ethik aufgefangen werden, Ökonomie funktio- 
niere nur, wenn sie durch äußere Normen reguliert werde (Altvater 1991: 366f.). 
Diese Institutionen sind dann der Ausdruck politisch-planerischer Steuerungder 
Ökonomie mittels „Umweltstandards“ (Altvater 1991: 367). 

Wandelt sich die Orientierungaufein naturwissenschaftliches Gesetz in einen 
ethischen Imperativ, scheint dies politisch jedoch nicht ausreichend. Für Altvater 
sind „kategorische Handlungsimperative [...] unzureichend, wenn nicht Regeln 
ökologischen Handelns institutionalisiert werden“ (Altvater 1991: 272, vgl. 222). 
Diese Imperative müssten durch „Sanktionierungsmöglichkeiten zur Hand- 
lungsrestriktion für alle“ werden (Altvater 1991: 272). Konsensuell legitimiert, 
institutionell abgesichert und mit Sanktionsmöglichkeiten ausgestattet, wird so 
der entropische Imperativ zur Leitnorm, an der sich Politik und Gesellschaft zu 
orientieren hat. Um der „ehernen“ (Altvater) Bedingungder thermodynamischen 
Gesetze zu genügen und um die systemische Intelligenz zu steigern, soll „das 
Soziosystem [...] so organisiert werden“, dass „das thermische Gleichgewicht“ 
realisiert wird (Altvater 1991: 259). 

Als politisch-ökonomische Lösung der Umweltkrise wird hier am Ende der 
thermodynamischen Kopplungsmanöver ein politisch geregelter Kapitalismus 
angeboten. Die Überwindung des Kapitalismus - über weite Strecken Anspruch 
des Marxismus - gilt bei Altvater als unmöglich, denn auch ein „Verein freier 
Menschen kommt [...] ohne die Entlastungen, die die verdinglichte ‘Zurück- 
spiegelung’ der Gesellschattlichkeit in den Waren und im Geld bietet, nicht aus“ 
(Altvater 1991: 359). 

Als Ausweg aus der Misere der Entropie, zu der die „Dreifaltigkeit von Ka- 
pitalismus, Fossilismus, Rationalität“ geführt habe (Altvater 2006: 91), weist 
Altvater den Weg der „solare[n] Revolution“ (Altvater 2006: 202). Nach dem 
Scheitern des Sozialismus nennt Altvater seine Alternative eine solare und soli- 
darische Gesellschaft. Dies sei „ein System erneuerbarer Ressourcen mit den dazu 
passenden sozialen Formen“ (Altvater 2006: 21, 214). Die Lösung der ökologi- 
schen Krise geht eben nur mit dem Ende des Kapitalismus, wie wir ihn kennen 
[Hervorh. TG], zusammen, und damit wird es auch nur „ein anderer Kapitalismus 


27 „Es müssen daher Regeln gesetzt werden, um aus den [...] moralischen Irrgärten heraus- 
zukommen“ (Altvater/Mahnkopf 1996: 538). Altvater/Mahnkopf suchen hier an Kants 
Imperativ anzuschließen und formulieren ihn - aufder Höhe der Zeit - so: „Fahre Auto, 
wenn dies auch dann noch möglich ist, sollten alle 6,2 Milliarden Menschen ebenfallsam 
Ende des Jahrhunderts das Auto nutzen“ (ebd.). Ethik müsse zu einer „gesellschaftlichen 
‘Gewohnheit’, werden, um die „Überanstrengung des Individuums bei der Befolgungvon 
‘Leitbildern’ [zu] vermeiden“ (Altvater/Mahnkopf 1996: 574). Sie setzen auf politische 
Regulierung der Marktökonomie und eine zukünftige globale „civil society“ (Altvater/ 


Mahnkopf 1996: 575ff., 590). 
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werden“, d.h. Kapitalismus bleiben. Nur seine „soziale Formation“ müsse dem 
neuen Energiesystem angepasst werden (Altvater 2006a: 182). Ein ökologischer 
Modernisierungsdiskurs! 


Die Faszinationsgeschichte der akademischen Naturwissenschaften ist im 
Marxismus ungebrochen. In empiristischer Naivität wird einem ökonomischen 
Modellein naturwissenschaftliches zur Seite gestellt. Marx’sche Theorie wird so 
auf politische Ökonomie reduziert, sie wird weitgehend als Arbeitswerttheorie 
gelesen. Marx jedoch ist Kritiker der Arbeitswerttheorie, wie sie in der klassischen 
politischen Ökonomie von Adam Smith und David Ricardo ausgearbeitet wurde 
(vgl. Behrens 1993). 

Theoretiker wie Altvater oder auch Martinez-Alier gehen dagegen von einer 
solchen positiven Arbeitswerttheorie aus. Während Altvater versucht, einer als 
Wertrechnungmissverstandenen Marx’schen Theorie eine Energierechnungan- 
zufügen, begreift Martinez-Alier nicht, warum es nicht ausreicht, als „Alternative“ 
aufeine „allgemeine Werttheorie“ zu verzichten (Martinez-Alier 1987: 83), um 
die Weltwirtschaft so „zu steuern, dass sie die von den Menschen benötigten Ge- 
brauchswerte produziert“. Steuerungsmodelle für den Kapitalismus zu entwerfen, 
war nie die Intention bei Marx. Die Arbeitswerttheorie muss als ein spezifischer 
Ausdruck bürgerlicher Gesellschaft, d.h. kapitalistischer Ökonomie begriffen und 
kritisiert werden. Es ist insofern unsinnig, sie in naturwissenschaftlicher Sprache 
zu verdoppeln. Wer glaubt, einfach „Tatsachen in die Sprache der Physik“ über- 
setzt zu können, um damit ein „Verständnis der realen Quellen des Wachstums“ 
(Martinez-Alier 1987: 82£.) zu generieren, irrt. Die Untergrabung der ‘Spring- 
quellen allen Reichtums), ‘der Erde und den Arbeiter’ (MEW 23: 530, MEGA 
11/5: 456) ist in kapitalismuskritischer Perspektive von der Kritik der politischen 
Ökonomie ausgehend diskutierbar und begreifbar. Naturwissenschaftliche oder 
sonstige Modelltheorie folgt jedoch anderen methodischen Prämissen. 
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Bernd Röttger 
Das Landnahmetheorem: eine kritische Würdigung' 


In letzter Zeit sind mit dem Begriff der „Landnahme“ nicht nur Prozesse kapita- 
listischer Inwertsetzung infolge von Privatisierungen und Deregulierungen der 
Ökonomie charakterisiert worden. Diese im „neuen Imperialismus“ (Harvey 
2005) verankerten Landnahmen wurde insbesondere von Klaus Dörre im Rah- 
men seiner Rekonstruktion einer kapitalismuskritischen Soziologie zu einem 
Schlüsselbegriff nicht nur zur Kennzeichnung der Signatur einer Epoche - der 
„finanzkapitalistischen Landnahme“ im Gefolge der Weltwirtschaftskrise der 
1970er Jahre -, sondern des Verständnisses kapitalistischer Entwicklung über 
verschiedene historischen Entwicklungsphasen hinweg. 


Dörre greift mit seinem Landnahmetheorem - der „Generalisierung der Land- 
nahme-These“ (2009, 39) - ein erklärungswürdiges Phänomen widersprüchli- 
cher Entwicklungstendenzen kapitalistischer Produktion auf: ihre trotz immer 
wiederkehrender Krisen und (antagonistischer) Konflikte ausgeprägte Fähigkeit, 
sich in historisch unterscheidbaren Gesellschaftsformationen zu reproduzieren. 
So scheinbar erneut auch in der restaurativen Krisenpolitik infolge des jüngsten 
„großen Krise“. Tatsächlich stellen ökonomische Krisen des Kapitalismus nicht 
zwingend eine Bestandsgefährdung für das dominierende ökonomische Ent- 
wicklungsmodell dar. Sie sind vielmehr integraler Bestandteil kapitalistischer 
Reproduktion. Ihre Funktion besteht - paradoxerweise - in der Bestandssiche- 
rung und können immer wieder auch von jenen Kräften zur Erneuerung ihrer 
Herrschaft benutzt werden, die durch die Krise gerade delegitimiert schienen. 
In der Geschichte haben sich aber auch ökonomische Krisen immer wieder zu 
Geburtshelfern radikaler Umbrüche entfaltet. „Die Zeit der Krise“, so schon Marx 


1 Die Ausführungen basieren aufeinem Vortrag, den ich im Rahmen der 5. Braunschweiger 
Gramsci Tage am 8. Oktober 2011 im Braunschweiger Gewerkschaftshaus gehalten habe. 
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in einem Brief an Lassalle, muss daher immer „zugleich die der theoretischen 
Untersuchungen“ sein (MEW 28, 612). 

Auch „große Krisen“, deren Überwindung objektiv eine Umwälzung in den 
Strukturen der Akkumulation und der sozialen und politischen Regulation 
quasi in den Rangeiner zwingenden Notwendigkeit erhebt (wie die Depression 
1873-1895, die Krise der 1930er und die Krise der 1970er Jahre), erweisen sich 
keineswegs als „revolutionäre Krisen“. Gilbert Ziebura (1984, 30) zeigt in seiner 
historischen Analyse, dass „die drei letzten Weltwirtschaftskrisen jedenfalls [...] 
drei völligunterschiedliche Erscheinungsbilder“ zeigten und fordert eine Theorie 
zu entwickeln, die jenseits der „lichten Höhen inhaltsleerer Abstraktionen“ die 
verschiedenen Krisenursachen und -ausgänge erklären kann. 

Hier setzt in gewisser Weise das Konzept der Landnahme an: es diagnostiziert 
unterschiedliche Formen von kapitalistischer Landnahme, mit denen das Kapital 
seinein Krisen manifest werdenden Verwertungsprobleme löst und - für eine re- 
lative Dauer - einen neuen Entwicklungstyp des Kapitalismus generiert: die nach 
außen gerichtete „imperialistische Landnahme“ im organisierten Kapitalismus 
seit dem Ende des 19. Jahrhunderts, die „innere Landnahme“ (Burkhart Lutz) 
durch Kapitalisierung der Landwirtschaft und damit die Freisetzung der „dop- 
pelt freien Lohnarbeiter“ für die industrielle Massenproduktion im expandieren 
Fordismus und die „neuen Landnahmen“ als Antwort auf die Krise des Fordis- 
mus: der Privatisierung öffentlicher Güter (die Verwandlung aller ökonomischen 
Bereiche, die vorher nicht dem kapitalistischen Rationalitätsmodells unterstellt 
waren, in Anlagesphären des Kapitals) sowie finanzmarktgetriebene Verände- 
rungen in der kapitalistischen Regulation. Dörre (2009a, 22) spricht davon, 
dass die „marktbegrenzenden Institutionen“ des sozial- und wohlfahrtsstaatlich 
pazifizierten Kapitalismus nun „zum Objekt einer neuen Landnahme“ geworden 
sind. An anderer Stelle (2010, 130) lässt Dörre keinen Zweifel daran, dass „die 
finanzkapitalistische Landnahme [...] auch als Reaktion auf diese Revitalisierung 
organisierter Arbeitermacht verstanden werden“ könne. „Eine Dynamisierung 
der Kapitalakkumulation sollte nunmehr auf dem Weg einer Okkupation eben 
jenes ‘Außen’ erreicht werden, welches dem fordistischen Kapitalismus durch 
marktbegrenzende Institutionen und die Inkorporation von Arbeitermacht 
aufgezwungen worden war.“ 


Sowohl Dörre als auch Harvey rekurrieren in ihren Analysen waltender „Dia- 
lektik von Innen und Außen“ (Dörre 2009, 42), auf zwei Texte sozialistischer 
Klassiker: Rosa Luxemburgs Studie zur Akkumulation des Kapitals und ihre 
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zentrale These, dass die Reproduktion des Kapitalverhältnisses auf die Exstenz 
„nicht-kapitalistischer Milieus“ angewiesen ist, die für die erweiterte Reproduk- 
tion notwendig kapitalistisch durchdrungen werden müssen, und das 24. Kapitel 
aus dem ersten Band des Kapital (Die sog. ursprüngliche Akkumulation), in der 
Marx, die - mit staatlicher Gewalt - erzwungene Durchsetzung der kapitalisti- 
schen Produktionsweise analysiert. 

Im Landnahmetheorem wird - an Luxemburganschließend - die beständige 
„Okkupation eines ‘Außen’“ als Voraussetzung erweiterter Reproduktion be- 
griffen, an Marx anknüpfend die beständige Anwesenheit „außerökonomischer 
Zwangsgewalten“ in der kapitalistischen Ökonomie postuliert. Dörre (2009, 
247) sicht im Landnahmetheorem das „verallgemeinert, was Marxallein für die 
Periode ursprünglicher Akkumulation gelten lassen wollte: der Kapitalismus 
bedarf, um funktionieren zu können, periodisch einer politischen Kraft, die die 
ökonomischen Gesetzmäßigkeiten’ bricht.“ Ähnlich spricht Harvey (2011, 341) 
davon, dass der Kapitalismus „schon längst an sein Ende gekommen [wäre], wenn 
er nicht ständig auf neue Schübe der ursprünglichen Akkumulation, vor allem 
mit imperialistischer Gewalt durchgesetzt hätte.“ 

Landnahme wird so zum Element - krisenvermittelter - „Dynamisierung 
und Stabilisierung“ des Kapitalismus, die historisch immer neu vollzogen wer- 
den kann, weil der Kapitalismus dieses „Außen“ immer neu selbst produziert. 
Dörre argumentiert explizit gegen soziologische Zeitdiagnosen, die von einer 
grundlegenden Tendenz zur „Vermarktlichung“ sozialer Beziehungen und der 
„Ökonomisierung“ sozialer und politischer Institutionen sprechen und sicht hier 
zurecht das „Zerrbild einer reinen Marktwirtschaft“ (2009a, 31) konstruiert. 
Harvey (2007, 25ff.) wendet sich vor allem gegen eine marktzentrierte Neolibe- 
ralismuskritik, die den repressiven Charakter neoliberaler Staatlichkeit (nach 
innen und außen) verkennt. 

In dieser Logik muss Luxemburg dafür kritisiert werden, dass sie die End- 
lichkeit kapitalistischer Landnahmen infolge fortschreitender imperialistischer 
Durchdringung der Weltökonomie annahm, Marx dafür, dass er für die „aus- 
gebildete“ kapitalistische Produktionsweise einen Markt sans phrase postulierte, 
in dem der „stumme Zwang der ökonomischer Verhältnisse“ ausreicht, um die 
Herrschaft des Kapitals zu besiegeln (MEW 23, 765). 

In der Frage aber, was da eigentlich land-genommen werden kann, scheiden 
sich Harvey und Dörre. Bei Harvey erscheinen Landnahmen als Prozesse der 
„Akkumulation durch Enteignung“ und somit vor allem als In-Wert-Setzungen 
vormals nicht-kapitalistischer Sphären; Dörre dagegen hat einen wesentlich wei- 
teren Landnahmebegriff. Landnahmen greifen bei ihm auf alle „Einhegungen 
der Marktvergesellschaftung‘, sofern sie zum „Hindernis der Kapitalverwertung 


werden“ (2009a, 43). 
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Zum einen treten bei Dörre mit diesem erweiterten Landnahmebegriff auch 
Umformungs-, Aushöhlungs- und Schwächungstendenzen“ von institutionali- 
sierten Klassenkompromissen in den Blick, etwa der Tarifvereinbarungen (ebd., 
54). Sie werden zum Gegenstand von Landnahme, indem ihr Wirkungsmecha- 
nismus verändert wird, die Regulation mit dem vorherrschenden Akkumula- 
tionsmodell kompatibel wird und im Ergebnis Arbeitskräfte für neue Formen 
der Mehrwertproduktion diszipliniert werden. Zum anderen werden unter dem 
sog. „Außen“ der kapitalistischen Produktionsweise nicht allein institutionelle 
Form verstanden, die den Kapitalismus „pazifizieren“ und die Ware Arbeitskraft 
„dekommbodifizieren“, also von den Marktrisiken abkoppeln. Dörte begreift den 
von Marx beschriebenen „Reservearmeemechanismus“ selbst als einen „klassi- 
schen Fall der aktiven, kapitalistischen Herstellung eines Außen‘... Innen’ steht 
Ausbeutung, die private Aneignung eines kollektiv erzeugten Mehrwerts, im 
Zentrum; ‘außen’ geht es um das Herabdrücken von Einkommen und Lebens- 
bedingungen unterhalb des Standards der Klasse, um Überausbeutung und im 
Extremfall um die vollständige Brachlegung des Arbeitsvermögens.“ (ebd., 45) 

Damit gelingt es dem Dörreschen Landnahmentheorem auch hinter die of- 
fenkundige kapitalistische Penetration etwa in Prozessen des Landgrabbings oder 
einer von der internationalen Austeritätsphalanx aufgeherrschten Privatisierung 
von Staatsbesitz in Griechenland zu blicken und einen Gesamtkomplex kapita- 
listischer Restrukturierung ins Visier zu nehmen, der sich nicht auf Inwertset- 
zungsprozesse reduzieren lässt, sondern den Modus der Mehrwertproduktion 
grundlegend verändert. Das bildet den Kern auch seiner Prekarisierungsthesen. In 
Dörres finanzkapitalistischer Landnahme seit der Krise der 1970er Jahre werden 
spezifische Formen der „primären Ausbeutung“ (durch formationsbestimmten, 
kollektivvertraglich regulierten „Äquivalententausch“) mit neuen Formen der 
„sekundären Ausbeutung“ kombiniert. Vor allem durch sog. Shareholder-Value 
Steuerungen werden Planungsziele des Kapitals vorgegeben, die in der Wert- 
schöpfungskette durch Out-Sourcing, Ausweitung der Leiharbeit, Scheinselb- 
ständigkeit usw. durchgestellt werden. Derartige Prekarisierung der Lohnarbeit 
erzeugt, sofern sie mit der Aushöhlung dekommodifizierender Regulation des 
Lohnarbeitsverhältnisses gepaart ist, ein „Disziplinarregime“ - einen Modus 
der Kontrolle, „der die eigentlich Herrschenden weitgehend unsichtbar macht“ 
(2011a, 400), lebendige Arbeit für die neue Produktionsweise ‘formatiert’ und die 
Entstehung eines „politischen Klassenprojekts ‘von unten), das die verbreiteten 
Unsicherheitserfahrungen bündeln könnte“ (2010, 115) systematisch blockiert. 

Für Dörre stellte dieser Befund zugleich den Kern seiner Krisendiagnose dar. 
Im „neuen Staatsinterventionismus“ der Krisenpolitik walte eine Kontinuität 
kapitalistischer Landnahmsg, die „jene Gruppen der Bevölkerung, die mit Lohn- 
zurückhaltung, faktischen Rentenkürzungen, Prekarisierung und Armut die 
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Hauptlast der Anpassungan den vermeintlichen ‘Sachzwang Globalisierung’ zu 
tragen hatten, als Steuerzahler erneut zur Klasse“ bittet (2009a, 77). Genau diese 
Landnahme soll aber nun an Grenzen kommen: „Die Mittel, die im Kapitalismus 
angewendet werden, um Krisenprozesse zumindest zeitweise zu überwinden 
(Landnahme und Wachstum, BR), führen in der gegenwärtigen Konstellation 
einer ökonomisch-ökologische Doppelkrise unweigerlich dazu, dass sich die öko- 
logische Krise dramatisch verschärft.“ (Dörre 2011b) Darüber hinaus zeige die 
Krisenpolitik (nicht nur) gegenüber Griechenland, dass auch „sozialen Grenzen“ 
dieser Politik erreicht seien. Widerstandsfähigkeit müsse jedoch durch neuartige 
Verknüpfungen von ökologischer und sozialer Frage in einer grundlegenden 
Re-Demokratisierung der Gesellschaften neu erzeugt werden. 


Abgeschen von der metaphorischen Schieflage der Grundannahmse, dass Land- 
nahmen „prinzipiell unendlich“ seien (2010, 239) - „ Land’ ist immer endlich“ 
(Rosa 2009, 209) - kommen die Schwächen des Landnahmetheorems vor allem 
in der Krisenanalyse zum Ausdruck. 

Erstens erscheinen im Landnahmetheorem jegliche Formen kapitalistischer 
Landnahmen als probate Mittel, Verwertungsprobleme des Kapitals zu lösen. 
Gerade aber die Kontinuität der Landnahmen in der restaurativen Krisenpolitik 
zeigt, dass Landnahmen nicht in jedem Fall und in jeder historischen Situation 
als Momente kapitalistischer Krisenüberwindung fungieren können, sondern 
auch als Strategien, die die Krise verlängern oder Krisenprozesse verlagern. Die 
Landnahmen in Griechenland können kaum als Elemente einer Krisenüberwin- 
dungsstrategie gedeutet werden. 

Zweitens erscheinen die in der „großen Krise“ des Kapitalismus manifest wer- 
denden „Grenzen“ der Landnahme und die notwendige gewordenen Alternativen 
zum herrschenden Modus kapitalistischer Produktion und Reproduktion im 
Landnahmetheorem vor allem in Gestalt naiven Hoffens bzw. diskursiver „Mo- 
ralisiererei“ (Braun 2009, 154). Es gelingt kaum, die „innewohnende Substanz 
der Geschichte“ im Krisenprozess aufzuspüren (durch die sich Möglichkeit und 
Notwendigkeit der Umwälzung paaren). Bei Dörre dominiert der normative 
Gestus: „Ein ökologischer Kondratieff muss den Druck von den schwächsten 
Gruppen der Gesellschaft nehmen, er 2155 in soziale Sicherungen, in öffentliche 
Güter und Beschäftigungsprogramme investieren und damit an der gesellschaftli- 
chen Korrektur jenes Außen’ ansetzen, das die finanzkapitalistische Landnahme 
produziert hat.“ (Dörre 2009, 83, Hervorhebungen von mir, BR) Zudem bleiben 
die Durchsetzungsbedingungen alternativer Entwicklungspfade eigentümlich 
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blass. Dörre (2009, 260ff.) nennt lediglich drei Basisvoraussetzungen: „das Ver- 
gesellschaftungspotential moderner Produktivkräfte“ sei auszuschöpfen, eine 
„egalitäre Verteilung von Vermögen, Einkommens-, Erwerbs-, Bildungs- und 
Partizipationschancen“ sei durchzusetzen, die „gesellschaftliche Produktions- 
planung“ habe Wirtschaftsdemokratie und „assoziierte Macht“ herzustellen. 

Drittens rächt sich so in gewisser Weise eine mit der Ihese von der historischen 
Unendlichkeit der Landnahme verknüpfte vorschnelle Luxemburg-Schelte. Rosa 
Luxemburg ging es noch um das Aufzeigen von Grenzen einer kapitalistisch 
formbestimmten Entwicklungsweise, die durch sie selbst produziert werden - um 
den Beweis der „Unmöglichkeit des Kapitalismus“, wie es am Ende ihrer Einfüh- 
rung in die Nationalökonomie heißt (GW 5, 778). Folglich konnte Luxemburg 
historisch-konkrete Formen, die eine Politik der Krisenüberwindungannehmen 
muss, noch kenntlich machen. Am Ende ihrer Studie Die Akkumulation des 
Kapitals heißt es: „Auf einer gewissen Höhe der Entwicklung kann dieser Wi- 
derspruch (andere Wirtschaftsformen zu verdrängen, aber zugleich existenziell 
an ihre Existenz gekoppelt zu sein, B.R.) nicht anders gelöst werden als durch 
die Anwendung der Grundlagen des Sozialismus.“ (GW 5, 411). 

Diese Bestimmungsfaktoren, die in einer konkreten historischen Situation, 
bestimmte Formen der Landnahme möglich machen, andere nicht oder nicht 
mehr, bleibt im Landnahmetheorem im Dunkeln. Welche Form der Landnahme 
sichert unter welchen Bedingungen der Kapitalreproduktion den Fortbestand 
kapitalistischer Produktion? Statt einer Antwort auf diese Frage, bewegen sich 
Dörres Ausführungen cher aufden „lichten Höhen inhaltsleerer Abstraktionen“ 
(Ziebura), indem sie - Polanyis Theorie der Great Transformation folgend - al- 
lenfalls eine scheinbar unendliche Pendelbewegung zwischen Prozessen kapita- 
listischer Marktentbettung und sozialer Rückbettungen suggerieren. - Und nach 
den entfesselnden finanzkapitalistischen Landnahmen sind nun halt wieder die 
Rückbettungen dran. 

David Harvey (2009) hat die Aufgaben von kritischer Theorie in emanzipato- 
rischer Absicht (gerade in Perioden ökonomischer Krisen) klar definiert: esgehe 
zum einen darum zu bestimmen, was getan werden müsse (um objektiv aus der 
Krise zukommen), zum anderen aber zugleich auch darum zu klären, wer esdenn 
eigentlich tun soll. Das Landnahmetheorem weist hier komplette Leerstellen auf. 
Letztlich wurzelt diese Unbestimmtheit einer historisch-konkreten Konfigura- 
tion des Verhältnisses von Akkumulation und Regulation wohl auch darin, dass 
das Bild vom „Innen“ und „Außen“ denkbar ungeeignet ist, den wechselseitigen 
Konstitutionszusammenhang von Ökonomie und Politik im Kapitalismus zu 
entschlüsseln. Bei Dörre heißt es lapidar: „Als historische ‘Fundsachen’, d.h. ohne 
jedwede geschichtliche Zwangsläufigkeit, können kapitalistische Landnahmen 
zeitweilig stabile Entsprechungen von Akkumulationsregime, Regulationsdispo- 
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sitiv und Produktionsmodellen hervorbringen.“ An dieser Stelle war aber auch die 
französische Regulationstheorie schon präziser. Aus ihrer Tradition stammt der 
Begriff der „Fundsache“, den auch Dörre verwendet: kapitalistische Regulation 
als „glückliche Fundsache“ und Ergebnis von Klassenauseinandersetzzungen und 
Kräfteverhältnissen. Alain Lipietz (1985, 114), Createur des Begriffs, fragt selbst, 
ob die Geschichte deshalb aber als ein „Kaleidoskop zufälliger Bewegungen“ zu 
begreifen ist - und verneint kategorisch: nicht alles sei zu jeder Zeit realisierbar, 
„nicht jede Erneuerung“ könne bestehen „und nicht jede Konfiguration von Ver- 
hältnissen“ könne stabil sein. Für die notwendige politökonomische Bestimmung 
der durch die jüngste Krise zementierten Handlungskorridore, in denen sich das 
Verhältnis von Akkumulation und Regulation ausbalancieren kann, fällt das 
Landnahmetheorem allerdings aus. 


IV. 


Das Dörresche Konzept der Landnahme entfaltet seine Plausibilität gerade durch 
die Erweiterung etwa auf Prozesse der Subordination kollektivvertraglicher 
bzw. arbeitsrechtlicher Regulationen der Ökonomie unter die Imperative der 
Kapitalverwertung. Mit diesem erweiterten Landnahmebegriff können reale 
Entwicklungstendenzen kapitalistischer Restrukturierungen seit der Krise der 
1970er Jahre relativ präzise abgebildet werden. Es ist somit durchaus geeignet, 
die „Signatur“ einer Epoche zu erfassen. 

Als Theorie kapitalistischer Reproduktion jedoch müsste das Landnahmen- 
konzept den Krisenprozess, also die aus den jeweiligen historisch-konkreten ob- 
jektiven Strukturen der Kapitalreproduktion und den Kämpfen sich einstellende 
Krisenregulation, stärker berücksichtigen. Mit dem von Gramstci (1991 ff.) inden 
Gefängnisheften entwickelten Konzept der „passiven Revolution“ und der sich im 
Krisenprozess vollzichenden „molekularen Veränderungen‘, die die „vorherige 
Zusammensetzung der Kräfte zunehmend verändern und folglich zur Matrix 
neuer Veränderungen werden“ (H. 15, $11, 1727£.), könnte hier die Analyse der 
Möglichkeiten, der Grenzen und der konkreten historischen Ausformungen 
kapitalistischer Landnahmen deutlich präzisiert werden. 
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Tom Strohschneider 
Die Linkspartei in der Krise 


Die LINKE ist in der Krise. Der Satz ist so allgegenwärtig, wie in ihm eine 
gewisse Pointe steckt: Die Partei ist seit den Bundestagswahlen von 2009 aus 
der Erfolgspur geworfen. In ihr toben programmatische und Machtkonflikte. 
Trotz radikaler Rhetorik vermag es die LINKE nicht, die galoppierende Krise 
in ihrem Sinne zu politisieren. Dass die Schwäche in einer Zeit deutlicher wird, 
in der sogar in den Feuilletons „bürgerlicher“ Zeitungen die Frage aufgeworfen 
wird, ob die (gesellschaftliche) Linke mit ihrer Kritik am Kapitalismus nicht 
vielleicht doch Recht gehabt haben könnte, konfrontiert die Linkspartei immer 
aufs Neue mit der Frage: Warum profitiert sie nicht von der Krise? 


1. Eine Frage des Erfolgs 


Man hörte die Frage bereits kurz nach der Pleite der Investmentbank Lehman 
Brothers, Oskar Lafontaine musste sie schon beantworten, als er noch Vorsit- 
zender der Linkspartei war und in ihrem intellektuellen Umfeld hat man sich 
ebenfalls seit längerem damit auseinandergesetzt (Rilling 2009). In der Rede von 
der LINKEN, die nicht profitiert, steckt die umgekehrte Annahme, dass eine 
Partei, die für Umverteilung, soziale Gerechtigkeit etc. eintritt, in einer Krise zu 
den politischen Gewinnern gehören müsste. Ein Gedanke, derwomöglich aufdie 
Erfahrung zurückgreift, dass die großen Krisen des Kapitalismus oft „produktive 
Wirkungen“ entfaltet haben, in dem sie zum Katalysator für die Reform des 
Kapitalismus selbst wurden (Kocka 2011). Wobei hierfür eben gerade eine starke 
Linke, die ideelle Kapitalismuskritik mit praktischer Handlungsfähigkeit aufder 
Basis gesellschaftlicher Mobilisierungen verbinden kann, wichtige Voraussetzung 
für die Durchsetzung partieller Problemlösungen (Sozialstaat, Institutionen der 
Marktregulierung, New Deal) waren. 

Vertreter der Linkspartei führen, wenn sie heute daraufangesprochen werden, 
warum die LINKE in der Krise nicht profitiert, gern ins Feld, dass die Menschen 
in Zeiten der Unsicherheit den Regierenden mehr Kredit einräumen als einer Par- 
tei, die grundlegende Veränderungen fordert (Gysi 2011). Eine zweite Erklärung 
verweist darauf, dass die Positionen der LINKEN zum Teil von der Konkurrenz 
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übernommen wurden. Ein drittes Antwortmuster macht eine Berichterstattung 
verantwortlich, die sich statt mit den Inhalten der LINKEN lieber mit deren 
Konflikten beschäftigt. Und viertens wird die „Selbstbeschäftigung‘ selbst als 
Grund für das Ausbleiben von Erfolg ausgemacht. 

Aber was ist das eigentlich? Parteienerfolg wird in der öffentlichen Debatte 
meist auf Wahlergebnisse und Umfragewerte reduziert. Über Gewinn oder Nie- 
derlage entscheidet der jeweilige Abstand zu früheren Resultaten. Andererseits 
können Parteien auch dadurch Erfolg haben, dass sie auf die politische Agenda 
einwirken. „Wir wollen Politik verändern. Darin rechnen wir Erfolg - nicht in 
Prozenten“, hat Oskar Lafontaine einmal gesagt. Forsa-Chef Manfred Güllner 
nannte dieses Argument „schr gefährlich“: Damit mache sich die LINKE „selbst 
überflüssig. Wenn andere die Inhalte umsetzen, braucht man die Vordenker 
nicht.“ Wichtige Ziele wie der Mindestlohn wurden bisher freilich nur rhetorisch 
von der Konkurrenz absorbiert, gesetzgeberische Maßnahmen stehen aus und 
dass eine potenzielle rot-grüne Regierung „die Inhalte umsetzen“ würde, bleibt 
abzuwarten. Gelegentlich wird in der LINKEN darauf verwiesen, dass dies nur 
bei einer eigenen Regierungsbeteiligung garantiert wäre - und hier schließt sich 
ein weiteres Kriterium des Erfolgs von Parteien an: die Eröffnung von Koaliti- 
onsmöglichkeiten und die Kompetenz, diese unter bestimmten Bedingungen 
auch wahrzunehmen. In der LINKEN ist diese Erfolgsdimension umstritten. 
Und das ist nicht der einzige Konflikt in einer Partei, die als Sammelbehälter 
ganz unterschiedlicher Ziele, Traditionen und Organisationskulturen wie eine 


„politische Bedarfsgemeinschaft“ erscheint (Neugebauer/Stöss 2008). 


2. Der Aufstieg der LINKEN bis 2009 


Man kann mit Blick auf ihre Probleme heute von einer „dritten Phase“ der Ent- 
wicklungder LINKEN sprechen, die aufeine „zweite Phase“ des Aufstiegs folgt. 
Bei 16 von 19 bundes- und landesweiten Urnengängen von der Bundestagswahl 
2005 bis zu jener von 2009 verbesserte die LINKE ihr prozentuales Ergebnis. Ver- 
luste gab es lediglich 2006 in Berlin (-9,2 Prozent), wo die Partei aus der Regierung 
heraus antrat und dabei im eigenen Wählerlager mit einer Konkurrenzkandidatur 
konfrontiert war. In Sachsen (-0,3) und Brandenburg (-0,8) verfehlte die LINKE 
im Herbst 2009 das Niveau der Vorergebnisse nur knapp. Die Partei zogin sechs 
westdeutsche Landtage ein (Bremen 2007, Hessen 2008 inklusive Wiedereinzug 
2009, Niedersachsen 2008, Hamburg 2008, Saarland 2008, Schleswig-Holstein 
2009), konnte bei der Bundestagswahl 2009 ihr Ergebnis deutlich steigern (43,2) 
und mit einer von 54 auf 76 Abgeordneten vergrößerten Fraktion abermals ins 
Parlament einziehen. 
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Der Großteil der politikwissenschaftlichen Literatur über die LINKE ist 
während dieser Aufstiegsphase erschienen: Die neue Partei wurde als politisches 
Phänomen untersucht (Spier u.a. 2007), Gründe und Weg zur Fusion von PDS 
und Wahlalternative beleuchtet (Strohschneider/Hübner 2007, Heunemann 
2008) und man beschrieb die LINKEals Faktor, der das Parteiensystem verändert 
hat (Jun u.a. 2006, Jesse 2011). Während hierbei das Moment des Wandels im 
Vordergrund steht, haben Veröffentlichungen, die sich auf extremismustheo- 
retische Annahmen stützen, die Kontinuität zu den Vorläuferorganisationen 
SED und PDS ins Zentrum gestellt (Jesse/Lang 2008). Politikwissenschaftliche 
Arbeiten, die aufdie Amtszeit der Doppelspitze Gesine Lötzsch und Klaus Ernst 
eingehen, sind noch rar (Neugebauer 2011, Klatt 2011). Gleichwohl wurden die 
Schwierigkeiten der LINKEN in einer Reihe von Veröffentlichungen bereits 
prognostiziert (Koß/Hough 2006). 

Zunächst aber ist die Linkspartei nach 2005 als „der eindeutige Sieger“ geschen 
worden. Ihr erster Wahlerfolgwurde vor allem mit kurzfristigen Faktoren erklärt, 
etwa der Konjunktur politischer Themen (soziale Gerechtigkeit, Ablehnungvon 
Hartz IV, Wunsch nach Beteiligungam wirtschaftlichen Aufschwung). Eine prä- 
gende Rolle wurde auch den beiden öffentlichkeitswirksamen Spitzenkandidaten 
Lafontaine und Gregor Gysi zugebilligt. Alsim Frühjahr 2006 die WASG beiden 
Landtagswahlen in Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz klar hinter den 
Erwartungen zurückblieb, wurde in der Partei vor allem auf regionale Gründe und 
den noch unzureichenden Stand des Parteiaufbaus verwiesen. Mit dem Sprungin 
die Bremer Bürgerschaft im Mai 2007, der formalen Gründungder LINKEN im 
Juni desselben Jahres und den Ergebnissen der Frühjahrswahlen von 2008 „hatte 
sich der Tonfall der Betrachtungen“ dann endgültig von den „unwägbaren und 
zwangsläufigen Risiken der schnellen Fusion“ wegund hin zur „Erfolgsstory der 
Partei“ bewegt (Messinger/Rugenstein 2009: 67). Man sah bereits Anzeichen für 
die „dauerhafte Etablierungder Linken im Westen‘, die als „Lackmustest für den 
Erfolg des gesamten Projekts“ angeschen wurde, gleichzeitigwurden Indizien auch 
für die Erweiterung der Wählerschaft und einen Mitgliederzuwachs im Osten 
gefunden. Die Frage, ob es sich bei der fusionierten Partei um eine „zeitgemäße 
Idee oder ein Bündnis ohne Zukunft“ handelt, konnte als erst einmal beantwortet 
angeschen werden (Spier u.a. 2007). 

Die Wahlerfolge schienen „die These zu bestätigen, dass anders als die PDS 
zuvor, die neue Partei das durch den ‚Gang der SPD in die Mitte’ verursachte 
Vakuum im linken Teil des Wählerlagers würde besetzen können. Sie hatte er- 
folgreich ehemalige SPD-Wähler für sich gewonnen und galt nun als die Partei, 
die für soziale Gerechtigkeit steht und für traditionelle sozialdemokratische 
Sozialstaatspolitik eintritt“ (Neugebauer 2011: 160). Bis zur Bundestagswahl 
2009 hatte die Linke stets dann bei Wahlen auf Bundes- und Landesebene pro- 
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zentual dazugewonnen, wenn die SPD ihrerseits Prozente verlor. Ein direkter, 
unmittelbarer Zusammenhang, wie er an Wahlabenden mit den Zahlen der 
„Wählerwanderungen“ in den Fernsehsendungen suggeriert wird, lässt sich 
allerdings nicht ohne weiteres ableiten. Auf der einen Seite sind die gesamten 
Wählerströme einer Partei viel größer als es die angegebenen Salden zeigen (Kahrs 
2011). Auf der anderen Seite hängen Erfolge stark von der Mobilisierung des 
eigenen Potenzials einer Partei ab, weniger von der Ansprache an Wechselwäh- 
ler (Vester 2010). Strukturelle Verschiebungen, wie sie sich im Verhältnis der 
Stimmenanteile von Linkspartei undSPD andeuten, „sind extrem langsam“, der 
Absturz der Sozialdemokratie bei der Bundestagswahl 2009 (-11,2) war noch 
keine hinreichende Erklärung für das Plus der Linkspartei (43,2). 


3. Probleme in der „dritten Phase” 


Im Mai 2010 konnte die LINKE in Nordrhein-Westfalen die Fünfprozent-Hürde 
überspringen und mit einer Fraktion in den Landtag einziehen. Der elektorale 
Aufstieg der Partei setzte sich aber danach nicht mehr im gleichen Maße fort. In 
Hamburg gelang im Februar 2011 zwar der Wiedereinzug in die Bürgerschaft, 
prozentual stagnierte die Partei dort jedoch. Im Südwesten wurde im März 
2011 abermals der Einzug in zwei Landtage verfehlt - in Baden-Württemberg 
schnitt die Linke sogar noch schlechter ab als die Wahlalternative 2006 (-0,4), in 
Rheinland-Pfalz gab es kaum Zugewinne (40,4). Der Wiedereinzugder LINKEN 
in die Bremer Bürgerschaft im Mai 2011 trotz Zustimmungsverlust (-2,6) wurde 
als Wahlausgangbeschrieben, bei dem die inzwischen stark in die Kritik geratene 
Berliner Parteispitze noch einmal mit einem „blauen Auge“ davongekommen 
sei. Bei den Wahlen in Sachsen-Anhalt verlor die Linke zwar nur leicht (-0,4) 
und konnte in Mecklenburg-Vorpommern sogar zulegen (41,6). Hier wie dort 
verfehlte sie aber ihre eigenen Ziele deutlich. In Berlin büßte die Partei schließ- 
lich im September 2011 nicht nur klar in ihren im Ostteil der Stadt gelegenen 
Hochburgen ein, musste eine fast zehnjährige Phase des Mitregierens beenden 
und landete in der Endabrechnung nur knapp vor der Piratenpartei. 

Ist das eine vorübergehende Delle oder zeichnet sich ein stabiler Trend ab? 
Geht man davon aus, dass die Linkspartei Ausdruck einer bestimmten, gegenüber 
den Jahrzehnten 1945 bis 1989 gewandelten, Wirtschafts- und Sozialstruktur ist 
(Fülberth 2008), wird man ihre Existenz als bundespolitisch relevante Kraft nicht 
schon wegen einiger Wahlergebnisse auf Landesebene in Frage stellen. Wichtige 
Elemente jener „günstigen Gelegenheit“ (Nachtwey/Spier 2007), welche zunächst 
in der Gründung wahlpolitischer Alternativen im Westen, später im Bündnis 
zur Bundestagswahl 2005 und schließlich in der erfolgreichen Vereinigung von 
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zwei Parteien einen Ausdruck fand, bestehen immer noch: die gesellschaftliche 
Nachfrage nach sozialer Gerechtigkeit ist, wie sich in Umfragen zeigt, weiter 
groß; die parteipolitische Repräsentationslücke links der Sozialdemokratie ist 
nicht viel kleiner geworden; die unter Arbeitern und Erwerbslosen abgerissene 
Bindung (im Westen) an die Sozialdemokratie keineswegs repariert. 

Aufder anderen Seite stellt sich am Ende des Wahljahres 2011 mehr denn je die 
Frage, ob die Linke diese „elektorale Entkoppelung“ weiter für sich nutzen kann, 
und ob die Rolle als neue Repräsentantin des vertikalen sozialen Ausgleichs und 
eines solidarischen Wohlfahrtsstaatsmodells in Zukunft noch erfolgreich sein 
wird. Damit zusammenhängende „Fragen, Probleme, Herausforderungen“ sind 
schon schr früh thematisiert worden, es gebe „ganz und gar keine Sicherheit auf 
eine dauerhafte Perspektive“, weil offen sei, ob die massive politische Enttäuschung 
über die etablierten Parteien sowie die Erosion der traditionellen sozialdemo- 
kratischen Milieus auch in Zukunft Wasser auf die Mühlen der LINKEN sein 
würden (Brie 2005). Es gibt eine Reihe von Anzeichen, die dagegen sprechen: 

Erstens stützte sich der Aufstieg der LINKEN auf das verbreitete Empfinden 
einer Gerechtigkeitslücke in einer Phase des wirtschaftlichen Aufschwungs, der 
nicht bei den Beschäftigten ankam. Mit der Finanz- und Wirtschaftskrise seit 
2008 kann von einer Verschiebung in Richtung eines „Sicherheitsdiskurses“ 
gesprochen werden. Das wirft Probleme auf: Seit 2005 erreicht die LINKE re- 
lativ stabile Kompetenzwerte auf dem Feld „soziale Gerechtigkeit“ zwischen 
8 und 11 Prozent; im selben Zeitraum sind die Zustimmungswerte der Partei 
(Sonntagsfrage) deutlich zurückgegangen. Ein Faktor dabei: Der LINKEN wird 
- wie allgemein kleineren Parteien - nicht zugetraut, „die Probleme zu lösen“. 
Da in der Wahlforschung angenommen wird, dass die Kompetenzzuweisungen 
deutlich mit dem Stimmverhalten zusammenhängt (Schoen/Falter 2005), sind 
bei längerem Krisenverlauf weitere Verluste möglich. 

Zweitens sind eine Reihe von Konflikten, in denen die Linkspartei bis 2009 ein 
Alleinstellungsmerkmal gegenüber den vier anderen im Bundestag vertretenen 
Parteien aufwies, in einer veränderten politischen Konstellation verblasst. Das 
betrifft vor allem die „Markenkern-Ihemen“ Hartz IV, Afghanistankrieg und 
Mindestlohn. Zwar sprechen sich weiterhin große Bevölkerungsgruppen für 
Forderungen aus, die auch die Linkspartei vertritt (Liebscher/Schmidtke 2011). 
Sie tut dies nun aber nicht mehr allein. Dabei kann dahingestellt bleiben, ob SPD 
und Grüne sich „nicht wirklich von der Politik der Agenda 2010 verabschiedet 
haben‘, wie in der LINKEN häufig betont wird. 

Drittens ist der gesellschaftliche Diskurs seit 2009 mehr und mehr „begrünt“ 
worden: Schon die vergangene Bundestagswahl war auch eine Auseinanderset- 
zungum die von Union und FDP angekündigte Atompolitik. Der atomare Unfall 
im japanischen Fukushima fügte dann noch eine Art zweiten Tschernobyl-Effekt 
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hinzu, der die Zustimmungswerte der Grünen rasch anwachsen ließ und mit der 
Energiewende ein Thema aufdie Tagesordnung setzte, beidem der LINKEN kei- 
ne oder nur geringe Kompetenzen zugebilligt werden. Gleiches kann für den auf 
demokratiepolitische Fragen hinauslaufenden „Wutbürger“-Diskurs seit Herbst 
2010 gesagt werden, in dem die LINKE zwar ebenfalls eigene Vorstellungen 
präsentieren konnte, diese in der veröffentlichten Wahrnehmung aber kaum 
eine Rolle spielen. 

Viertens verweist der Aufstieg der Piratenpartei auf ein Bedürfnis nach al- 
ternativer Repräsentation, das von der LINKEN nicht befriedigt werden kann. 
Immerhin 32 Prozent der LINKEN-Wähler hielten es Ende September 2011 
in einer Umfrage grundsätzlich für möglich, ihre Stimme den Piraten zu geben. 
Noch kann nicht abschließend gesagt werden, ob sich die Piraten dauerhaft und 
auch über Großstädte hinaus entlang von Begriffen wie Transparenz, Netzpolitik, 
Bürgerrechte etablieren können. Darauf kann die Linke zwar inhaltlich reagie- 
ren. In der Partei wurde aber bereits konstatiert, dass mit den Piraten „weniger 
ein Politikfeld als vielmehr das Versprechen eines anderen Politikszils gewählt“ 
wurde (Jösting u.a. 2011) - den eine zumindest vorübergehend wachsende Zahl 
von Wählern mit einer habituell cher sozialdemokratisch-gewerkschaftlich und 
zudem als schon etabliert erscheinenden LINKEN nicht in Verbindung bringt. 

Fünftens sind in der LINKEN nach der Bundestagswahl 2009 bis dato aufge- 
schobene Klärungsprozesse in Gang gesetzt und vorübergehende Arrangements 
aufgehoben worden. Das ist einerseits kein Alleinstellungsmerkmal, auch wenn 
in der Öffentlichkeit gern auf „das Typische“ daran hingewiesen wird: linker 
Streit eben. Die Ausprägung, welche die Strömungskonflikte bis zum Herbst 
2011 angenommen haben, stechen aber auch tatsächlich heraus: Das betrifft 
neben der prägnanten Ost-West-Differenzierung auch die Bedeutung ideologi- 
scher Differenzen und schließlich die stark unterschiedlichen Traditionen der 
Mitglieder der jeweiligen Quellorganisationen. Nicht zuletzt ist die Linkspartei 
mehr als andere Parteien einem sozialstrukturellen Wandel unterworfen und von 
demografischen Entwicklungen betroffen. 


4. Stotternder Motor 


Nach der Bundestagswahl 2009 dauerte es einige Zeit, bis die LINKE vernehmbar 
auf die veränderten Voraussetzungen ihres politischen Handelns reagierte. Auf 
dem Bundesparteitag von Rostock im Mai 2010, bei dem die neue Doppelspitze 
gewählt wurde, hatte sich die LINKE zwar aufgegeben, eine strategische Debatte 
zu führen. Aber erst im folgenden Oktober veröffentlichten die Vorsitzenden von 
Partei und Bundestagsfraktion ein gemeinsames Papier. Darin formulierte die 
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LINKE den Anspruch, „zum Motor für den Politikwechsel“ zu werden (Lötzsch/ 
Ernst/Gysi 2010). Der Zusammenhangzwischen dem neuen „Agieren von SPD, 
Grünen‘, der „Passivität und Selbstbeschäftigung“ der LINKEN sowie dem 
Verlust an Zustimmung beim Wähler wurde anerkannt. Gleichzeitig sollte die 
Partei aufein anderes Verhältnis gegenüber SPD und Grünen orientiert werden: 
„Parlamentarische Mehrheiten für eine neue Politik werden nicht ohne SPD und 
Grüne zustande kommen.“ Dazu würden zwar „derzeit wichtige Voraussetzungen 
fehlen“, worunter die inhaltlichen Anforderungen an eine „sozial-ökologische 
Reformpolitik“, eine unzureichende Korrektur der Regierungsentscheidungen 
von SPD und Grünen sowie der unkooperative Umgangbeider Parteien mit der 
LINKEN gezählt werden. Auf der Basis eines gestärkten eigenen Profils wollte 
man dennoch „offensiv für die Abwahl von Schwarz-Gelb auch durch ein rot- 
rot-grünes Regierungsbündnis kämpfen“. 

In einem die Fraktionsklausur vorbereitenden Thesenpapier (Hinze u.a. 2010), 
das eine Grundlage für das „Motor“-Papier darstellte, heißt es: „Der gewonnene 
politische Einfluss und die Verschiebungen im Parteiensystem stellen uns vor die 
Frage, ob wir die bislang gültige Strategie der ‘Kritik und Nicht-Kooperation’ 
beibehalten oder bereits an dem Punkt angelangt sind, sie in eine Strategie der 
‘Kritik und Kooperation’ überführen zu müssen.“ Das sollte nicht als Vorent- 
scheidung für eine Regierungsbeteiligung im Bund verstanden werden, sondern 
es gingden Autoren „darum, den von uns gewählten Modus der Profilierungden 
aktuellen Entwicklungen anzupassen. Die Erwartungen der Bevölkerung (an 
machbare Alternativen) und die Art, wie SPD und Grüne ihre Oppositionsrolle 
ausfüllen, sprechen gegen ein einfaches weiter so.“ Allerdings tendiere, so die 
damalige Einschätzung, die Partei „zur Beibehaltung der bisherigen Strategie. 
Das hat seinen Grund darin, dass mit Blick auf 2013 einerseits ihre Existenz 
nicht länger gefährdet, andererseits auch keine wirklich realistische Machtoption 
vorhanden ist“. Die Anreize hingegen, „sich innerparteilich durch akzentuierte 
Positionierungen Vorteile zu verschaffen‘, seien dagegen groß. 

Damit war eine Frage angesprochen, die in der fusionierten LINKEN unter- 
schiedlich beantwortet wird: das Verhältnis zur SPD. Auf die Sozialdemokraten 
hatte sich in der PDS seit Anbeginn die Debatte um Bündnisorientierung kon- 
zentriert, in Ostdeutschland waren Erfahrungen in der Regierungszusammen- 
arbeit gesammelt worden, die in der PDS dominanten Reformer sprachen sich 
grundsätzlich für die Option einer Kooperation aus. In der Wahlalternative 
hingegen, vor allem bei ihren gewerkschaftlichen und ex-sozialdemokratischen 
Quellen, dominierte zwar auch die Frage nach dem Verhältnis zur SPD, aber 
unter umgekehrtem Vorzeichen. Hier spielte die Erfahrung des Abrückens der 
Sozialdemokratie von ihren politischen Grundsätzen eine wesentliche Rolle, es 
dominierte cher die Abgrenzung, was nicht zuletzt mit Biografien zusammen- 
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hing, in denen ein Austritt bzw. Rauswurf aus der SPD einen für das politische 
Handeln der Akteure maßgeblichen Einschnitt bedeutete. 

In dieser Gründungskonstellation liegt allerdings auch eines der großen Prob- 
leme der LINKEN - die negative Fixierung auf die SPD, welche die Suche nach 
eigenen politischen Antworten prägt und einen Modus der Abgrenzung, Abarbei- 
tungsowie des Eine-Schippe-Drauflegens etabliert hat. Dabeigeht es nicht darum, 
die Richtigkeit der Kritik an der Entwicklung der Sozialdemokratie in Frage zu 
stellen. Sondern darum, dass diese bisweilen als Wettstreit um Traditionswimpel 
(„Willy Brandt gehört jetzt uns.“) geführte Auseinandersetzung den Horizont 
der Debatte um Inhalte und Strategie bei der LINKEN einengt. Es besteht die 
Gefahr, dass „eine historische Momentaufnahme“, nämlich der „Protest gegen 
die Agenda 2010 bei gleichzeitigem gravierenden Legitimationsverlust der SPD 
in einer wirtschaftlichen Prosperitätsphase, zum verallgemeinerten Abbild gesell- 
schaftlicher Stimmungen und zur permanenten Verlaufsform gesellschaftlicher 
Kämpfe“ verallgemeinert wird (Lederer 2010). 

Differenzen über die Haltung gegenüber der SPD innerhalb der Linkspartei 
wurden darüber hinaus von außen beeinflusst: die Sozialdemokraten verfolgten 
entweder und aus je unterschiedlichen Gründen eine nicht-kooperative Linie (z.B. 
Sachsen-Anhalt 2006, Mecklenburg-Vorpommern 2006), oder mögliche Arrange- 
ments mit der LINKEN scheiterten an den Konflikten innerhalb der SPD selbst 
(Hessen 2008). Die parteipolitische Auseinandersetzung wurde seitens der Sozial- 
demokraten zudem mit dem deutlichen Ziel verfolgt, „die LINKE kleinzuhalten“. 
Und zwar sowohl im Modus der Kooperation, indem Spielräume des Partners 
minimiert wurden (Berlin), wie im Modus des Konflikts, bei dem eine Rhetorik 
der Abwertung (nicht regierungsfähig, überflüssig) stets bei der LINKEN Gegen- 
reaktionen provozierte, die selbst wiederum die Kooperationschancen beeinflusste. 

Durchaus ähnlich, aber vor einem anderen Hintergrund, gilt das auch für 
das Verhältnis zu den Grünen. Die Partei spielte lange Zeit als Bezugspunkt 
der LINKEN cher eine Nebenrolle. Nur wenige Protagonisten der fusionierten 
Partei waren vorher selbst bei den Grünen engagiert, auf dem ostdeutschen Be- 
tätigungsfeld der PDS war die Partei kaum relevant und in der Wahlalternative 
das Interesse an ökologischen Fragen cher gering. Es hatte zwar auch früher 
schon einzelne Forderungen gegeben, das Verhältnis zwischen Linkspartei und 
Grünen stärker zu diskutieren (Korte 2006). In Gangkam diese Debatte verstärkt 
aber erst, nachdem die LINKE 2009 und 2010 auf Landesebene vergeblich mit 
Grünen sondiert hatte, die Öko-Partei sich koalitionspolitisch in Richtung CDU 
(Hamburg) und FDP (Saarland) geöffnet hatte und bei Wahlen reüssierte, wobei 
sie in Baden-Württemberg sogar die Sozialdemokraten überflügelte. 

Die Reaktion der LINKEN-Spitze hieß zunächst: Abwehr. Die Grünen seien 


„keine linke Partei, sondern im Kern die Partei der umweltfreundlichen Besser- 
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verdiener“, befand beispielhaft Klaus Ernst. Lafontaine bezeichnete die von den 
Grünen vertretene Idee eines „grünen Kapitalismus“ als „Irrweg“. Neben die 
Kritik an früherer grüner Regierungspolitik (Kosovokrieg, Agenda 2010), trat 
nun auch eine kulturell motivierte Distanzierung von den „Latte-Macchiato- 
Bürgern“. In der Linkspartei wurde dagegen gehalten, nur ein konstruktiv- 
kritischer Dialog mit dem grünen Milieu könne den Boden für ein mögliches 
linkes Reformprojekt bereiten. Wobei der LINKEN die Aufgabe zufalle, sich in 
eine im Entstehen begriffene „grüne Hegemonie“ einzuschreiben und diese nach 
links zu radikalisieren (Redaktion Prager Frühling 2011). „Perspektivisch geht 
es um die Alternative von einem Mitte-Unten-Bündnis, das seinen politischen 
Ausdruck in der Kooperation von Linkspartei und Grünen findet oder einem 
Mitte-Oben-Bündnis, das politisch aufeine schwarz-grüne Option hinausläuft.“ 
Dies wurde entweder als abwegige Hoffnung (Fülberth 2011) oder falsche Al- 
ternative (Spehr 2011) zurückgewiesen. 

Vor diesem Hintergrund gestalteten sich auch die unter der Überschrift 
„Crossover“ stehenden Neuanfänge gemeinsamer strategischer und inhaltlicher 
Suche im Raum zwischen den drei Parteien cher schwierig. Zwar hatte es schon 
in den 1990er Jahren eine durchaus beachtenswerte konzeptionelle Debatte 
über ein gemeinsames Projekt der gesellschaftlichen Linken gegeben (Crossover 
1997). Und seit 2007 waren auch vereinzelt die Fäden wieder aufgenommen 
worden, die nach dem rot-grünen Regierungsbeginn 1998 abgerissen waren. Eine 
größere Wirkung entfaltete das aber in der Linkspartei nicht. Gesprächskreise 
jüngerer Abgeordneter von SPD, Grünen und Linke (Oslo-Gruppe) blieben in 
ihren Parteien ebenso Randerscheinung, wie der Versuch nur auf begrenzten 
Widerhall in den Parteien stieß, die Diskussion für Wissenschaftler und soziale 
Bewegungen zu öffnen (Institut Solidarische Moderne). Vom Einfluss des cher 
theoretisch orientierten Projekts Linksreformismus, das wie die beiden anderen 
Netzwerke im Frühjahr 2010 an die Öffentlichkeit trat, ganz zu schweigen. 

Insgesamt lässt sich feststellen, dass es der LINKEN bisher nicht gelungen ist, 
die Debatte über das Verhältnis zu SPD und Grünen sowie über die Frage einer 
Regierungsbeteiligung konstruktiv nach vorn zu wenden. Die Reaktionen aufdas 
Wahlergebnis in Berlin und das Ende der rot-roten Koalition in der Hauptstadt 
waren Rufe aus alten Schützengräben: Die gewerkschaftlich orientierte Sozialis- 
tische Linke forderte den Landesverband Berlin auf, seine „Ausrichtung allein 
aufden Erhalt der Regierungsbeteiligung aufzugeben“ (SL 2011). Die Strömung 
Antikapitalistische Linke sah sich durch die Wahlniederlage in ihrem Vorwurf 
bestätigt, die LINKE habe „einen auf Anbiederungan die SPD setzenden, linke 
Kernthemen vernachlässigenden und unglaubwürdigen Regierungskurs gefah- 
ren“ (AKL 2011). Das so genannte Reformerlager stellte hingegen fest, dass es 
„an einer erfolgreich kommunizierbaren, breit getragenen Funktion der Partei 
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für rote und grüne Wechselwähler“ fehle, die mehr erwarteten „als Opposition 
und das Zurechtrücken der Fehler anderer Parteien“. Die innerparteilich hoch 
gehandelten Themen würden diese „weniger oder gar nicht interessieren“, cher 
sei zu konstatieren, dass diese wenn überhaupt „zu Zweifeln und Entfremdung“ 
führen (Kahrs/Hoff 2011). 

Die PDS hatte mit dem Ruf „Veränderung beginnt mit Opposition“ ihren 
Weg begonnen und sich dann mühsam die Rolle als mögliche Regierungspartei 
erstritten — nach innen wie nach außen. Das führte jedoch angesichts des nach 
der Fusion wieder wachsenden Widerstands innerhalb der Partei dazu, dass Ko- 
alitionsbeteiligungen als bündnispolitische „Pilotprojekte“ eingehegt wurden, 
was mit einer Tendenz zur Selbstdisziplinierung verbunden war und bei der 
„Regierungslinken“ zu einer Wagenburgmentalität führte. Eine Auflösungdes auf 
seine Weise im LINKE-Kosmos perpetuierten Widerspruchs von Revolution und 
Reform spielte zwar immer wieder in den tangentialen politischen Diskussionen 
eine Rolle (neuere Beiträge: Demirovic 2011, Wright 2011) - aber eben kaum in 
der stark von Strömungslogik geprägten Parteidiskussion. 


5. An der Haltelinie 


Als die damaligen Vorsitzenden Lothar Bisky und Oskar Lafontaine am 20. 
März 2010 den ersten Entwurf für ein neues Grundsatzprogramm der LINKEN 
präsentierten, lag die Partei schon fast zwei Jahre hinter dem ursprünglichen 
Zeitplan. Dem ersten Entwurf folgte im Mai 2011 ein zweiter, der über 500 
„Wortmeldungen“ aus der Partei, darunter einen Alternativen Entwurf, zum 
Teil einbezog und schließlich, abermals Veränderungen erfahrend, im Juli 2011 
in einen Leitantrag des Parteivorstandes mündete. Dieser ist schließlich, leicht 
verändert, auf einem Parteitag im Oktober in Erfurt mit 503 Stimmen bei 4 
Gegenstimmen und 12 Enthaltungen - also einer 96,9-Prozent-Mchrheit be- 
schlossen worden. 

Die „Programmdebatte ist Teil des Lernprozesses unserer Partei“, hatten die 
Vorsitzenden Lötzsch und Ernst in einem Brief an die Mitglieder geschrieben 
- ein Prozess allerdings, in dem vor allem ältere, schon in der PDS diskutierte 
Streitfragen im Mittelpunkt standen, und der hinter der Dynamik einer sich 
schnell verändernden Wirklichkeit zurückblieb (Bischoff/Radke 2011). Weder ist 
es gelungen, eine „große Erzählung“ anzubieten (Klein 2011), noch sind zentrale 
künftige Herausforderungen eines demokratischen Sozialismus (als Ziel und 
Prozess) antizipiert. Zudem lag zwischen dem ersten Entwurfund dem schließ- 
lich vorgelegten Leitantrag ein Personalwechsel in der Spitze der LINKEN, an 
den ein Teil der Partei dann die Erwartung richtete, den „Grundcharakter“ des 
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mit dem Namen Lafontaine verbundenen Erstentwurfs zu konservieren. Ände- 
rungsvorschläge wurden bisweilen auch dann mit dem Verdacht belastet, eben 
diesen aushebeln zu wollen, wenn es sich um bloß Ergänzungen und konkrete 
Erweiterungsideen handelte. 

Über die Wirkung von Parteiprogrammen lässt sich streiten. Die Politik- 
wissenschaft nennt eine Vielzahl von Funktionen (Micus 2007). Sie sollen die 
Integration verschiedener Flügel innerhalb einer Partei bewerkstelligen, Sinn 
im Inneren stiften und die Kommunikation der Ziele nach außen unterstützen, 
sollen politische Praxisanleitung und ideelles Regelwerk sein. In der öffentlichen 
Wahrnehmung spielen Parteiprogramme in der Regel nur dann eine Rolle, wenn 
sie geändert werden. Hierin, in der Programmfindung, liegt denn auch der ei- 
gentliche Wert für die Partei - beziehungsweise der Sprengstoff. Die Diskussion 
in der LINKEN und deren mediale Begleitung verstärkten sich gegenseitig, blie- 
ben dabei auf einige wenige, symbolisch aufgeladene Punkte fokussiert. Hinzu 
trat, dass in der LINKEN Motive der „Erstformulierung“ eines vollständigen 
Programms dem Wunsch gegenüberstanden, Traditionen aus der früheren PDS- 
Programmatik fortzuschreiben. 

Ein Beispiel dafür ist der Streit um die Passage, in der die LINKE sich mit der 
eigenen Vorgeschichte auseinandersetzt: die Diskussion um die Formel „Stalinis- 
mus als System‘, die seit der Rede des Philosophen Michael Schumann auf dem 
Sonderparteitag der SED im Dezember 1989 zum Kern der Identität der PDS 
gehörte und die gezogenen Lehren aus der DDR-Geschichte symbolisierte. Im 
ersten Entwurf des neuen Programms tauchte zwar „der unwiderrufliche Bruch 
mit dem Stalinismus“ auf; der Zusatz „als System“ wurde aber erst nach langer 
Debatte und auf Drängen des ostdeutschen Reformerlagers in den Leitantrag 
des Vorstandes aufgenommen. Kaum war dieser vorgestellt, meldete sich Oskar 
Lafontaine mit einem Zeitungsbeitrag zu Wort und polemisierte gegen jene 
in der Partei, die sich auf die Formel berufen. Das wurde unter ostdeutschen 
Linken als Entwertung eines Gründungsdokuments der PDS verstanden, die 
zudem daran erinnerten, dass es bei der Absage an den „Stalinismus als System“ 
nicht bloß um eine realhistorische Ausdrucksform gehe, sondern um „die Illu- 
sion, mit Hilfe zentralisierter Herrschaftsapparate die Gesellschaft nicht nur 
kontrollieren, sondern ihre Entwicklung auch jederzeit korrigieren zu können“ 
(Schumann 1989). Und zwei weitere Fragen waren angerissen (Hoff 2011): die 
der innerparteilichen Kultur und schließlich die Absage an eine „Ideologie der 
totalen historischen Diskontinuität hinsichtlich der Organisationsprinzipien der 
Macht, namentlich der Staats- und Rechtsentwicklung, beim Übergangzu einer 
sozialistischen Neuordnung der Dinge“ (Schumann 1997). 

Hierin liegt einer der Hauptkonflikte der LINKEN, der sich auch mit der 
Verabschiedung des Programms nicht erledigt hat: die Verbindung zwischen 
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einer gegenwärtigen Politik und dem auf grundlegende Veränderung der ge- 
sellschaftlichen Verhältnisse gerichteten Fernziel. Im Entwurf wird der „große 
transformatorische Prozess“ einerseits als „von vielen kleinen und großen Re- 
formschritten, von Brüchen und Umwälzungen mit revolutionärer Tiefe ge- 
kennzeichnet“ beschrieben. Andererseits wird daran festgehalten, dass für das 
„konkrete Ziel“ der Linken „ein anderes Wirtschafts- und Gesellschaftssystem“ 
nötigist. Während für die linke Seite des innerparteilichen Koordinatensystems 
nicht zuletzt hierin der „antikapitalistische Charakter“ des Programms begrün- 
det ist, hat das Reformerlager dies als „Jenseitsorientierung“ zurückgewiesen. 
Der demokratische Sozialismus werde nicht „nach einem schlichten Wechsel 
des Gesellschaftssystems erreicht“, eine solche Illusion führe nur zu „rhetorisch 
radikaler Politik statt zu schrittweiser Veränderungen“. 

Der Streit ist alt und wurde bereits in der PDS engagiert geführt (Prinz 2010). 
Es geht in ihm nicht bloß um die theoretische Begründungeines „demokratischen 
Sozialismus“, sondern um die praktische Politik „im Hier und Heute“. In die 
Diskussion um das neue Grundsatzprogramm der LINKEN war von Anfang 
an der Konflikt um die Grenzen parlamentarischer Politik eingewebt. Mit den 
so genannten „roten Haltelinien“ wurden absolute Grenzen für die Beteiligung 
an Koalitionen gezogen. Zwei weitere Grundkonflikte betreffen ebenfalls Ever- 
greens der politischen Selbstverständigung links der Sozialdemokratie: auch in 
der Friedenspolitik und der Eigentumsfrage. Die Programmfindung war von 
Anfang an vom Konflikt zwischen den Strömungen in der Linkspartei geprägt 
worden. Dabei erschwerte es einerseits der Zwang zum Kompromiss, zu einer 
konsistenten Vision zukommen. Andererseits trägt das Programm, kaum dass es 
verabschiedet ist, bereits anachronistische Züge: Entscheidende Entwicklungen 
werden in dem Papier nicht mehr ausreichend reflektiert, weil die Geschwindig- 
keit der Programmfindung den sich rasch verändernden Realitäten nicht folgen 
konnte. Das betrifft den ökonomischen Krisenprozess vor allem in Europa, zum 
Teil auch die ökologische Dimension der Krise und die Frage, ob mit der Dia- 
gnose „neoliberaler Kapitalismus“ die gegenwärtige Epoche noch hinreichend 
beschrieben ist, oder „ob wir am Beginn einer neuen Epoche stehen“ (Bischoff/ 
Radke 2011). Hinzu kommt, dass wesentliche Voraussetzungen, denen linke 
Politik unterworfen wird, im Leitantrag nicht einmal angesprochen wurden 


(Schuldenbremse). 


6. Fair Play und Karteileichen 


Neben den strategischen und programmatischen Diskussionen ist die Linkspartei 
in ihrer „dritten Phase“ seit 2009 auch mit dem Problem einer schrumpfenden 
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Basis konfrontiert. Im Jahr der letzten Bundestagswahl hatte die fusionierte 
Parteizwar noch einen Höchststand bei den Mitgliederzahlen vermelden können: 
Über 78.000 Genossen waren Ende 2009 registriert. Doch schon bald sorgten 
Meldungen über Karteileichen in westdeutschen Landesverbänden für eine Be- 
reinigung. Ende 2010 meldete die LINKE nur noch gut 73.600 Mitglieder. Die 
Entwicklung liegt zwar einerseits in dem Trend, der seit Jahren auch größere 
Parteien erfasst hat. Im Vergleich zu den weiter wachsenden Zahlen der Grünen 
geriet die LINKE aber ins Hintertreffen. 

Im Oktober 2010 stellte der Parteivorstand in einem Beschluss fest, „die 
Entwicklung der Mitgliederstruktur und der damit verbunden Beitragsein- 
nahmen“ sei ein Thema, das „uns zu mittelfristigen Maßnahmen zwingt“. Eine 
daraufhin eingerichtete Projektgruppe „LINKE 2020“ verwies auf das hohe 
Durchschnittsalter und den damit verbundenen Rückgangder Mitgliederzahlen 
in den ostdeutschen Landesverbänden sowie die Tatsache, dass insbesondere im 
Westen die Zahl der Mitglieder noch immer weit unter dem Notwendigen und 
Möglichen liegt. Besonders hingewiesen wurde seinerzeit auf die „abschbare 
demografische Entwicklung“ in den Ost-Landesverbänden, „die bereits kurzfris- 
tigen Handlungsbedarferfordern wird“. 4.910 Eintritte verzeichnete die LINKE 
im vergangenen Jahr, gut 4.000 weniger als 2009 und fast 5.000 weniger als 2008. 
Das Durchschnittsalter der Neueintritte lag 2010 bei 41 Jahren. 

Die Linke kassiert von ihren Genossen im Jahr rund 9,6 Millionen Euro und 
bestreitet so etwa 40 Prozent ihrer Gesamteinnahmen. Mehr als 45 Prozent der 
Beiträge waren im Jahr 2010 von Mitgliedern im Alter über 70 Jahren gezahlt 
worden. Das ist zunächst nicht überraschend, die frühere PDS als deutlich größere 
Quellpartei hatte eine vergleichsweise alte Basis. Doch die Gruppe der Betagten 
wird immer kleiner, zudem liegt die Summe aus Todesfällen (im vergangenen Jahr 
1.480) sowie Austritten (2010: 6.856) deutlich über der Zahl der Eintritte. Neue 
Mitglieder, heißt es in einem Protokoll der Konferenz der Kreisvorsitzenden aus 
dem Jahr 2011, seien „oft finanziell schwach und zahlen nur den Mindestbeitrag, 
daher können sie mit ihren Beiträgen die wegfallenden Einnahmen von verstor- 
benen Mitgliedern nicht ersetzen, dadurch sinkt der Durchschnittsbeitrag.“ Die 
Vorsitzende Lötzsch erklärte im Sommer 2011, „dass insbesondere die älteren 
Mitglieder in den ostdeutschen Bundesländern verglichen mit vielen neuen Mit- 
gliedern in den westdeutschen Bundesländern wesentlich mehr Mitgliedsbeiträge 
bezahlen, so dass hier ein Verlust natürlich besonders nicht nur menschlich, 
sondern auch in der Parteikasse schmerzlich spürbar ist“. Das bestätigen auch 
Zahlen aus einer früheren Studie (PaMiS 2009): Unter den Neumitgliedern ist 
nach der Fusion der Anteil der Erwerbslosen vier Mal so hoch (16 Prozent) wie 
unter den ausder PDS kommenden LINKEN-Mitgliedern (vier Prozent). Auch 
die Zahl der Auszubildenden und nicht Berufstätigen, Gruppen, die ebenfalls 
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über schr geringe Einkommen verfügen, ist unter den nach der Fusion neu Ein- 
getretenen deutlich gewachsen. Gleiches gilt für die Arbeiter, dagegen ist die 
Zahl der Angestellten und Beamten unter den Neumitgliedern gegenüber dem 
in den Quellparteien deutlich gesunken. 

Schon im Oktober 2009 hatte der Vorstand eine Parteidebatte anstoßen wol- 
len, deren Ergebnisse in eine Organisationsreform münden sollen. Als Probleme 
wurden über die genannten Probleme angeführt: die interne Kommunikation, 
die „in der Regel nicht am Informationsmangel, oft aber daran“ mangele, „dass 
wir zu wenig miteinander reden, uns nicht zuhören“. Auch der strukturelle Wi- 
derspruch zwischen dem Bedürfnis nach demokratischer Beteiligung der Basis 
und.der notwendigen Geschwindigkeit politischer Handlungsfähigkeit sollte auf 
den Prüfstand. Immer drängender machten sich zudem kulturelle Probleme und 
Kritik an den Verfahren der Meinungsbildungbemerkbar. In dem Maße, wie nach 
der Bundestagswahl die Konflikte in strategischen und programmatischen Fragen 
zunahmen und zugleich elektorale Erfolge ausblieben, wuchs bildlich gesprochen 
der Druck im Kessel. In der LINKEN ist das vor allem auf unterschiedliche 
Biografien und Traditionen in Ost und West zurückgeführt worden, die Partei 
versuchte dem durch Kennenlern-Aktionen entgegenzuwirken. Hinzu kommt 
der Graben zwischen ganz unterschiedlichen sozialstrukturellen Milieus in der 
Partei, zwischen denen der Brückenschlag nicht gelingt (Bischoff u.a. 2011). 

Mehr noch aber besteht das Problem im Apparat selbst, wo es sich - zunch- 
mend seit Anfang 2010 - verfestigte. Eine entscheidende Rolle dabei spielte die 
als „Machtkampf“ interpretierte Auseinandersetzung nach dem Rückzug von 
Oskar Lafontaine, in dessen Verlauf der Bundesgeschäftsführer Dietmar Bartsch 
eine erneute Kandidatur für das Amt ausschloss, nachdem ihm von Gregor Gysi 
„Illoyalität“ vorgeworfen worden war. Der Verlauf des Konflikts erscheint dabei 
im Rückblick weniger entscheidend als seine Folgen für das Verhältnis maßgeb- 
licher Linkenpolitiker untereinander und ihre Fähigkeit, trotzdem Differenzen 
politisch zu bearbeiten und über inhaltliche Konflikte hinweg integrativ auf 
die Gesamtpartei zu wirken. Man kann von einem dynamischen Misstrauen 
sprechen, bei dem die Reaktion der einen Seite immer schon Begründung für 
die Folgereaktion der anderen Seite ist. 

Der frühere Vorsitzende Lothar Bisky hat in diesem Zusammenhang einmal 
von einer Verdächtigungskultur gesprochen (Bisky 2010), die noch durch die 
massenmediale Verzerrungder Binnenkommunikation verstärkt wird. Während 
vor allem der sich selbst links verortende Flügel der LINKEN den „bürgerlichen 
Medien“ üblicherweise Manipulation unterstellt, wird jedes noch so verkürzte 
Zeitungszitat der Gegenseite in den internen Auseinandersetzungen für bare 
Münze genommen, ohne dass die den Inhalt dominierenden Produktions- 
umstände von Nachrichten in Rechnung gestellt werden. Im Frühjahr wurde 
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aus der Partei heraus sogar ein freiwilliger „Verhaltens- bzw. Ehrenkodex“ ins 
Spiel gebracht, demzufolge „inhaltliche Kontroversen“ fortan nur noch in den 
„parteiinternen bzw. parteinahen Medien“ geführt werden sollten. Die Selbst- 
beschränkung wurde freilich weder von der einen noch der anderen Seite im 
Strömungsstreit der Linken wirklich befolgt. 

Und so erscheint die Lage der Partei zum Zeitpunkt der Abfassung dieser Zei- 
len durchaus prekär: Mit der Verabschiedung des neuen Programms hat die LIN- 
KE zwar gezeigt, dass die in ihr agierenden Protagonisten zu einem Kompromiss 
fähigsind. Doch das ist zunächst nicht mehr als eine Momentaufnahme, vielleicht 
auch nur ein wackeliger Burgfrieden: In der Neuwahl der Fraktionsführungund 
der Debatte über die kommende Parteispitze sowie eine mögliche Vorziehung 
des für Juni 2012 geplanten Wahltermins sind neue Konflikte bereits angelegt, 
bei denen sich einmal mehr personelle und strategische Fragen vermischen. Ein 
erneuter „Blick in den Abgrund“ wie bei der Aufstellungdes derzeit amtierenden 
Parteivorstandes, dessen Personaltableau in einer nächtlichen Sitzung im Januar 
2010 unter Berücksichtigung von diversen innerparteilichen Proporz-Anforde- 
rungen zustande gekommen war, ist nicht auszuschließen (Scharenberg 2010). 

Die populäre Rede von der LINKEN, die in der Krise nicht profitieren könne, 
stößt hier an ihre Grenzen. Die Partei hat zuletzt überwiegend ein Bild vermittelt 
(und die Medien zeigten es gern), das weniger Anlass gab, über die Ursache für 
ausbleibende politische Zugewinne nachzudenken als über die Frage, wann der 
innerparteiliche Kessel explodiert. Zeitungen plädierten schon für die „Auflösung 
einer Partei“, von einer Rückkehr Lafontaines in die erste Reihe war die Rede, 
das Wort von der „Abspaltung“ machte die Runde. „Die LINKE bricht jetzt 
nicht auseinander“ - mit diesen Worten hat im August 2011 die Parlamentarische 
Geschäftsführerin der Bundestagsfraktion, Dagmar Enkelmann, versucht die 
Geister zu vertreiben, welche die Krise der Partei begleiten: die mögliche Zuspit- 
zung bis zu einem Punkt, an dem die internen Probleme nicht mehr bearbeitet 
werden können. Dass die LINKE in der Lage ist, die in ihr wirkenden Flichkräfte 
zu bändigen, sich strategisch und politisch „neu zu erfinden‘, wie es der Thüringer 
Fraktionsvorsitzende Bodo Ramelow formuliert hat, und so die Ratlosigkeit einer 
„erschöpften Partei“ (Reinecke 2011) zu überwinden, ist keineswegs ausgemacht. 
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